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VORWORT DER HERAUSGEBER 


Seit etwa zwei Jahren erscheint der Informationsdienst SOZIALARBEIT im 
Sozialistischen Büro. Der Info dient der Kommunikation und Kooperation 
von Genossen und Gruppen, die mit sozialistischem Anspruch in den ver- 
Schiedenen Arbeitsfeldern der Sozialarbeit/Sozialpädagogik tätig sind; 
er behandelt Schwerpunktthemen, berichtet über aktuelle Konflikte und 
soll dazu beitragen, den Organisierungsprozeß und die Entwicklung 
einer sozialistischen Strategie im Sozialbereich voranzutreiben. 


Heute legen wir nun mit dem Titel "Projektstudium am Beispiel der 
Heimerziehung" die erste Ausgabe einer zusätzlichen Reihe "Arbeits- 
materialien zur Sozialarbeit/Sozialpädagogik" vor. In dieser Reihe 
sollen in unregelmäßigen Abständen Projektberichte aus verschiedenen 
Praxisbereichen, Untersuchungsergebnisse, Materialien, Dokumente etc. 
veröffentlicht werden. Wir denken hier insbesondere daran, den Infor- 
mations- und Erfahrungsaustausch zwischen Ausbildungsstätten und 
Praxisbereichen für beide Seiten effektiver zu machen. Sozialarbeiter/ 
Sozialpädagogen in den verschiedenen Praxisbereichen wissen oft sehr 
wenig von dem, was von Studenten und Dozenten an den Ausbildungsstät- 
ten behandelt und gearbeitet wird, und umgekehrt sind bisher die Er- 
fahrungen der "Praktiker" kaum oder in einem nur geringem Maße für das 


Studium nutzbar gemacht worden. 


Wir nehmen dabei keine Rücksicht auf literarische Reinheit und wis- 
senschaftliche Akribie, sondern werden solche Berichte veröffentlichen, 
in denen von einer konkreten Parteilichkeit mit den Betroffenen ausge- 
gangen wird. Wir fordern interessierte arbeitende Gruppen und einzelne 
auf, Materialien, Dokumente, Praxisberichte, wichtige Examensarbeiten 
etc. zu senden an das Redaktionskollektiv Info Sozialarbeit im Sozia- 


listischen Büro, 605 Offenbach 4, Postfach 591. 
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EINLEITUNG 


Die vorliegende Arbeit ist das Ergebnis eines dreisemestrigen (Juni 
1972 - Februar 1974) Projektstudiums an der Fachhochschule für Sozial- 
arbeit Frankfurt. An der Projektarbeit haben sich 14 Studentinnen und 
Studenten und 2 Dozenten (Projektbegleiter) beteiligt. 


Daß wir diese Arbeit veröffentlichen, hat nicht seinen Grund in der 
Absicht, einen wissenschaftlichen Forschungsbericht vorzulegen oder in 
pädagogische Theoriediskussionen einzugreifen. Der Projektbericht ist 
weder das eine noch das andere, auch wenn wissenschaftliche Überle- 
gungen und pädagogische Theorien die Arbeit mitbestimmt haben. Unter 
diesen Gesichtspunkten betrachtet, gibt es bessere Bücher. 


Sozialarbeit im Kapitalismus steht unter prekären Widersprüchlichkei- 
ten, die auch von der in der Bundesrepublik sich langsam herausbilden- 
den Bewegung einer politisch orientierten, auf Klasseninteressen sich 
beziehenden Sozialarbeit noch nicht geklärt sind. Von Anfang an war 
unser Projekt deshalb nicht als wissenschaftliche Untersuchung, son- 
dern als Organisierung eines Erfahrungsprozesses angelegt, durch den 
wir - soweit es die Ausbildungssituation.an der Fachhochschule zu- 
läßt - mit relevanten Problemen sozialarbeiterischer Praxis konfron- 
tiert werden. 


Der Projektbericht gibt diesen Erfahrungsprozeß wieder, den die Pro- 
jektgruppe mit ihrer Untersuchungsarbeit über Heimerziehung als einen 
exemplarischen Praxisbereich für Sozialarbeit durchlaufen hat. Wir 
haben versucht, den Zusammenhang von gesellschaftlicher Praxis und 
Ausbildung zu einer Problemstellung des Projekts selbst zu machen: 
einmal,um die theoretischen Diskussionen mit möglichst konkreten Fra- 
gestellungen und Erfahrungen zu verbinden; zum anderen, um die Mög- 
lichkeiten und Grenzen des Projektstudiums im Rahmen einer bürgerli- 
chen Ausbildungsinstitution bewußter zu machen. 


Der Projektbericht umfaßt deshalb neben den Untersuchungsergebnissen 
über Heimstrukturen, Resozialisierungsstrategien, Sozialisationsbe- 
dingungen proletarischer Jugendlicher usw, auch Teile, in denen es um 
die Widersprüche in der Rolle von Sozialarbeitern, um das Verhältnis 
von politischer und beruflicher Praxis und um die politischen Perspek- 
tiven von Berufsarbeit geht. Einige Fragestellungen, die nicht in den 
Projektbericht eingegangen sind, aber im Zusammenhang mit der Projekt- 
arbeit sich immer wieder stellten und diskutiert wurden, seien hier 
vermerkt: die Stellung und Struktur der Arbeiterklasse im Spätkapita- 
lismus, die Frage der gewerkschaftlichen Organisierung der Sozialar- 
beiter, die Bedeutung der Reintegration der gesellschaftlichen Rand- 
gruppen in den Arbeitsprozeß für Politisierungsprozesse. An diesen 
Fragen entzündeten sich entsprechend der jeweiligen politischen 


Orientierung der einzelnen Projektmitglieder sehr heftige Diskussionen 
wobei bemerkenswert bleibt, daß trotz unterschiedlicher politischer j 
Beurteilungen diese nie das Projekt selbst und die Projektarbeit ge- 
fährdeten, sondern nutzbar gemacht werden konnten für einen gemeinsa- 
men Lernprozeß. 


Im ersten Teil der Projektarbeit versuchten wir, die allgemeinen und 
spezifischen Bedingungen von Projektstudium herauszuarbeiten. Es galt 
deutlich zu machen, welche gesellschaftlichen und bildungspolitischen 
Ursachen überhaupt Konzeptionen von Projektstudium hervorgebracht ha- 
ben und welcher Stellenwert ihm zuzumessen ist. Projektstudium unter 
den Bedingungen der FHS, dies hieß nicht unreflektierte Übernahme der 
zum Beispiel an der Bremer Reformuniversität entwickelten Konzeptio- 
nen, sondern die Herausarbeitung eines Projektansatzes und Praxisbe- 
griffes, der von den bisherigen theoretischen und praktischen Erfah- 
rungen der Studenten und Dozenten ausging. - Die letzten Abschnitte 
stellen den Versuch dar, die Erfahrungsprozesse aufzuarbeiten, die die 
Gruppe im Verlauf des Projektstudiums durchlaufen hat. Dabei kam es 
uns auch darauf an, die institutionellen Bedingungen und Widersprüche, 
die den Praxisbegriff und seine Grenzen im Rahmen der FHS bestimmen, 
herauszuarbeiten. Zu berücksichtigen gilt, daß wir dabei allein ange- 
wiesen waren auf unsere Fähigkeit der Selbstreflexion schwieriger Er- 
fahrungsprozesse,ohne auf Literatur zurückgreifen zu können, in der 
ähnliche Erfahrungen dargestellt waren. 
Der zweite Teil dieser Arbeit enthält die in den Heimen gesammelten 
Daten, Beobachtungen und Erfahrungen, die hier in Form von vier Heim- 
berichten und einer vergleichenden Zusammenfassung vorgelegt werden. 
Entsprechend den unterschiedlichen Ausgangsbedingungen bei Aufnahme 
der praktischen Untersuchungsarbeit und den entsprechenden institutio- 
nellen Bedingungen ergaben sich in den Untersuchungsberichten ver- 
schiedene Schwerpunkte, die ebenso deutlich machen, daß diese Berichte 
nur einen beschränkten Teil der Heimwirklichkeit wiedergeben und sub- 
Jektive Wahrnehmungsmomente der Untersuchenden miteingehen, wie sie 
auch wesentliche Momente pädagogischer Praxis in den Heimen wiederge- 
ben und die Probleme, die sich für Jugendliche aufgrund der Heim- 
> bean ergeben, aufzeigen. - Die Untersuchungsberichte sind aller- 
a. nicht frei von Widersprüchlichkeiten, insbesondere dort, wo die 
EINOPEIR .QL IBAER sich selbst mit in den sozialen Prozeß der Institu- 
innen einbringen, Die Berichte geben Auskunft über den Versuch, sich 
. = Widersprüchlichkeit gegenwärtiger gesellschaftlicher Strukturen 
Re eziehen und sich mit den Herrschafts- und Abhängigkeitsverhält- 
Keen ET ODGEN ZUBE: Allerdings zeigen die Berichte dabei ganz 
differe ‚ daß uns die Kommunikation mit den Erziehern und damit ein 
Era Eingehen auf die ihnen zugewiesene Rolle nicht gelingt. 
Hay ic licher Orientierungspunkt bleiben für uns die Jugendlichen. 
TR Teil bezieht sich auf eine Analyse der Interviews mit 15 
augen ichen. Im Vordergrund standen dabei das Problem, ob aus der 
in a Familiengeschichte der Jugendlichen Anhaltspunkte gewon- 
eimein en konnten, die Aufschluß über die Ursachen und Gründe ihrer 
vorlie en geben. Um den in der Lebensgeschichte der Jugendlichen 
stellen ja Zusammenhang von Familien- und Heimsozialisation herzu- 
eat versucht, auf der Grundlage familien- und So- 
Familie und zuoretische Annahmen generelle Thesen zur Krise der 
beiten und mit a7 lachen Situation der Arbeiterfamilie herauszuar- 
Interyiae Nat Statistischem Material zu belegen. Die Analyse des 
aterials, bezogen auf verschiedene Lebensbereiche der 
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Jugendlichen wie Familie, Schule, Ausbildung und Arbeitsplatzsituation 
und verbunden mit der theoretischen Annahme, machen deutlich, daß sich 
an der generellen Heimsituation wenig geändert hat und die Prozesse 
der Heimsozialisation weiterhin die Ursachen, die zur Heimeinweisung 
geführt haben, eher verstärken. j 

Der letzte und vierte Teil versucht, in der Erkenntnis der histori- 
schen Bedingtheit gesellschaftlicher Entwicklung einen Zusammenhang 
zwischen Studentenbewegung, der von ihr initiierten bzw. beeinflußten 
Randgruppenbewegung und den Reformen im Bereich Heimerziehung herzu- 
stellen und sie einzubeziehen in die Diskussion um die Berufsperspek- 
tive von Sozialarbeitern in der Heimerziehung. Dabei wird versucht, 
Studentenbewegung, Randgruppenstrategie und Staffelberg-Kampagne ın 
einer kritischen Form aufzuarbeiten, in der sowohl die Grenzen der 
"antiautoritären Theorie und Praxis" deutlich werden, wie auch ihre 
historischen und praktischen Verdienste - soweit dies aus heutiger 
Sicht zu beurteilen ist: "Eine Reformdiskussion ohne die Basisbewegung 
wäre heute kaum denkbar." - Die letzten Abschnitte gehen ein auf we- 
sentliche Reformkonzepte und Reformvorhaben; am Beispiel der Selbst- 
verwaltung im Heim wird die Begrenztheit von Reformen aufgezeigt und 
ihre ideologische Verschleierungsfunktion gekennzeichnet. 


Die Berichte können natürlich ihren Charakter als Examensarbeit nicht 
verhehlen. Wenn auch einzelne Teile der Arbeit von kleinen Gruppen 
angefertigt wurden, in denen auch Unterschiede in der politischen 
Orientierung zum Ausdruck kamen, so ist doch nicht zu übersehen, daß 
hier das Arbeitsergebnis der gesamten Projektgruppe vorliegt und eine 
Einheit bildet. Die einzelnen Teile spiegeln bis zu ihrer Schwerpunkt- 
setzung und Qualität der Darstellung den Stand der Erkenntnisse wider, 
den die Gesamtgruppe im Verlauf ihrer Untersuchungsarbeit erreicht hat. 


Zwischen der Examensarbeit und dieser Veröffentlichung bestehen aller- 
dings einige Unterschiede. Aufgrund des Umfanges der Examensarbeit und 
verschiedener Überschneidungen im Text, daraus resultierend, daß es 

in der zur Verfügung stehenden Zeit vor Abgabe der Arbeit nicht mehr 
möglich war, eine Gesamtdiskussion zur Überarbeitung zu leisten, waren 
wir genötigt, einige Kürzungen vorzunehmen. Es handelt sich dabei um 
Passagen der Arbeit, die notwendigerweise im Rahmen einer Examensar- 
beit geschrieben werden mußten, im Gesamtkontext aber nicht wesentlich 
sind. 


An dieser Stelle wollen wir noch kurz auf einige Entwicklungen an der 
FHS Frankfurt und der Sozialarbeit im allgemeinen eingehen, die die 
Problematik des Projekts verdeutlichen. Als Fachhochschule ist die 
Sozialarbeiter-Schule auch eine Institution des zweiten Bildungsweges 
(ZBW); das heißt, der Abschluß des Studiums an der FHS berechtigt zum 
Studium an der Hochschule. Die Studenten dieser Institutionen haben 
daher nicht unbedingt die Motivation, in der Sozialarbeit tätig zu 
werden, und können daher das Problem der Berufsperspektive noch hin- 
ausschieben. Hinzu kommt die spezifische Situation an der Fachhoch- 
schule Frankfurt. Im Rahmen der Studentenbewegung vollzog sich ein 
Prozeß der Politisierung in der Sozialarbeit; insbesondere themati- 
siert durch die "Randgruppenstrategie". Die Inhalte und Arbeitsmetho- 
den der Sozialarbeit wurden problematisiert; insbesondere in der Aus- 
bildung stellte sich für die Studenten das Problem, Alternativen zur 
herkömmlichen Sozialarbeit zu entwickeln - und dadurch aufgeworfen 
wurde die Frage der politischen Berufsperspektive. 
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Dieser Prozeß, den man noch nicht als abgeschlossen betrachten kann, 
verlief an den verschiedenen Institutionen sehr unterschiedlich, und 
die Situation in Frankfurt läßt sich nicht ohne weiteres verallgemei- 
nern. Die Projekte an der Fachhochschule Frankfurt entstanden schließ- 
lich in diesem Problemzusammenhang, vorausgegangen waren Selbstver- 
ständnis- und Grundsatzdiskussionen über die Sozialarbeit; kritisiert 
wurde die Praxisferne der Ausbildung und die Unverbindlichkeit der 
Studieninhalte. 


Die Projektansätze an der Fachhochschule Frankfurt, wie wohl sie po- 
litische Unterschiede aufweisen, haben gemeinsam, daß sie Versuche 
sind, das Studium zu politisieren und den Anspruch haben, politische 
Berufsperspektiven zu erarbeiten. - Die bereits erwähnte Problematik 
des ZBW, die nur unzureichend in den Projekt-Rahmen einbezogen war, 
bewirkte Motivationskrisen bei den Studenten, die sich durch das ganze 
Projekt hinzogen, denn der Antizipation der Berufsrolle stand entge- 
gen, daß sich nur ein Teil der Projektmitglieder dabei als "Objekt 
antizipierte, während für einige diese Berufsperspektive nicht _ 
zwingend war. Die Politisierungsmöglichkeiten innerhalb des Projekts 
unter diesen Bedingungen wären daher gegenüber den Prämissen des Pro- 
Jektkonzepts zu relativieren. 


Als Problem hinzu kam die Bewältigung umfangreicher Untersuchungsauf- 
gaben und den damit in Verbindung stehenden notwendigen Reflexions“ 
prozessen in der relativ kurzen Zeit von drei Semestern, wobel a 
Schlußpunkt durch die Examensarbeit gesetzt war. Die Durchführung er 
Projekts war deshalb nur innerhalb einer gewissen Isolierung be 
jektgruppe an der Fachhochschule möglich. Der weitgehend exper men“ h 
telle Charakter des Projekts an der Fachhochschule Frankfurt wird noc 
durch den Umstand verdeutlicht, daß Hilfestellungen durch außerhalb 
des Projekts Stehende nicht möglich waren. 


Nach Abschluß des Examens löste sich die Projektgruppe auf: j 
- Drei Projektteilnehmer wollten in einem der Heime ihr Berufsprakti- 
kum ableisten, einmal um die Verbindung zu den Jugendlichen nicht 
abrechen zu lassen und zum anderen hätte die Möglichkeit bestanden, 
a0 mit Studenten der FHS ein neues Projekt aufzubauen; diese 
Ba wurde durch die Intervention des Heimträgers vereitelt; die 
sienektteilnehmer mußten sich andere Stellen suchen. j j 
ge Projektteilnehmer machen zur Zeit. ihr Berufspraktikum u.a. !N 
- Nichtseßhaftenhilfe, Kindertagesstätte, Jugendarbeit. Einige 
Die ihnen werden danach studieren. 

“ une Hälfte der Projektmitglieder fing sofort nach dem Ende 
dan tudiums an der FHS mit einem Universitätsstudium an (Medizin, 

a, Psychologie, Germanistik, Biologie). 


fie a iss] iche Intention, die Arbeit danach noch einmal gemeinsam 
lieb i% Veröffentlichung zu überarbeiten, mußte aufgegeben werden. Es 
um die = eine kleine Gruppe übrig, die sich fünf- bis sechsmal traf, 
ses Vor Otwendigen Arbeiten zur Veröffentlichung zu erledigen. - Die- 
ersu Agmbsinn daher auch kein Vorwort der Projektgruppe, sondern der 
Ch weniger, im Rückblick noch auf einige Probleme hinzuweisen. 
Bernd Schäfer - Roland Schäfer - Günter Pabst - Eckehardt Teschner 
- 12 


2 —- 


I - BEDINGUNGEN DES PROJEKTSTUDIUMS 


1. PROJEKTSTUDIUM ALLGEMEIN UND DESSEN FUNKTION 
IM GESELLSCHAFTLICHEN ZUSAMMENHANG 


"Alle Bildung ist heute Therapie - Therapie im Sinne der 
Befreiung des Menschen mit allen erreichbaren Mitteln: 
Befreiung von einer Gesellschaft, die ihn früher oder 
später zum Barbaren werden Läßt, auch wenn er das gar 
nicht mehr merkt. Bildung in diesem Sinne ist Therapie, 
und alle Therapie ist heute identisch mit politischer 
Theorie und Praxis." (1) 


Tal Allgemeine Bedingungen von Reformen im Hochschulbereich 


Spätestens zu Beginn der sechziger Jahre wird deutlich, daß das 
deutsche Bildungswesen in eine tiefgehende Krise geraten ist, als 

man nämiich feststelien mußte, daß das Ausbildungssystem den ökono- 
mischen Erfordernissen einer spätkapitalistischen Gesellschaft nicht 
mehr entsprach. Die Notwendigkeit, auf dem Weltmarkt auf technologi- 
schen Gebiet besonders zu den USA konkurrenzfähig zu bleiben, und 

die Erkenntnis, daß die Qualifikation der Arbeitskräfte deutlich im 
Mißverhältnis zum Produktionsniveau stand, brachten zwangsläufig auch 
die Reformierung des Ausbildungsbereiches mit sich. "Reformierung" 
bedeutet hier nur, die Qualifikation der Arbeitskräfte möalichst. 
schnell dem technologischen Entwicklungsprozeß bzw. den gegenwärti- 

gen gesellschaftlichen Anforderungen anzupassen. Es geht also nicht 
mehr allein um die Entwicklung neuer Produktionsverfahren, sondern darum 
daß die Qualifikationsstruktur des Arbeitspotentials dem entsprechen- : 
den technischen Niveau angeglichen wird. In der Folge waren Planungs- 
und Steuerungsmaßnahmen des Staates als gesellschaftliche Organisa- 
tion auf dem Ausbildungssektor zwingend, wenn die gesellschaftlichen 
Produktivkräfte weiterhin den Verwertungsbedingungen des Kapitals 
adäquat sein sollten, d.h. die erforderliche technologische Wissens- 
produktion und die Qualifizierung der Individuen werden zur Bedin- 

gung weiterer Kapitalakkumulation. "Die gegenwärtigen bildungspoliti- 
schen Maßnahmen stellen Versuche dar, die durch die Widersprüchlich- 
keit von allgemeiner gesellschaftiicher Qualifikation und seiner be- 
sonderen Verwertung gesetzten Schranken tendenziell] zu überwinden." (2) 
Die Gründe für diese späte Erkenntnis liegen in der technisch-wirt- 
schaftlichen Entwicklung der kapitalistischen Industrienationen all- 
gemein und speziell in der der BRD (siehe Exkurs). 

Mit der Krise von Ausbildung und Wissenschaft, die nun offenbar wur- 
de, wird die fundamentale Bedeutung sichtbar, "die dem Bildungssy- 

stem und den wissenschaftlichen Institutionen in der kapitalistischen 
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Gesellschaft zukommt: die eines Lieferanten technischer Neuerungen 
und qualifizierter Arbeitskräfte, mit deren Hilfe der wissenschaft- 
lich-technische Fortschritt profitabel verwertet werden kann." (3) 


Der Aufbruch der Studentenbewegung, der zum gleichen Zeitpunkt ein- 
setzte und die Reformierung des Hochschulwesens zum Ziel hatte - 
d.h. Kritik an der überkommenen Ordinarienstruktur, die neue wissen- 
schaftliche Arbeitsformen hemmte -, konnte mit seinen Forderungen 
gleichzeitig für die Interessen der staatlichen Ausbildungsretorin 
benutzt werden. "Von daher war der Ausbruch der Studentenbewegung 
ein willkommener Anlaß, den Reformwillen der Studenten vor den Karren 
der Ausbildungsreform des Staates zu spannen." (4) 

Die Studenten, die in der Vergangenheit vergeblich für Hochschul - 
und Studienreform eingetreten waren, hatten aber im Gegensatz zu 

dem technischen Funktionalisierungsdruck staatlicher Globalsteuerung 
nicht eine Beschleunigung, sondern eine qualitative Änderung des 
Studiums angestrebt, die auch im emanzipatorischen Interesse den 
Aufbruch der starren Trennung von Theorie- und Praxisbereich mit 
einschloß. 


Weil die Entwicklung der wirtschaftlichen Produktivkraft in zuneh- 
mendem Maße von der wissenschaftlichen Ausbildung der Arbeitskräfte 
abhängig und auf deren Lösung von Problemen der gesellschaftlichen 
Reproduktion angewiesen ist, müssen auch die herrschenden gesell- 
schaftlichen Kräfte ein berufspraxisorientiertes Studium fordern, 

um die Studenten stärker an die Bedingungen des zukünftigen Arbeits- 
bereiches heranzuführen und gleichzeitig den emanzipatorischen Über- 
Schuß theoretischer Ausbildung zu unterbinden. Insofern trägt Studien- 
reform ebenso die Gefahr der Instrumentalisierung in sich. Mit der 
Konzeption des projektorientierten Studiums geht es allerdings nicht 
darum, beliebige Praxis im Studium aufzunehmen, sondern dies ist nur 
Vorbedingung für die kritische Reflexion der bestehenden gesel1- 
Schaftlichen Verhältnisse im Zusammenhang mit der künftigen Praxis, 
aus der Handlungsperspektiven hervorgehen können und müssen. 


Um die Reformen im Ausbildungsbereich richtig einschätzen zu können, 
ur es wichtig, deren historisch-ökonomischen Bedingungszusammenhang 
erzustellen, was hier notwendig nur verkürzt erfolgen kann. 


Exkurs: Entstehung der Wirtschaftskrise } 
und ihre Auswirkungen auf den Ausbildungsbereich 


Su des 2. Weltkrieges hatten die Produktionsanlagen der deutschen 
PH en technisch ein relativ hohes Niveau. Das Arbeitskräftepoten- 
Fü N groß. Hinzu kam das einheitliche Qualifikationsniveau der 
a non aus den Ostgebieten, die eine fast unerschöpfliche Reser- 
Ahern bildeten. Durch die nahezu unbeschränkte Austauschbarkeit 
niedrt qualifizierten Arbeitskräfte konnten die Lohnkosten extrem 
ten kai gehalten werden. Auch die neuen Produktionsanlagen erforder- 
ford ne qualitativen Veränderungen an die Arbeitskräfte bzw. An- 
ns an das Bildungssystem. 
ee a un war mit dem Ende des Flüchtlingsstroms aus der 
as Reservoir an Arbeitskräften erschöpft und verlangte eine 


ji 


Effektivierung der Produktionsweise, wenn das gleichmäßige wirt- 
schaftliche Wachstum aufrecht erhalten werden sollte. Ausweg aus 
dieser Situation, die bei den gegebenen technischen Verhältnissen 
keine Expansion des Kapitals mehr möglich machte, war die systemati- 
sche Erhöhung der Produktivität der Arbeitskräfte und deren Weiter- 
entwicklung der Qualifikationsstruktur, für die die vorhandene wissen- 
schäftliche Basis nicht ausreichend war. Man begann von der Bildungs- 
katastrophe zu sprechen. "Da die Höhe und Struktur des wirtschaftli- 
chen Wachstums vom ökonomischen und technologischen Niveau der Volks- 
wirtschaft abhängig war, mußte durch intensive Forschung der technolo- 
gische Rückstand ausgeglichen werden. Dazu war es notwendig, sowohl 
Wissenschaftler für die Forschung heranzubilden, als auch Ingenieure, 
Facharbeiter, Techniker zu haben, die diese Ergebnisse der Forschung 
produktivitätssteigernd umsetzen können." (5) 


Neben diesen primär ökonomischen Bedingungen für die Reformmaßnah- 
men gehen auch andere Momente mit ein, z.B. das "Sozialstaatsalibi" 
und die scheinbar demokratische Forderung, die Bildung allen Schich- 
ten der Bevölkerung zukommen zu lassen. Aber die Bildungswerbung 
"diente lediglich der Bedarfsdeckung an qualifizierten Fachkräften, 
nicht etwa der Nivellierung gesellschaftlicher Gruppen und Verwirk- 
lichung der proklamierten Chancengleichheit." (6) 

Das Interesse privatwirtschaftlicher Machteliten an der Sicherung 
der Struktur der kapitalistischen Wirtschaftsordnung und Elitebe- 
wußtsein, "das an einer 'naturgegebenen' gesellschaftlichen Pyramide 
festhält und dabei offensichtlich auch eigene Herrschaftspositionen 
sichert," (7) ist sichtbar z.B. in der Strategie des Hochschulrah- 
mengesetzes, Berufsverbot, Stopp der Ausbauplanung im Bildungswesen 
usw. Die Straffung und Kürzung der Studiengänge zeigen, daß Studien- 
reform darauf abzielt, im Interesse bestimmter Kapitalkräfte Quali- 
fikationen für einen Beruf in möglichst kurzer Zeit zu vermitteln. 
Jede zeitliche Ausdehnung der Hochschulausbildung und der weiter- 
führenden Bildung würde einen Engpaß des Arbeitskräfteangebots für 
die Industrie bedeuten und die damit verbundene Finschränkung des 
Konsums würde wiederum die Absatzmöglichkeiten der Konsumgüter er- 
heblich reduzieren. Andererseits könnte ein höheres Qualifikations- 
niveau der Masse der Bevölkerung durchaus auch dem privatwirtschaft- 
lichen Interesse an einer Steigerung der Produktivität und damit des 
Gewinns entsprechen. Aber damit ist noch nicht gesagt, daß diese 
generelle Bildungserweiterung in jedem Fall im Sinne aller Kapital- 
fraktionen liegt, denn der technologische Fortschritt könnte für 
bestimmte Lohngruppen De-qualifikation bedeuten. 

"Ein qualitativer Ausbau des Hochschulstudiums, insbesondere des 
Fachhochschulwesens, der Raum geben würde für eine Auseinanderset- 
zung mit Kapitalverwertungsinteressen, ist nicht vereinbar mit diesen 
Interessen," denn "in keinem Fall gestatten die Interessen einer 
kapitalistisch organisierten Wirtschaft eine Reform des Bildungs- 
wesens, die die innere Logik eben dieses Kapitalismus gefährden 

oder irritieren könnte." (8) 


1.2. Staat und Ausbildung 


Eine Unterscheidung zwischen der Qualifizierung des menschlichen 
Arbeitsvermögens und den Anforderungen des Arbeitsplatzes war in den 


- 15 - 


frühen Entwicklungsphasen des kapitalistischen Systems noch nicht 
nötig. Das spezifisch erforderliche Arbeitskräftepotential, das auf- 
grund des technisch relativ gleichen Standes ziemlich austauschbar 
war, wurde von der jeweiligen Manufaktur bzw. der Zunft selbst ge- 
bildet. Erst die "industrielle Revolution" führte zu einer Differen- 
zierung und Spezialisierung der Arbeitskräfte. Der gesellschaftliche 
Charakter der Arbeit als nunmehr allgemein notwendige Produktions- 
voraussetzung, die durch die Ausbildung garantiert werden mußte, 
trennte der Ausbildungssektor vom unmittelbaren Produktionsprozeß, 
da dieser nicht allgemein gesellschaftlich organisiert war, sondern 
in vereinzelte privat produzierende Kapitale zerfiel. Träger der 
Ausbildung wurde der Staat. "Wird erkannt, daß der Ausbildungssektor 
ein vom gesellschaftlichen Produktionsprozeß unmittelbar getrennter, 
aber diesem unmittelbar untergeordneter Bereich ist, so wird die 
Fehlerhaftigkeit derjenigen Interpretationen deutlich, die - in wel- 
cher Form auch immer - eine unvermittelte, funktionale Abhängigkeit 
des Ausbildungssystems von der Berufswerdung unterstellen und im 
Zurückdrängen von Verwertungsinteressen die institutionalisierte 
Möglichkeit einer emanzipatorischen Praxis suggerieren." (9) 


Gerät nun das Verhältnis von Ausbildung und Beruf aus dem Gleichge- 
wicht, so heißt das, daß Qualifikations- und Arbeitsplatzstruktur 
nicht mehr einander entsprechen; das Angebot an Arbeitskräften deckt 
nicht den Bedarf. Der Eingriff des Staates wird erforderlich, um die 
Weiterentwicklung der Produktion und Qualifikationen, d.h. die Profit- 
interessen einzelner Kapitale durch ein entsprechendes Bildungswesen 
abzusichern. Dabei erhält der Staat eine Doppelfunktion. Einerseits 
wird er als "ideeller Gesamtkapitalist" zum Adressaten von Forderun- 
gen nach der Sicherung einzelner, untereinander konkurrierender Kar 
Pitalverwertungsinteressen, andererseits soll er scheinbar neutral die 
Interessen "aller" vertreten. "Er hat die Aufgabe, als ‘Vertreter 

des ganzen Volkes' die Notwendigkeiten der kapitalistischen Produk- 
tion auch im Bildungsbereich durchzusetzen." (10) Außerdem muß der 
Staat die mit der zunehmenden Vergesellschaftung der Produktion ent- 
stehenden systemgefährdenden Gegenkräfte durch planmäßiges Handeln 
verhindern. An diesem Punkt zeigt sich die widersprüchliche Situation 
kapitalistischer Ausbildung und die des Staates im besonderen. Der 
Staat wird also die Instanz zur zentralen Steuerung und Vermittlung, 
des Widerspruchs von Lehnarbeit und Kapital, "er ist 'nur die Organi- 
sation, welche sich die bürgerliche Gesellschaft gibt, um die allge- 
Meinen äußeren Bedingungen der kapitalistischen Produktionsweise auf- 
rechtzuerhalten gegen Übergriffe, sowohl der Arbeiter wie der einzel- 
nen Kapitalisten'." (11) 


Ausbildung wird somit abhängig vom jeweiligen Bedarf des jeweiligen 
errschaftsinteresses. "Damit ist die organisierte Strukturierung 
an Funktionalisierung von Wissenschaft,Technik und Erziehung für die 
„"fordernisse der kapitalistischen Produktion und Herrschaft auf die 
DI sarunung gesetzt." (12) 
. Zweckmäßigkeit praxisnaher Ausbildung z.B. durch Projektstudium 
die . der Regel im Kurzstudiengang absulviert werden soll - für 
Die 4 ordernisse privater Kapitalinteressen ist damit durchschaubar. 
Spr usbildungskosten sinken,und der Wert der Arbeitskraft ist ent- 
zu ec hand niedrig. Um zu einer richtigen Einschätzung der Ausbildung 
gelangen, müssen die Qualifizierungsprozesse und die Ausbildungs- 
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situation im Projektstudium auf die dahinterstehenden Interessen 
hinterfragt werden. 


1.2.1 Zur Kritik der Studentenbewegung 


Wenn im folgenden auf die Argumente der Studentenbewegung zurückge- 
griffen wird, so ist es wesentlich darin begründet, daß deren 
"Elemente und Strategieansätze von Wissenschafts- und Institutionen- 
kritik" (13) in das projektorientierte Studium mit eingegangen sind. 
"Zwar wäre es falsch, das Projektkonzept bruchlos aus der Geschichte 
der Studentenbewegung rekonstruieren zu wollen" (14), aber die Kon- 
zeption des projektorientierten Studiums steht in diesem historischen 
Zusammenhang, nämlich die Analyse des kapitalistischen Gesellschafts- 
systems im Rahmen der praktischen Politik mit den eigenen studen- 
tischen Bedürfnissen zu verbinden. "Denn nur, wenn es gelingt, im 
projektorientierten Studium die politische Perspektive der Transfor- 
mation der Gesellschaft ständig und praktisch foigenreich zu themati- 
sieren, kann eine technokratische Vereinnahmung dieser Studienreform- 
ansätze verhindert werden." (15) 


Zu Beginn versuchte die Studentenbewequng die Begründung für eine 
Hochschulreform von einem abstrakten demokratischen Gesellschafts- 
begriff abzuleiten, ohne die "spezifisch historische Differenz zwi- 
schen ihrem Beariff von Demokratie und der wirklichen 'Demokratie' 

in der Bundesrepublik herauszuarbeiten." (16) Die Kritik entzündete 
sich am Widerspruch zwischen der formalen Demokratie des parlamentari- 
schen Systems und dessen undemokratischem wirtschaftlichen Unterbau. 
Aber ihre Forderungen hatten keine Durchschlagskraft,süundern erst als 
die Diskrepanz zwischen den Anforderungen an dem entfalteten Stand 
der gesellschaftlichen Produktivkräfte und dem Ausbildungsniveau von 
Schulen und Universitäten immer offensichtlicher wurde, sprach man 
allgemein von der "Bildungskatästrophe". Der Staat nahm durch ent- 
sprechende bildungspolitische Maßnahmen seine Funktion als "ideeller 
Gesamtkapitalist" auf. 

Die Vergesellschaftung der Wissenschaft für den kapitalistischen 
Verwertungsprozeß bedeutete gleichzeitig deren Entpolitisierung, weil 
durch die Spezialisierung der einzelnen Wissenschaftsdisziplinen im 
Rahmen der kapitalistischen Arbeitsteilung und der wertfreien Wissen- 
schaft die gesamtgesellschaftliche Reflexion nur verzerrt möglich war. 
"Auf den kapitalistischen Funktionalisierungsdruck reagierte die 
studentische Linke wit der Forderung nach 'Politisierung' der Wis- 
senschaft." (17) Die studentische Wissenschaftskritik richtete sich 
hauptsächlich gegen die technokratische Reformabsicht und die Funk- 
tionalisierbarkeit der zerspaltenen Wissenschaften für einzelne 
Kapitalinteressen. "Allein dadurch, daß die Studentenbewegung gezwun- 
gen war, sich auf eine konkrete Kritik der wissenschaftlichen Inhalte 
und Methoden einzulassen, für die sie sich nur abstrakt auf Ansätze 
der älteren Theorie stützen konnte, leistete die Studentenbewegung 
einen wichtigen Beitrag, auf dem die Weiterentwicklung der sozialisti- 
schen Theorie aufbauen kann." (18) 


Kern ihrer Forderungen war, daß die Lernenden wieder zu Subjekten 


der Lernprozesse und damit kritisch und zur Selbständigkeit befähigt 
werden sollten. Die Kritik an der überkommenen Hochschulausbildung 
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setzte bei dem offensichtlich gewordenen Widerspruch zwischen ver- 
mittelter und beruflich benötigter Qualifikation an. Zwei Momente 
leiteten dabei das Interesse: Die Diskrepanz zwischen theoretischer 
Ausbildung und praktischen Berufsanforderungen aufzuheben und die 
Vorstellung, systemüberwindende Studienalternativen (d.h. Reformen) 
seien im Rahmen der Hochschulauseinandersetzung institutionalisier- 
bar. "Vie Diskussion um das Verhältnis von universitärer und außer- 
universitärer Praxis bilden den Ausgangspunkt von strategischen 
Überlegungen zur Studienreform." (19) Das heißt, das bereits im 
Studium die Praxis so erarbeitet werden muß, "daß daraus Berufsper- 
spektiven in einem kollektiven, solidarischen, organisatorischen 
Kontext resultieren und keine isolierten politischen Einzelkämpfer 
mit einem "revolutionären Innenleben' entlassen werden." (20) 

Der Widerspruch zwischen Studium und politischer Praxis sollte also 
aufgehoben werden. 


1.3. Begriff und Funktion des Projektstudiums 


Seit der Diskussion um die Neuordnung des Hochschulwesens hat der 
Begriff des "Projekts" besonders im Zusammenhang mit der Gründung 
der Bremer Universität zunehmend an Bedeutung gewonnen und ist in 
seiner Absicht wesentlich von drei verschiedenen gesellschaftlichen 
Positionen höchst umstritten: Die konservativen Parteien als kapital- 
konforme Richtung und die bürgerliche Presse sehen darin das Kern“ 
stück ideologischer Indoktrination in der "roten Kaderschmiede 
Bremen". Einige studentische Organisationen betrachten dieses Re- 
formmodell als besonders gefährliche Form technokratischer Anpassung. 
Andere sozialistische Gruppierungen verbinden damit die Einlösung 

der radikaldemokratischen und sozialistischen For- 

derungen der studentischen Protestbewegung. 


Ausgehend von diesen unterschiedlichen wissenschafts- und gesell- 
schaftspolitischen Intentionen wird die Schwierigkeit einer Klärung 
des Terminus "Projekt" deutlich. Zunächst ist es notwendig, zwischen 
den Begriffen "Projektorientierung" und "Projekt" zu unterschei- 
den.Der erste bezieht sich auf bestimmie Strategien zur Problemlö- 
sung iin Rahmen des Sozialisations- und Qualifikationsprozesses an 

der Hochschule, während der andere die "organisatorisch-institutionel- 
le Realisierungsforn im Rahmen dieser Problemlösungsstrategien" (21) 
verkörpert. Projekte sind Gegenstände,woran sich der Lernprozeß 
Orientiert. 

Zentrales Moment der Problematik der "Projektorientierung" ist das 
Verhältnis von Theorie und Praxis als Verhältnis von Wissenschaft und 
Gesellschaft, Forschung und Lehre, Studium und Berufspraxis. 


nn die Konzeption eines projektorientierten Studiums gehen hauptsäch- 

j ch zuei Strömungen ein: en 
“ie inhaltliche und institutionelle Wissenschaftskritik sowie die 
damit verbundenen Forderungen der Studentenbewegung, 

der kapitalistische Funktionalisierungsdruck auf das Hochschui- 

wesen und dessen Anforderungen an die Produktivkräfte, d.h. den 
kapitalistischen Verwertungsbedingungen zu entsprechen. 


2. 


Das Gemeinsame beider Strömungen ist zunächst gegen die Strukturen 
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der alten Ordinarienuniversität gerichtet, um die Disfunktion von 
Lehre und Forschung aufzubrechen. Das Interesse der Studentenbewe- 
gung hatte dabei dEN antikapitalistischen Kern, den kapitalistischen 
Funktionalisierungsbestrebungen entgegenzuarbeiten. Zunächst galt es 
der "Demokratisierung" der Hochschule sowie der individuellen Eman- 
zipation. 

Dagegen richtete sich der kapitaiistische Funktionalisierungsdruck 
nicht nur gegen die überkommene Ordinarienuniversität, sondern 
gleichzeitig gegen die studentische Protestbewegung. 


Unter einem "Projekt" wird ein gesellschaftlicher Problemfall ver- 
standen, an dessen Lösung wegen der gesellschaftlichen Relevanz nicht 
nur eine Wissenschaft beteiligt sein kann, sondern der die Kooperation 
verschiedener Disziplinen veriangt. Der Problemrahmen bzw. Ausgangs- 
punkt des Projekts bestimmt sich dabei aus der künftigen Berufspraxis. 
Diese Übertragung eines konkreten Konflikts aus der gesellschaftli- 
chen Realität in die theoretische Arbeit ist ein wesentliches Moment 
des Praxisbezuges, denn die gesellschaftliche Bedingtheit des Pro- 
blems ist zugleich relevant für die politische Qualität des Erkennt- 
nisprozesses. Projektstudium ist der erste Schritt, die Praxis in 
kollektiver Arbeit kennenzulernen und zu untersuchen. Es bedeutet 
kritische Berufsorientierung; nämlich die Auseinandersetzung des ge- 
sellschaftlichen Zusammenhanges mit der zukünftigen Berufstätigkeit 
schon während des Studiums, d.h. Projektstudium hat die Aufgabe, die 
Verbindung von Qualifikation mit der Erkenntnis der gesellschaftli- 
chen Bedingungen und Auswirkungen dieser Berufspraxis zu schaffen, 

um mögliche Veränderungen vornehmen zu können. "Des Projektstudium 
hat deswegen in erster Linie die Funktion einer Lernhilfe - um be- 
stimmte politische Inhalte zu vermitteln - und ist zunächst auch nur 
unter diesem Gesichtspunkt politische Praxis." (22) Projektstudium 
als Möglichkeit der Umgestaltung des Studiums und als neue Lehr- und 
Lernform verlangt, daß die alten starr gewordenen Strukturen aufge- 
löst und umgebildet werden. Zugleich verlangt es von Lehrenden und 
Lernenden die Fähigkeit solidarischer Kooperation. "Projektstudium 
ist eine andere Form der Gruppenarbeit und trägt dazu bei, Vereinze- 
lung und Individualismus aufzuheben. Projekte bieten die Möglichkeit 
der Obung der zur Kollektivität notwendigen Kooperation, Kommunikation 
und Organisation." (23) (Hervorhebung d.V.) 


Wenn man davon ausgeht, daß mit der Entwicklung der gesellschaftli- 
chen Arbeitsteiluna die Lernvorgänge äus dem Produktionsprozeß heraus- 
genommen und somit eine scharfe Abgrenzung zwischen Ausbildung und 
Berufspraxis vorgenommen wurde, so nedastet nunmehr die Integration 
von Lernvorgängen in Produktionsvorgänge und umgekehrt die Einbezie- 
hung von Produktionsprozessen in Lernprozesse historisch eine neue 
Quaiität. "Das Projekt als zugleich forschungs- und berufspraxisbe- 
zogenes Studium in Gruppen signalisiert eine historische Wende: den 
Wiedereintritt der intellektuellen (verstanden im weiten Sinne) 
Fähigkeiten des Menschen in die Bereiche der materiellen Produktion 
sowie der Produktion (Qualifizierung) und Reproduktion von Arbeits- 
kraft." (24) Insofern ist es Antwort auf die historisch-konkret" 
sich stellenden Anforderungen. 
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1.3.1 Das Bremer Reformmodel] 


Projektstudium als Strukturmerkmai der Universität Bremen ist der 
Versuch, in der wissenschaftlichen Arbeit an der Universität bzw. 
Hochschule die Trennung der einzelnen Kissenschaftsdisziplinen und 
das Auseinanderfallen von wissenschaftlichem Studium und zukünftiger 
Berufspraxis der Studenten aufzuheben. 

Am Beispiel der Lehrerausbildung werden durch Wissenschaftskritik 
und Analyse gesellschaftlicher Problemlagen die Vorstellungen von 
Projektarbeit thematisiert. Die Begründung des Projektstudiums wird 
von den Planern im Zusammenhang mit der Mobilitätsanforderung im 
technischen Umwälzungsprozeß der Produktivkräfte auch an die wissen- 
schaftliche Intelligenz gesehen, um der Dequalifikation der Arbeits- 
kraft zu entgehen. Der gesellschaftliche Zusammenhang, in dem Wis- 
senschaft steht, soll selbst zum Gegenstand von Wissenschaft gemacht 
werden, um die objektiven gesellschaftlichen Probleme besser erfas- 
sen zu können. Die entsprechende Lern- und Untersuchungsform ist die 
des "Projekts". 

Es bietet gleichzeitig die emanzipatorische Chance, "die Methoden 
der kooperativen, rationalen Problemlösung nicht nur zur Lösung 
technischer und organisatorischer Probleme anzuwenden, sondern inner- 
halb dieser Projekte zugleich auch den Stellenwert der wissenschaft- 
lichen und beruflichen Tätigkeit im gesellschaftlichen Zusammenhang 
reflektieren zu lernen." (25) 

Der qualitative Unterschied eines industriellen Forschungsprojekts 
und eines Projektstudiums liegt darin, daß letzteres es als "vornehm- 
stes Ziel" betrachtet, "die an ihm Beteiligten für wissenschaftliche 
Arbeit zu qualifizieren und durch diesen Qualifikationsprozeß selbst 
zu verändern." (26) Neben der reflexiven Struktur von Lernprozessen 
sollen durch ein in Projekten organisiertes Studium auch instrumen- 
telle Fähigkeiten vermittelt werden. 


Die Arbeitsform im Projekt soll die des "forschenden Lernens" sein, 
also die der selbständigen Erarbeitung und gegebenenfalls Lösung 
der einzelnen wissenschaftlichen Probleme durch die Studenten. Von 
den Bremer Planern wurden für das "forschende Lernen" in Projekten 
drei allgemeine Kriterien als Bedingungsmerkmale formuliert: 


1. Projekte sollen an Berufsfeldern und zukünftiger Berufspraxis 
orientiert sein, um sich selbst als Subjekt in einer zu erfor- 
Schenden sozialen Rolle zu begreifen. 


‚ Die Inhalte eines Projekts sollen problembezogen sein, d.h. sich 
an einer relevanten gesellschaftlichen Problemstellung orientie- 
ren. Ziel ist dabei, die konkreten subjektiven Erfahrungen über 
das Berufsfeld hinaus mit den objektiven Konflikten der Gesell- 
Schaft zu konfrontieren, um über die Kenntnis der eigenen Praxis 
politisch handlungsfähig zu werden. 


2 Projekte sollen fächerübergreifend und methodenpluralistisch ange- 
egt sein. Sie soTTen Einbrick in verschiedenartige wissenschaft- 


his Ansätze und Methoden bieten und bestimmte Fertigkeiten ver- 
3 teln, um zu gewährleisten, daß sie nicht "zu einer Reflexions- 
veranstaltung verkümmern" (27). 
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Eine der Erfahrungen aus dem Bremer Modell zeigt, "daß allgemeine 
Studienreformkonzeptionen zwar Reformmodelle aufstellen können, daß 
aber konkrete Studienreform auf der Ebene von Studiengängen und 
Projekten die Wirklichkeit der ihre geselischafilichen Entstehungs- 

und Verwendungszusammenhänge nicht reflektierenden herrschenden Wissen- 
schaften nicht überspringen können." (28) 


Der politische Widerstand gegen kritische und sozialistische Wissen- 
schaftler in Form von Berufsverbot, -Einführung des Hochschulrahmen- 
gesetzes, Rahmenrichtlinien, das strikte Observieren, damit aus dem 
Bremer Modell keinesfalls eine "rote Kaderschmiede" wird, zeigen fer- 
ner die Gefährdung der Strategie der Projektorientierung. Sichtbar 
werden daran ebenfalls die Widersprüche einer spätkapitalistischen 
Gesellschaft, die notwendigerweise auch im Ausbildungsbereich be- 
stehen. 


1.4. Zum Theorie-Praxis-Verhältnis 


Die Theorie-Praxis-Problematik ist der entscheidende und zugleich 
schwierigste Punkt des Projektstudiums. Einerseits wird damit die 
Aufhebung der Trennung der einzelnen Wissenschaftsbereiche angestrebt, 
andererseits die Verbindung von Studium und Beruf hergestellt. Diese 
Trennung von Theorie und Praxis ist zunächst Ausdruck einer profit- 
orientierten kapitalistischen Gesellschaftsordnung und nur im Zusam- 
menhang mit deren gesellschaftlicher Arbeitsteilung in körperliche 

und geistige Arbeit zu sehen. Die politisch-ökonomischen Verhältnisse 
als bestimmendes Moment des Systems lassen die allgemeine Aufhebung 
der Trennung von Theorie und Praxis, wie sie im Projektstudium inten- 
diert ist, nicht zu. Es sind die Grenzen der Profitproduktion, die 
einer Lösung für alle Gesellschaftsmitglieder und damit der Aufhe- 
bung von Kopf- und Handarbeit entgegenstehen. Daher ist eine poten- 
tielle Einheit von Theorie und Praxis unter den gegebenen gesellschaft- 
lichen Verhältnissen nicht zu realisieren, sondern nur in einer 
sozialistischen Gesellschaftsform möglich. 


Eine Problematisierung dieser Vorstellung ist hier allerdings not- 
wendig, denn eine Einheit von Theorie und Praxis gibt es nur im 
Dogma. Eine unvermittelte Gleichsetzung von Theorie und Praxis ist 
nicht möglich, denn eine gerade, bruchlose Verbindung zwischen beiden 
Momenten wäre Ideologie. "Die Trennung unvermittelt aufheben zu wol- 
len und Theorie und Praxis willkürlich zusammenzufügen, ist eine 
dogmatische Erstarrung des Marxismus. Denn erst mit der Trennung ent- 
steht historisch eine Möglichkeit zur gesellschaftlichen Progressivi- 
tät", (29) weil das Antriebselement des Verhältnisses von Theorie 

und Praxis der Widerspruch ist. "Allein die Trennung kann ermöglichen, 
aus der Herrschaft zwischen Menschen hinaus zum praktischen Kampf 

um Freiheit zu führen. :... Die Einheit von Theorie und Praxis wäre 
das Ende ihres dialektischen Verhältnisses in der Unterschiedenheit 
beider Momente; sie kann die Mittel zu Zwecken ummünzen und damit 
jegliche Praxis rechtfertigen." (30) 


Im historischen Materialismus stehen sich Theorie und Praxis nicht 


als getrennte Bereiche gegenüber, sondern zwischen ihnen besteht ein 
dialektischer Zusammenhang; sie bedingen sich gegenseitig. Die 
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materialistische Methode stellt Praxis ins Zentrum ihres Erkennt- 
nisprozesses, macht sie zu ihrem Gegenstand. Praxis soll einen An- 
stoß zur Reflexion geben; sie ist Voraussetzung für die Theorie. 
Praxis soll die Theorie auf die Probe stellen, andererseits soll 

die Theorie sich in der Praxis bewahrheiten. 

Nach Marx ist es nicht Sinn der Theorie, die Welt zu interpretieren, 
sondern diese durch ihre Realisierung in der Praxis zu verändern. 
Theorie im materialistischen Sinne ist die Verallgemeinerung der Er- 
fahrungen und Darstellung von Prozessen; sie ist unerläßlich für 
Handlungsstrategien in der Praxis. "Theorie muß, will sie für Praxis 
irgend relevant werden, die Momente analysieren, welche der objekti- 
ven Möglichkeit nach über die gesetzmäßigen Zwänge der naturwüchsi- 
gen Situation notwendig hinauszuführen imstande sind. Sie muß die 
Gesetze erkennen, die es abzuschaffen gilt. Sie muß bezeichnen, was 
sprengen könnte." (31) 


1.5. Versuch einer kritischen Einschätzung des Projektstudiums 


Zur Beurteilung und Einschätzung des politischen Stellenwertes eines 
Projektstudiums und um nicht der ideologischen Verschleierungstaktik 
scheinbar "Fortschrittlicher" Modelle aufzusitzen, ist es notwendig, 
sich kritisch damit auseinanderzusetzen, um so fähig zu werden, es in 
a antikapitalistische Strategie des Hochschulkampfes einzubezie- 
en. 


Projektstudium ist keineswegs aus sich heraus antikapitalistisch, 
Sondern es enthält zugleich wesentliches Interesse des Kapitals an 
einer reformierten Ausbildung. "Von seiner motivationalen, lerntheore- 
tischen und arbeitsmethodischen Struktur her kann das projektorientier- 
te Studium bestimmte Ziele verwirklichen, die der Notwendigkeit 

einer Funktionalisierung des Ausbildungsbereiches auf die aktuellen 
Verwertungsbedingungen des Kapitals adäquat sind." (32) 

Es gilt»den Doppelcharakter eines Projektstudiums aufzuzeigen und 

das in ihm liegende Interesse der herrschenden Kräfte an einer Re- 
form der Ausbildung, da es auf die Kräfte und Ideen gerade auch aus 
der Studentenbewegung zum Aufbau einer fortschrittlichen Universität, 
die u.a. den demokratischen Anspruch dieser Gesellschaft einlösen 
soll, angewiesen ist. "Der strategische Ort der Hochschule für die 
vorgesehenen Globalreformen im Forschungs-, Ausbildungs- und Soziali- 
Sationsbereich muß herausgearbeitet werden, um die Reformmaßnahmen 

A ihre Perspektiven und Ziele zu untersuchen." (33) 

\e für die Hochschulreform und den kapitalistischen Verwertungs- 
nee brauchbare Dimension im Projektstudium liegt in der Qualifi- 
sung für Elite- und Führungsfunktionen, deren Elemente wie Kritik- 

ähigkeit, Kreativität und die Fähigkeit, in komplexen Zusammen” 
en zu arbeiten, durch projektorientiertes Studium vermittelt 
Keen soll. Mit diesen Elementen werden zugleich Forderungen und 
u Potenzen der Studentenbewegung aufgefangen und, entsprechend 
ge p ar gemacht, integriert. Die Selbstorganisation war eine wichti- 
ne der Studentenbewegung; Kreativität, Autonomie und solidari- 
alt auf der wissenschaftlichen Grundlage eines Pro- 
an eh als bessere Bedingung der Entfaltung geistiger und 

>zialer Potenzen" (34) wurden daher zur Leitvorstellung emanzipato- 
rischer Studienreformer. 
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Zwar entspricht berufliche Qualifikation durchaus auch dem Interesse 
der Studenten als zukünftige Lohnabhängige, aber der Anspruch bürger- 
licher Befürworter an das Modell, die Studenten widerspruchsfrei für 
die Berufsfunktion zu qualifizieren und sie zugleich zu kritischen 
Demokraten zu machen, "ist ebenso illusionär und ideologisch wie der 
von der revolutionären Berufspraxis im Kapitalismus", denn der 
"demokratische und sozialistische Kampf werden sich an der Berufssi- 
tuation, den Arbeitsbedingungen entzünden, und nicht (nur) hervor- 
gehen aus der unmittelbar auszuübenden Berufspraxis." (35) (Einfü- 
gung d.V.) 


Die Ambivalenz des Projektstudiums besteht also darin, daß einer- 
seits die mit ihm ermöglichte Organisation des Ausbildungsprozesses 
der Entwicklung der Produktivkräfte im speziellen und mit der Elite- 
ausbildung den Verwertungsinteressen einzelner Kapitale entsprechen 
kann. Außerdem wird mit der antizipierten beruflichen Praxis die Dis- 
positionsfähigkeit und flexible Einsetzbarkeit des Auszubildenden 

für den künftigen Verwertungsbereich erhöht. Andererseits ist das 
Projektstudium tatsächliche Alternative zum herkömmlichen Studium. 

Es bietet die Chance, durch Reflexion Erkenntnisse für einen Politi- 
sierungsansatz zu gewinnen, indem es hilft, die Widersprüche des 
gesellschaftlichen Verhältnisses von Lohnarbeit und Kapital - d.h. 
Klassenlage und Verwertungszusammenhang - aufzudecken und ein auf 
Veränderung gerichtetes Handeln zu ermöglichen. Die Organisationsform 
im Projektstudium kann - richtig angewandt - als politisches Erkennt- 
nismittel des Ausbildungsprozesses und so zur Kritik der Berufsziele 
und Ausbildungsmechanismen dienen. So gesehen ist Projektstudium ein 
integratives Moment der Trennung von fachlicher Qualifizierung und 
politischer Arbeit. 


Es ist die Aufgabe antikapitalistischer Politik, "nicht nur die bür- 
gerliche Wissenschaft als Instrument des Kapitals und seines staat- 
lichen Gewaltapparates zu entlarven, sondern dagegen die Wissenschaft 
des Proletariats im Zusammenhang mit den fortschrittlichen Interes- 
sen der unproduktiven Mittelklassen (denen die Studenten zumeist 
angehören werden -) zu proklamieren." (36) 


Problematisch wäre es, Projektstudium generel] wegen seiner technokra- 
tischen, systemkonformen Umfunktionalisierbarkeit abzulehnen, denn 
"es handelt sich hierbei lediglich um ein Experimentiermodell zur 
Studienreform und damit zur Reform des gesamten gesellschaftlichen 
Sozialisationsbereiches unter vielen." (37) Vielmehr zeigen sich 
darin die Widersprüche einer spätkapitalistischen Gesellschaft. Für 
eine politische Alternative heißt die Konsequenz daraus, "daß die 
„urategie der Projektorientierung nur dann nicht kapitalkonform. 
funktionalisierbar ist, wenn sie als offensive Konterstrategie zu 
Globalsteuerungsmaßnahmen und zu technologischen Optimierun Sversu- 
chen praktiziert wird." (38) (Hervorhebung im Original, d.V.) 

Für Lehr- und Lernprozesse mit emanzipatorischem Anspruch im Sinne 
der Projektorientierung bedeutet das, diese Widersprüche aufzugrei- 
fen, mitzuinstitutionalisieren, zu definieren und zum Ausgangspunkt 
weiterer Projektarbeit bzw. neuer Planungskonzepte zu machen. 


ae 


2. Projektstudium an der FHS 


2.1. Zur Situation an der FHS und des Semesters 


Wie an anderen Hochschulen war die Unzufriedenheit mit den tra itio- 
nellen Studienbedingungen, in denen die Veranstaltungen ohne inhalt- 
lichen Zusammenhang und ohne Bezug zur späteren Berufspraxis stan- 
den, auch an der FHS der Ausgangspunkt für die Konstituierung des 
Projektstudiums. (Siehe auch: Analytische Betrachtung zum Projekt- 
studium, Examensarbeit von G. Berkenbusch/M. Jändrosch, SS 73) 


Bestimmend für unser Semester war der in Anlehnung an die Forderungen 
der antiautoritären Studentenbewegung nicht oder nur unzureichend ge- 
glückte Versuch der Studienselbstorganisation - d.h. möglichst ohne 
die Autorität der Dozenten eigenständig Inhalte von Lehrveranstaltun- 
gen zu bestimmen und autonom in Gruppen zu erarbeiten. - Politische 
Differenzen und individuell verschieden gelagerte Interessen hatten 
die Spaltung des Semesters und die Bildung verschiedener Gruppen zur 
Folge, die trotz verschiedener Kooperationsversuche nicht aufgehalten 
werden konnte. 

In dieser Situation wurden wir auf eine Alternative zur bisherigen 
Studienorganisation aufmerksam, die des Studiums in Projekten. Aus 
dieser Diskussion kristallisierten sich Ende des 1./Anfang des 2. Seme- 
sters die verschiedenen Ansätze zum Projektstudium heraus. 

Maßgeblich daran beteiligt waren die sogenannte "Projektgruppe" und 
unsere Semestergruppe, die "IG Rote-Zelle" und Sympathisanten. Die 
Entwicklung der Semestergruppe wurde im folgenden wesentlich durch 
die Auseinandersetzung mit der Projektgruppe geprägt. Beide Gruppen 
hatten den Anspruch auf ein "politisch-emanzipatives" Studium. Aber 
während die Projektgruppe mit ihrem Projektpapier ein geschlossenes 
Konzept vorliegen hatte, auf dem sie aufbauen konnte, besaßen wir 
nichts als unseren Anspruch und versuchten, uns durch die Problema- 
tisierung des Projektpapiers politisch zu qualifizieren und darüber 
hinaus sogar über diese Problematisierung im Studium unseren "klas- 
sen-kämpferischen Standpunkt" zu bestimmen. Das Problem, Studium und 
Politik zu verbinden, durchzieht die ganze Entwicklung der Semester- 
Bee. Gemeinsam mit der Projektgruppe nahmen wir die Kapitalschu- 
ung auf, um fähig zu werden, mit Hilfe marxistischer Kategorien ge- 
samtgesellschaftliche Zusammenhänge von Sozialarbeit zu erkennen und 
9leichzeitig das Projektstudium allgemein einschätzen zu können. 

m Zuge der Lektüre kam Unbehagen über den Sinn und Zweck des Vor- 
ei. auf, weil die "Kapital"-Lektüre an den Interessen der meisten 
dan u und sich verselbständigte. Eine Vermittlung zu Problemen 
stet ozialarbeit konnte auf dieser abstrakten Ebene nicht mehr gelei- 
Fi Are Unsere Gruppe wandte sich vom reinen Literaturstudium 
Yun ns EHn sollte die Praxis selbst untersucht werden. ES kam 

ie m gültigen Trennung der beiden Gruppen und Konzentration auf 
dus u Vorstellungen im Projekt. E 
schluge auinyerne Schwierigkeiten, die in gruppendynamische um- 
t6 Ba ie RZ-Genossen blockierten durch ihren Eifer und abstrak- 
Rest He die für die meisten nicht verständlich waren, den 
wegen ih ruppe. Erst als diese Kommilitonen sich von der Gruppe 

ihrer mehr auf Hochschulpolitik gerichteten Arbeit absetzten - 
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was aber letztlich nie richtig begründet wurde - und damit das 
zwanghafte politische Über-Ich beseitigt war, wurde der übrige Teil 
der Gruppe arbeitsfähig. 


llas heißt nun Projektstudium auf die FHS und unsere Gruppe bezogen? 
Bei der Planung unseres Projekts mußten wir davon ausgehen, daß die 
Konzeption eines Projektstudiums nicht ohne weiteres auf die gegen- 
wärtigen Bedingungen an der FHS übertragbar ist. 

Unsere spezifische Situation war die, daß wir nach anfänglichen 
Unsicherheiten erst im Hauptstudium gezielt am Projekt arbeiten 
konnten. Weil die Ausbildung in den vorangegangenen Semestern nicht 
auf das Projektstudium hin organisiert war, war es uns nicht möglich, 
an einem "Punkt null" anzufangen. In der Konsequenz heißt das auch, 
daß wir den üblichen Studiengang in Projekten 

1. Erkundungsphase, 

2. Reflexionsphase, 

3. Praxisphase mit Ernstcharakter, 

4. Abschluß/Auswertung (Diplom oder Examensarbeit) 

nicht einhalten konnten, sondern die Praxisphase mit Ernstcharakter 
ganz auslassen und die übrigen nur in komprimierter Form durchfüh- 
ren konnten. "Die in Angriff genommenen 'Projekte' können deshalb nicht 
von vornherein den aufgestellten Kriterien und Anforderungen zuge- 
messen werden. Es gilt,ihren eigenen Stellenwert und ihren besonde- 
ren Charakter aufgrund der derzeitigen Situation an der FHS deutlich 
zu machen und genau ein- bzw. abzugrenzen, um Illusionen und Resig- 
nation unter Dozenten und Studenten zu verhindern." (39) 


Die Funktion von Sozialarbeit, d.h. das Verhältnis von beruflichen 
und politischen Inhalten, allgemeiner Diskussionsgegenstand problema- 
tisierender und sich als politisch bewußt begreifender Studenten an 
der FHS, bestimmte auch wesentlich unsere Inhalte in der Semester- 
aruppe; besonders angesichts der sich nähernden Berufspraxis, von 

der nur vage Vorstellungen bestanden. Wir wußten nur, daß wir nicht 
als "Sozialpolizei" bzw. Agenten des Systems, die soziale Kontrolle 
zur Vermeidung von Konflikten ausüben, systemimmanent arbeiten woll- 
ten. 

Nach diesen Diskussionen sind für uns berufliche und politische Pra- 
xis nicht identisch. Die Entscheidung für den Sozialarbeiterberuf 
erzwingt gleichsam politische Perspektiven in diesem gesellschaftli- 
chen Bereich, d.h. daß wir sozialarbeiterische Praxis auch als poli- 
tische begreifen. "Die Entscheidung für Projektarbeit resultiert 

also einerseits aus der beruflichen Prämisse, sich bestimmte Qualifi- 
kationen sowohl theoretischer wie auch praktischer Art bis zum Exa- 
men anzueignen und aus der politischen Prämisse, andererseits beruf- 
liche Inhalte so zu politisieren, daß sie sich einer affirmativen 
Praxis im Beruf sperren und zugleich konkrete politische Perspektiven 
späterer Berufsarbeit, einschließlich der politischen Organisierung, 
aufzeigen." (40) Organisierung deswegen, weil wir nicht als isoliert 
kämpfende Individuen hilflos der Praxis ausgeliefert sein wollten. 
Diese Strategie schien uns eher realistisch zu sein als diejenigen 
Alternativen, die Praxis völlig ausschalten oder die Berufsrolle des 
Sozialarbeiters total revolutionieren wollen. 
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2.2, Begründung für das Projekt _"Heimerziehung" 


Ausschlaggebend für unser Projekt war die noch mit der Projektgruppe 
geführte Diskussion um die Perspektiven einer revolutionären Berufs- 
praxis, die diese Gruppe im Freiraum "Stadtteilarbeit" sah, und die 
Auseinandersetzung mit der umstrittenen Randgruppentheorie: nicht 
das Proletariat, sondern die "nicht integrierten Minderheiten", die 
den Manipulationscharakter des Kapitalismus allein durchschauen, 
seien das revolutionäre Potential. "Wir gehen davon aus, daß ‚obwohl 
der Bereich der FE seit der Randgruppenkonferenz in Berlin als poli- 
tisch ausgewiesene Sozialarbeit problematisch ist, wir eine Überbe- 
tonung der Arbeitsfelder Stadtteilarbeit, politische Bildungsarbeit 
(weil man dort Freiräume vermutet) für politisch bedenklich halten. 
Wir meinen, daß wir nicht die Augen verschließen können vor der Tat- 
sache, daß sich über 40.000 Jugendliche in FE und FEH befinden, die 
Mehrzahl von ihnen sich aus proletarischen Familien rekrutiert. 

Ca. 90 % der Jugendlichen aus FE und FEH stammen aus Arbeiterfamilien. 
Das veranlaßt uns zu der Frage, ob es politisch verantwortlich ist, 
diese Jugendlichen aus den Klassenauseinandersetzungen herausfallen 
zu lassen." (41) 


Im Rahmen des Projekts "Arbeit mit Lehrlingen und Jungarbeitern" 
höherer Semester wollten wir unsere Arbeit auf sozialauffällige 
Jugend] iche konzentrieren und das Gesamtprojekt "Bedingungen der 
Sozialarbeit am Beispiel Jugendhilfe" um den Teilbereich "Öffentliche 
Erziehung" erweitern als einen Ausschnitt gesellschaftlicher Reali- 
tät. Die Entscheidung für diesen Bereich staatlicher Institutionen 
bedeutet den Versuch, exemplarisch einen wichtigen Teil der Sozial- 
arbeit zu untersuchen, kennenzulernen, zu analysieren, die Wider- 
Sprüche herauszuarbeiten und ein Bewußtsein von der subjektiven und 
ER ee Lage aller Beteiligten herzustellen." (42) (Hervorhebung 


An der Heimerziehung wollten wir die Funktion der Sozialarbeit und 
bestimmte Mechanismen, die sich in jeder sozialen Institution im 
Kapitalismus wiederholen, nachweisen. Der Weg ins Erziehungsheim ist 
Zu umge Abschluß einer sozialpädagogischen Intervention des 
pe auf Formen des "abweichenden Verhaltens" eines Jugendlichen, 
E s seine Genese im Lebens- und Produktionsbereich proletarischer 
en hat. (Siehe auch Teil III) "Das Erziehungsheim übernimmt 
nn folgende Funktionen: Entlastung der Familie, Disziplinierung 
ber Jugendlichen, Vermittlung der bürgerlichen Normen, Absonderung 
is ufbewahrung dissozialer Jugendlicher, disziplinärer Druck auf 
gefüges» (a1 der Arbeiterklasse zur Aufrechterhaltung des Norm- 
un1bStverständnis und Struktur der Heime lassen sich daraus erklären 
deine Hypothese, "daß am Beispiel Fürsorgeerziehung exemplarisch 
-r Unterdrückungs- und Disziplinierungszusammenhang in seiner Ab- 


hängigkei : 
kanal a Klassenlage der Adressaten deutlich gemacht werden 
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2,3 Grundlage unseres Praxisbegriffs 


Auf der Grundlage des Selbstverständnisses, daß berufliche und poli- 
tische Praxis nicht identisch sind, sollte die Praxis im Rahmen des 
Projekts "Heimerziehung" sich für uns auf Erkundungs- und Untersu- 
chungsarbeit beschränken, um u.a. mögliche Veränderungen und deren 
Begrenztheit im späteren Tätigkeitsbereich zu erfahren und einschätzen 
zu lernen. "Erkundungen zielen als besondere Formen des Praxisbezugs 
zunächst auf die Beobachtung von gesellschaftlicher Wirklichkeit 

und nicht auf direktes praktisches Handeln." (45) 

Der Prozeß im Heim sollte möglichst unbeeinflußt und damit für uns 
transparent bleiben und nicht durch unser Intervenieren verfälscht 
werden. Dabei hatten wir als Selbstbetroffene(Objekte der Institu- 
tionen) den Anspruch, die Jugendlichen und Erzieher nicht als Objek- 
te zur Bestätigung unserer Theorie zu betrachten, sondern sie in den 
Untersuchungs- und Lernprozeß mit einzubeziehen - das Subjekt-Objekt- 
Verhältnis aufzulösen. 


Von Anfang an stand für uns fest, daß es illusorisch wäre, in der 
geringen uns zur Verfügung stehenden Zeit während des Projekts die 
Praxis umwerfen zu wollen. Als warnendes Beispiel hatten wir die 
"Staffelbergkampagne" mit ihren Auswirkungen auf die Jugendlichen 

im Blick, wo nach deren Aktion die Jugendlichen sich selbst hilflos 
überlassen blieben. Ein derartiger Eingriff, der kontinuierliche 
Zusammenarbeit bzw. eine entsprechende politische Jugendorganisation 
voraussetzt, schien uns den Jugendlichen gegenüber verantwortungslos, 
weil er uns überfordert hätte. "Unter den gegebenen strukturellen Be- 
dingungen, die das herrschende System öffentlicher Erziehung und damit 
auch die konkrete Situation von Erziehern und Jugendlichen bestimmen, 
können praktische Strategien der Veränderung nur bei langfristiger 
Berufsarbeit wirksam werden und setzen kontinuierliche Kooperation 
mit allen Beteiligten voraus." (46) 


Wir konnten auch nicht davon ausgehen, daß unsere Arbeit im Heim 
unproblematisch bleiben und nicht auf Widerstand sowohl bei den Ju- 
gendlichen als auch bei den Erziehern stoßen würde. Besonders den 
Jugendlichen mußte unser Rollenwechsel suspekt erscheinen und Re- 
serviertheit als Konsequenz bisheriger Erfahrungen hervorrufen. 


Was wir mit unserer "Praxis" im Heim beabsichtigten, war, daß die 
sinnliche Erfahrung von Ereignissen und Verhältnissen im Heim uns 

in der theoretischen Aufarbeitung die Realität erfassen und im gesamt- 
gesellschaftlichen Kontext erkennen helfen sollte. In der Konfronta- 
tion mit den antizipierten Widerständen und Konflikten, mit denen 

wir später auszukommen hatten und die es zu bekämpfen galt, sollten 
einerseits Illusionen über die künftige Tätigkeit genommen und ande- 
rerseits der Bezug zur gesellschaftlichen Wirklichkeit hergestellt 
werden. 


Die aus der Beobachtung gewonnenen Eindrücke und Problemste] lungen 
sollten gleichermaßen Voraussetzung und Inhalt der theoretischen 
Arbeit sein und, entsprechend reflektiert und verarbeitet - auf die 
Berufsqualifikation bezogen - handlungsanweisend sein, bzw. "für 
kollektives und solidarisches Arbeiten sensibilisieren und befähigen, " 
(47) Andererseits war damit intendiert, die Rolle und Funktion des 
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Sozialarbeiterberufes in diesem Teilbereich der bestehenden gesel1- 
schaftlichen Verhältnisse so zu problematisieren, "daß sich aus 
Einsichten in die eigene soziale Lage als Lohnabhängiger Konsequen- 
zen für eine gewerkschaftliche und emanzipative politische Tätigkeit 
ergeben." (48) 


"Praxis soll die Theorie auf die Probe stellen, andererseits soll 
die Theorie sich in der Praxis bewahrheiten." (siehe S.22) Auf unser 
Projekt bezogen kann das nichts anderes heißen, als daß unsere theo- 
retische Annahme sich durch die begrenzte Praxis im Heim beweisen 
sollte. Von dem fragmentarischen Erfahrungsausschnitt, der aus- 
schließlich in der Beobachtung bestand, kann sie aber kein umfas- 
sendes Wahrheitskriterium beanspruchen, denn das Erkennen der Wirk- 
lichkeit und damit die Bewältigung ihrer Probleme setzt erst beim 
konkret handelnden Menschen ein. "Der temporär nur begrenzte Kontakt 
der Studenten mit dem Tätigkeitsbereich, die fehlende Integration 

in das soziale System der Behörde, der Anstalt, des Heimes oder Ver- 
bandes (der als Gegenstand des Projektstudiums bestimmt wurde), die 
im Vergleich zu dem praktisch tätigen Sozialarbeiter relativ geringe 
Verbindlichkeit der praktischen Handlungen der Studenten usw., las- 
sen auch im Projektstudium einen umfassenden Begriff von Praxis nicht 
zu. Wir gehen deshalb von dem Begriff der eingeschränkten, aber 
antizipierenden Praxis aus". (49) 


2.4. Unterschiedliche Untersuchungsansätze 


Für die Erkundung des von uns gewählten gesellschaftlichen Bereiches 
Erziehungsheim" gingen wir von zwei alternativen Untersuchungsan- 
Sätzen aus: 


a) Heimstrukturen und Resozialisierungsstrategien 


Im Zentrum dieses Ansatzes steht das Heim und dessen Strukturen 
(materielle Bedingungen und finanzielle Situation) sowie deren Kon- 
sequenzen für dasVerhalten und die Situation der Jugendlichen. An- 
dererseits soll die Bedeutung dieser strukturellen Merkmale für die 
Integration der Jugendlichen in den Arbeitsprozeß herausgearbeitet 
werden. Ferner sollte "der Frage nachgegangen werden, wie sich die 
an den Jugendlichen gestellten Forderungen in seinem Bewußtsein 
niederschlagen, welche Vorstellungen er über seine eigene Situation 
Ber und wie seine Berufs- und Lebensperspektive aussehen. (50) 

: Reformtendenzen, die mit der sozialintegrativen Erziehung ver- 
ne sind, sollen auf die dahinter stehenden Interessen untersucht 

en. 


b EN, ; 
) Prozesse der Heimeinweisung 


Rekonstruktion der Lebensgeschichte von Fürsorgezöglingen 


Por Heim ist auch in diesem Ansatz Bestandteil bzw. Ausgangspunkt 
5 Untersuchung, um überhaupt mit den Jugendlichen in Kontakt zu 
gelangen, Schwerpunkt ist allerdings der Einweisungsprozeß des Ju- 
gendlichen, die Gründe für seine Einweisung. "Das Einweisungsver- 
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fahren ist eines der letzten Glieder in der Kette der Stigmatisie- 
rungen, die der Jugendliche in seinem Deklassierungsprozeß bis zur 
Heimeinweisung erlebt hat." (51) Mit dieser Absonderungsmaßnahme 

ist ein bestimmter Lebensabschnitt des Jugendlichen beendet. Er 

wird aus gewohnten sozialen Beziehungen herausgerissen und muß sich 
radikal neuen Sozialisationsbedingungen unterordnen. Öffentliche 
Erziehung mit der Praxis der zuständigen Sozialarbeiter und den 
Reaktionen der Administration beginnt. 

Zu untersuchen wäre die Rolle der im Heim tätigen Sozialarbeiter und 
ihr Verhältnis zur Lebenslage der Jugendlichen und deren Relation 

zur staatlichen Behörde sowie das Verhältnis der Jugendlichen zum 
Heim. Ihre eigene Interpretation "über die einzelnen Phasen seiner 
Entwicklung, Seiner gegenwärtigen Lage und die Einschätzung seiner 
Zukunft. Die Analyse des staatlichen Aktenmaterials über den betrof- 
fenen Jugendlichen von den Erstkontakten bis zum Einweisungsbeschluß." 
(52) 

Dabei geht es um die "Konfrontation der Interessen, Bedürfnisse und 
Hoffnungen der Jugendlichen mit den Interessen und Zielsetzungen 
staatlich bürokratischer Apparate" (53) und nicht darum, die Lebens- 
geschichte der Jugendlichen möglichst "objektiv" darzustellen. Aus 
dieser Widersprüchlichkeit, sowohl den Interessen der Jugendlichen 

als auch denen des Staates zu entsprechen und die eigenen Vorstel- 
lungen bzw. Ansprüche zu verwirklichen, ist die Ambivalenz sozial- 
arbeiterischer Praxis gekennzeichnet. "Ihre Praxis dürfte sich in 
vielen Fällen als ein labiler Kompromiß zwischen den eigenen, ethisch- 
idealistischen Ansprüchen an sich selbst und ihren durch die insti- 
tutionellen Gegebenheiten beschränkten Möglichkeiten darstellen." (54) 


Wir entschieden uns für den ersten Untersuchungsansatz und ergänzten 
diesen als Kompromiß um die Rekonstruktion der Biografie der Jugend- 
lichen, weil er sich auf das Heim beschränkt und vom Arbeitsumfang 
her uns eher durchzuführen und zu bewältigen schien. Danach sollte 
sich unsere Untersuchungsarbeit im Heim auf fünf Ebenen beziehen: 

1. Allgemeine Organisation und Strukturen des Heimes, 

2. soziale Zusammensetzung der Jugendlichen und der Erzieher, 

3. institutionelle (hierarchische) und informelle Heimstrukturen, 
d.h. das jeweilige Verhältnis der Jugendlichen untereinander als 
das der Erzieher sowie die Beziehung der Jugendlichen und Erzieher, 

4. praktisch-pädagogische Arbeit bezogen auf den Produktions- und 
Reproduktionsbereich der Jugendlichen und die dahinter stehende 
Erziehungskonzeption, 

5. die Biografie der Jugendlichen, d.h. deren Lebensbedingungen zu 
rekonstruieren und zwar aus der eigenen Sicht, der der Erzieher 
und aus der bürokratischen Beurteilung und Abhandlung in den 
Akten. 


Unser Anspruch, die Jugendlichen und Erzieher nicht zu passiven Ge- 
genständen der Untersuchungsarbeit zu machen, sollte durch deren Be- 
teiligung am Prozeß selbst und die Diskussion der Ergebnisse 

erfüllt werden. Wir gingen dabei von der Vorstellung aus, daß sich 
dadurch für alle Beteiligten neue Einsichten und Erfahrungen ergeben, 
die eine weitere Kooperation von Studenten mit progressiven Erziehern 
im Rahmen des Projektstudiums positiv beeinträchtigen bzw. ermögli- 
chen könnten. 
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3, Inhaltliche Planung und Gliederung des Projekts 
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3.1, Vorbemerkung zum Prozeß der Planung, 
Entwicklung und Verlauf des Projekts 


: i i hwierigkei- 
Der folgende Bericht ist der Versuch, die Probleme und Sc 2i- 
ten, die während des Projektablaufs regelmäßig auftauchten et 
weise unsere Arbeit stark beeinträchtigten, aufzuarbeiten, 0: a 
schaubarer und die Ergebnisse anderen oder zukünftigen Projektgrup 
pen zugänglich zu machen. ; 
Die Aufarbeitung unserer Erfahrungen erfolgt auf der Grundlage age 
Projektpapiere und der Gruppenprosakol]e, 28 HORSE der gesamten 
Praxisphase kontinuierlich gemacht worden Sind. h 
Alle angeschnittenen Probleme sind im Verlauf des Projekts SER: 
der Gruppe thematisiert, jedoch aus verschiedenen Gründen mehr oder 
weniger stark ausdiskutiert worden. 


Wie bereits dargestellt, kann das Projekt "Heimerziehung” nicht mit 
den üblichen Kriterien und Anforderungen eines Projekts gemessen 
werden, da es uns nicht möglich war, die vier Phasen 

1. Erkundungsphase, 

2. Reflexionsphase, 

3. Praxisphase mit Ernstcharakter, 

4. Abschluß/Auswertung, 

die ein Projekt dem Modell nach beinhaltet, zu durchlaufen. 

Nach einer ersten Phase des Literaturstudiums, zu Beginn des Winter- 

Semesters 72/73, in der die historischen und ideologischen Dimensionen 

von Heimerziehung erarbeitet worden waren, hatten wir folgende Ein- 

Schätzung und Einschränkung des Projekts vornehmen müssen: : 

"1. Aufgrund des derzeitigen theoretischen Diskussionsstandes, den 
Kenntnissen über Praxis und der derzeitigen Kontakte mit den Hei- 
men kann Projektstudium für uns nicht bedeuten, daß wir indie 
Praxisphase mit Ernstcharakter na UNE Programm für die 
praktische Arbeit in den Heimen entwickeln können. 

2. Obwohl schon im fortgeschrittenen Semester, bedeutet Projektstu- 
dium hier Herstellen des Praxisbezuges durch eine auf ganz be- 
Stimmte Fragestellungen bezogene Erkundungs- und Untersuchungsar- 
beit, die sich qualitativ von der herkömmlicher Praktika unter- 

. scheidet." (55) * 

Wir waren uns also bewußt, daß bei den für uns gegebenen Ausgangsbe- 

dingungen nur Erkundung, Reflexion und Praxisauswertung möglich sind. 


Bei der Planung und Organisation der Erkundungsphase gingen wir davon 
aus, daß drei wichtige Aufgaben zu leisten waren: 
die begonnene theoretische Reflexion weiterzuführen, ; 
eine kontinuierliche Diskussion und Reflexion der methodischen 
Probleme in Gang zu setzen, 
3. eine konkrete Untersuchungsarbeit zu erstellen. 
"Die daraus resultierenden Untergliederungen der Erkundungsphase in 
einen theoretischen, methodischen und praktischen Teil sind jedoch 
als didaktische Schritte zu verstehen. Jeder Teil hat seinen eigenen 
Stellenwert, sie gehören zu einem Ganzen, laufen parallel nebenein- 
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ander her, bedingen einander und bestimmen je nach Stand der Unter- 
suchung den einen oder anderen Teil." (56) 


Bei der inhaltlichen Planung gingen wir von ideal-typischen Voraus- 

setzungen aus, nämlich einer gelungenen Fächerintegration, Das hätte 

für den theoretischen Teil z.B, bedeutet, daß 

1. das Projekt ganz bestimmte theoretische Fragestellungen hervorruft; 

2. die Praxis Fragen diktiert, die im Rahmen der vorgesehenen Fächer- 
kombination aufgearbeitet werden können; 

3. ein ausgewogenes Verhältnis von Theorie und Praxis besteht. 


Die Planung des Projekts ist nach den Vorstellungen der Projektteil- 
nehmer und vor jeder praktischen Erfahrung erstellt worden. Eine 
konsequente Durchführung nach dieser Konzeption sollte sich in der 
Praxisphase als unmöglich erweisen. 


Doch zunächst Verlaufsskizze, ursprüngliche Planung und inhaltliche 
Gliederung: 


3,2. Verlaufsskizze 
Ende des Sommersemesters 72: Erstellung des vorläufigen Projekt- 


curriculums, erste Kontaktaufnahme 
mit den Heimen 


Anfang des Wintersemesters 72: Inhaltliche Planung und Gliederung 
des Projekts, theoretische Eingangs- 
phase 

Mitte Dezember: Gespräche der Projektgruppe mit 


den Heimen, die sich zur Mitarbeit 
bereiterklärt haben 


Anfang Januar: Gruppenentscheidung für den zweiten 
Untersuchungsansatz (siehe 2.4.) 


Ende Januar: Beginn der praktischen Untersuchungs- 
arbeit in den Heimen und Fortfüh- 
rung der theoretischen Arbeit 


Semesterferien: Intensivierung der Heimkontakte, 
Jedoch ohne theoretische Begleitung 

Sommersemester 73: Weiterführung der praktisch-theore- 
tischen Arbeit 

Mitte des Semesters: Erstellung eines Zwischenberichtes 

Ende des Sommersemesters 73: Ende der praktischen Arbeit in den 


Heimen, Beginn der Aufarbeitung 


Wintersemester 73: Auswertung der Projektarbeit und 
Erstellung der Examensarbeit. 


Ya 


3.3. Theoretischer Teil 


Analyse der Heimerziehung 


Angesetzt sind 4 Wochenstunden, 

Erarbeitet werden sollen: } 

1. die historischen Dimensionen der Heimerziehung 

2. die Krise der Heimerziehung 

3. Reformansätze bürgerlicher Erziehung . ‘ 

4. die Bedeutung von Alternativmodellen für die Heimerziehung 


Sozialpolitik 


Angesetzt sind 2 Wochenstunden. 

Erarbeitet werden sollen: 

1. Verelendungsproblematik 

2. Sozialstaatsfragen 

3. Funktion und Ursachen der Reformtendenz im Heimsektor 


Verwaltungslehre 


Angesetzt sind 4 Wochenstunden. 

Erarbeitet werden sollen: a 
Kenntnisse der sich ändernden Rechtsgrundlage und der Definition 
der Institution 


Psychologie 


Angesetzt sind 4 Wochenstunden. 

Erarbeitet werden sollen: \ 

1. der Begriff der Verwahrlosung in der historischen Entwicklung und 
seine Bedeutung 

2. Sozialisationstheorien 


3.4. Methodischer Teil 


Angesetzt sind 8 Wochenstunden. Sie sind für die kontinuierliche 
Diskussion und Reflexion der methodischen Probleme der laufenden 
Untersuchung vorgesehen. Drei Schwerpunkte stehen im Vordergrund: 


"1. Diskussion der praktischen Probleme der Untersuchung. Dabei geht 
es vor allem um das Verhältnis der Studenten zu den Heimerziehern 
und den Jugendlichen bzw. den Behörden und den Sozialarbeitern. 
Wir müssen davon ausgehen, daß die Studenten in diesen Beziehun- 
gen permanenten Verhaltensunsicherheiten ausgesetzt sein werden, 
die in einer kollektiven Diskussion geklärt werden müssen. Zu- 
gleich lassen sich in dieser Diskussion exemplarisch konkrete 


Probleme zukünftiger beruflicher und politischer Praxis analysie- 
ren. 


2, Reflexion der politischen und sozialen Situation der Studenten. 
Es wird sich erweisen, daß eine Reihe von konkreten Problemen der 
Untersuchungsarbeit aus den Sozialisationsbedingungen der Stu- 
denten resultieren. Um individualistischen Reaktionsbildungen 
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und Lösungsversuchen vorzubeugen, müßte die Gruppe versuchen, 
diese Probleme als allgemeine zu problematisieren. 


3. Diskussion der methodischen Probleme der Untersuchungsarbeit. 
Hierbei geht es vor allem um die Entwicklung von Methoden zur 
Analyse von Aktenmaterial, der Protokollierung von Diskussionen 
mit Jugendlichen und Sozialarbeitern und der Systematisierung von 
Beobachtungen. Methodische Probleme schließen auf jeder Stufe die 
Diskussion inhaltlicher und begrifflicher Fragen mit ein." (57) 


3.5. Praktischer Teil 


Nach der Kontaktaufnahme mit den Heimen und der Regelung der Arbeit 
sollen kleine Gruppen von zwei bis vier Studenten mindestens einen, 
wenn möglich zwei Abende in der Woche in ein Heim gehen und die 
praktische Untersuchungsarbeit aufnehmen. 


Da unser Ansatz nicht auf direktes praktisches Handeln gerichtet ist, 

sondern auf die Beobachtung und Beschreibung eines Ausschnitts ge- 

sellschaftlicher Realität zielt, sollen drei Untersuchungslinien 

verfoigt werden: 

1. Zusammentragen von Material, das Aufschluß gibt über die materiel- 
len Bedinaungen und Strukturen des Heimes 

2. Beobachtungen, die über die pädagogische Arbeit und die Verhal- 
tensweisen der Jugendlichen und Erzieher miteinander und unter- 
einander Aufschluß geben 

3. Versuch einer Rekonstruktiun der Lebensbiografie einiger Jugend- 
licher, um Einblick in die Prozesse der Heimeinweisungen zu ge- 
winnen. 


Alle Beobachtungen in den Heimen sollen protokolliert und nach einem 
Leitfaden systematisiert werden. 

Zur Vorbereitung der Interviews zur Erstellung der Lebensbiografien 
sollen die Kontakte mit den Jugendlichen intensiviert werden. 

Alle Erfahrungen und Beobachtungen sollen in den kleineren Heimgrup- 
pen vordiskutiert und dann in die Gesamtgruppe eingebracht werden. 
Gesamtplenen mit allen Studenten und Dozenten sollen in regelmäßigen 
Abständen stattfinden. 

Die Auswertung der gesamten Untersuchung ist ab Mitte des Sommerse- 
mesters 73 vorgesehen. 


4. ZUR SITUATION DER STUDENTEN DER PROJEKTGRUPPE 


— 


Welchen Verlauf die Arbeit in einer Semester- oder Projektgruppe 
nimmt, hängt nicht nur vor den Inhalten, den praktischen Möglich- 
keiten und den institutionellen Bedingungen der Arbeit ab. Der Prozeß 
wird auch durch die Ängste, Hoffnungen und unterschiedlichen Motiva- 
tionen der Teilnehmer und den negativen oder positiven Beziehungen 
untereinander beeinflußt. { 

Auch ist das Problem der Disziplinlosigkeit und Unverbindlichkeit in 
allen uns bekannten Gruppen als starker Störfaktor der kontinuierli- 


- 33 - 


chen Arbeit bekannt, Deshalb soll zunächst die Motivationslage der 
Studenten für das Projekt umrissen werden. 


4.1.Unsere Motivation zum Projekt 


Das Unbehagen der Studenten über die allgemeine Ausbildungsmisere 
und die Situation im Fachbereich Sozialarbeit erreichte Ende des 
Sommersemesters 72 einen neuen Höhepunkt. 


Ein Semester mit endlosen Diskussionen, die über die Köpfe der 
meisten hinweggegangen waren, war wieder zu Ende. Die einen hatten 
"gegammelt", die anderen, die inmer da waren, wußten nicht, ob sie 
etwas gelernt hatten, außer der gelegentlichen Akkumulation einiger 
Brocken isolierten Fachwissens. Zum Schluß war man wieder hinter den 
Scheinen hergejagt. 

Die Angst vor der Examensarbeit und der fehlenden Berufsperspektive 
hatte man bisher erfolgreich verdrängen können. Doch auch das rückte 
jetzt näher, da man sich im kommenden Semester für ein Schwerpunkt- 
programm entscheiden mußte. Viele hatten im "Freiraum" FHS noch keine 
Gruppe gefunden, die nicht durch politische Richtungskämpfe zerris- 
sen war und in der man sich angstfrei äußern und arbeiten konnte. 
Diese Erfahrungen bestimmten die Motivation vieler Studenten, eine 
Arbeitsgruppe aufzubauen, in der es möglich sein sollte, die indi- 
viduellen Bedürfnisse einzubringen, sich bestimmte berufliche Quali- 
fikationen anzueignen und politische Perspektiven für die zukünftige 
Tätigkeit zu entwickeln. 


Auf diesem Hintergrund fanden sich zu Beginn des Wintersemesters 
72/73 vierzehn Studenten des 4. und 5. Semesters zu einem Projekt 
"Heimerziehung" als Ergänzung zu dem Gesamtprojekt "Bedingungen 

der Sozialarbeit am Beispiel Jugendhilie" zusammen. 

Wir hatten alle ein theoretisches Vorverständnis zu einem Projekt- 
studium in den vorangegangenen Semestern erworben. Wir waren der 
Ansicht, daß man in einer Gruppe nicht nur aus einer abstrakten Ein- 
sicht heraus arbeiten kann, sondern daß auch eine Kooperationsfähig- 
keit unter den Gruppenmitgliedern bestehen muß. Will man die Ängste 
und Schwierigkeiten, die zu Arbeitsstörungen führen, überwinden und 
als gemeinsame Probleme erkennen, so müssen sie auch bewußt gesehen 
und diskutiert werden. Die Bedeutung dieses Punktes für die einzel- 
nen Studenten und die Arbeitsfähigkeit der Gesamtgruppe wurde auch 
bei der Planung des Projekts reflektiert und im Projektpapier festge- 
halten. (siehe methodischer Teil) 

hir ginger davon aus, daß die gemeinsame Praxis im Projekt die Isola- 
Ei und Verängstigung einzelner überwinden und die Integration aller 
je Inehner in die Gruppe leisten könnte. 

n den Semestergruppen, aus denen wir kamen, waren die kontroversen 
Diskussionen zum Charakter der zukünftigen Berufsrolle intensiv ge- 
ührt worden. Aus diesen Auseinandersetzungen um den Zusammenhang 

von Sozialarbeit und politischer Praxis hatten sich zwei Positionen 
gebildet: Sozialarbeit als Berufsrolle total zu revolutionieren oder 
politische Praxis aus der Sozialarbeit völlig auszuschalten. 


Koraussetzung für den ersten Standpunkt wäre eine total homogene 
ruppe, die aufgrund einer gemeinsamen Analyse zum gleichen politi- 
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schen Ansatz kommt und diesen ohne Rücksicht auf die Institutivnen 
durchsetzt. 

Dieser Ansatzpunkt schien uns Sozialarbeit ais zukünftige berufliche 
Praxis zu ignorieren und von dem gegebenen gesellschaftlichen Rahmen 
zu abstrahieren. 
Den zweiten Standpunkt teilten wir auch nicht. Wir sahen gerade in 
dem Untersuchungsziel, die Grenzen dieses gesellschaftiichen Rahmens 
aufzuzeigen und für alle Beteiligten erfahrbar zu machen, eine 
Chance der Politisierung. Die institutionellen Grenzen erkennen, 
heißt ja noch lange nicht, sie akzeptieren. 


Nach den theoretischen Vordiskussionen gingen wir in unserer Gruppe 
davon aus, daß berufliche und politische Praxis nicht zusammenfallen, 
sondern daß sozialarbeiterische Berufspraxis auch als politische zu 
betrachten ist. ""ie Entscheidung für Projektarbeit resultiert also 
einerseits aus der Prämisse, sich bestimmte Qualifikationen theore- 
tischer als auch praktischer Art in den nächsten drei Semestern anzu- 
eignen und aus der politischen Prämisse andererseits, berufliche In- 
halte so zu politisieren, daß sie sich einer affirmativen Berufspraxis 
sperren und zugleich konkrete politische Perspektiven späterer Berufs- 
praxis, einschließlich der politischen Organisierung, aufzeigen."(58) 


4.2. Das Problem der Disziplin und Verbindlichkeit in der Projektarbeit 


Die Disziplinlosigkeit und Unverbindlichkeit in der Projektarbeit ließ 
manchmal die Wellen des Unbehagens in der Gruppe hochschlagen, beson- 
ders in der Zeit nach den Semesterferien, Sichtbar wurde das Problem 
durch 

- Lustlosigkeit in den Veranstaltungen, 

schleppende Diskussionen, 

wichtige Arbeiten wurden verweigert, 

einige kamen nur noch sporadisch, 

andere blieben ganz zu Hause. 


Wir beschworen das drohendeExamen und unseren politischen Anspruch 
herauf. Doch ist Disziplin und Verbindlichkeit nicht mit 
Appellen herzustellen. Wir müssen das Problem im Zusammenhang sehen 
mit unserer individuellen Bedürfnisstruktur und der Identifikation 
mit der Projektarbeit. 
Wir alle haben Disziplin unter entfremdeten Bedingungen erlebt. Es 
bedeutete für uns bedingungslose Anpassung an Normen,die von Autori- 
täten gesetzt wurden, die wir nicht infrage stellen durften; z.B. 
Eltern, Lehrer, Chefs und später dann die "linken Autoritäten". 
Und jetzt sollten wir schon wieder Disziplin üben! War nicht gerade 
die Absage an Triebunterdrückung, überhohe Leistungsmoral und Anpas- 
sung von der antiautoritären Studentenbewegung propagiert worden? 
Das spukte doch auch in unseren Köpfen herum! Glaubten wir nicht 
endlich, wenn auch nur für begrenzte Zeit, in der FHS in einem ge- 
wissen Freiraum zu schweben, der geeignet war, uns die individuelle 
Emanzipation zu ermöglichen? 


Ist es also nicht allzu verständlich, wenn wir bei der Forderung nach 


Disziplin eine erschrockene Abwehrhaltung einnahmen! 
Es mußte also notwendigerweise zu einer Konfrontation unserer Bedürf- 
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nislage mit unserem politischen Anspruch der Veränderung der Gesell- 
schaft kommen. Doch die Verwirklichung dieses Anspruchs setzt die 
Verrichtung gewisser Arbeiten voraus. "Arbeit verlangt eine Entschei- 
dung. Indem ich eine Arbeit verrichte, unterlasse ich zwangsläufig 
viele Dinge, die ich vielleicht auch gerne täte. Die Entscheidung 
für Arbeit läßt sich also negativ bestimmen als Verzichtsleistung, 
und Verzicht fällt schwer." (59) Man kann nicht mehr nur nach dem 
Lustprinzip handeln. Verzicht verlangt Disziplin! "Nisziplin ist eine 
emanzipative und sozialistische Tugend, so sehr sie auch unter ent- 
fremdeten Arbeitsbedingungen mißbraucht werden kann." (60) Die Be- 
reitschaft zu Disziplin erhöht sich mit der Verbindlichkeit der 
Arbeit. Die Verbindlichkeit der Arbeit stellt sich durch zunehmende 
Identifikation mit derselben her. Die mangelnde Identifikation mit 
der Projektarbeit in unserer Gruppe mag folgende Ursachen haben: 
- mangelnde politische Motivation; 
- Erwartungen individueller, beruflicher und politischer Art wurden 
enttäuscht und haben zu einer gewissen Resignation geführt; 
- die Interessen der Teilnehmer liegen auf einer anderen Ebene. 


Wobei dem letzten Punkt innerhalb der FHS, als Institution des zwei- 
ten Bildungsweges, eine besondere Bedeutung zukommt. Für viele Stu- 
denten hat sie nur Sprungbrettfunktion zur Universität. 

Die Projektgruppe "Hauptschülerarbeit" charakterisiert diese Situa- 
tion in ihrem Projektbericht folgendermaßen: "Von denen, die die Ver- 
änderung des Studiums propagierten, hatte niemand die Absicht, So- 
zialarbeiter zu werden. Es drängt sich der Gedanke auf, daß der Kampf 
für ein verändertes Studium gleichzeitig der Kampf für studentische 
Freiräume ist, um in Ruhe, ohne formale Anforderungen (Scheine) 
politisch arbeiten zu können und den Übergang an die Universität vor- 
zubereiten." (61) 

Auch in unserer Gruppe wurde die zukünftige Berufspraxis ständig im 
Munde geführt, obwohl viele sich mit dem Gedanken tragen, ein Auf- 
baustudium zu machen. 

Das Problem und seine Ursachen erkennen, bedeutete für unsere Gruppe 
nicht, es auch lösen zu können. \lir konnten den Teufelskreis von Dis- 
ziplinlosigkeit und Frustration nicht durchbrechen und eine Verhält- 


nismäßigkeit von individ ürfni jedi und verbindlicher 
rbeit RU idueller Bedürfnisbefriedigung 


SE GEBE. "ca. BEE En 


5. SCHWIERIGKEITEN UND WIDERSPRÜCHE IN DER PRAXISPHASE 


A u EHI wi Tr Babes DATE he 


Fi Projektpapier zu dem Projekt "Heimerziehung" und die unter Punkt 3 

argestellte inhaltliche Planung und Gliederung ist nach vorangegan- 

genen theoretischen Diskussionen und vor jeder praktischen Projekter- 
rung der Studenten und Dozenten der Gruppe entstanden. 

en Konzeption führte uns während des Projektverlaufs immer unsere 

di gangsvorstellungen und Absichten vor Augen, konnte aber nicht in 
leser Form verwirklicht werden. 


a gibt es verschiedene Ursachen. Sie liegen in: 
er speziellen Situation der Studenten (siehe Punkt 4), 
- den Strukturen der FHS, 
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- den Strukturen der Heime, 

- unserem Praxisansatz. 

Die Schwierigkeiten und Widersprüche, die sich daraus ergaben, sollen 
hier aufgezeigt und verständlich gemacht werden. 


5.1. Bereich FHS 
5.1.1 Verhältnis zu anderen Projekten 


Unser Projekt war in Abgrenzung zu anderen Gruppen entstanden. Wir 
beabsichtigten, mit diesen Gruppen und anderen interessierten Stu- 
denten, die keinen unmittelbaren Praxiskontakt hatten, in einem 
ständigen Informations- und Erfahrungsaustausch zu stehen. 

Dieser Austausch sollte uns ständig die Grenzen des Projekts vor 
Augen halten, die positiven Lernmöglichkeiten besser aufzeigen, die 
Frustrationen durchschaubarer machen und ihren kollektiven Charak- 
ter zum Ausdruck bringen, anstatt die Ursachen dieser Schwierigkeiten 
im persönlichen Versagen der Beteiligten zu suchen. 

Auf der Grundlage der ausgetauschten Erfahrungen und der Selbstkritik 
der "Projektgeschädigten" sollten dann Schlußfolgerungen für neue 
Projektgruppen und veränderte Studienperspektiven entwickelt werden. 


Diesem Anspruch konnten wir nicht gerecht werden. Kaum hatten wir mit 
der Arbeit in den Heimen begonnen, nahmen die praktischen Fragestel- 
lungen, zu ungunsten der tneoretischen Arbeit, einen überdimensional 
großen Platz in unseren Diskussionen ein. Wir fühlten uns den Proble- 
men und Anforderungen kaum gewachsen. Dabei ging uns der Überblick 
über das eigene Projekt teilweise verloren. Wir befanden uns schon 
jetzt in der klassischen Lage des Sozialarbeiters, der isoliert und 
überhäuft mit praktischen Problemen in der Arbeit steckt und "vor lauter 
Wald keine Bäume mehr sieht". Wir zogen uns immer mehr zurück. 

‚ir nahmen die Termine mit anderen Gruppe nicht mehr wahr und tausch- 
ten keine Papiere mehr aus wie zu Beginn des Semesters. \lir waren ganz 
mit unseren eigenen Problemen beschäftigt und hörten nur noch über 
zufällige oder private Kontakte von anderen Projektgruppen. Dabei war 
es uns durchaus bewußt, wie sinnlos es ist, so isoliert vor uns hin- 
zuwerkeln, während andere Gruppen mit dem gleichen Erfahrungshinter- 
grund die gleichen Schwierigkeiten durchlaufen. Doch durch Zeitdruck, 
Semesterende und anstehendes Examen waren wir nicht in der Lace, 

die Isolierung zu durchbrechen. 


5.1.2 Fächerintegration und Untersuchungsarbeit 


Die thematische Integration der bisher isolierten Studienfächer ist ein 
entscheidender und zugleich schwieriger Bestandteil, eines Projekt- 
Studiums. Bei einer konsequenten Durchsetzung dieses Prinzips ist 

die Teilnahme der Dozenten an der praktischen Arbeit Voraussetzung. 
Studenten wie Dozenten müssen an allen Diskussionen teilhaben, um 

den Gesamtzusammenhang im Projekt nicht zu verlieren. 


Von dieser Prämisse konnten wir nicht ausgehen. Materielle und per- 


sonelle Misere an der FHS schaffen hierzu schlechte Voraussetzungen 
und zeigen sehr schnell die institutionellen Grenzen der Projekt- 
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organisation. 

Die meisten Dozenten standen uns nur zwei bis vier Wochenstunden zur 
Verfügung, die beiden Projektbetreuer - zwei nebenamtliche Lehrkräf- 
te - nur vier bzw. acht Stunden, An der praktischen Arbeit in den 
Heimen nahm kein Dozent teil. 

Wir planten deshalb möglichst oft Gesamtplenen mit allen Dozenten 
und Studenten, um einen gleichmäßigen Informationsstand herzustellen. 
Dadurch sollte der Gesamtzusammenhang der einzelnen Veranstaltungen 
nicht verloren gehen, eine Zersplitterung vermieden werden und die 
Inhalte besser, als durch die vorangegangene Planung möglich war; 
aufeinander abgestimmt werden. Das konnte nur ein kleiner Schritt 

in Richtung Fächerintegration sein. 


Solange wir in der theoretischen Vorbereitungsphase waren, erwies 
sich diese Organisation und Planung als durchaus sinnvoll und umfas- 
send und stellte einen gewissen Fortschritt gegenüber dem traditio- 
nellen Fächerstudium dar. In welchem Maße die Veranstaltungen in der 
Praxisphase auseinanderklaffen sollten, ahnten wir nicht. 

Kurz nachdem wir mit der praktischen Arbeit in den Heimen begonnen 

hatten, rückten die Fragen und Probleme, die sich daraus ergaben, 

immer mehr in den Vordergrund. Praktisch-organisatorische Probleme 
verstellten uns den Blick auf den Gesamtzusammenhang. Wir gerieten in 
eine langsam wachsende Praxisborniertheit. Dieser Zustand verdichte- 
te sich in den Semesterferien. Ein Projektteilnehmer brachte zu Be- 
ginn des Sommersemesters folgende Kritik ein, die einen Einblick in 
die Situation gewährt: 

- kein Kommunikationszusammenhang mit übrigen Heimgruppen. 

- Ungenügender Kontakt mit der Projektanleitung. 

- Unbefriedigender "Nur-Beobachter-Status", daher kein konkreter An- 
satzpunkt zur Diskussion mit Erziehern und Jugendlichen. Wir bieten 
auch nichts an. Die auf beiden Seiten entstehende Erwartungshaltung 
verunsichert und bringt Mißtrauen, da die Offenheit fehlt. 

- Zuviel Beobachtungspunkte und Verselbständigung der Beobachtungs- 
arbeit. Jede Aussage der Erzieher und Jugendlichen wird als wichtig 
angesehen, so daß man am Ende "informationsgeil" wird und statt die 
Übersicht zu behalten, sich in Einzelheiten verliert. 

= Wegen der mangelnden Aufarbeitungszeit wird der Ablauf des Gesche- 
hens im Heim nur über die sinnliche Wahrnehmung und nicht entspre- 
Crane distanziert erfaßt und theoretisch umgesetzt. 

3 in ungeheure Mitteilungsbedürfnis übergeht völlig jede Objektivi- 


Diese praxisbezogenen Fragen nahmen alsc einen immer größeren Raum 
Es hatten sich immer theoretische Fragestellungen aus der Praxis 
it doch um darauf einzugehen, erwies sich unsere Fächerorgani- 
en eu als zu unflexibel. Fragestellungen, die in der einen Woche 

hob brisant waren, waren durch die Entwicklung in den Heimen aufge- 
I oder verschüttet worden. Eine Frage, deren Klärung die Lösung 
sinn Früge voraussetzte, konnte nicht vorangetrieben werden, 
gung an Analge Dozent erst wieder eine Woche später zur Verfü- 


En kam es, daß das Verhältnis der Fächer untereinander immer mehr aus 
em Gleichgewicht geriet, ihre Berührungspunkte verloren gingen und 
einige Seminare überhaupt nicht mehr in Gang kamen wie z.B. Sozial- 
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politik und Verwaltungslehre. 

Alles verdichtete sich auf den Mittwoch, an dem uns die zwei Projekt- 
betreuer zur Verfügung standen. 

Wir gingen nur noch Praxisfragen an. 

Wir beleuchteten das Problem von allen Seiten. 

Nach einer lebhaften Diskussion Mitte des Sommersemesters kamen wir 
zu der folgenden Einschätzung: "Soll eine Fächerintegration statt- 
finden und wollen die Dozenten die Fragen, die aus der Praxis ent- 
stehen, mit ihrem jeweiligen Fachwissen aufarbeiten, so setzt das s 
die Teilnahme aller auf allen Stufen des Gesamtprozesses voraus. Hier 
sind Dozenten wie Studenten in der Rolle der Lernenden und Lehrenden. 
Trotz einer notwendigen und sinnvollen Planung muß man davon ausge- 
hen, daß in einem Projekt nicht alles nach Plan ablaufen kann, wie 

in einem üblichen Seminar, da die Entwicklung nicht genau absehbar 
ist. Zum Zeitpunkt der Projektplanung sind viele Probleme nicht als 
Probleme bewußt, da sie erst aus der Praxis entstehen. Diese Erfah- 
rung scheint eine der wichtigsten zu sein, die es zukünftigen Pro- 
jektplanern mitzuteilen gilt und sollte in die Forderungen zur Rea- 
lisierung eines Projektes eingehen." (Protokoll vom 2.5.73) 


Für uns war das Problem aus zeitökonomischen Gründen nicht mehr zu 
lösen. Für die Dozenten war schon durch die Gesamtplenen, Gespräche 
mit den einzelnen Heimgruppen und Diskussionen in den Heimen selbst 
eine erhebliche zeitliche Mehrbelastung entstanden. 

Wir beschlossen, bis zum Semesterende und dem Beginn der Examensar- 
beit schwerpunktmäßig vorzugehen; zunächst Fertigstellung der Zwi- 
schenberichte und Durchführung der Interviews, um uns dann mehr dem 
Versuch einer theoretischen Einschätzung zuzuwenden. 


5.1.3 Schwierigkeiten wissenschaftlicher Arbeit 


Die Sammlung, Einordnung, Auswertung und Interpretation der Informa- 
tionen und Eindrücke in den Heimen war für die Gruppe ein großes 
Problem. Wir hatten zwar - schon aus Zeitgründen - nicht den Anspruch 
einer umfassenden, repräsentativen Materialerhebung, aber selbst bei 
den Systematisierungsversuchen einiger exemplarischer Fälle für un- 
sere Untersuchungsarbeit wußten wir nicht, wie wir vorgehen sollten. 
Wir besaßen weder die methodischen Kenntnisse noch hatten uns die 
vergangenen Semester an der FHS theoretisch darauf vorbereitet. Außer- 
dem hatte die Ausbildung unter den Studenten kein einheitliches Wis- 
Sensniveau hergestellt. Das Informationsgefälle unter den Studenten, 
aufgrund unterschiedlicher Voraussetzungen vor Beginn des Studiums, 
verunsicherte weiterhin einige Gruppenmitglieder, wenn auch nicht 
mehr in dem Maße wie in den vorangegangenen Semestern. 


Zu Beginn der Praxisphase brachten wir alle Beobachtungen und Infor- 
mationen aus den Heimen völlig unsystematisch und unstrukturiert in 
die Gesamtgruppe ein. 

Zunächst ging es darum, die Praxisangst zu überwinden, Kommunilka- 
tionsmöglichkeiten mit den Jugendlichen und Erzieherg-zu fircen un: 
einen Gesamteindruck über das ganze Heim zu gewinnen‘ 

Nach dieser Eingangs- oder Kontaktphase mußten wir uns auf unsare 
erste Untersuchungsaufgabe konzentrieren - das Sammeln von Materia- 
lien und Informationen, die Aufschluß geben konnten über die Struk- 
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turen der Heime und ihre pädagogische Arbeit, 

Um ein systematisches Beobachten zu sichern, wurde ein Untersuchungs- 
leitfaden entwickelt. Doch ein konsequentes Anlegen dieser Kategorien 
und Richtlinien fiel uns ungeheuer schwer. Dazu aus dem Protokoll 

vom 4.4.73: "Der erstellte Leitfaden ist zu kritisieren. Wie sollen 
wir damit in den Heimen umgehen? Sollen wir mit dem Leitfaden im 

Kopf durch das Heim laufen, oder sollen wir die Eindrücke und Beobach- 
tungen erst beim Schreiben der Protokolle strukturieren? Ersteres 
bringt große Schwierigkeiten mit sich, denn es ist ein großes Problem, 
mit dem Jugendlichen überhaupt ins Gespräch zu kommen. 'Wie soll ich 
das anpacken?' Bei der zweiten Möglichkeit gehen viele Informationen 
verloren und Lücken werden nicht geschlossen." 


Alle Gruppen berichteten von den gleichen Schwierigkeiten, sich auf 
bestimmte Untersuchungsbereiche zu konzentrieren. Jeder versuchte, 
für sich die beste Methode zu entwickeln. So wurden über ein Heim 
mehr Informationen in die Gesamtgruppe eingebracht als über ein ande- 
res Heim, weil einige Teilnehmer in der Diskussion mit den betroffenen 
Jugendlichen und Erziehern und der Semestergruppe anderen Teilneh- 
mern aufgrund verschiedener günstiger individueller Voraussetzungen 
im Vorteil waren. Hinzu kam die unterschiedliche Informationsfreudig- 
keit in den Heimen, 

Das kam in den Zwischenberichten zum Ausdruck. Manche Berichte waren 
im "Buchhalterstil" geschrieben, erlaubten keinen Einblick in das 
Heimgeschehen, sagten zu wenig über die Struktur und pädagogische 
Praxis der Heime aus und verloren sich im Unwesentlichen. Einige 
Zwischenberichte mußten nach solidarischer Kritik neu erstellt und 
ergänzt werden. 


Beim Erarbeiten und Umgehen mit den Leitlinien zur Rekonstruktion der 
Lebensgeschichte der Jugendlichen hatten wir mit ähnlichen Schwierig- 
keiten zu kämpfen: Wie gehen wir damit um? Wie trenne ich Wesentliches 
vom Unwesentlichen? 
Hinzu kamen schwerwiegende Legitimationsprobleme. Wir fragten uns, 
mit welchem Recht wir eigentlich in die Intimsphäre der Jugendlichen 
vorstoßen? Wird er nicht zum reinen Untersuchungsobjekt? Was nutzt 
ihm unsere Arbeit? Wie können wir die Arbeit anlegen, daß wenigstens 
ansatzweise das Subjekt-Objekt-Verhältnis aufgelöst wird? Hier das 
Diskussionsergebnis daraus: Wir müssen 

de Akte und Aussage des Jugendlichen gegenüberstellen und mit ihm 

2 gemeinsam den Stigmatisierungsprozeß herausarbeiten; 

» die Verinnerlichung von Schuldgefühlen aufbrechen und dadurch 
q Bewußtseinsprozesse in Gang setzen; ‘ 

« die sinnlichen Erfahrungen des Jugendlichen erfassen und wenig- 
Wir Stens teilweise verstehen lernen. ; 
van müssen jedoch, um realistisch zu bleiben, eingestehen, daß wir 
‚+ rscheinlich mehr von dieser Arbeit profitieren werden. Wir müssen 
infach gewisse Dinge für unsere Untersuchung in Erfahrung bringen." 
(Protokoll vom 11.5.73) 


LIT tin der Jugendlichen nahmen wir bei den Interviews das 

H and zu Hilfe. So konnten wir gemeinsam die Lücken und Abschwei- 
ungen der Gespräche aufspüren, Nach den ersten Tonbandaufzeichnun- 
gen stellten wir fest, daß wir oft im Oberflächlichen hängengebl ieben 

waren, und bei Punkten, die den Jugendlichen tiefer berührten, nicht 
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nachgehakt hatten. Das Tonband war Mittel zur Selbstkontrolle gewor- 
den. 

Durch das Anhören mehrerer Gespräche konnten wir feststellen, daß die 
Jugendlichen alle in ähnlicher Weise auf unsere Fragen reagierten. 
Ganz bestimmte Dinge hoben sie besonders hervor, andere, objektiv 
wichtige Tatsachen aus ihrem Leben fielen unter den Tisch, und auf 
ganz bestimmte Fragen erhielten wir stereotype Antworten. Wir ver- 
suchten gemeinsam eine Erklärung zu finden: "Diese Reaktionsweise hat 
für den Jugendlichen eine gewisse Entlastungsfunktion, birgt ein 
gewisses Maß an Erkenntnis, ist also eine Instrumentalisierung seiner 
eigenen Lebensgeschichte. Wir können nicht davon ausgehen, daß der 
Jugendliche seine objektive Lage richtig einschätzt. In seine Schil- 
derung gehen bestimmte Verzerrungen ein, die nicht zufällig sind, 
sondern in einem systematischen Zusammenhang mit seiner Lebensge- 
schichte stehen. Unsere schwierige Aufgabe wird es sein, die psychi- 
sche Realität des Jugendlichen richtig einzuschätzen und seine sub- 
jektive Darstellung zu objektivieren." (Protokoll vom 13.6.73) 


5.1.4 Verhältnis der Dozenten zum Projekt 


Das Projekt "Heimerziehung" stellt für alle Teilnehmer der Untersu- 
chungsgruppe, Studenten wie auch Dozenten, ein Novum innerhalb der 

FHS dar. Alle hatten bisher in den traditionellen Studienformen ge- 
lernt bzw. gelehrt. So stellte der Versuch der Studenten, zum ersten 
Mal Formen der Selbstorganisation ihres Studiums auszuprobieren und 
den Lernprozeß gemeinsam mit den Lehrenden zu organisieren, auch an 
die Dozenten völlig neue Anforderungen. "Hier sollen Dozenten wie Stu- 
denten in der Rolle der Lernenden wie Lehrenden sein." (Protokoll 

vom 2.5.73) 


Wir sind zum Teil von der Vorstellung ausgegangen, die traditionellen 
Lehrer-Schüler-Rollen total abbauen zu können, Die Bereitschaft dazu 
war auf beiden Seiten vorhanden, doch waren die Voraussetzungen da- 
für ungünstig: Das Projektpapier, das unsere Absichten und Ziele zu- 
sammenfaßt, war unter dem wesentlichen Einfluß der Dozenten ent- 
standen, diese nahmen aber an der praktischen Arbeit in den Heimen 
nicht teil. Nur einer der Projektbetreuer hatte praktische Erfahrun- 
gen im Bereich der Fürsorgeerziehung gemacht, die übrigen verfügten 
nur über rein theoretisches Wissen. 


Während des Projektablaufs fielen den Dozenten folgende Aufgaben zu: 
- die Erarbeitung der theoretischen Fragen voranzutreiben und 
- gleichzeitig die entstehenden konkreten Praxisprobleme zu behandeln. 


Da den Studenten die Untersuchungsprobleme immer mehr über den Kopf 
wuchsen, wurden einige theoretische Fragestellungen wie z.B. der 
Stellenwert der Heimerziehung, Fürsorgezöglinge und industrielle Re- 
servearmee und der Hintergrund der Reformtendenzen nur unter den 
Dozenten diskutiert. Für uns blieben diese Diskussionen abstrakt und 
mit unseren praktischen Untersuchungsfragen unvermittelt. Die Praxis- 
probleme konnten sie nur spekulativ aufgreifen, da sie selbst nicht 
in die Arbeit integriert waren, 


Durch die nur partielle Beteiligung einiger Dozenten an den Gesamt- 
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diskussionen verloren manche dann immer mehr den Zusammenhang, was 

zu dem bereits beschriebenen Prozeß der Fächerdesintegration führte. 
Dieser Prozeß konnte nicht aufgehalten werden, Die Hauptursache ist 
in den objektiven Bedingungen der Projektorganisation innerhalb der 
FHS zu suchen und in der Tatsache, daß die Dozenten von ihrer eigenen 
Ausbildung her eine andere Qualifikation erhalten haben, als es die 
Projektarbeit von ihnen verlangt. 


5.2. Bereich Heim 


Unsere Arbeit mit den Jugendlichen und Erziehern in den Heimen war 

von folgenden Überlegungen geleitet worden: 

"1, Jugendliche und Erzieher in den Heimen sind für uns keine Objek- 
te, an denen wir unsere Theorie bestätigt wissen wollen. Das 
Subjekt-Objekt-Verhältnis ist aufzuheben und die Betroffenen 
62) in den Untersuchungs- und Lernprozeß mit einzubeziehen." 

62) 

"2. Es kann nicht darum gehen, von unserem Standpunkt aus illusionär 
zu versuchen, die Praxis jetzt in zwei Semestern umkrempeln zu 
wollen. Dabei sind wir uns allerdings der Schwierigkeiten bewußt, 
die unsere Arbeit für Jugendliche und Erzieher mit sich bringt. 
Die politische Kooperation zwischen Studenten des Projekts und 
den Jugendlichen und Erziehern der Heime kann sich nur über die 

. verschiedenen Stufen gemeinsamer Erfahrung entwickeln." (63) 

3. Wir müssen davon ausgehen, daß der unmittelbar praktische Teil 
des Projektstudiums auf erhebliche Widerstände der Jugendlichen 
und Erzieher stoßen wird. Der von uns intendierte Ro1lenwechsel 
widerspricht den gängigen Erfahrungen, die die Jugendlichen bis- 
her in der Regel mit Erziehern und Sozialarbeitern gemacht haben. 
Ihre Reserve und ihr potentieller Widerstand, sich auf enge Kon- 
takte einzulassen, muß zunächst als sozial adäquates Verhalten 
betrachtet werden." (64) 


Wir rechneten bei unserer praktischen Arbeit mit gewissen Schwierig- 

keiten und Widerständen der Erzieher und Jugendlichen, hofften aber 

auch, diese teilweise überwinden zu können und zu einer Kooperation 

a Beteiligten zugelangen, um gemeinsame Lernprozesse in Gang 
en. 


5.2.] Verhältnis Studenten - Heimerzieher 


en mehreren Kontaktgesprächen erklärten sich drei Heime unterschied- 

or Struktur zu einer Diskussion mit der Projektgruppe und den 

H zenten bereit. Bei diesen Gesprächen sollten wir unsere Absicht 

gerdeutlichen und so den Mitarbeitern und Jugendlichen der Heime eine 

1ntscheidungsgrund]age geben, 

„a Slasan drei Heimen konnten wir dann auch später die praktische Ar- 

Fri aufnehmen. Weitere Jungen- und Mädchenheime im Stadtgebiet Frank- 

Me Bi uns aus formalen Gründen ab. Wir vermuteten pädagogisch- 

ische Bedenken, die jedoch nie geäußert wurden. Wir nehmen 

folgende Gründe an: 

ein Teil der Erzieher identifiziert sich mit der herrschenden Kon- 
zeption repressiver öffentlicher Erziehung und lehnt deshalb 
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jegliche Neuerung ab, die die Studenten mitbringen könnten; 

- die Vorbehalte progressiver Erzieher beruhen auf negativen frühe- 
ren Erfahrungen bezüglich der kontinuierlichen, verbindlichen Zu- 
sammenarbeit mit Studenten, 


Da wir uns aus verkehrstechnischen und zeitökonomischen Gründen auf 

das Stadtgebiet beschränken mußten, sahen wir uns gezwungen, ein Wohn- 
kollektiv und einen Jugendclub miteinzubeziehen, um allen den Praxis- 
kontakt zu ermöglichen. 

In Heim D und Heim A, zu dem das Wohnkollektiv B gehört, schlug uns 
offenes Mißtrauen entgegen. Die versammelten Erzieher fürchteten offen- 
sichtlich politische Einflußnahme von unserer Seite und die Initiierung 
einer zweiten Staffelbergkampagne, obwohl sie unser Projektpapier vor- 
liegen hatten, aus dem klar hervorging, daß wir ein aktives Eingrei- 
fen nicht beabsichtigten. 

Im Jugendwohnheim D, ein katholisches Heim, fürchtete man weltliche 
Einflüsse. Der Erziehungsleiter hatte Angst, wir könnten das indivi- 
dualistische Weltbild der Jugendlichen in ein kollektivistisches um- 
wandeln. 

Er beteuerte uns, vieles fände er ja auch nicht richtig und es sei 

ja auch gut, daß die Jugend so "kritisch" sei, doch die Heimjugendli- 
chen sollten damit nicht belastet werden, Das könnte nur den Erzie- 
hungsprozeß gefährden und die labilen Jugendlichen überfordern. 


Die Erzieher ohne Fachausbildung fühlten sich offensichtlich durch 
uns, die "theoretisch überlegenen", stark verunsichert. Ihre Bezie- 
hungen untereinander waren durch Konkurrenzangst geprägt und zeichne- 
ten sich durch unsolidarisches Handeln aus-BeiAngriffen oder Bedro- 
hungen von außen bildeten sie aber ein "Angstkartell", 

Diese Frontbildung, die sicher auch durch unser eigenes Auftreten mit- 
bewirkt wurde, war nicht gerade gesprächsfördernd. Die Erzieher ga- 
ben uns keinerlei Hilfestellung bei der Kontaktaufnahme mit den Ju- 
gendlichen, stellten uns niemandem im Hause vor, gaben uns nur sehr 
ungern Informationen und bezogen uns nicht in ihre praktische Arbeit 
mit ein. 

So mußten wir, ganz auf uns selbst gestellt, uns zurechtfinden und 
alleine "loswerkeln".Erschwert wurde dieser ungünstige Start durch die 
fehlenden räumlichen Kommunikationsmöglichkeiten in den Heimen. 


Das zum Teil berechtigte Mißtrauen und die verständlichen Ängste der 
Erzieher, die von Anfang an ihr Verhältnis zu uns bestimmt hatten, 
beeinflußten auch den weiteren Projektverlauf, da die Offenheit zwi- 
schen ihnen und uns fehlte. Unser Status als teilnehmender Beobach- 
ter verhinderte ein Eingreifen in das Geschehen und klare Stellung- 
nahmen in Konfliktfällen, wonach sie unseren politischen und pädago- 
gischen Standpunkt hätten besser ausmachen können, In unserer schein- 
m Neutralität stellten wir für sie eine nichtgreifbare Bedrohung 
ar. 


Als es Ende des Wintersemesters im Heim D zu einem Eklat unter den 
Erziehern und Repräsentanten des Heimträgers kam, der sich am pädago- 
gischen Konzept des Erziehungsleiters entzündete, hielten wir uns 
weiterhin im Hintergrund. Das Konzept entsprach zwar nicht unseren 
pädagogischen Vorstellungen, stellte aber im Rahmen dieses Heimes 
einen gewissen Fortschritt für die betroffenen Jugendlichen dar 
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(zum Beispiel die Einstellung eines Psychologen). Hier hätten wir, 
wollten wir unserem politischen Anspruch - die Interessen der Jugend- 
lichen zu vertreten und zu einer Kooperation mit den Erziehern zu 
gelangen - gerecht werden, den Erziehungsleiter unterstützen müssen. 
(Ausführlichere Darstellung des Konflikts siehe "Bericht über das 
Jugendwohnheim D") 


Um unsere Untersuchungsarbeit nicht zu gefährden, beschlossen wir, 
nicht einzugreifen. Eine Stellungnahme hätte wahrscheinlich zu un- 
serem sofortigen Rausschmiß geführt. 

Im Jugendwohnheim A und dem dazugehörigen Wohnkollektiv waren wir 
permanenten Rauswurftendenzen ausgesetzt, die sich im konkreten Kon- 
fliktfall (siehe 5.2.2) wegen angeblicher Initiierung von Aktivitäten 
und Verbreitung falscher Tatsachen verstärkten. Da es auch hier un- 
sere Absicht war, unsere Untersuchungsarbeit nicht abbrechen zu müs- 
sen, verhielten wir uns opportunistisch und gingen auf die Ebene der 
zum Teil persönlich beleidigten Erzieher ein. F 

In diesen beiden ‘Heimen - Heim A und D - konnten wir nicht den ge- 
ringsten Ansatz von Kooperation, wie er im Projektpapier intendiert 
ist, verwirklichen, trotz der punktuellen Bereitschaft einiger Er- 
zieher. Die gegenseitigen Vorurteile konnten nicht abgebaut und die 
Fremdbilder nicht zerstört werden. 

Im Jugendwohnheim C herrschten sehr liberale Zustände. Der Heimlei- 
ter stand uns wohlwollend gegenüber. Wir bekamen alle notwendigen In- 
formationen, konnten uns frei bewegen und wurden nicht kontrolliert. 
Allerdings wurden wir auch nicht in die praktische Arbeit miteinbe- 
zogen, denn es gab keine praktische Arbeit; die erwartete man viel- 
mehr von uns. Als pädagogische Praxis wurde ein "Taissez-faire-Stil" 
betrieben, der weniger ein Konzept war, als vielmehr eine Reaktions- 
bildung des Heimleiters auf die Zwänge der Heimrealität. FR 
Obwohl die Voraussetzungen zu einer Zusammenarbeit hier sehr günstig 
waren, verhielten wir uns abstinent. 


5.2.2 Verhältnis Studenten - Jugendliche 


\ie bereits erwähnt, war der Beginn der Arbeit in den Heimen ein 
Sprung ins kalte Wasser. Niemand half uns bei der Kontaktaufnahme 
mit den Jugendlichen, und die räumlichen Verhältnisse waren äußerst 
kommunikationsfeindlich. Es gab keine Räume, die für Gruppen- oder 
Einzelgespräche geeignet gewesen wären. Im Fernsehraum lief immer 
der Fernsehapparat und in der Diskothek - wenn sie geöffnet war - 
verstand man sein eigenes Wort nicht mehr. 

So liefen wir zu Beginn ganz verloren durch die Heime und fanden 
kaum Ansatzpunkte, mit den Jugendlichen ins Gespräch zu kommen. 

Das Verhalten der Jugendlichen uns gegenüber war einerseits durch 
Mißtrauen, andererseits durch Neugierde und Aufgeschlossenheit ge- 
prägt. Das Mißtrauen der Jugendlichen und ihr Widerstand ist aller- 
dings als sozialadäquates Verhalten zu beurteilen, denn es beruht 
auf konkreten Erfahrungen, die sie schon mit Sozialarbeitern gemacht 
haben. Sie konnten die Rolle, die wir im Heimgeschehen einnehmen 
sollten, nicht einschätzen, 

Als Studenten sahen sie uns in einer privilegierten Situation. Wir 
bekamen Stipendien, führten ein in ihren Augen recht faules und an- 
genehmes Leben, hatten viel Zeit zum Lesen, sprachen nicht ihre 
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Sprache, hatten somit auch keine Ahnung von ihren Problemen in den 
Heimen und im Arbeitsprozeß, Trotz dieser Vorbehalte uns gegenüber 
waren wir für die meisten Jugendlichen eine willkommene Abwechslung 
im Heimalltag. Einige erwarteten von uns ein aktives, attraktives 
Freizeitprogramm, 


Die Kontakte mit den Jugendlichen entwickelten sich unterschiedlich 
schnell. Punktuel] entstanden zwischen Studenten und Jugendlichen 
individuelle Vertrauensverhältnisse, doch der Großteil der Jugend- 
lichen wußte nichts mit uns anzufangen. Unser tatenloses Material- 
sammeln brachte ihnen keine Klarheit über unsere Rolle und erschwer- 
te unsere Integration ins Heim. Die unterschiedlichen Erwartungs- 
haltungen führten auf beiden Seiten zu Verhaltensunsicherheiten. 

Wir fingen schon sehr bald an, uns in unserer passiven Rolle unbehag- 
lich zu fühlen. Wir meinten, man könne doch nicht immer nur mit den 
Jugendlichen "flippern". Das Mißtrauen könne nur ausgeräumt werden, 
wenn wir uns eindeutig für die Jugendlichen einsetzen. Das entsprach 
auch unserem politischen Anspruch: "Im Verlauf der Diskussion wurde 
deutlich, daß wir mit einem politischen Anspruch im Kopf keine neu- 
trale Position auf Dauer im Heim beziehen können. Je mehr die einzel- 
nen Gruppen im Heim integriert sind, um so deutlicher wird dieser 
Widerspruch. Es wurde festgestellt, daß dieser Untersuchungsansatz 
des neutralen Beobachters eine Rationalisierung unseres politischen 
Opportunismus sein könnte, Diese Rationalisierung könnte als Richt- 
schnur des Einübens in antizipierte Praxis gewertet werden. Es scheint 
jetzt unbedingt erforderlich zu sein, zu Problemen im Heim klare 
Position zu beziehen. Ein Rausschmiß nach einem Konflikt wäre dem- 
nach Teil der Untersuchung, also kein Aha-Erlebnis, sondern ein Er- 
fahrungselement." (Protokoll vom 4.4.73) 


Als der Konflikt um das pädagogische Konzept des Erziehungsleiters 
in Heim D sich abzuzeichnen begann, hatten wir uns entschieden, 
nicht einzugreifen. (Vor einer ähnlichen Situation standen wir im 
Konflikt "Flugblatt-Aktion", s.S.60). Immer stärker gerieten wir 
dabei in den Konflikt zwischen den Projektinteressen - Fortführung 
der Untersuchungsarbeit einerseits - und dem Anspruch, die Inter- 
essen der Jugendlichen zu vertreten - politisch Handelnde zu sein 
andererseits. 

Die Legitimation der reinen Untersuchungsarbeit im Hinblick auf die 
Jugendlichen wurde immer schwieriger. Wir fragten uns: Was nutzt die 
ganze Beobachtungsarbeit dem Jugendlichen? Wie können wir den Abbruch 
der Beziehungen nach Beendigung der Untersuchung verantworten? 

Was ist aus unserem Anspruch, das Subjekt-Objekt-Verhältnis aufzu- 
heben, geworden? Es fiel uns immer schwerer festzustellen, was diese 
Formel eigentlich beinhaltet. Wir hatten geglaubt, daß es den objek- 
tiven und subjektiven Interessen des Jugendlichen entspricht, nur 
schnellstens wieder aus dem Heim herauszukommen. Jetzt stellten wir 
fest, daß viele nach eigenen Aussagen freiwillig im Heim waren. 


Unsere ganze Unsicherheit kam erneut zum Ausbruch bei der Durchfüh- 
rung der Interviews. Wie erklären wir dem Jugendlichen, daß wir ge- 
rade seine Lebensgeschichte diskutieren wollen? Können wir ihn dabei 
erkennen lassen, daß seiner Situation kein individuelles Verschulden 
zugrunde liegt? Können wir ihm ähnliche Sozialisationsbedingungen 

mit anderen Jugendlichen als Hintergrund zu gemeinsamem, solidarischem 
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Handeln aufzeigen? 

Da die Jugendlichen ein Interview als Auszeichnung empfanden, melde- 
ten sie sich sehr bereitwillig, und wir mußten mehr Interviews machen, 
als wir auswerten konnten, 

Während des Gesprächs selbst schienen sie teilweise unsere anfängli- 
che Unsicherheit zu durchschauen, zeigten sich sehr selbstsicher 

und überlegen, bestimmten die Diskussion, indem sie immer auf für 
sie unverfängliche Themen auswichen, Durch Zuhilfenahme des Tonban- 
des konnten wir unser eigenes Verhalten und die Gesprächsstrategien 
der Jugendlichen besser kontrollieren und uns auf die wichtigen Fra- 
gen konzentrieren. 


Ende Juni beendigten wir unsere praktische Arbeit in den Heimen. 


Für das Verhältnis Studenten, Jugendliche und Erzieher waren drei 
Zielsetzungen formuliert worden: Aufhebung der Subjekt-Objekt-Bezie- 
hung, Kooperation zwischen Studenten, Jugendlichen und Erziehern un- 
ter Wahrnehmung der Interessen der Jugendlichen und Überwindung der 
Widerstände seitens der Jugendlichen und Erzieher. 

Bei der Durchführung des Projekts selbst zeigte sich sehr bald, daß 
die Aufhebung der Subjekt-Objekt-Beziehung im Widerspruch steht zu 
dem Untersuchungsansatz: dieser zielt ausschließlich auf Beobachtung 
und Analyse, verlangt eine "neutrale" Haltung der Untersuchenden, 
verhindert ihre aktive Teilnahme auf dem Untersuchungsfeld und macht 
es ihnen damit unmöglich, eine eindeutige Position zu beziehen. 


Kooperation jedoch ist nur möglich, wenn konkrete gemeinsame Inter- 
essen formuliert und geme ins am vertreten werden. Das 
wiederum hat die Darlegung des eigenen Standpunkte zur Voraussetzung. 
Widerstände seitens der Jugendlichen und Erzieher gegenüber den Stu- 
denten konntennicht überwunden werden, es sei denn, man würde das 
teilweise "kumpelhafte" Verhältnis zwischen Studenten und Jugend- 
lichen als Überwindung dieser Widerstände mißdeuten. Die Projektteil- 
nehmer bedeuteten sowohl für die Jugendlichen als auch für die Er- 
zieher stets eine Bedrohung, da ihr Verhältnis zu ihnen nie genau 
definiert war. 
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II - UNTERSUCHUNGSARBEIT IM HEIM 


VORBEMERKUNG 


Die Untersuchungsarbeit in den Heimen fand in der Zeit von Januar 
bis ca. Juli 1973 statt. Die Vorgespräche von September bis Dezember 


1972. 


Die in dieser Arbeit vorgelegten Heimberichte geben nur einen be- 
schränkten Teil der Heimwirklichkeit wieder. Die Arbeit in den Heimen war 
auf einen Tag, bzw. im Heim A auf zwei Tage in der Woche begrenzt, 
teilweise auch nur auf eine Gruppe von Jugendlichen. 


Die subjektive Wahrnehmung durch die Studenten läßt die Berichte na- 
türlich entsprechend subjektiv gefärbt erscheinen. Trotzdem glauben 
wir, daß die Vergleiche, bzw. die Untersuchung von sozialintegrativen 
Tendenzen einige allgemeine Aussagen über die Heimstruktur und die 
Wirkung auf die Jugendlichen und Erzieher erlauben. 


Durch die verschiedenen Arbeitsbedingungen, Beobachtungsmöglichkeiten 
und die Informationsfreudigkeit in den Heimen ergeben sich in den 
Untersuchungsberichten verschiedene Schwerpunkte. 

Ausgangspunkt und theoretische Begründung unserer Arbeit ist in dem 
Papier "Entwicklung zum Projekt: Heimerziehung" (siehe Anhang) nieder- 
gelegt. Dieses Papier wurde den von uns angesprochenen Heimen zuge- 
Schickt und sollte in den Vorstellungsgesprächen diskutiert werden. 
Bei diesen Gesprächen ließen sich schon bestimmte Tendenzen der ver- 


schiedenen Heimstrukturen erkennen: 
Das Gespräch im Heim C fand in Anwesenheit von etwa zehn Jugendlichen 
und dem Heimleiter in einer lockeren Atmosphäre statt. Der Heimleiter 
hatte die Jugendlichen vorher über unser Kommen informiert, einige 
hatten aber keine Lust, dabei zu sein oder wollten fernsehen. Wir 
wurden freundlich und ohne Mißtrauen empfangen. Die Jugendlichen 
hatten keine Bedenken, sich kritisch über uns und das Heim zu äußern. 
Das Verhältnis zu dem Heimleiter war freundschaftlich bis kumpelhaft. 
Wir diskutierten mit ihnen unser Vorhaben,und sie hatten nichts gegen 
unsere Arbeit im Heim einzuwenden. Der Heimleiter begrüßte unsere 
Arbeit ebenfalls sehr, da er pädagogische Hilfe und Anregungen von 
uns erwartete. Wir waren sehr überrascht von diesem Entgegenkommen 
jedoch bewies sich diese Freundlichkeit auch in der Praxis. Die dort 
arbeitenden Studenten wurden soweit wie möglich in die Arbeit des 
Heimes integriert, hatten Zugang zu den Akten und führten Diskussio- 
u: dem Heimleiter über ihre Arbeit und Probleme mit den Jugend- 
ichen. 
Der Schwerpunkt des Untersuchungsberichtes liegt von 
der Heimstruktur, besonders, um das liberale Kanzept a = 
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untersuchen. 


Im Heim A dagegen trat uns die "Institution", repräsentiert durch den 
Heimleiter, recht spröde entgegen. Man war der Zusammenarbeit nicht 
abgeneigt, hatte aber große Bedenken. In unserer Literaturliste 

(zum Projektstudium) wurden die Titel "Fürsorgeerziehung" von Peter 
Brosch und "Das Kapital" kritisiert. Sie schienen dem Heimleiter ein 
Beweis dafür zu sein, daß wir nicht nur Untersuchungsarbeit leisten, 
sondern nur Unruhe ins Heim bringen wollten. Die in unserem Projekt- 
papier dargelegten Intentionen waren nicht verstanden worden. Der 
Heimleiter erwähnte, daß man bisher nur negative Erfahrungen in der 
Zusammenarbeit mit Gruppen von der FHS und Uni, insbesondere seit 
der Staffelberg-Kampagne, gemacht habe. Der Heimleiter sprach hier 
direkt für die Jugendlichen, von denen nur wenige anwesend waren. 

Es wurde dann aber doch vereinbart, daß vier Projektteilnehmer im 
Heim arbeiten könnten, wenn die Jugendlichen und die Erzieher sich 
positiv dafür entscheiden würden. Die Entscheidung darüber sollte 
erst nach einer heiminternen Diskussion fallen. Die Studenten sollten 
nach der angeblichen Abstimmung jeweils zu zweit in eine Lehrlings- 
und eine Schülergruppe eingeteilt werden. Da die Untersuchungsarbeit 
sich jedoch nur auf Lehrlinge und Jungarbeiter bezieht (und nicht auf 
Schüler) wurde ein anderer Vorschlag, nämlich in der angegliederten 
Wohngruppe zu arbeiten, mit dem dafür zuständigen Erzieher F disku- 
tiert. Nach Vorstellung der Studenten in der Wohngruppe erklärten 
sich die Jugendlichen - zwar relativ desinteressiert - mit dem Er- 
scheinen der Studenten einverstanden. Die Studenten im Heim A wurden 
einer Gruppe von ca. zehn bis fünfzehn Jugendlichen zugeteilt, die 
von dem Heimleiter auch öfters als "Vorführgruppe" benutzt wird. Auf 
diese Gruppe beschränkte sich der Kontakt hauptsächlich, SO daß die 
gesamte Heimstruktur für die Studenten ziemlich undurchsichtig blieb. 
Im Bericht liegt von daher das Hauptmerkmal auf den Problemen und 
Paar gr Hat der Jugendlichen und auf der Beziehung zu dem Erzie- 
er. 


Anders im Heim D, in dem die Studenten mehr sich selber überlassen 
waren. Die Jugendlichen sind hier auch in Gruppen eingeteilt, dies 
hat aber mehr einen formalen Charakter, d.h. eine zahlenmäßige Zu- 
ordnung der Jugendlichen zu dem jeweiligen Gruppenerzieher. Die 
Studenten wurden keiner Gruppe zugeordnet, so daß sie der Gesamt- 
anzahl der Jugendlichen (ca. 50-60) erst einmal undifferenziert ge- 
genüberstanden. 

Bei dem ersten Gespräch, bei dem der Erziehungsleiter, die Erzieher 
und zwei "privilegierte" Jugendliche (Schul- und Lehrlingssprecher) 
anwesend waren, stand man unserer Arbeit sehr skeptisch gegenüber. 
Der Erziehungsleiter erklärte, daß das Heim sich in einer 'Umstruk- 
turierungsphase' befände, d.h. ein neues Erziehungskonzept erstellt 
und in Kürze realisiert werden sollte. Die Anwesenheit der Studenten 
würde diese Phase stören und Unruhe ins Heim bringen. Er verwies auf 
Staffelberg und betonte immer wieder, daß er nichts von Revolution 
halte, sondern Veränderurgen nur in Form von Evolutionen stattfin- 
den könnten. Er verlangte von uns fast eine schriftliche Bestätigung, 
daß wir uns in unserer Arbeit auf die Beobachterrolle beschränken 
und keinesfalls in die Belange der Jugendlichen eingreifen, sie ver- 
unsichern oder gar agitieren würden. 

Auffallend war, daß die anderen Erzieher sich im Gespräch kaum zu 
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Wort meldeten, sondern daß der Erziehungsleiter allein den Verlauf 
der Diskussion bestimmte. Gegen eine Untersuchungsarbeit unter den 
0.9. Bedingungen hatte er dann nichts einzuwenden, wollte jedoch die 
Jugendlichen informieren und ihnen die letzte Entscheidung überlassen. 


Im Heim D wurde im Bericht hauptsächlich die Heimstruktur untersucht 
und das Verhältnis der Erzieher untereinander. In der Untersuchungs- 
zeit entwickelte sich eine Auseinandersetzung zwischen den Erziehern, 
Konflikte zwischen dem Erziehungsleiter und der Heimleitung, die zu 
zwei Kündigungen führten. Die Studenten wurden hier bis zu einem be- 
stimmten Punkt miteinbezogen, so daß die Heimstruktur anhand des 
Konfliktes durchsichtig wurde. 


Bemerkenswert bei den Heimen A und D war,daß der Heimleiter, bzw. Er- 
ziehungsleiter die Entscheidung über die Zusammenarbeit mit den Stu- 
denten von den Jugendlichen abhängig machen wollten. Tatsächlich 
fand aber weder in A noch in D eine echte Diskussion mit den Jugend- 
lichen statt, sondern die Jugendlichen wurden uninformiert direkt 
mit der Anwesenheit der Studenten konfrontiert. 


Der Bericht des Jugendclubs E konnte aus zeitökonomischen und perso- 
nellen Gründen nicht erstellt werden. Das Projektmitglied, das den 
Bericht über den Jugendclub anfertigen wollte, befindet sich dort 

im Berufspraktikum und konnte von daher nicht in die Arbeit der 
Examensgruppe miteinbezogen werden. 


Allgemein kann man den Jugendclub positiv beurteilen, da es sich um 
eine Institution handelt, die mit sehr wenig Kontrolle arbeitet. Die 
Jugendlichen werden nicht aus ihren sozialen Bezügen herausgenommen, 
und die Aufarbeitung ihrer beruflichen, familiären und persönlichen 
Konflikte wird gemeinsam in einer Gruppe geleistet. 


1. BERICHT ÜBER DAS HEIM A 


-— 0000000 nn 


1.1. Formale Beschreibung des Heimes 


1.1.1 Das Heim 


Das Heim A ist ein städtisches Erziehungsheim für männliche Jugend- 
liche. Das viergeschossige Haus ist vor 15-20 Jahren als Wohnheim für 
Jugendliche DDR-Flüchtlinge erbaut worden. Nach dem Berliner Mauerbau 
wurde es in ein Erziehungsheim umfunktioniert, nachdem 1965 nur noch 
9 Jugendliche darin wohnten. Umbauten fanden nicht statt. Angebaut 
wurde ein dreigeschossiges Haus, die "Jugendbleibe", die der vorüber- 
gehenden Aufnahme von der Polizei aufgegriffener Jugendlicher dient. 
Sie ist modern eingerichtet und hat auf jeder Etage ein Einzelzimmer 
und drei Mehrbettzimmer. Die Fenster im oberen Geschoss sind aus 
Panzerglas und nicht zu öffnen. Im Erdgeschoss ist eine Art "Beruhi- 
gungszelle" mit einem Glasfenster in der Tür zur Beobachtung des 
Insassen. Zwischen dem Heim und der "Jugendbleibe" liegt ein Zwischen- 
trakt, in dem sich die Dienstwohnungen des Heimleiters und des Haus- 
meisters befinden. 
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Im Erdgeschoss des Heimes liegen die Telefonzentrale, der Besucher- 
Empfangsraum, das Büro des Verwalters, der große Speiseraum und die 
Küche. Auf den Wohnetagen befinden sich jeweils die Schlafräume der 
Jugendlichen (je ein Raum für zwei Jugendliche), Toiletten, Duschen, 
Teeküche, ein Fernseh- und Gemeinschaftsraum sowie ein Raum für den 
Erzieher. Im 4. Stock befindet sich außerdem eine Bar, im Keller 
sind einige Bastelräume. 


1.1.2 Die Jugendlichen 


Im 1. und 2. Stock des Heimes wohnt je eine Gruppe von zehn Schülern 
zwischen 10 und 14 Jahren, im 3. Stock eine Gruppe von 10 Lehrlingen 
und Hilfsarbeitern und im 4. Stock eine Gruppe von 13 Lehrlingen und 
Schülern. Diese Jugendlichen sind im Durchschnitt zwischen 16 und 

19 Jahren alt. Die "Jugendbleibe", die mit 33 Jugendlichen belegt 
werden kann, war zu Beginn unserer Praktikumszeit nur schwach belegt 
und wurde später wegen Personalmangel wochenlang geschlossen. Zum 
Heim gehört außerdem ein städtisches Wohnhaus, in dem eine Gruppe 
yon 7 ee Bewohnern des Heimes A lebt (vergleiche Bericht 

eim B). 


1.1.3 Das Personal 


Für die erste und zweite Etage des Heimes stehen je ein Gruppener- 
zieher mit pädagogischer Ausbildung und zwei Hilfskräfte ohne päda- 
gogische Ausbildung zur Verfügung. Die Jugendlichen im 3. Stock 

haben einen Gruppenerzieher ohne pädagogische Ausbildung. Der Grup- 
penerzieher vom 4. Stock ist Sozialarbeiter im Anerkennungsjahr, aus- 
serdem gibt es noch einen Hilfserzieher für die vierte Etage. 


Zum Gesamtpersonal des Heimes A gehören außerdem: der Heimleiter, 

der stellvertretende Heimleiter, der Verwalter, der Leiter der 
‘jugendbleibe", die Erzieher der "Jugendbleibe" (normalerweise min- 
destens zwei Erzieher, die "Jugendbleibe" war während unseres Prak- 
tikums nur von einem Erzieher oder gar nicht besetzt), der Psychologe 
(einmal wöchentlich halbtags!), der Hausmeister, zwei Köchinnen, 
Putzfrauen sowie zeitweise bis zu 7 Praktikanten: 2 in einer Schüler- 
gruppe, 2 in einer Lehrlingsgruppe, 2 in der Wohngemeinschaft B und 
einer in der "Jugendbleibe". 


1.2. Inhaltliche Beschreibung des Heimes 


1.2.1 Erste Eindrücke von den Jugend] ichen 


Als wir die Jugendlichen vom 4. Stock zum erstenmal besuchten, der 
Erzieher hatte an diesem Abend frei, waren sie ganz überrascht. Nie- 
mand hatte sie darüber unterrichtet, daß wir kommen würden. Der Mei- 
Nungsbildungsprozeß über unsere Arbeit im Heim war wohl anders ver- 
aufen, als der Heimleiter es uns erzählt hatte. 


Die Jugendlichen waren sehr offen zu uns und forderten uns auf, Fra- 
a0 an sie zu stellen oder sie begannen von sich aus zu erzählen. 
ie waren den Umgang mit Praktikanten offensichtlich gewöhnt und 
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sagten, sie seien sowieso die 'Vorführetage' (für Besucher, Prakti- 
kanten und die Leute vom Landeswohlfahrtsverband). 


Die Jugendlichen wollten wissen, weshalb wir zu ihnen ins Heim kom- 
men. Wir erzählten ihnen von unserem Studium, dem Projekt und unse- 
rer Untersuchung in verschiedenen Frankfurter Heimen. Unsere Ziele 
verstanden sie zum großen Teil, was von ihnen nicht verstanden wurde, 
war, daß wir unentgeltlich unsere Freizeit bei ihnen im 'Bunker' 

(so wird das Heim durch die Jugendlichen gekennzeichnet) verbringen 
wollten. Sie nahmen uns auch nicht als Sozialarbeiter, sondern als 
Studenten wahr, 


Sie zeigten uns ihre Zimmer, die sehr wohnlich aussahen. Die Räume 
sind mit einer Größe von etwa 20 qN einigermaßen ausreichend, ein 
Umstellen der Möbel ist wegen der großen Einbauschränke kaum möglich 
und ist außerdem nicht erlaubt. Die Wände sind bunt gestrichen und 
mit Plakaten dekoriert. Das war allerdings nicht immer so. Nach der 
letzten Renovierung wurde das Anbringen von Plakaten verboten. Ein 
Jugendlicher widersetzte sich diesem Verbot. Der Heimleiter befahl 
ihm daraufhin, die Plakate bis zum nächsten Morgen zu entfernen. 
Die anderen Jugendlichen solidarisierten sich mit dem Jungen U. und 
hängten ebenfalls ihre Posters an die Wände. Als der Heimleiter das 
am nächsten Morgen bemerkte, resignierte er und ließ die Posters 
hängen mit der Bemerkung, bei der Entfernung entstünden zuviele 
Löcher an der Wand. 


Uns fiel auf, daß sich in den Räumen der Jugendlichen jeweils ein 
Radio oder eine Stereoanlage befand. Durch die verschiedene und sehr 
laute Musik in den Zimmern kam es öfters zu Beschwerden der Nach- 
barn bei der Heimleitung oder der Polizei. Die Jugendlichen werden 
dann vom Heimleiter zu den Nachbarn geschickt, um sich zu entschul- 
digen. Weitere Disziplinierungsmaßnahmen werden aber in solchen 
Fällen nicht ergriffen. 


1.2.2 Einweisungsgründe 


Während unseres Praktikums wohnten normalerweise 13 Jugendliche auf 
der 4. Etage. In dieser Zeit wurden drei Jugendliche aus dem Heim 
entlassen, bzw. in andere Heime verlegt, dafür kamen drei andere 
Jugendliche neu hinzu. 


Die Einweisungsgründe und die familiäre Situation der Jugendlichen 
erfuhren wir aus den Akten. Die Jugendlichen reden selbst nicht gerne 
darüber, sie hatten aber nichts dagegen, daß wir uns anhand der Akten 
informierten. 

Die meisten Jugendlichen (10) stammen aus unvollständigen Familien, 

4 davon sind nichteheliche Kinder. Ein anderer Jugendlicher kam ins 
Heim, als seine Mutter in eine psychiatrische Klinik eingewiesen 
wurde (seine 7 jüngeren Geschwister sind in einem anderen hessischen 
Heim). 2 Jugendliche kamen ins Heim, nachdem die Mütter die Familien 
verlassen hatten, 2 andere Jugendliche, weil ihre Mütter gestorben 
sind und ein anderer, weil sein Vater gestorben ist. 

Aus diesen 10 Familien sind insgesamt 30 Kinder in öffentlicher Er- 
ziehung. 
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Die nichtehelichen Kinder haben die längste Heimerfahrung, sie kamen 
schon als Säuglinge ins Heim und waren in bis zu 6 verschiedenen 
Heimen. Die Mütter von 3 Jugendlichen waren materiell nicht in der 
Lage, ihre Kinder selbst zu versorgen. Eine davon ist Fließbandar- 
beiterin bei den Farbwerken Hoechst (sie hat noch 2 nichteheliche 
Kinder, ein Sohn wohnt in der Wohngemeinschaft B), eine Mutter ist 
Kellnerin und die dritte ist Putzfrau. Die Mutter des vierten nicht- 
ehelichen Jugendlichen war zwar materiell in der Lage, ihren Sohn 
selbst zu erziehen, sie ließ ihn aber vom Säuglingsalter bis zum 
Beginn seiner Lehre im Heim. Da die Mutter aber ständig an ihm herum- 
nörgelte und ihm weder Freizeit noch Taschengeld gönnte, ging er 
"freiwillig" wieder ins Heim zurück. 


Zwei Jugendliche sind auf Antrag ihrer Eltern im Heim. In einer Akte 
heißt es dazu lakonisch: "weil die Eltern nicht mehr mit ihm fertig- 
wurden". Der Jugendliche ist seit seinem 10. Lebensjahr im Heim, 
zuerst in einem heilpädagogischen Heim, dann in einem Heim für Schwer- 
erziehbare. Der Jugendliche B. ist seit einem Jahr im Heim. Seine 
Familie steckte ihn aus folgenden Gründen ins Heim: er schlug seine 
Mutter, weil sie trank, bestahl seine Eltern, fälschte einen Scheck 
über 600.-- DM und baute einen Autounfall mit hohem Sachschaden. 

Der Erzieher hat keine Erklärung für sein Verhalten, er hält die 
Familie für "sonst ganz in Ordnung". 


1.2.3 Schul- und Berufssituation 


Von den Jugendlichen machten 9 eine Lehre und 2 den Volksschulabschluß 
nach, einer ging zur Berufsfachschule und einer war Hilfsarbeiter. 
Einige Lehrlinge brachen während der Zeit unseres Praktikums ihre 
Lehre ab, arbeiteten als Hilfsarbeiter und fingen, wenn sie selbst 
oder der Erzieher etwas passendes fanden, eine neue Lehre an. 


So brach z.B. C seine Lehre als Dekorateur nach über 2 Jahren ab, 

er arbeitet jetzt noch als Hilfsarbeiter (Tankstelle), hat sich bei 
der Post als Telegrammbote beworben und will zu seiner Weiterbildung 
zusätzlich eine Abendschule besuchen. Der Jugendliche B, dessen Vater 
einen Gebäudereinigungsbetrieb besitzt, fing zweimal eine Lehre als 
Gebäudereiniger an und brach sie wieder ab. Er ging mit dem Erzieher 
zum Berufsberater und bekam den Bescheid, er sei nicht in der Lage, 
eine Lehre durchzustehen (B hat keinen Volksschulabschluß und große 
Rechtschreibschwierigkeiten). Der Berufsberater riet ihm, zuerst den 
Volksschulabschluß nachzumachen. B ist aber schon 18 Jahre alt. Bis 
er den Volksschulabschluß nachgemacht hat, ist er so alt, daß er be- 
Stimmt keine Lehrstelle mehr bekommt. Man fand jetzt eine Lehrstelle 
als Maler und Anstreicher für B. Von freier Wahl des Arbeitsplatzes 
kann natürlich keine Rede sein, eher von einer letzten Chance. 


Der einzige, der mit großer Wahrscheinlichkeit seine Lehrabschluß- 
prüfung bestehen wird, ist E. Vor einigen Jahren war in einer psycho- 
logischen Untersuchung festgestellt worden, E falle unter den 

& 100 BSHG. (siehe Bundessozialhilfegesetz $ 100, bzw. $ 39 Einglie- 
derungshilfe für Behinderte Abs. 5, der sich auf Personen bezieht, 
die durch Schwäche ihrer geistigen Kräfte wesentlich behindert oder 
von einer solchen Behinderung bedroht sind".) Es wäre hier zu fragen, 
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ob seine äußeren Lebensumstände: farbiges, nichteheliches Kind einer 
Arbeiterin ein solches Urteil begünstigt haben. In einem Bericht aus 
dem Erziehungsheim Kalmenhof, das als Heim mit besonders rigiden 
Erziehungsmethoden bekannt ist und in dem E mehrere Jahre wohnte, 
heißt es: "Es ist anzunehmen, daß er körperliche Belastung scheut, 

er ist ängstlich,scheu, labil. Seine innere Angst übertüncht er durch 
lautes Verhalten. Es wird vorgeschlagen, eine Maurerlehre mit ihm 

zu versuchen." E wollte schon damals Fliesenleger werden. Nach einem 
fehlgeschlagenen Versuch mit einer Maurerlehre ging er dann zu einem 
Fliesenleger in die Lehre. In einer Beurteilung des Gruppenerziehers 
heißt es: "E ist willig, anstellig, wißbegierig." Der Lehrbetrieb 
nennt ihn: "anstellig, gefällig, fleißig". E hat als einziger während 
der ganzen Lehrzeit keine Schwierigkeiten gehabt. Seit einer Unter- 
suchung im Frühjahr 1972 steht er nicht mehr unter dem $ 100 BSHG. 


D, der als Hilfsarbeiter an einer Tankstelle arbeitete, hatte vorher 
3 Lehrstellen. Aus den ersten flog er wegen "Arroganz', aus der 
dritten wegen 'Diebstahlverdachts' hinaus. Inzwischen ist er 20 Jah- 
re alt,und der Erzieher findet keine Lehrstelle mehr für ihn. 

D verdiente in seinem Job 1200.- DM im Monat (wesentlich mehr als die 
anderen Jugendlichen, die maximal 365.- DM Lehrlingsbeihilfe bekom- 
men). Er hielt sich nicht mehr an die Ausgangsregelung, ließ die an- 
deren Jugendlichen Botendienste für sich machen und stellte in den 
Augen des Erziehers einen Störfaktor dar. D wurde, obwohl er inzwi- 
schen seinen Job verloren und nichts gespart hatte, im April dieses 
Jahres aus dem Heim entlassen. 


Die beiden Schüler F und G haben inzwischen ihren Volksschulabschluß 
nachgemacht. F hat sich eine Stelle als Einzelhandelskaufmann ge- 
sucht. G, der nach seinem Sonderschulabschluß eine Lehre als Bau- 
zeichner begonnen und nach 2 Jahren wieder abgebrochen hatte, will 
jetzt den Beruf eines Krankenpflegers ergreifen. Er hofft, daß ihn 
dieser Entschluß seinem Traumziel, einem Studium der Sozialarbeit 
oder Medizin, näherbringt. 


Von den anderen Jugendlichen werden folgende Berufe ausgeübt: Hei- 
zungsmonteur, Tankwart, Maler und Anstreicher und Elektriker. 


Für die Jugendlichen, die in die 4. Etage aufgenommen werden wollen, 
besteht von seiten des Erziehers die Bedingung, daß sie entweder 

eine Schule besuchen oder eine Lehrstelle haben. Das Kernstück seines 
pädagogischen Konzepts ist, die Jugendlichen zu einem Schul- oder 
Lehrabschluß zu bringen, um sie dadurch zu stabilisieren. Wenn die 
Jugendlichen bummeln oder 'blaumachen', was oft vorkommt, redet er 
ihnen ins Gewissen, besorgt ihnen ein Attest oder geht zur Lehrfirma 
und regelt die Sache informell. Wenn ein Jugendlicher seine Lehrstel- 
le verloren hat, droht man ihm mit der Versetzung in ein geschlosse- 
nes Heim, man versucht aber, unter allen Umständen eine neue Lehr- 
stelle zu finden. Verlegung in geschlossene Heime fand bisher nur 
nach Eigentumsdelikten statt. Allerdings sind diese häufig eine Fol- 
ge des Arbeitsplatzverlustes. 


Ein Jugendlicher schildert diesen Teufelskreis in etwa so: "Wenn ein 


Jugendlicher seine Arbeitsstelle verliert, bekommt er kein Taschen- 
geld mehr. Er kann dann seine Bedürfnisse wie Rauchen, ins Kino 
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oder in die Diskothek gehen, plötzlich nicht mehr befriedigen. Er 
ist den ganzen Tag sich selbst überlassen, denn der Erzieher beginnt 
seinen Dienst erst nachmittags,und die übrigen Jugendlichen gehen 
zur Arbeit. Von der Idee, einen Automaten zu knacken oder etwas zu 
stehlen bis zu ihrer Ausführung ist es dann nicht mehr weit". 


1.2.4 Freizeitbereich 


Freizeitangebote bestehen von seiten des Heimes so gut wie keine. 
Nur im Sommer geht der Erzieher vom 4. Stock mit seiner Gruppe ein- 
mai wöchentlich auf einen nahegelegenen Platz Fußball spielen. Meist 
gehen auch die 2 oder 3 aktivsten Jugendlichen vom 3. Stock mit. 

An den Wochenenden gehen die Jugendlichen manchmal gemeinsam ins 
Freibad. 


Die Bastejräume im Keller sind normalerweise abgeschlossen und 
dürfen nur in Anwesenheit eines Erziehers genutzt werden. Der Er- 
zieher hat aber meistens keine Zeit, dadurch werden Aktivitäten sy- 
stematisch gedämpft. 


Am Monatsanfang, wenn die Jugendlichen Geld haben, gehen sie ins 
Kino oder in die Diskothek. Nach einer Woche haben die meisten das 
monatliche Taschengeld ausgegeben. Dann sitzen sie abends in ihren 
Zinmern und hören Schallplatten oder hocken vor dem Fernseher bis 
der Erzieher mit dem Argument, sie müßten am nächsten Morgen sehr 
früh aufstehen, den Fernsehraum abschließt. Manchmal, wenn ei selbst 
an dem Programm interessiert ist, macht er allerdings eine Ausnahme. 


Einige Jugendliche haben ältere Geschwister oder Arbeitskollegen, bei 
denen sie manchmal ihre Freizeit verbringen. Solche Kontakte werden 
vom Erzieher gerne gesehen, er braucht sich dann nicht um sie zu 
kümmern und kann relativ sicher sein, daß sie nichts 'anstellen'. 


Zwei Jugendliche haben feste Freundinnen und guten Kontakt zu den 
Eltern der Mädchen; sie verbringen ihre Freizeit oft bei den Mädchen 
zuhause. Im Heim ist es den Jugendlichen nicht erlaubt, Mädchen mit 
auf das Zimmer zu nehmen. Für Mädchenbesuche steht der 'Besucherraum' 
bis 22 Uhr zur Verfügung. Er wird allerdings nie benutzt. 


Der Erzieher erzählte uns, daß die meisten Jugendlicher Schwierig- 
keiten haben, eine Freundin zu finden. Das ist schon aus der finan- 
ziellen Lage der Jugendlichen heraus erklärbar: die Jugendlichen 
gehen in eine Diskothek und versuchen, ein Mädchen kennenzulernen, 
von ihren 75.- DM Taschengeld im Monat können sie sich nicht so mo- 
a Kleidung kaufen wie die anderen, sie können es sich nicht 
eisten, teure Getränke zu spendieren und sie haben keine Autos. Sie 
Sind nicht konkurrenzfähig! 


Die Heimleitung machte sich vor einiger Zeit Gedanken darüber, wie 
en diesem Problem abhelfen könne und schickte J, den Heimsprecher, 
= . Einladung ins städtische Mädchenwohnheim im Stadtteil S. 
E estehen zwar Kontakte,und wenn ein Fest im Heim A gefeiert wird, 
ommt Immer eine 'Abordnung' Mädchen, es haben sich aber keine fe- 
Steren Beziehungen entwickelt. Im einen wie im anderen Heim wird ja 


ir 


auch ständig Kontrolle ausgeübt! 


Wir fragten einen der Jugendlichen, der eine feste Freundin hat, 
wieso die anderen so große Schwierigkeiten im Umgang mit Mädchen 
hätten, und er erklärte uns das so: "Die anderen gehen entweder 
gleich am ersten Abend mit den Mädchen ins Bett und lassen es dann 
wieder fallen oder sie trauen sich nur Händchen-zu-halten, dann 
werden die Mädchen nach einiger Zeit sauer. Ich wollte zwar auch 
gerne mit meiner Freundin schlafen, habe aber gewartet, bis sie es 
auch wollte". Er hat über dieses Thema ein Gespräch mit seiner 
Mutter geführt, zu der er ein gutes Verhältnis hat und die ihm ziem- 
lich ausführlich von ihren eigenen Erfahrungen berichtet. 


Gespräche des Erziehers mit der Gruppe über das Thema "Sexualität" 
finden offensichtlich nicht statt. Nur in einem Fall will der Erzie- 
her zu einer gezielten therapeutischen Maßnahme greifen, entgegen 
dem offizielien Verbot will er es einem Jugendlichen ermöglichen, 
ein Mädchen mit aufs Zimmer zu nehmen, "weil er mir sonst durch- 
dreht". 


1.2.5 Kontrollen und Reglementierungen 
der Jugendlichen im Heim 


Das Heim A. trägt noch Züge einer totalen Institution. Die Jugend- 
lichen werden ständig kontrolliert und reglementiert. 

Es gibt zwar keine schriftliche Heimordnung. Der Heimleiter äußerte 
uns gegenüber, daß man so auftretenden Problemen gegenüber flexibler 
sei. Das mag für die Heimleitung ganz angenehm sein, für die Jugend- 
lichen stellt dieser Zustand ein erhöhtes Risiko dar, denn sie haben 
nicht die Möglichkeit, ihr Verhalten an eindeutig meßbaren Krite- 
rien auszurichten. 


Nachdem in letzter Zeit 3 Jugendliche einen Einbruch verübt hatten, 
wurde den übrigen Jugendlichen gesagt: "Um 24 Uhr ist letzter Ein- 
laßtermin im Heim, wer später kommt bleibt draußen. Wer dreimal 
später kommt, kommt ins Erziehungsheim." Als wir den Erzieher darauf- 
hin ansprachen, meinte er, das seierst einmal nur eine Drohung. Die 
Heimleitung wisse noch nicht genau, welche Maßnahmen sie in solch 
einem Fall wirklich ergreifen würde. Bisher wirkt die Drohung jeden- 
falls; die Jugendlichen achten sorgfältig darauf, daß sie vor 24 ihr 
zuhause sind. 


Das Telefon ist für die Jugendlichen nicht frei zugänglich, es steht 
im Flur in einem Kasten mit verschiossener Tür. Nur der Erzieher hat 
einen Schlüssel dazu. In letzter Zeit haben die Jugendlichen das 
Schloß mehrmals geknackt. Jetzt wird das Telefon gar nicht mehr be- 
nutzt,und die Jugendlichen müssen ihre Gespräche in der Telefonzen- 
trale führen, wo immer ein Erzieher sitzt, der jedes Wort mitanhören 
kann. Das hat sich besonders negativ bei den Anrufen der Bewohner 
des Heimes C ausgewirkt, die versuchten, mit den Jugendlichen aus 
dem Heim A Kontakt aufzunehmen. Die Leitung des Heimes A war infor- 
a bevor die ganze 'Aktion' angefangen hatte (vergleiche Kapitel 
3) 
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Wenn die Jugendlichen abends ausgehen, können sie vom diensthabenden 
Erzieher unentgeltlich Fahrscheine bekommen (weil sie sonst 'schwarz' 
fahren und das Heim die Strafe bezahlen muß). Sie geben dann den 
Grund und die Dauer ihres Weggehens an, was für den Erzieher eine 
zusätzliche Kontrollmöglichkeit bedeutet. Die Jugendlichen sind dabei 
meist ehrlich/naiv. Als sie angaben, daß sie in das Heim C fahren 
wollten, machte ihnen der Erzieher klar, das gelte nur für Heimrats- 
mitglieder und außerdem würde er keine Fahrscheine ausgeben. Da- 
raufhin blieben einige Jugendliche im Heim zurück. 


Um 22 Uhr wird im Heim A die Haustüre abgeschlossen. Dann beginnt 
der Nachtdienst seine Kontrolltätigkeit, indem er alle zuspätkom- 
menden Jugendlichen in ein Buch einträgt (Jugendliche unter 18 Jah- 
ren müssen um 22 Uhr im Heim sein, die übrigen um 24 Uhr). Es be- 
steht für die Jugendlichen auch nicht die Möglichkeit, die ganze 
Nacht außerhalb des Heimes zu verbringen, denn der Nachtdienst kon- 
trolliert um 22.30 die Zimmer. 


Dem Heimleiter kommt nach eigener Aussage eine besondere Kontrol1l- 
funktion zu: er wohnt im Heim und ist immer anwesend. Ihm fällt auf, 
wenn ein Jugendlicher morgens später zur Arbeit geht, bzw. wenn er 
nachmittags früher zurückkommt. Er greift dann nicht selbst ein, 
sondern gibt dem Erzieher einen Tip. Die Jugendlichen wissen aber, 
wer der Informant ist, was ihre Sympathien für den Heimleiter nicht 
gerade erhöht. 


1.2.6 'Mitbestimmung' im Heim 


Kurz nach Erlaß der hessischen Richtlinien "Grundrechte und Heimer- 
ziehung' vom 12.6.72, in denen die Rechte der Minderjährigen im Heim 
und im Rahmen der Heimordnungen dargestellt werden, wurde ein Heimrat 
etabliert. Der Heimleiter hält diesen Erlaß für "revolutionär . In 
dem Erlaß heißt es: "...dein Jugendlichen seinem Alter entsprechend an 
allen Entscheidungen zu beteiligen, die ihn betreffen und an die 
Stelle der Fremdbestimmung zunehmend das Recht auf Selbstbestimmung 
treten zu lassen". 


Der Heimrat besteht aus jeweils 2 von den Jugendlichen gewählten 
Vertretern der Lehrlingsstockwerke (die Schülergruppen wurden uffen- 
Sichtlich nicht berücksichtigt) und tagt einmal in der Woche. Seine 
Zuständigkeit bezieht sich besonders auf den Speiseplan, d.h. die 
Mitglieder können sich den Kopf darüber zerbrechen, was in der näch- 
Sten Woche im Heim gegessen wird. 

Es fehlt ein Konzept, in dem festgelegt ist, welche anderen Aufgaben 
der Heimrat haben könnte. Außerdem werden von der Heimleitung BER 
Informationen an die Heimratsmitglieder weitergegeben, die sie be- 
fähigen würden, weitere Mitbestimmungsaufgaben wahrzunehmen (z.B. 
über Verlegungen von Jugendlichen innerhalb des Heimes oder in ande- 
re Heime oder über Neuaufnahmen}. Einer der wenigen Beschlüsse, 
vom Heimrat gefällt worden sind, besteht in folgender ee 
nierungsmaßnahme: Jugendliche, die etwas aus dem Fenster werfen, 
z.B. leere Flaschen, müssen den Hof kehren und von ihrem Taschen- 
geld 5.- DM Strafe zahlen. 
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Unter anderem weist die Tatsache, daß zu einer vom Heimrat einberu- 
fenen Heimvollversammlung nur 4 Jugendliche erschienen, darauf hin, 
daß die Jugendlichen mit ihren Mitbestimmungsrechten wenig vertraut 
sind, bzw. wenig Möglichkeiten sehen, ihre Interessen zu artikulie- 
ren und durchzusetzen. 


1.2.7 Gruppenstruktur 


Die Jugendlichen sind in Gruppen eingeteilt. Es soll im folgenden 
versucht werden, die Unterschiede zwischen den Lehrlingsgruppen auf 
dem 3. und 4. Stock zu beschreiben und miteinander in Beziehung zu 
setzen. Das war insofern nicht ganz leicht, als uns der Zugang zum 
3.Stock offiziell nicht erlaubt war. Wir stellten jedoch fest, daß 
Unterschiede bestehen und daß sie von den Jugendlichen und den Er- 
ziehern nicht geändert,sondern zementiert werden. 


In der Gruppe im 3. Stock wechselten in letzter Zeit die Erzie- 
her sehr rasch. Eine Erzieherin, sie war offenbar Alkoholikerin, 
mußte auf Betreiben der Jugendlichen gehen. Dann übernahm der Erzie- 
her L die Gruppe. Er verstand sich mit den Jugendlichen gut. L wurde 
nach langer Krankheit in die 'Jugendbleibe' versetzt. Seine lange 
Krankheit und die daraus resultierende Belastung für die anderen 
Erzieher, die seine Gruppe mitbetreuen mußten,wurden als formaler 
Grund für seine Versetzung vorgeschoben. Wir vermuten, daß die Ver- 
setzung wegen starker Auseinandersetzungen mit der Heimleitung über 
seinen Erziehungsstil erfolgte. Die Stelle des Gruppenerziehers über- 
nahm I, der keine pädagogische Ausbildung hat und der 4 Jahre lang 
als Erzieher in der "Jugendbleibe' arbeitete. 


Im Gegensatz dazu hatte die Gruppe im 4. Stock in den letzten 
Jahren nur 2 verschiedene Gruppenerzieher, zuerst G, der jetzt stell- 
vertretender Heimleiter ist. Jetzt arbeitet H (Absolvent der FHS) 

im 4. Stock. Er arbeitete schon während seines Studiums im 


Heim A und macht jetzt sein Jahrespraktikum. 


Die unterschiedlichen Bedingungen, unter denen die beiden Lehrlings- 
gruppen in den letzten Jahren entstanden sind, führten wohl auch zu 
der Einschätzung der Heimleitung, daß man Praktikanten besser in 
eine 'stabile' Gruppe (4. Stock) und nicht in eine 'verunsicherte' 


(3. Stock) schickt. 


Während unseres Praktikums kam sehr selten ein Jugendlicher aus dem 
3. Stock in den 4. Stock. Einzige Ausnahme war I, der mit H und B 
befreundet war und mit ihnen Schallplatten hörte oder zum Fernsehen 
kam, wenn der Apparat im 3. Stock mal wieder kaputt war. Die Bezie- 
hungen der Jugendlichen beider Stockwerke wurden auch dadurch ein- 
geschränkt, daß sich die Jugendlichen, die aus dem 3. Stock herauf- 
kamen, vorher beim Erzieher melden mußten. Er hat so eine bessere 
Kontrollmöglichkeit, z.B. wenn Einrichtungsgegenstände beschädigt 
werden oder wenn einer den anderen bestohlen hat. 


Die Jugendlichen vom 4. Stock grenzen sich aber auch von sich aus 
gegenüber den anderen ab. Freiwillig würde kein Jugendlicher vom 
4. in den 3. Stock wechseln, umgekehrt besteht bei einigen Jugendli- 
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chen aus dem 3. Stock der Wunsch, 'nach oben' zu ziehen, aber der 
Erzieher sucht sich seine neuen Gruppenmitglieder meist unter den 
Jugendlichen aus den Schülergruppen oder aus der '"Jugendbleibe' aus. 


In letzter Zeit fand nur einmal eine Versetzung vom 4. in den 3. Stock 
statt. Es handelte sich um einen Jungen, den die anderen nicht moch- 
ten und den sie öfter verprügelten. Soweit wir es beobachten konnten, 
gibt es sonst unter den Jugendlichen vom 4. Stock keine Schlägereien 
oder starken Aggressionen. Nur ein Jugendlicher, der jetzt seinen 
Volksschulabschluß gemacht hat und deswegen in die 4. Gruppe ver- 
setzt wurde, gebärdet sich verbal sehr aggressiv. Das wird aber von 
den anderen akzeptiert, denn 'der Kleine' zeigt dadurch, daß er ge- 
willt ist, sich in der Gruppe durchzusetzen. Die Gruppe verträgt 

sich erstaunlich gut, es gibt keinen Sündenbock und auch keinen An- 
führer. Letzteres wird vom Erzieher eher bedauert, denn er hätte gern 
einen Jugendlichen in der Gruppe, der eine gewisse Kontroll- und 
Ordnungsfunktion übernehmen könnte. 


Wir lernten während unseres Praktikums nur die beiden Jugendlichen 
J und K aus dem 3. Stock näher kennen; sie sind die beiden aktivsten 
und bedauerten, daß auf ihrem Stock nie etwas los sei. Die Gruppe 
hat oft Schwierigkeiten mit dem Erzieher. "Das ist einer vom alten 
Schlag", sagten uns übereinstimmend Jugendliche und Erzieher. 


So bestand für den 3. Stock auch das Verbot, nach der Renovierung’ 
Plakate an die Wände zu hängen. Ein Jugendlicher widersetzte sich 
diesem Verbot. Der Erzieher gab den Befehl des Heimleiters weiter, 
die Plakate bis zum Morgen zu entfernen. Am Abend hingen die Plakate 
immer noch, und der Erzieher erläuterte den Befehl noch einmal: 

"Das ist nun das einzige absolute Verbot, das ist wie bei Eva im 
Paradies, die nicht vom Baumder Erkenntnis essen durfte. Und nun nimm 
die Plakate runter, sonst reiße ich sie selber ab." Eine vernünftige 
Erklärung für das Verbot des Heimleiters hatte er nicht, aber er 
akzeptierte es. Außerdem störte es ihn, daß wir ausgerechnet an die- 
sem Abend auf der 3. Etage waren und den ganzen Auftritt mit ansahen. 
Er schickte uns schnell weg, denn er hatte den Eindruck, daß wir 

den Jugendlichen aufgehetzt hätten. Das Resultat der Auseinander- 
setzung: der Jugendliche war gezwungen, die Plakate doch abzunehmen. 
Die anderen Jugendlichen hatten sich für sein Problem überhaupt 
nicht interessiert. Es ist unter den auf der 3. Etage herrschenden 
Bedingungen wohl auch schwieriger, sich zu solidarisieren. 

Einige Zeit später griff der Erzieher das Thema noch einmal auf und 
meinte, er habe sich sowohl K als auch uns gegenüber zu emotional 
verhalten. Er hielt es aber sicher mehr für einen Formfehler, als 
für einen inhaltlichen Fehler in seiner pädagogischen Arbeit. 


1.2.8 Die Erzieher 


Heim A ist hierarchisch gegliedert. Der Heimleiter repräsentiert 
a nach außen. Seiner Aussage nach arbeitet er bereits seit 

N ahren in der Heimerziehung, er begann damit bereits vor seiner 
ae An zum Jugendpfleger. Zu Beginn seiner beruflichen Tätigkeit 
eitete er eine Wohngruppe von Jugendlichen aus geschlossenen Heimen. 
Dann arbeitete er im Strafvollzug, machte Jugendbildungsarbeit beim 


== 


Internationalen Sozialwerk, leitete 2 Jahre lang das Heim C und ist 
seit 1965 Leiter des Heimes A. 


Der Gruppenerzieher vom 4. Stock hat eine Ausbildung als Sozialarbei- 
ter. Er ging nach Beendigung seiner Schlosserlehre für 8 Jahre zur 
Bundeswehr, davon die ersten 4 Jahre als Ausbilder. Jetzt macht er 

im Heim A sein Anerkennungsjahr zum staatlich anerkannten Sozial- 
arbeiter. Herr I, der Erzieher vom 3. Stock, war früher Gerber und 
arbeitete 4 Jahre lang in der "Jugendbleibe' als Erzieher. Seit Be- 
ginn dieses Jahres ist er Gruppenerzieher auf dem 3. Stock. Herr K, 
der Leiter einer Schülergruppe, ist Sozialpädagoge und Herr F, der 
Betreuer der Wohngruppe B und derzeitige Leiter der '"Jugendbleibe' , 
ist Sozialarbeiter. Der stellvertretende Heimleiter, Herr G, war 
früher Gruppenerzieher auf dem 4. Stock. Wir haben ihn nie näher 
kennengelernt und können uns über seine Ausbildung und seinen Auf- 
gabenbereich kein Bild machen. Die übrigen 6 pädagogischen Mitarbei- 
ter (4 davon sind Frauen) des Heimes haben keine abgeschlossene päda- 
gogische Ausbildung. In einem Interview sagte der Heimleiter uns, 
Heimerzieher seien die 'richtigen' Mitarbeiter im Heim, Sozialarbei- 
ter hätten eine zu qualifizierte Ausbildung und würden schnell un- 
zufrieden wegen der schlechten Bezahlung werden! 


Die hierarchische Stufenleiter geht vom Heimleiter über den stellver- 
tretenden Heimleiter, Gruppenerzieher, Erzieher, Praktikant bis 
hinunter zu den Jugendlichen. Diese Struktur war für uns deutlich 

bei 2 Mitarbeiterversammlungen zu erkennen: der Heimleiter vertrat 
seinen Standpunkt, er fällt Urteile, die Gruppenerzieher stimmten 

zu oder machten Einwände und die übrigen, besonders die Frauen, 
machten nie den Mund auf. 


Bei der Kontaktaufnahme hatte der Heimleiter uns gesagt, im Heim A 
gebe es ein Team von Erziehern. Aber davon war selbst ansatzweise 
nichts zu bemerken. Der Erzieher vom 4. Stock bespricht seine pädago- 
gischen Probleme nicht mit den anderen Erziehern. Er sagte uns, daß 
die Erzieher aus den Schülergruppen andere Probleme als er hätten. 
Herr I, der Erzieher vom 3. Stock "hat schon genug Schwierigkeiten, 
ich möchte ihn nicht noch mehr verunsichern". Für den 4. Stock ist 
noch ein Erzieher zuständig, ein älterer Mann ohne pädagogische Aus- 
bildung. Er war fast während unserer ganzen Praktikumszeit krank, 

und als er wieder gesund war, übernahm er wochenlang den Nachtdienst. 
H kann sich eine sinnvolle pädagogische Zusammenarbeit mit ihm, der 
immer sehr emotional reagiert und der H nicht ganz ernst nimmt, gar 
nicht vorstellen, "wenn ich länger als 3 Wochen mit ihm zusammenar- 
beiten müßte, würde ich krank". Hier treten offensichtlich die 
Schwierigkeiten zutage, die entstehen, wenn einem Erzieher, der keine 
pädagogische Ausbildung, aber eine lange Praxiserfahrung hat, ein 
Sozialarbeiter vor die Nase gesetzt wird, der frisch von der Hoch- 


schule kommt. 


H hat die Arbeit in der Lehrlingsgruppe u.a. deshalb gewählt, weil 

er glaubte, die von 15 bis 22 Uhr dauernde Arbeitszeit würde ihm 
vormittags genügend Zeit lassen, an der Universität Heilpädagogik zu 
studieren. Er möchte nämlich nach Abschluß dieses Studiums ein eigenes 
Kinderheim eröffnen. Ähnliche Ideen haben mehrere Erzieher aus dem 
Heim A. Der Leiter der "Jugendbleibe" trägt sich ebenfalls mit dem 
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Gedanken, ein eigenes Heim zu eröffnen und Herr K, der Sozialpädagoge, 
möchte sich eine Stelle als Heimleiter suchen, um "meine eigenen 
pädagogischen Vorstellungen besser durchsetzen zu können". H ist 

der Verwirklichung seines Zieles noch nicht näher gekommen, weil 

ihm seine Arbeit im Heim wesentlich weniger Zeit läßt, als er ange- 
nommen hatte. Dadurch, daß er abends immer im Heim sein muß, redu- 
zieren sich seine persönlichen Kontakte ("man kann nicht einmal zur 
GEW-Sitzung gehen"). Bei K besteht die Schwierigkeit darin, daß er 
mit seiner Ausbildung in Hessen nicht Heimleiter werden kann. Er ist 
aber durch einen Kredit, den er von der Stadt bekommen hat, gezwun- 
gen, vorläufig weiter in Hessen als Heimerzieher zu arbeiten. 


1.3. Die Flugblatt-Aktion 


Es handelt sich hierbei mehr um eine kurze Beschreibung der Flug- 
blatt-Aktion, die während unserer Untersuchungsarbeit in den Heimen 
zustande kam, nach einigen Treffen der Jugendlichen aber wieder 
"versandete", 

Eine Einschätzung können wir in diesem Rahmen nicht leisten, weil 
erstens zu wenig Informationen vorhanden sind und das "Projekt" 
selbst nie eine Gesamteinschätzung leisten konnte. Eine Analyse 
hätte insofern mehr auf Vermutungen beruht und wäre nicht in der 
Lage gewesen, die wesentlichen Faktoren herauszuarbeiten. 


Der Ausgangspunkt der Aktion ist in einem Konflikt zu suchen, der 
seit längerer Zeit zwischen dem Erzieher L und der Leitung des 
Heimes "A" bestand. Es handelte sich wahrscheinlich um konträre 
Auffassungen über die pädagogische Arbeit im Heim "A". 

L übte Kritik an den Zuständen im Heim "A" in Briefen an den Leiter 
des Jugendamtes und den Oberbürgermeister. 

Dieser Kritik schlossen sich die beiden Jugendlichen R und S an, 


Herb Gintis: 
Zur Dialektik der Bewußtwerdung 
im Spätkapitalismus 


“Ich behaupte, daß der Ursprung politischer Militanz in dement- 
fremdeten Charakter der gesellschaftlichen Institutionen liegt. 
Aber in einem enttäuschenden Ausmaß haben die Militanten 
selbst ihre Gesellschaftskritik so stark ‘veräußerlicht’, daß daraus 
Merve abstrakte und unpersönliche Forderungen geworden sind, die we- 
der Einfluß auf ihr eigenes Leben noch auf das derer ausüben, 
| die sie politisieren wollen. In Wirklichkeit leugnen sie den Ur- 
er ag sprung ihres eigenen Bewußtseins, entpersönlichen die politische 
Aktivität und negieren damit ihre eigene Militanz. Das hat zu ei- 
ner absurden Spaltung in ‘Gegenkultur’—Aktivität und ‘politi- 
sche’ Aktivität geführt, was beide Gruppen nicht nur bizarr 
macht, sondern politisch und kulturell ohnmächtig’’ (Gintis). 


IMD 46 DM 5,- 


beide ehemalige Insassen der dem Heim "A" angeschlossenen "Jugend- 
bleibe" (einer Auffangstation für aufgegriffene Jugendliche, die 
meist nach einigen Tagen wieder dem für sie zuständigen Jugendamt 
"übergeben" werden), die inzwischen im Heim "C" wohnten. Beide 
schrieben ebenfalls Briefe an das Jugendant. 

Bei einem Treffen im Heim "C" , bei dem außer den beiden Jugendlichen 
der Erzieher L, einige Bewohner des Heimes "C" und die Projektteil- 
nehmer, die im Heim "C" arbeiteten, anwesend waren, wurde die Mög- 
lichkeit diskutiert, eine Podiumsdiskussion zu veranstalten, an der 
der Leiter des Jugendamts und der Heimleiter des Heimes "A" teilneh- 
men sollten. 

Daneben sollte ein Flugblatt verfaßt und in Frankfurter Schulen und 
Heimen verteilt werden. 

Eine weitere Vorstellung war, einen gemeinsamen Heimrat für alle 
Frankfurter Erziehungsheime zu gründen. 


Die Jugendlichen aus dem Heim "C" versuchten telefonisch, ein zweites 
Treffen mit Jugendlichen aus verschiedenen Heimen Frankfurts zu 
arrangieren. 

Durch dieses Vorgehen wurde gleichzeitig in jedem Heim die Heimlei- 
tung informiert, da das Telefon gewöhnlich im Büro steht. 


In der Projektgruppe diskutierten wir darüber, welche Rolle wir in 
der "Aktion" einnehmen sollten und kamen zu dem Entschluß, die Ju- 
gendlichen selbst agieren und die Aktion vorantreiben zu lassen. 
Wir wollten von ihnen ausgehende Aktivitäten unterstützen, sie un- 
serer Solidarität versichern und ihnen technische und organisatori- 
sche Hilfe leisten. 

Darüber hinausgehende Aktivitäten hätten den Rahmen der in unserem 
Projektpapier dargelegten Intentionen gesprengt. Wir entwickelten 
keine weitergehenden eigenen Vorstellungen, sondern warteten ab, 
was passieren würde. 


Zunächst trugen wir die Informationen in die Heime, in denen wir un- 
sere Untersuchungsarbeit abwickelten. 

Zum nächsten Treffen im Heim "C" erschienen einige Jugendliche aus 
dem Heim "C", der Heimleiter von Heim "C", sowie ein Psychologe, der 
gerade in Heim "C" arbeitete. 

Vom Projekt erschienen 6 Mitglieder, von den angesprochenen Jugend- 
lichen nur 3 aus Heim "A". Von den Initiatoren war nur der Jugend- 


liche S anwesend. 


Aufgrund des unterschiedlichen Informationsstandes der Teilnehmer und 
der Tatsache, daß sich die Jugendlichen im Verhältnis zu den Studen- 

ten und den übrigen Anwesenden in der Minderheit befanden, kam es zu 

einer chaotischen Diskussion, in der die Interessen der Jugendlichen 

nicht genügend zur Geltung kommen konnten. 


Es wurde ein Flugblatt entworfen, in dem die größten Mißstände in der 
"Jugendbleibe" beschrieben und in dem die Heimleitung des Heimes "A" 
angegriffen wurde. Die Jugendlichen aus Heim "A" nahmen den Flugblatt- 
entwurf mit, um ihn mit den anderen Jugendlichen in Heim "A" zu dis- 
kutieren und eventuell zu verändern. 

Soweit kam es jedoch nicht. Ingesamt 6 Erzieher warteten auf die 
Jugendlichen in Heim "A" und unterzogen sie bis 3 Uhr nachts einer 
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Befragung über Inhalt und Ergebnisse der Diskussion im Heim "C". 
Ergebnis dieser nächtlichen "Unterredung" war, daß die Jugendlichen 
den Flugblattentwurf an die Erzieher abgaben. 


Bei dem 3. Treffen im Heim "C" waren außer den früheren Teilnehmern 

3 Erzieher aus Heim "A" anwesend. Sie begründeten ihr Kommen damit, 
daß sie vermuteten, es sei eine Kampagne gegen sie im Gange, die sich 
gegen die "Jugendbleibe" richte und wahrscheinlich von dem Erzieher L 
initiiert worden sei. 

Die Erzieher versuchten, die in dem Flugblatt erhobenen Vorwürfe 

zu entkräften, indem sie darauf hinwiesen, daß die "Jugendbleibe" 
inzwischen aufgelöst bzw. geschlossen worden sei. 

Die Erzieher fühlten sich persönlich angegriffen und drohten, falls 
einige Formulierungen in dem Flugblatt nicht gestrichen würden,mit 
gerichtlichen Schritten gegen die Verfasser des Flugblatts. 

Die Jugendlichen aus Heim "A" wurden dadurch so verunsichert, daß 

sie sich am weiteren Verlauf der Diskussion nicht mehr beteiligten. 
Danach wurde durch Abstimmung aller Jugendlicher entschieden, daß 

die Erzieher die Versammlung zu verlassen hätten. 

Im weiteren Verlauf des Abends kam es nicht mehr zu einer abschl ießen- 
den Diskussion des Flugblatts, denn die Jugendlichen aus Heim "A" 
fühlten sich durch die sie erwartenden Repressionen stark unter Druck 
gesetzt und die anderen Teilnehmer waren nach der stundenlangen, sehr 
emotionalgeführten Diskussion mit den Erziehern nicht mehr in der 
Lage, die Diskussion weiterzutreiben. 


Es kam noch zu einem weiteren Treffen, das aber schon klar im Zeichen 
der gescheiterten Aktion stand; aus Heim "A" erschien zunächst nur 
ein Jugendlicher, aus dem Heim "c" 2 Jugendliche und 2 Studenten. 

Der kleine Kreis sah keine Möglichkeit, die Aktion auf der bisheri- 
gen Ebene fortzusetzen. Man kam wieder auf eine zu Beginn der Aktion 
diskutierte Möglichkeit zurück, nämlich Jugendliche aus verschiedenen 
Heimen Frankfurts zu einer Diskussion gemeinsamer Probleme zusammen- 
zubringen. Dieses Treffen kam zunächst nicht zustande; auch die Pro- 
Jektteilnehmer entwickelten keine weiteren Aktivitäten. 


Zu einem Nachspiel kam es für die Projektteilnehmer im Heim "A"; in 
einer Diskussion mit den Erziehern sollte über den weiteren Verbleib 
der Studenten in Heim "A" entschieden werden, denn die Erzieher hatten 
den Eindruck gewonnen, die Studenten würden außerhalb des Heimes 

gegen sie arbeiten. 

Da die Vorwürfe gegen die Studenten in Heim "A" jedoch nicht konkreti- 
hang werden konnten und sich die Studenten selbst So verhielten, daß 
N Praktikumsstelle erhalten blieb, einigte man sich in dem Gespräch 
uf einen weiteren Verbleib in Heim "A". 
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2. BERICHT ÜBER DIE WOHNGRUPPE B 


2.1. Geschichte der Wohngruppe 


Die Jugendwohngruppe entstand im Oktober 1971 und stellt die Aus- 
aliederung einiger Jugendlicher aus dem städtischen Erziehungsheim 

Ä dar. Warum es entstanden ist, konnten wir nicht genau herausfin- 
den. Der Heimleiter erläutert es so: "Das Wohnkollektiv sollte eine 
Art Übergang zur völligen Selbständigkeit der Jugendlichen darstellen, 
d.h. allgemeine Stabilisierung, Reintegration durch Anpassung an die 
Realität des Arbeitsplatzes, individuelles Wohnen". Es wird gemun- 
kelt, daß der Hauptgrund für ihn darin lag, durch die Erhöhung der 
Belegungszahl in eine höhere Besoldungsgruppe zu gelangen. 


Anfangs zogen 3 Jugendliche mit einem Erzieher, der als Berater fun- 
gieren sollte, in das Haus B - später wurde das Kollektiv auf 7 Ju- 
gendliche erweitert. Es war vorgesehen, daß die Jugendlichen 5 - 6 
Monate in der Wohngruppe wohnen und sich dann ein Zimmer suchen 
sollten. Sie wurden von dem Heimleiter unter zwei Gesichtspunkten 
ausgewählt: 

- Jugendliche, die ihren Lebensunterhalt selbst bestreiten konnten, 
- Jugendliche, die im Heim als nicht mehr tragbar galten. 


2.2. Soziografische und bauliche Lage 


Das Haus der Wohngruppe ist ungefähr 1954 erbaut worden. Es liegt in 
einem reinen Wohnstadtteil: alte Wohnblocks und Reihenhäuser - einige 
neue Hochhäuser mit Eigentumswohnungen. 2 - 3 Selbstbedienungsläden, 
Bäckereien, Metzgereien, Apotheke. In unmittelbarer Nachbarschaft, 
getrennt durch einen kleinen Garten, befinden sich ein paar graue 
Wohnblocks mit Übergangswohnungen für ehemalige Bewohner von Notwoh- 
nungen und Polenaussiedler- 

Die angrenzenden Häuser sind Kinderhäuser bzw. Häuser für kinderrei- 
che Familien, zu denen die Jugendlichen gute Kontakte haben. 


Das Haus der Wohngruppe war früher ebenfalls ein Kinderhaus. Es hat 

9 Zimmer, eine Küche, 2 Bäder mit WC und ] separates WC, Keller, 
Dachboden und einen kleinen Garten. Die Zimmer sind folgendermaßen 
aufgeteilt: 

Erdgeschoß: modern eingerichtete Küche mit Geschirrspülmaschine, 

karg eingerichtetes Eßzimmer - Tisch, Bank, Stühle (wird nicht be- 
nutzt), Wohnzimmer - Wohnzimmerschrank, Musiktruhe, Fernseher, Couch, 
Couchtisch, Sessel, Stehlampe, Teppich, 2 Räume und ein Bad für den 
Berater. 

1. Stock: Bad, WC und die Zimmer der Jugendlichen. 2 Doppel- und 

3 Einzelzimmer. In den Doppelzimmern stehen Etagenbetten, Schrank, 
Tisch und Stühle, in den Einzelzimmern Einzelbetten, sonst sind sie 
gleich eingerichtet. Ein Zimmer hat etwa 12 qm, die anderen ca. 20 qm. 
Die Jugendlichen können die Zimmer beliebig verändern. Sie möchten 
alle lieber ein Einzelzimmer haben. 

Keller: Heizungsraum,Waschküche (Waschmaschine und Wäschebügler) und 
eine Bar, die aber selten benutzt wird, da sie zu klein ist. Die 
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meisten Feten finden im Wohnzimmer statt. 
2.3. Der Berater 


Für die Wohngruppe gab es anfangs eine halbe Planstelle für einen 
Sozialarbeiter, inzwischen (seit Mai 1973) wurde eine Planstelle 
für einen Erzieher geschaffen, die aber z.Zt. nicht besetzt ist. 


Der Berater F., der 1971 mit in das Wohnkollektiv zog, war damals 
noch Student, der halbtags im Heim A arbeitete. Nach Beendigung 
seines Sozialarbeiterstudiums arbeitete er halbtags in der Wohn- 
gruppe und die andere Hälfte der Zeit im Heim A. 


F. lernte nach dem Besuch der Hauptschule Automechaniker. Mit 19 Jah- 
ren verpflichtete er sich, nach seiner Aussage aus finanziellen Grün- 
den, 2 Jahre zur Bundeswehr. Nach Ableistung der Dienstzeit arbeitete 
er 7 Jahre in seinem gelernten Beruf und war zuletzt Kundendienstbe- 
rater. Er wollte sich in seinem Beruf weiterbilden und machte die 
Fachhochschulreife mit dem Ziel, auf die Ingenieurschule zu gehen. 
eg wurde er nicht aufgenommen und begann dann ein Studium an der 


Seine Motivation, als Erzieher zu arbeiten, entwickelte sich in 
seinem ersten Praktikum, indem er die rigide und autoritäre Behand- 
lung von Kindern im Heim erlebte. Seit dieser Zeit arbeitet er auch 
regelmäßig neben seinem Studium im Heim A. Der Einzug in die Wohn- 
gruppe bedeutete eine wesentliche Verbesserung seiner Lage, er wohnte 
umsonst in zwei Zimmern, konnte zuhause arbeiten, sich seine Arbeits- 
zeit einteilen, stand nicht mehr so direkt unter ständiger Kontrolle 
wie im Heim A und hatte anfangs nur 3 Jugendliche zu "betreuen". 
Außerdem bedeutete ihm das kameradschaftliche Verhältnis zu den 
Jugendlichen sehr viel, er fühlte sich als "Gleicher unter Gleichen" 
ar bezeichnete es als gemeinsames Interesse, die Wohngruppe aufzu- 
auen. 
Andererseits hat er, wie er selbst sagt, bestimmte Vorkommnisse in 
der Wohngruppe an die Heimleitung weitergegeben. F. ist empört darü- 
ber, daß die Heimleitung diese Informationen gegen die Jugendlichen 
gewendet hat. 


2.4. Zur Situation der Jugendlichen 


Die Jugendlichen L, M und N richteten mit dem Berater F das Haus ein 
und verstanden sich untereinander mit ihm recht gut. 

In der Wohngruppe zahlen die Jugendlichen 120.- DM Miete für ein 
Doppelzimmer und 150.- DM für ein Einzelzimmer. Wasser, Licht, Hei- 
zung, Inventar und Reparaturen zahlt die Stadt, allerdings kann es 
passieren, daß die Stadt wochenlang keinen Handwerker schickt und 
die Jugendlichen gezwungen sind, selbst die Reparaturen auszuführen. 


verpflegen und Kleiden müssen sich die Jugendlichen selbst. Die Lehr- 
Inge erhalten von der Stadt einen Zuschuß zu ihrer Lehrvergütung, 

so daß sie am Ende ungefähr 450.- DM haben, von denen sie ihren Le- 
bensunterhalt bestreiten müssen. Weiterhin können sie ein- bis zwei- 
ma] im Jahr einen Kleiderantrag an die Stadt stellen. 
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L ist ein schwarzes Besatzungskind und wurde vom Kinderheim in das 
Heim A verlegt. Er ist nach der Volksschule gleich arbeiten gegangen, 
deshalb wurde er wahrscheinlich auch für die Wohngruppe ausgewählt, 
weil er in der Lage war, sich selbst zu ernähren. Er hat noch recht 
guten Kontakt zu seiner Mutter. 


Die Eltern von M sind geschieden. Er kam mit seiner Mutter nach Frank- 
furt. Auf Grund ihres Berufes, sie ist Krankenschwester, konnte sie 
sich nicht genug um ihn kümmern und war gezwungen, ihn in einem Kin- 
derheim und später im Heim A unterzubringen. Nach der Volksschule 
begann M eine Lehre als Einzelhandelskaufmann, die er mit der Ver- 
käuferprüfung abschloß. Z.Zt. ist er arbeitslos, aber er bekommt genug 
Geld von seiner Mutter und hat deshalb keine Schwierigkeiten mit der 
Heimleitung, obwohl er nicht arbeiten geht. M möchte gern die Lehre 
beenden, findet aber keine Stelle, da es sich für die Betriebe nicht 
lohnt, einen Lehrling im 3. Lehrjahr anzustellen. Manchmal spricht M 
davon, eine Stelle als Verkäufer anzunehmen und dann die Externen- 
Prüfung zu machen, aber er kann sich dazu nie aufraffen. 


N ist z.Zt. bei der Bundeswehr. Er ist gelernter Konditor, war also 
auch in der Lage, sich selbst zu versorgen. 


Kurze Zeit später kam 0 in die Wohngruppe. O0 ging mit 15 zum Jugend- 
amt und forderte, in ein Heim eingewiesen zu werden, da er es zu 
Hause nicht mehr aushalten könne. Seine Eltern ließen sich scheiden, 
als er 1 1/2 Jahre alt war. Seine Mutter hatte wieder geheiratet, 

und er verstand sich überhaupt nicht mit seinem Stiefvater, der seine 
eigenen Kinder ihm vorzog. 


Der Heimleiter wollte 0 aus dem Heim A raus haben, weil "er sein 
schwierigster Fall sei". 0 weiß nicht warum, er fühlt sich vom Heim- 
leiter diskriminiert, weil er aus einer Obdachlosensiedlung kommt. 
Nach Aussage des Beraters war 0 im Heim A "aufmüpfig" und machte 
Brüche, genau wie die anderen auch, er ist aber nie von der Polizei 
erwischt worden. 

Der Heimleiter wollte 0 in ein geschlossenes Heim nach Dortmund ab- 
schieben, seine Mutter verweigerte aber die Einwilligung, so daß er 
dann, obwohl er noch in die Realschule ging, in die Wohngruppe abge- 
schoben wurde, "um ihm noch einmal eine Chance zu geben". Der Jugend- 
liche 0 wurde im Gegensatz zu den anderen vom Jugendamt unterstützt. 


0 gibt im Interview der Wohngruppe die Schuld, daß er die Schule nicht 
fertig machen konnte, und zwar begründet er das so: "Ich ging als 
Einziger zur Schule, mußte, wenn ich nach Hause kam, noch Aufgaben 
machen und lernen, während die anderen, wenn sie nach Hause kamen, 
ihre Ruhe hatten und noch Geld dazu. Abends wurde meist bis spät in 
die Nacht geredet und gesoffen und am anderen Morgen war ich nicht 
ausgeschlafen, bin entweder gleich im Bett geblieben oder war in der 
Schule unkonzentriert, so daß ich am Ende der zehnten Klasse zum 
zweitenmal sitzengeblieben bin" (0 war schon mal in der 9. Klasse 
sitzengeblieben, hatte sich aber wieder gebessert). "Ich hätte auch 
die zehnte Klasse nochmal wiederholt, wenn das Arschloch von Direktor 
mich nicht von der Schule geschmissen hätte. Er sagte zu mir 'du 
passt nicht ins Bild meiner Schule'". 

Der Berater und auch die Heimleitung des Heimes A unternahmen nichts 
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dagegen. O wollte auch die Schule nicht mehr wechseln. Auch dabei 
hat ihn niemand zu überzeugen versucht, daß das das einzig Richtige 
für ihn wäre. Nachdem er sich dann einige Zeit überlegt hatte, was 
er machen soll, beganr er eine Lehre als Koch in einem Hotel, die 
er nach einem halben var, wieder abgebrochen hat. Zuerst gab er als 
Grund an, der Chefkoch würde ihn unterdrücken, außerdem würde der 
saufen, nur meckern und zu allem Überfluß noch 1.800.- DM im Monat 
verdienen. Er, 0, sei inzwischen schon fast 19 Jahre alt und könnte 
sich auch nicht mehr alles gefallen lassen, wie vielleicht mit 15 
und so gäbe es dauernd Krach. Später sagte er, das sei nur ein vor- 
geschobener Grund gewesen, der wahre Grund sei das Geld, er hätte 
mit seiner Lehrvergütung und dem Zuschuß vom Jugendamt ungefähr 
400.- DM brutto im Monat, das sei ihm zu wenig und so hätte er wegen 
jeder Hose zum Jugendamt laufen und einen Kleiderantrag stellen 
müsse, der nie ganz genehmigt wurde. Den Ärger sei er jetzt satt 
und er würde lieber als Hilfsarbeiter arbeiten. 0 hat seit 2 Jahren 
keinen Kontakt mehr mit seinem Vater, aber noch recht guten Kontakt 
zu seiner Mutter. 


Obwohl weder O0 noch die anderen Wohngruppenmitglieder gefragt wurden, 
ob sie mit ihm zusammen wohnen wollten, lebte er sich ganz gut ein. 
Alle Jugendlichen schwärmen heute noch von der damaligen Zeit, 

weil da noch echte Kameradschaft, auch mit F geherrscht hat." 

Wir konnten nie rausfinden, worin diese "echte Kameradschaft" be- 
stand, weil die Jugendlichen nicht in der Lage sind zu beschreiben, 
was den großen Unterschied zwischen damals und heute ausmacht. 


Später zogen noch, zu unterschiedlichen Zeitpunkten, die Jugendlichen 
P, R, S und T hinzu. 
P wollte unbedingt in die Wohngruppe. Der Heimleiter hat ihm nicht 
zugetraut, allein leben zu können und war dagegen, erst nach langem 
Drängen hat er nachgegeben. P kommt aus einer sogenannten "gestörten 
Familie", war von klein auf immer abwechsend im Heim und zu Hause. 
Als Folge des dauernden Schulwechsels wurde er in die Sonderschule 
eingewiesen. Seit seinem 10. Lebensjahr wohnte er nur noch im Heim. 
Nach der Schulentlassung wollte er eine Lehre beginnen, aber ein 
Berufsberater auf dem Arbeitsamt meinte, "du bestehst Swieso nie 
die Prüfung", so arbeitet er seitdem als Hilfsarbeiter in einer 
kleinen Druckerei. P hat einen ziemlich schweren Stand in der Wohn- 
gruppe, weil er als "Arschkriecher" verschrien ist. Trotzdem fühlt 
er sich in der Gruppe wohler als im Heim. Auch außerhalb hat er kaum 
Freunde. Seine Mutter ist vor zwei Jahren gestorben und seinen Vater 
besucht er nicht mehr. 
R ist im 3. Lehrjahr als Großhandelskaufmann und hat die feste Ab- 
at, die Lehre zu beenden, selbst wenn er beim erstenmal durchfal- 
en sollte. Während unseres Aufenthalts in der Wohngruppe war er 
entweder nie da oder saß in seinem Zimmer, so daß wir zu ihm keinen 
Kontakt bekamen. 
: war erst ein halbes Jahr im Heim, bevor er in die Wohngruppe zog. 
eine Eltern hatten sich scheiden lassen und mit seiner Mutter kam 
er nicht mehr zurecht. Ihm hat es im Heim gefallen. S glaubt, daß 
er die Lehre als Betriebsschlosser nie beendet hätte, wenn ihm ein 
Erzieher im Heim A nicht so gut zugeredet hätte. Er kam nach Abschluß 
der Lehre in die Wohngruppe, arbeitete dann allerdings nicht mehr in 
seinem Beruf, sondern als Bauhilfsarbeiter. Seit er nicht mehr zu 
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Hause wohnt, ist das Verhältnis zu seiner Mutter wieder besser 
geworden. 

T ist seitseinem 6. Lebensjahr im Heim.Vorher lebte er bei seiner Oma, 
und seine Mutter hat beide ab und zu besucht. Seinen Vater hat er nie 
kennengelernt. T kam ins Heim, weil seine "Oma nicht in der Lage war, 
ihn zu erziehen". 

Im Kinderheim mußte er mit den anderen Kindern immer schwere Arbeiten 
verrichten. T hat eine Art Haßliebe zu der Heimleiterin. Ihre päda- 
gogische Praxis bestand aus Schlägen und Repressionen. Andererseits 
war sie für ihn ein Mutterersatz: "Sie ist, wenn ich mit ihr alleine 
war, recht nett gewesen". T. besucht sie heute noch, wenn er zu 
seiner Oma fährt. 

Als er mit 14 eine Lehre als Tierpfleger im Frankfurter Zoo begann, 
zog er in das Heim A. Heute hat er ausgelernt und verdient ca. 
1.000.- DM im Monat, hat aber meist Mitte des Monats kein Geld mehr: 
er gibt es für Getränke, modische Kleidung, Friseur und Schallplatten 
aus. 

Sein Beruf macht ihm Spaß - als Einzigem in der Wohngruppe. 


2.5. Verhältnis der Jugendlichen zueinander 


Der innere Gruppenzusammenhalt besteht darin, daß alltägliche Arbeits- 
aufgaben (Säuberungsdienste) wechselseitig erledigt werden. Uns ist 
nie klar geworden, ob sich alle daran beteiligen. Früher haben die 
Jugendlichen und der Berater alles zusammen eingekauft und auch zu- 
sammen gekocht, bis eines Tages einige meinten, "der ißt viel mehr 

als ich und wir bezahlen gleich viel". Seitdem kauft und kocht jeder 
für sich. 


Einen Kollektivzusammenhalt, der sich eigentlich aus ihrer gleichen 
Lage entwickeln könnte, gibt es nicht. Solidarisches Verhalten, z.B. 
bei Konflikten mit dem Heim A, ist ihnen nicht möglich. Es gibt 
praktisch zwei Gruppen in der Wohngruppe: die einen (die dem Heim- 
leiter nach dem Mund reden und auch ihm gegenüber Sachen ausplaudern, 
die ihn nichts angehen) werden von den anderen die "Arschkriecher" 
bezeichnet. Die zweite Gruppe kann unserer Meinung nach ihre Situa- 
tion besser einschätzen, sie wissen genau, daß sie von den Institu- 
tionen nichts zu erwarten haben, was sich natürlich in dem Verhält- 
nis zu der Heimleitung auswirkt, diese Gruppe läßt sich nicht alles 
gefallen, fragt nach Gründen für Anordnungen und widerspricht auch 
mal. 

Die erste Gruppe hat kaum Außenkontakte, aber auch keinen guten Kon- 
takt zueinander, die zweite Gruppe hat recht gute Kontakte nach außen 
und zueinander und teilweise auch gemeinsame Außenkontakte. Da sie 
alle aus dem Wohnkollektiv ausziehen müssen, wollen sie sich wieder 
eine gemeinsame Wohnung suchen, während die aus der anderen Gruppe 
später, wenn sie mal ausziehenmüssen, lieber alleine, oder höchstens 
mit einem (Mädchen) zusammen wohnen wollen. Daß die eine Gruppe aus- 
ziehen muß, wird so begründet, daß sie genug Geld verdienen, um sich 
eine eigene Wohnung zu nehmen. Aber offensichtlich ist das ein vor- 
geschobenes Argument, da nicht gewartet wird, bis sie eine günstige 
Wohnung gefunden haben. In einem Fall wurde nur eine Frist von einem 
Monat gegeben und als Übergang die Jugendbleibe angeboten. Hinzu 
kommt, daß die anderen Jugendlichen, die nicht ausziehen müssen, 
genausoviel verdienen. 
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Anfangs wurde im Wohnkollektiv mit allen Jugendlichen über ihre Pro- 
bleme am Arbeitsplatz diskutiert, heute findet das höchstens dann 
statt, wenn einer in Schwierigkeiten ist und irgend jemand aus dem 
Heim A kommt, weil sich der Arbeitgeber dort über den Jugendlichen 
beschwert hat. 

Die Jugendlichen werden, laut Aussage der Erzieher, wenn möglich 
unterstützt. Die Erzieher befragen den Betrieb zu den Aussagen des 
Jugendlichen, versuchen zu vermitteln und zu schlichten. Wenn das 
nicht gelingt, raten sie dem Jugendlichen, sich einen anderen Betrieb 
zu suchen. 

Die Erzieher meinen, daß sich die Jugendlichen zu Recht über ihre 
Arbeitsplatzsituation beschweren, andererseits herrschten an jeder 
Lehrstelle und in jedem Betrieb ähnliche Bedingungen. Die Anpassungs- 
leistung der Jugendlichen sei zu gering. 

Falls in einem Betrieb extrem schlechte Ausbildungsbedingungen herr- 
schen, raten die Erzieher zwar den Jugendlichen, den Arbeitsplatz 

zu wechseln, würden sich aber nie bei der zuständigen Behörde be- 
schweren, "da das zuviel Arbeit machen würde". 


Die einzige Kommunikation zwischen den Jugendlichen besteht beim 
Saufen oder gemeinsamen Fernsehen, oder auch mal gemeinsam auf eine 
Kerb zu gehen, um Mädchen kennenzulernen. Keiner von den Jugendlichen 
hat eine feste Freundin oder nur regelmäßigen Kontakt mit Mädchen. 
Wenn sie von einem Mädchen sprechen, dann immer nur von "der Alten", 
das muß nicht unbedingt allgemeine Geringschätzung der Mädchen aus- 
drücken, wahrscheinlich ist es nur Jargon. Daß sie keine festen Freun- 
dinnen haben, mag auch daran liegen, daß sie keine Mädchen kennen- 
lernen, die ihren Vorstellungen, die meisten wollen eine "Jungfrau" 
heiraten, entsprechen. 

Um ein vernünftiges, partnerschaftliches Verhältnis der Jungen zu 
Mädchen einüben zu können, müßten Mädchen mit im Wohnkollektiv woh- 
nen. Es dürfen aber keine Mädchen dort übernachten. Der Berater ver- 
steckt sich bei diesem Problem hinter den Nachbarn und dem Kuppelei- 
paragraphen und den fehlenden Einzelzimmern. 


2.6. Verhältnis des Beraters zu den Jugendlichen 
und die Situation nach seinem Auszu 


Der Berater sollte und wollte die Jugendlichen betreuen, nicht er- 
ziehen. Er wurde nicht auf Grund seiner Qualifikation für die Wohn- 
gruppe ausgewählt, sondern weil er sich für diese Arbeit interessierte. 
F meint, 'es sei eine Überforderung für ihn gewesen, wenn er best imm- 
te Verhaltensweisen initiieren hätte sollen’ und zieht den Schluß: 

„Es wäre mehr pädagogische Betreuung notwendig gewesen'. Neben dem 
Sprungbrett" nach draußen bezeichnet er Wohnkollektive auch als Al- 
ternative zur Heimerziehung, nur eben hier nicht realisierte und wohl 
auch nicht realisierbare in dieser Form. 


Das Verhältnis von F zu den Jugendlichen war anfangs recht kamerad- 
Schaftlich, obwohl seine Autorität nie angezweifelt wurde. Nach seiner 
Heirat, als seine Frau mit in das Kollektiv zog, änderte sich die 
Atmosphäre schlagartig. Die Frau meckerte ständig an den Jugendlichen 
herum, beschwerte sich bei F, der meistens dann auf ihrer Seite stand. 
Nach der Aussage von F führte seine Familiensituation zu dem desola- 
ten Zustand der Wohngruppe. Wahrscheinlich wurde die Frau von den 
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Jugendlichen als Eindringling empfunden, und beide waren dem Problem 
nicht gewachsen, 

Als Konsequenz zieht F, als er die kommissarische Leitung der Jugend- 
bleibe angeboten bekommt, in eine Dienstwohnung. Obwohl er weiterhin 
formal für die Wohngruppe zuständig ist, sind die Jugendlichen von 
dem Moment an sich selbst überlassen. 

F verbreitet das Gerücht, das Wohnkollektiv solle aufgelöst werden, 
wenn sich kein Erzieher findet, der in die Wohngemeinschaft einzieht. 
Das Gerücht verunsichert die Jugendlichen sehr stark, sie wissen 
nicht, was aus ihnen werden soll. Auf einer Seite sagen sie, "wir 
kommen auch alleine zurecht" und auf der anderen Seite fühlen sie 
sich ungeheuer vernachlässigt und alleine gelassen. 


Von dem Augenblick an hat sich auch unsere Situation in der Wohn- 
gruppe geändert. Als F noch da war, wurde meist ferngesehen, und 

wir hatten starke Schwierigkeiten, mit den Jugendlichen in Kontakt 
zu kommen, weil wir nie alleine mit ihnen waren. 

Jetzt wurden wir als die Einzigen angesehen, die sich überhaupt noch 
um sie kümmern. Nachdem sie gemerkt hatten, daß wir nichts mit dem 
Heim A zu tun haben, beschwerten sie sich bei uns über den Heimlei- 
ter, der unangemeldet ankommt und rumbrüllt: "Das ist ja ein Sau- 
stall hier". Irgendwo erhofften sie sich Hilfe von uns - die wir 
nicht leisten konnten. 
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3. Bericht über das Jugendwohnheim C 


LT 


3.1. Formale Beschreibung des Heimes 


3.1.1 Träger des Heimes 


Träger des Jugendwohnheims C ist der Internationale Bund für Sozial- 

arbeit - Jugendsozialwerk e.V. Er ist dem Verband des Deutschen 

Roten Kreuzes angeschlossen. Dies aber nur formal. 

Das Jugendsozialwerk wurde 1948 unter dem Vorsitz von Carlo Schmidt 

gegründet. Der Verein versteht sich als "eine Vereinigung von Men- 

schen, die bereit sind, ohne Rücksicht auf ihre Zugehörigkeit zu 

Nationen, Konfessionen, Klassen und Parteien dem Gedanken der inter- 

nationalen Begegnung im Geiste gegenseitiger Achtung zu dienen..." 

(Satzung & 1) 

Er unterhält Einrichtungen für verschiedenste Aufgabenbereiche: 

- Wohnheime der Jugendhilfe 

- Jugendgemeinschaftswerke und Beratungsstellen für jugendliche 
Zuwanderer und Spätaussiedler 

- Wohnheime für ausländische Arbeitnehmer 

- Förderungslehrgänge zur Erlangung der Berufs- und Arbeitsreife 

- Berufsförderungsmaßnahmen für Ausländer 

- Bildungsstätten 


3.1.2 Soziografische Lage 


Das Jugendwohnheim liegt in einem typischen Arbeiterviertel; - 
zwischen Höchst (Farbwerke) und dem Gallusviertel. Die direkte Nach- 
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barschaft bilden Wohnblocks. Die Bewohner des Viertels haben ein 
zwiespältiges Verhältnis zum Heim, Einmal werden sämtliche Vorkomm- 
nisse der Umgebung wie Diebstähle und Krawalle den Jugendlichen des 
Heimes angelastet. Zum anderen halten sich Jugendliche aus der Nach- 
barschaft oft im Heim auf, was offensichtlich von den Eltern geduldet 
wird. 


Die Lage des Heimes wird als verkehrsgünstig empfunden. Die Straßen- 
bahnen sind in ca. 5 Minuten zu erreichen. 


3.1.3 Geschichte des Heimes 


Das Heim wurde 1954 gebaut. Seine erste Bestimmung war, eine Unter- 
kunft für jugendliche männliche Flüchtlinge zu schaffen. Mit dem 
Mauerbau riß der Zustrom jedoch ab, so daß eine neue Bestimmung not- 
wendig wurde. Die DDR-Flüchtlinge wurden zunehmend durch Arbeits- 
emigranten ersetzt. Im Laufe der Zeit wurden auch Jugendliche aus 
öffentlicher Erziehung aufgenommen. 


3.1.4 Finanzielle Grundlage 


Der derzeitige Tagessatz beträgt DM 21.47. Er ist &urch eine Pflege- 
satzkommission, bestehend aus Landeswohlfahrtsverband und Vertre- 
tern der "Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen" festgelegt. 
Das Heim trägt sich selbst. Auf eine genaue Kostenaufschlüsselung 
wird an dieser Stelle verzichtet, da sich z.Zt. der Berichtsabfas- 
sung das Heim in Verhandlungen über einen höheren Pflegesatz befand. 


3.1.5 Personal 


Eine pädagogische Ausbildung hat nur der Heimleiter. 

Pädagogische Funktionen nehmen bedingt auch 

- zwei junge Männer, die je drei Mal in der Woche von 18 - 22 Uhr 
Telefondienst und sonstige technische Angelegenheiten regeln 

- der Verwalter R 

- von Zeit zu Zeit Praktikanten und 

- Ersatzdienstleistende wahr. 

Das Hauspersonal besteht aus 

= zwei Köchinnen die in Schicht arbeiten 

einem Hausmeister und 

- drei Putzfrauen. 
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1.6 Anzahl der Heimbewohner und Einweisungsgründe 


Im Heim befinden sich z.Zt. 22 Jugendliche aus öffentlicher Erziehung 
(FE/FEH/GEH) und 65 Selbstzahler, meist Arbeitsemigranten. Die Ju- 


Kain Tichen sind in der Regel Hauptschulabgänger zwischen 15 und 21 
ren. 


Als häufigste Ursache der Einweisung fiel uns auf, daß die meisten 
Jugendlichen 

- aus unvollstä-4igen Familien oder 

- aus kinderreichen Familien kommen. 

Einige hatten sich bei "intaktem Elternhaus" mit ihren Eltern über- 
worfen und sahen im Heim die einzige Alternative. 
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3.1.7 Räumlichkeiten 


Die Zimmer des dreistöckigen Jugendwohnheims sind durchschniti.ı.! 
14 qm groß. Von den Jugendlichen werden sie durchweg a!s tLinur.z m 
mer benutzt, wohingegen die Selbstzahler ein Zimmer zu zweit '»'e «” 
Im Haus sind 48 Wohn- Schlafräume vorhanden. Als Funktionsräume 
werden benutzt: 

- ein Tischtennis/Kickerraum, 

- ein Aufenthaltsraum mit Fernseher, 

- ein Gruppenraum mit Matratzen ausgelegt, 

- ein gut eingerichtetes Fotolabor, 

- ein Wäschetrockenraum, 

- ein riesiger Speisesaal und 

- ein Raum, der oft zu einer "Bar" umgestaltet wird. 


3.2. Inhaltliche Beschreibung des Heimes 


3.2.1 Institutionelle Struktur des Heimes 


Die Struktur des Heimes ist bestimmt durch den überwiegenden Anteil 
der Selbstzahler (meist Ausländer), die in einem pensionsähnl ichen 
Verhältnis dort wohnen und den Jugendlichen aus der Öffentlichen 
Erziehung. Die Jugendlichen der FEH und ÖEH unterscheiden sich durch 
ihr Alter von den übrigen Bewohnern. Unter den Selbstzahlern herrscht 
eine starke Fluktuation, die beiden Gruppen können sich allein schon 
deshalb nicht aufeinander einstellen. Außerdem bilden die jeweiligen 
nationalen Gruppen ein eigenes Selbstverständnis, allein schon durch 
die Sprache bedingt. 

In der Folge beziehen wir uns allein auf die Jugendlichen der 


"öffentlichen Erziehung". 


3.2.2 Informelle Gruppenstruktur 


Das Verhältnis der Jugendlichen zu den Erziehern kann man als schnod- 
derig, angstfrei, leger bezeichnen. . 

Um die Hauptbezugsperson, den Heimleiter, wird gebuhlt: 

- so in der Herstellung von Duz-Kontakten; der Heimleiter verhält 
sich passiv: "Ich habe nichts dagegen.” 

- So auch durch Tips, über Vorkommnisse im Heim; das Bekanntmachen 


von Diebstählen. 


Was in einem Heim mit Disziplinar- und Strafcharakter nach Denunzia- 
tion und Spitzeldienst aussieht, hat hier die Funktion durch bes- 
sere Information auf gefährdete Jugendliche einwirken zu können. 


Trotz dieser unverkrampften Beziehung sind sich die Jugendlichen 

der Disziplinierungsfunktion von Heimen bewußt. Als eine permanente 
Drohung empfinden sie die Entlassung aus dem Heim. Manche unbewußten 
Außerungen bestätigen dies deutlich. So fragte A einmal ängstlich, 
nachdem er vom Heimleiter wegen seines unsachlichen Geredes kriti- 
siert worden war: "Schmeißen sie mich jetzt raus?" Oder B äußerte 
einmal resigniert, nachdem er längere Zeit die Schule geschwänzt hat- 
te und deshalb vom Heimleiter ins "Gebet" genommen worden war: 

"Jetzt muß ich wohl wieder nach Staffelberg." 
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Untereinander verhalten sich die Jugendlichen aggressiv, ständig 
konkurrierend, immer noch einen Schwächeren suchend. Es existiert 
eine Hackordnung, mit mehreren Jugendlichen gleichrangig an der 
"Spitze". Es kommt selten zu intensiveren Beziehungen untereinan- 
der. Wenn überhaupt, dann nur für einen kurzen Zeitraum. Jeder ver- 
sucht, stark und unangreifbar zu sein, Schwächen der Anderen werden 
ausgenutzt zur eigenen Selbstbestätigung. Emotionen werden als ge- 
zielte Aggressionen sichtbar. 

Seltsamerweise finden aber so gut wie nie Prügeleien untereinander 
statt, die Auseinandersetzungen bleiben verbal. 


Einen Gruppenzusammenhang gibt es bei gegebenen Anl&ässen nur ansatz- 
weise. So läßt die emotionale Parteinahme bei Fußballspielen z.B. 
gegen die Gruppe der Algerier im Haus, schon ein Gruppeninteresse 
vermutenVielleicht sind unsere Erwartungen hinsichtlich eines Grup- 
penbewußtseins, möglichst ausgedrückt in gemeinsamen Aktionen, über- 
höht. Es gelingt wohl, im Gespräch den Stellenwert von gemeinsamem 
Handeln und Solidarität klarzumachen, doch konkrete Aktionen tragen 
dann schnell zu einer Ernüchterung bei. (Siehe Bericht Heim A, 
Kapitel 1.3.) 


3523 Praktisch-pädagogische Arbeit 


Die praktisch-pädagogische Arbeit des Heimleiters zielt ganz allge- 
mein darauf ab, den Jugendlichen eine Art "Mitverantwortung" für 

die anderen Jugendlichen, auch für das gesamte Haus , zu übertragen. 
Dazu zwei Beispiele: 

C, 20 Jahre alt, Hilfsarbeiter, sollte vom Heimleiter, nachdem er 
längere Zeit einen Tag arbeitete, zwei Tage "blau" machte, dann wie- 
der kurz arbeitete, dann "krank feierte", aus dem Heim C rausgeschmis- 
sen werden. Der Heimleiter hatte mehrmals versucht, auf C einzugehen 
und sich für ihn um mehrere Arbeitsste!len bemüht. 


Man bemühte sich um eingespräch der Jugendlichen und ihrem Heimlei- 
ter und C. In dieser Diskussion ging es um die "Chance", die jeder 

braucht. C bekam diese Chance, nachdem ein Jugendlicher sich bereit 
erklärte, für Außenstände von ihm zu bürgen. Kurze Zeit später be- 

gann C als Beifahrer bei Schade & Füllgrabe, wo er heute (mittler- 

weile sind 5 Monate vergangen) noch arbeitet. 


D ist 23 Jahre - Kaufmännischer Angestellter, seit 1 1/2 Jahren ar- 
beitslos. D fand Aufnahme, "weil er es zu Hause nicht mehr aushielt." 
Zu den anderen Jugendlichen fand er kaum Kontakt. Seine Probleme 
konnte er ihnen nur sehr abstrakt darstellen. Nachdem er längere 
Zeit sich weigerte, irgend eine Arbeit aufzunehmen und ständig seine 

Krankheit" vorschob, was für die Jugendlichen nicht einsichtig war, 
wurde ihm bei nicht erfolgter Arbeitsaufnahme (in absehbarer Zeit) 
die Entlassung angedroht. 


ec. c konnte nicht adäquat auf seine Probleme eingehen. Er be- 
a wahrscheinlich einer psychotherapeutischen Betreuung. 

ir Stellten mit ihm einen Kontakt zum "drop-in" her. Dort versprach 
m beim Aufbau einer neuen Wohngemeinschaft zu berücksichtigen. 
k n war froh, daß er dort aufgenommen werden sollte, da sich auch 
ein Jugendlicher bereit fand, sich für ihn einzusetzen. 
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Auffallend bei der pädagogischen Betreuung des Heimleiters ist, daß 
er so gut wie keine Forderungen an die Jugendlichen stellt. Er gibt 
nie Anweisungen. Seine praktisch-pädagogische Arbeit kann als 
"laissez-faire"Stil bezeichnet werden. 


Die meisten Jugendlichen haben ein Vertrauensverhältnis zum Heim- 
leiter. Im Gespräch mit ihnen gibt er Ratschläge zu einer individuel- 
len Konfliktlösung. Dazu ist zu bemerken, daß der Heimleiter wohl 

der Auffassung ist, daß "die subjektiven Schwierigkeiten der Jugend- 
lichen sich klar aus gesellschaftlichen Bedingungen ableiten." 


Zu untersuchen wäre, ob 

- in der Praxis überhaupt andere Möglichkeiten bestehen, als indivi- 
duelle Therapie, um wenigstens die "ärgsten Schwierigkeiten" der 
Jugendlichen zu korrigieren? 


Kritisch zu fragen ist: 

- ob nicht das besondere Vertrauensverhältnis der Jugendlichen zum 
Heimleiter eine Reflexion seiner Verhaltensweisen verhindert, bzw. 

- wie weit stehen Jugendliche überhaupt jeder Form von Erziehung, 
auf Grund ihrer auf Anpassung und Unterdrückung ausgerichteten 
Sozialisation, hilflos gegenüber. 


3.2.4 Atmosphäre des Heimes 


Die Atmosphäre im Heim ist durch die Person des Heimleiters geprägt. 
Sein liberaler Erziehungsstil wirkt sich auf das Verhalten der Ju- 
gendlichen gegenüber Praktikanten und Neuzugängen aus. Aus der Tat- 
sache, daß gerade zwei Jugendliche aus dem Heim C die Aktion um die 
Jugendbleibe initiierten, ist zu ersehen, daß sie hier in dieser At- 
mosphäre den Mut aufbrachten, aktiv zu werden. In Briefen an den 
Sozialdezernenten Berg und den Jugendamtsleiter Faller stellten sie 
die Zustände der Jugendbleibe dar. Erst im heim C hatten sie das Ge- 
fühl, nicht unter Druck zu stehen. Dort war es ihnen mög!ich, sich 
frei über erlebte Zustände zu äußern, auch zu handeln. Man konnte 
eine gewisse Solidarität der anderen erhoffen. So hatte man eine Aus- 
gangsposition, um Mißstände überhaupt öffentlich zu machen. Weiter 
konnten Räumlichkeiten genutzt werden, ohne daß man sich kontrolliert 


fühlte. 
3.2.5 Kommunikationsräume 


Als eindeutige "Schaltstelle" stellte sich das Büro heraus. Am Büro 
mußte jeder vorbei, der ins Haus wollte. Man konnte hier erfahren, 
ob neue Einweisungen zu erwarten waren, von hier konnten Telefonge- 
spräche empfangen und geführt werden. Nicht zuletzt war das Büro von 
9 - 22 Uhr geöffnet. 

Obwohl der Raum ziemlich ungemütlich und eng ist, fiel uns auf, daß 
die Jugendlichen hier intensiv miteinander diskutierten, auch Jugend- 
liche, die sonst kaum Kontakt zueinander hatten. Es war hier offen- 
sichtlich leichter, miteinander ins Gespräch zu kommen. Wir konnten 
beobachten, daß man sich hier verabredete und gemeinsam ausging. 
2.B. "zum Kickern" oder in die "Bar". 
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3.2.6 Sexualität 


Dadurch, daß alle Bewohner einen Hausschlüsse] haben und die Zimmer 
nicht kontrolliert werden, ist es für die Jugendlichen möglich, auch 
Mädchen mit aufs Zimmer zu nehmen. Der Heimleiter fördert die Be- 
ziehungen der Jugendlichen zu Mädchen. So konnten wir einige Male 
beobachten, wıe er mit Freundinnen der Jugendlichen recht intensiv 
redete. Wobei Themen wie Verhütungsmittel etc. ins Gespräch kamen. 
Der Heimleiter griff jedoch energisch ein, z.B. durch Hausverbot, 
wenn feststand, daß Mädchen durch die Zimmer "gereicht" wurden. 


Solche Vorkommnisse waren selten. Die meisten Jugendlichen wünschten 

feste Beziehungen aufzunehmen. Wir konnten bei Gesprächen feststel- 

len, daß die Jugendlichen sich häusliche Mädchen wünschen und gaben 

als Ziel an: 

- daß die Frau zu Hause bleiben sollte (sie sollte nicht arbeiten 
wie die eigene Mutter), 

- sie sollte die Kinder (zwei) erziehen und immer ein warmes Essen 
auf den Tisch bringen, 

KISS LEEREN Geschlechtsverkehr sollte sie höchstens einmal gehabt 
aben. 


Die meisten Jugendlichen hatten, wenn überhaupt, nur kurze Mädchen- 
freundschaften. Obwohl fast jeder behauptete, ei hätte eine Freun- 
din. Von zwei Jugendlichen vermuten wir, daß sie untereinander homo- 
sexuelle Kontakte pflegen. Von anderen Jugendlichen ist uns nicht 
a daß sie wie andere Jugendliche aus Heimen auf den Strich 
gehen. 


3.2.7 Freizeitgestaltung 


Die Jugendlichen können sich kaum selbst beschäftigen. So sind sie 
darauf angewiesen, daß ihnen was "seboten" wird. Im Heim C sind 
Tischtennisplatte und Kicker vorhanden. Wobei der Kicker öfter in 
Anspruch genommen wird. Im Kickerspiel gibt es so etwas wie eine 

Bestenliste". Hierin zur Spitze zu zählen bedeutet gleichzeitig,in 
der "Hierarchie" ganz oben zu sein. 


ge "Bar" ist seiten geöffnet. In der Regel befinden sich die Jugend- 
ichen vor dem Fernseher, fast jeder hat einen eigenen Apparat, einer 
sogar einen Farbfernseher. Oft wird auch sehr laut Musik gehört. Wo- 
bei fast jeder ein Stereogerät besitzt. Uns wurde nicht klar, wie 
ns Jugendlichen in der Lage sind, sich solche Geräte anzuschaffen. 
mi fiel uns auf, daß mit sehr teuren Geräten "gehandelt" wurde. Gele- 
Sa werden meist Groschenromane, die Quick, Revue, Praline etc. und 
“ Tageszeitungen die Nachtausgabe, seltener die Bild-Zeitung. Ein 
una ichur (SDAJ-Mitglied) las die UZ. Die ausgelegten Zeitungen, 
Pain rankfurter Rundschau und die Frankfurter Allgemeine waren fast 
ben verschwunden (aber im Papierkorb), oder wurden von den Mitar- 
bü en gelesen. Bücher sind uns nicht aufgefalien, wenn, dann Fach- 
cher, die für die Lehre gebraucht wurden. 


Su mitlakige von J (Ersatzdienstleistender) bildete sich eine Fuß- 
Allmannschaft. J arrangiert an Wochenenden Spiele, meistens gegen 
Eine Gruppe von Algeriern, die im Heim wohnen. Neuerdings auch gegen 
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Manns haften von Betrieben, in denen die Jugendlichen arbeiten. Bei 
guteu We.ter trainieren sie öfter ir der . che zusammen. 

An dem Beispiel wird deutlich, daß 

- die Jugendlichen nicht selber aktiv werden, aber 

- leicht motiviert werden können. 

Mit geringem Aufwaiıd kann in Ansätzen eine Gruppensolidarität ge- 
schaffen werden. (Siehe 3.2.2). Darüberhinaus können Spiele gegen 
heimfremde Mannschaften zum Abbau von Vorurteilen beitragen. 


3.2.8 Beziehungen der Jugendlichen zu ihren Eltern 


Die meisten Jugendlichen pflegen keine Kontakte zu ihren Eltern. Ein 
aroßer Teil ist ja im Heim, weil die Eltern nicht in der Lage waren, 
für ihre Kinder aufzukommen. Jugendliche, die Kontakt zu den Eltern 
haben, kommen meistens aus der Mittelschicht. Die stark ambivalenten 
Bezüge der Jugendlichen zu ihren Eltern werden in einer gewissen Ab- 
neigung, überhaupt über ihre Eltern zu reden, deutlich. Sie wurden 
ständig mit der gesellschaftlichen Norm konfrontiert, daß man ein 
intaktes Elternhaus zu haben hat. Sie sind nicht in der Lage, gesell- 
schaftliche Bedingungen als Ursache der Lage ihrer Eltern zu erken- 
nen. Im Gegenteil, sie empfinden es als individuellen Mangel, ja, 
als individuelle Schuld. 


3.3. Unsere praktische Arbeit 
3.3.1] Schwierigkeiten in Bezug auf die Mitarbeiter 


Anfangs ließ uns der Heimieiter in Bezug auf die Kontaktaufnahme zu 
den Jugendlichen allein, später zog er uns zu Fallbesprechungen hin- 
zu, er gewährte uns Einblick in Akten und Korrespondenzen und sprach 
sie mit uns durch. Wie erhielten jede gewünschte Information. 

Seinen Erwartungen, daß wir später praktisch mitarbeiten würden, 
konnten wir auf Grund unseres Projektzieles nur bedingt nachkommen. 


Unser Verhältnis zu den anderen Mitarbeitern war durch das gute 
Verhältnis zum Heimleiter und der allgemeinen guten Atmosphäre im 
Haus geprägt. Es war freundschaftlich. Auch von ihnen erhielten wir 
jede gewünschte Information. 


3.3.2 Schwierigkeiten in Bezug auf die Jugendlichen 


Anfangs reagierten die Jugendlichen distanziert und zum Teil aggres- 
siv auf uns Studenten, die in ihren Augen ein faules und angenehmes 
eben führen. Unsere Beziehungen verbesserten sich in dem Maße, in 
dem die Jugendlichen erkannten, daß wir gar nicht so ein "faules 
Leben" führen. Die Jugendlichen werteten positiv, daß wir längere 
Zeit im Arbeitsprozeß gestanden hatten. 

Die Kontaktaufnahme war dirch die beiden Studentinnen, die arfangs 
als Sexualobjekte betrachtet wurden, erleichtert. 

Nach etwa 3 Monaten hatten viele Jugendliche ein vertrautes Yerhält- 
nis zu uns. Wir wurden um Rat in persönlichen Angelegenheiten gebe- 
ten. Der Grad unserer guten Bezienungen zu den Jugendlichen ist zum 
Teil durch die Interviews dokumentiert, die wir mit einzelnen Jugend- 
lichen im. Ranmen unseres Projekts durchführten. 
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3.3.3 Unsere Schwierigkeiten untereinander 


Wir beschäftigten uns selten zu zweit oder zu dritt mit einem Jugend- 
lichen. Wenn wir mit dem Heimleiter Fälle durchsprachen, vertraten 
wir meist ähnliche Auffassungen. Unterschiedliche pädagogische Auf- 
fassung wurden erst deutlich, nachdem R und L im Rahmen eines Jugend- 
austausches der Stadt Frankfurt mit einer zusammengewürfelten Jugend- 
gruppe (darunter auch 6 Jugendliche aus dem Heim C) praktisch pädago- 
gische Arbeit leisten mußten. 


Unsere Schwierigkeiten ergaben sich: 

- einmal aus der spezifischen Problematik von Jugendgruppen aus 
Jugendlichen unterschiedlichster Herkunft (daraus leitete sich vor 
allem eine ständige Überforderung der Betreuer ab). 

- zum anderen aus einem hohen politischen Anspruch. Wir konnten die- 
sen Anspruch nur bedingt einlösen. Er führte zu Vorwürfen, die in 
der individuellen Schwäche des anderen zu suchen seien. 


3.4. Darstellung der neuen Konzeption 


Nach mehreren, in Abständen eingereichten Entwürfen, wurde die im 
August 1972 vom Heimleiter entwickelte Konzeption endlich im März 
1973 "abgesegnet". 

Die Vorstellungen des Heimleiters lehnen sich alle an die mit Jugend- 
Pensionen (hauptsächlich in Dänemark) gemachten Erfahrungen. Jugend- 
pensionen zielen auf die Gruppe der nicht mehr Schulpflichtigen. Es 
sollen die Jugendlichen erreicht werden, die aus irgendwelchen Grün- 
den das Elternhaus verlassen oder im Begriff sind, es zu verlassen. 
Die Verweildauer sollte zwischen einem und zwei Jahren betragen. 

Es hatte sich die Hoffnung, daß "die Jugendlichen eine Stabilisie- 
rungshilfe durch die direkte Nachbarschaft mit Menschen, die zielbe- 
wußt ihrem Beruf und ihrer Arbeit nachgehen , erfahren, im Heim C 
nicht erfüllt. Im Gegenteil, das starke "dissoziale Verhalten" der 
Jugendlichen forderte die übrigen Bewohner zu Disziplinierungsver- 
Suchen heraus. Ihre Disziplinierungserwartung ließ sie für die päda- 
gogische Arbeit kein Verständnis finden. Die unterschiedlichen Lebens- 
formen und Erwartungen, Sprach- und Altersunterschiede, Interessen- 
gegensätze erzeugten Verständigungsbarrieren. Die Notwendigkeit, Ju- 
gendliche "gemeinschafts- und gesellschaftsfähig" zu machen, blieb 
unerfüllte Forderung. So wurde die Entwicklung einer neuen Konzeption 
zur Notwendigkeit. 


Die neue Konzeption sieht die Aufnahme von 36 Jugendlichen vor, die 

In 3 Gruppen a 12 Jugendlichen gefaßt werden. Je Gruppe sollen 2 Be- 

treuer zur Verfügung stehen und zwar: 

= hc Gruppenerzieher mit Erfahrung in Gruppenpädagogik und -dyna- 

- Sowie ein Sozialarbeiter, der Kontakt zu allen Stellen der Bezugs- 
systeme, wie Ausbildungs- und Arbeitsstellen, Verwaltungsorganen, 
‚Gerichten, Eltern etc. hält. 

Mit der neuen Konzeption wird ein Umbau nötig. 

Es wird je Stockwerk 

- ein Gruppenraum, 

- eine Teeküche mit Kochgelegenheit, Spüle und Bügelecke eingerichtet. 
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- In den Waschraum werden 2 Duschkabinen installiert,(bisher befand 
sich der Duschraum für sämtliche Heimbewohner im Keller und wurde 
um 22 Uhr abgeschlossen). 

Im Keller wird: 

- ein Werkraum für Holz-, Metall- und Elektroarbeiten 

- eine Waschküche mit 2 Waschmaschinen eingerichtet. 


3.5. Weggang des Heimleiters 
3.5.1 Gründe des Weggangs 


Die vom Heimleiter entwickelte neue Konzeption wurde nach mehreren 
ähnlichen abgelehnten Entwürfen vom Jugendsozialwerk im März 1973 
endlich genehmigt. Im Juni 1973 wurde dem Heimleiter eine Versetzung 
innerhalb des Jugendsozialwerks nach Darmstadt zu den "Förderlehr- 
gängen zu Erlangung der Berufs- und Arbeitsreife" angeboten. Die 
Vermutung lag nahe, man wolle dadurch die Verwirklichung dieser Kon- 
zeption durch die Hintertür verhindern. Da im Rahmen unseres Projekts 
einige ihr Jahrespraktikum im Heim C machen wollen, berührte uns die- 
se Maßnahme direkt. Die daraufhin geführten intensiven Diskussionen 
mit dem Heimleiter ließen aber auch den Schluß zu, daß die HaS (Haupt- 
geschäftsstelle) keinen Zusammenhang bei der Entscheidung sah. Der 
Heimleiter ist seit längerer Zeit der HGS gegenüber zweigleisig ge- 
fahren. Er wollte einmal eine Veränderung der pädagogischen Arbeit 
im Heim im Sinne seiner Konzeption. Zum anderen war er einer Verset- 
zung zu den Förderlehrgängen nicht abgeneigt. Die Stelle des Leiters 
der Förderlehrgänge in Darmstadt war unerwartet frei geworden. Bei 
genauer Prüfung der Sachlage entschied sich der Heimleiter für sie. 
Mehrere Überlegungen gaben den Ausschlag: 
- Die neue Konzeption ist als Konzeption nicht abhängig von der Per- 
son des Heimleiters : 
- die Familie und auch er wollten eine Veränderung der Wohnsituation. 
(Die Familie wohnt seit mehreren Jahren im Heim - die Wohnung ist 
sehr hellhörig. Ständige Inanspruchnahme durch die Jugendlichen 


im Heim). 


3.5.2 Auswirkung auf die Jugendlichen 


Als diese erfuhren, daß der Heimleiter weggeht, reagierten die mei- 
sten spontan: "Da gehe ich auch." Die Wogen glätteten sich aber bald, 
lediglich ein Jugendlicher blieb konsequent und stellte einen Antrag 
auf vorzeitige Volljährigkeitserklärung. Dem Heimleiter gelang es, 
die entstandenen Emotionen aufzugreifen und sie zur Schaffung eines 
Heimrats zu motivieren, - um möglichen unerwünschten Veränderungen 
entgegen treten zu können. Vorher hieß es: "Was brauchen wir einen 
Heimrat, wir haben ja den Heimleiter". 

Erstaunlich war, wie schnell die Jugendlichen sich auf andere pädago- 
gische Kräfte einstellten; seit August 1973 wird das Heim kommissa- 
risch geleitet. Sie finden offensichtlich alle Leute "dufte", die 
nicht an ihrem relativ großen Freiraum rütteln. Welche Auswirkungen 
der Weggang des Heimleiters auf die Stabilität der Jugendlichen 
längerfristig hat, konnte noch nicht festgestellt werden. Zu vermuten 
ist, daß einige Jugendliche durch ihre permanenten Schwierigkeiten 
am Arbeitsplatz diesen verlieren werden. 
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4. BERICHT ÜBER DAS HEIM D 


4.1. Beschreibung des Heimes 


Das Jugendwohnheim liegt noch im Stadtkern von Frankfurt; Zentrum und 
öffentliche Verkehrsmittel sind in ca. 5 Minuten zu erreichen. 
Schwierigkeiten mit Nachbarn (vorrangig Wohnhäuser, Büros, Hotels und 
Geschäfte) gibt es kaum, außer ab und zu Beschwerden über Lärm. Gu- 
ter Kontakt besteht zu einem Haus mit Gastarbeitern. Die Jugendlichen 
haben eine Stammkneipe in der Nähe des Heimes, ansonsten suchen sie 
die im Stadtzentrum gelegenen Diskotheken auf. 


Das Heim wurde 1954 erbaut und diente hauptsächlich Ausländern, Jung- 
arbeitern und Lehrlingen als Unterkunft. Fürsorge-Einweisungen fan- 
den nur im geringen Maße statt, erst allmählich entwickelte sich D 

zu einem Jugendwohnheim mit Resozialisierungscharakter. Das Verhält- 
nis der Jugendlichen in Fürsorgeerziehung zu den Selbstzahlern ist 
heute in etwa 75 % : 25 %. 


Das Heim entstand aus der katholischen Jugendbewegung (BdkJ) und 
untersteht heute der Diözese Limburg. Vorsitzender des Heimes und 
Vertreter des Trägers ist der jeweilige Stadtjugendpfarrer. Träger- 
richtlinien oder Auflagen von Seiten des Trägers gibt es angeblich 
nicht. Das Heim ist eigenständig (eingetragener Verein), finanziert 
sich selber und ist der Diözese nur "formal" angeschlossen. 


Die Gesamtbelegung schwankt zwischen 50-60 Jugendlichen, die von zwei 
Sozialarbeitern, zwei Erziehern ohne pädagogische Ausbildung und 
einem Praktikanten betreut werden. Der Heimleiter, der schon seit > 
der Gründung im Heim ist, nimmt heute kaum noch pädagogische Funktio- 
nen wahr. Er hat vielmehr die Aufgabe, das Heim nach außen zu ver- 
treten und ist letzten Endes auch Verantwortlicher dem Träger gegen- 
über. Er wird aber Ende dieses Jahres pensioniert und sein Schwie- 
gersohn, der inzwischen schon als Erzieher im Heim tätig ist, über- 
nimmt die Stelle. 


Von seiner anfänglichen Funktion bestimmt, wurde das Heim mit 
4-Bett-Zimmern ausgestattet, von denen heute ein Teil in Wohnungen 
für Erzieher, Büros, Funktionsräume und 3-Bett-Zimmer umgebaut worden 
ist. Bauliche Veränderungen im größeren Rahmen, wie Gruppenwohnungen 
Sind aber bautechnisch nicht möglich und im Konzept auch gar nicht 
vorgesehen. Der Umbau in Funktionsräume hat, bedingt durch den Ein- 
tritt des Erziehungsleiters in das Heim und einer damit verbundenen 
neuen pädagogischen Konzeption, erst im letzten Jahr stattgefunden. 


Den Jugendlichen stehen folgende Gemeinschaftsräume zur Verfügung: 
Eßsaal (großer kahler Raum im Keller), Fernsehzimmer, Studierzimmer 
(soll den Jugendlichen Gelegenheit geben, in Ruhe Aufgaben o.ä. zu 
machen, er wird aber kaum benutzt. Kleiner kahler Raum mit 6 Tischen 
und Stühlen, klassenraumartig angeordnet), Bastel-/Werkraum (ist 
ganz geschlossen), Raum mitTischtennisplatte (es gibt oft Spiele 
Zwischen verschiedenen Heimen/Meisterschaften), der wichtigste Raum, 
bzw. das Kommunikationszentrum ist die Diskothek (Clubraum). Sie ist 
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Jeden Mittwoch, Freitag und Samstag geöffnet. Es halten sich relativ 
viel Jugendliche dort auf, sie treffen sich hier mit Mädchen oder 
ehemaligen Heiminsassen. 

Die Jugendlichen identifizieren sich stark mit diesem Raum, was ZU- 
rückzuführen ist auf die Tatsache, daß dieses der einzige Platz ist, 
der von den Jugendlichen selbst hergerichtet wurde und der von ihnen, 
wenn auch nur formal, mitverwaltet wird. Der Clubraumausschuss ist 
wohl das älteste Mitverwaltungsorgan des Heimes, die Arbeit bezieht 
sich auf Plattenauswahl, Getränkebesorgung und Sauberhalten. Der für 
die Diskothek zuständige Erzieher oder die Heimleitung bestimmen die 
Öffnungszeiten und führen die Aufsicht. Es ist also zumindest ein 
Erzieher, d.h. meistens sind mehrere Erzieher bei den Treffs dabei. 
Außerlich ist die Diskothek ein Abklatsch der öffentlichen Konsum- 
schuppen: Bar, Lightshow und laute Musik. 


Die Diskothek ist,wie oben schon beschrieben, der einzige Raum, der 
von den Jugendlichen selber gestaltet wurde und in dem sie sich auch 
gerne aufhalten. Von den anderen Gemeinschaftsräumen kann man zusammen- 
fassend sagen, daß sie für die Jugendlichen keine große Effektivität 
haben. Sie sind entweder gar nicht oder nur zeitlich beschränkt be- 
nutzbar (z.B. wurde der Werkraum ganz geschlossen, weil die Jugendli- 
chen beim Reparieren der Motorräder wiederholt 01 umgeschüttet haben 
und angeblich ab und zu Werkzeug entwendet wurde). Zu den anderen 
Räumen muß beim diensthabenden Erzieher erst der Schlüssel geholt 
werden. Zu der mangelhaften Ausstattung der Gemeinschaftsräume 

(der Fernseher ist oft kaputt) kommt die ungemütliche Einrichtung. 


Tagsüber ist der meist frequentierte Raum das Telefon- und Aufnahme- 
Büro. In dem kleinen Raum spielen sich alle wichtigen Geschehnisse 
des Tages ab, Posteingänge, Telefongespräche (die so immer in Anwe- 
senheit des Erziehers geführt werden müssen), Aushänge usw. Es ist 
wohl auch das einzige Zimmer, das durchgehend geöffnet ist. Die 
Jugendlichen hängen oft nach der Schule oder der Arbeit dort rum. 
Das Büro wird somit zum eigentlichen Zentrum des Heimes. Aber auf 
der anderen Seite sind die Jugendlichen auch hier oder gerade hier 
der Willkür des Erziehers ausgesetzt. Wenn er seine Ruhe haben oder 
mit jemand alleine sprechen will, müssen die anderen hinausgehen. 


Das Bedürfnis der Jugendlichen, zusammen zu sein, oder mit einem" 
Erzieher zu reden oder einfach am aktuellen Geschehen im Heim be- 
teiligt zu sein, tritt hier klar zutage. Eine andere Frage wäre 
allerdings, ob man diesem Kommunikationsbedürfnis mit einem anderen 
Raum genügen würde, der dann aber mit dieser Funktion "Kommunikation 
in Gang zu setzen" etikettiert wäre. Oder ob man die Situation, daß 
die Jugendlichen ins Büro '"schneien' und nach Post fragen oder sich 
"zufällig" darin aufhalten - von diesem Büro aus pädagogisch nutzt? 


Im Heim D wird das sicher nicht getan, die Jugendlichen werden ge- 
duldet oder mit Aussagen wie "ihr habt hier nichts zu suchen" hinaus 
geschickt. Für offizielle Gespräche, d.h. Verweise, Tadel, amtliche 
Informationen wird meistens das Büro des Heimleiters benutzt. 


Die Zimmer der Jugendlichen haben eine Größe von etwa 16-18 qm, 
hauptsächlich ausgestattet mit 2 Etagenbetten (2 Vier-Bett-Zimmer 
wurden zu Drei-Bett-Zimmern umgebaut 4 weitere sind geplant). 


m 


Das weitere Mobiliar besteht aus einem großen hohen Wandschrank 
(spindähnlich), einem Bettkasten, der gleichzeitig als Sitzbank 
verwendet wird, einem Tisch und 2 Stühlen. Die Möbel sind insgesamt 
alt und sehen dementsprechend unfreundlich und schmuddelig aus 
(dunkles Braun). Umstellen der Betten ist nicht gestattet (wegen der 
Putzfrauen) und es würde auch kaum eine sinnvolle Veränderung brin- 
gen. Schönheitsveränderungen sind inzwischen erlaubt, d.h. die Jugend- 
lichen dürfen Plakate aufhängen. 

Uns erschienen die Zimmer sehr unfreundlich, eng und bedrückend 
(schlechte Lichtverhältnisse), aber vielen Jugendlichen scheint die 
Einrichtung der Zimmer und das enge Aufeinanderhocken nichts auszu- 
machen, sie fügen sich in die vorgegebene Situation ein. Hinzu kommt, 
daß viele von ihnen zuhause wesentlich weniger Platz und Ruhe zur 
Verfügung hatten. Wir sind bei der Beurteilung der Zimmer natürlich 
von unseren Norm- und Wertvorstellungen ausgegangen, von unserem Be- 
dürfnis allein zu sein, etc. Wir fragten die Jugendlichen danach, 

ob sie nicht das Bedürfnis hätten, sich zurückzuziehen, alleine zu 
sein, in Ruhe ein Buch zu lesen o.ä. Die Frage wurde nur von wenigen 
verstanden, nämlich von denen, die ihre Lage bewußter erkennen, poli- 
tisch organisiert sind oder aktiv in Gruppen mitarbeiten. Sie haben 
viel mehr ein starkes Bedürfnis, aus dem Heim herauszukommen, ein 
eigenes Zimmer zu haben und sich aus dem stringenten Verbotsgefüge 
des Heimes zu lösen. 


4.2. Die Jugendlichen im Heim 


Das Durchschnittsalter der Jugendlichen liegt etwa zwischen 16 und 

18 Jahren. Viele Jugendliche waren schon als Kleinkinder im Heim 

oder haben zumindest längere Heimerfahrung. Tod des einen oder ande- 
ren Elternteils führte oft zur Einweisung, bzw. häufig zerrüttete 
Familienverhältnisse oder Kinderreichtum. Von einigen Jugendlichen 
wissen wir allerdings, daß sie von sich aus zum Jugendamt gegangen 
sind, da sie zuhause Schwierigkeiten hatten (Konflikt mit Stiefvater 
bzw. Stiefmutter) und sich ein Leben im Heim erträglicher vorstellten. 


Berufe der Jugendlichen: 

38 % Lehrlinge (häufig Elektroinstallateur, KFZ-Mechaniker) 
17 % Gesellen 

17 % Hilfsarbeiter 

2] % Schüler 

3,5 % Studenten (Technische Hochschulen) 

3,5 % Praktikanten (Krankenpfleger) 


Das von den Erziehern an erster Stelle genannte Erziehungsziel ist 
eine abgeschlossene Berufsausbildung bzw. kontinuierliches Arbeiten". 
Dieses Ziel wird aber über die Köpfe der Jugendlichen definiert, d.h. 
= wird nicht auf die Schwierigkeiten oder auf die richtige Berufs- 
"indung der Jugendlichen eingegangen, so daß es oft zu Berufswechseln 
kommt oder die Lehre nicht beendet wird. 


Die Erzieher klagen, daß sie Schwierigkeiten haben, die Jugendlichen 
unterzubringen, vor allem diejenigen, die schon einmal eine Lehre 

abgebrochen haben. Hieraus erklärt sich wahrscheinlich auch zum Teil 
das Verhalten der Erzieher gegenüber "Krankmachen" der Jugendlichen. 
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Wenn ein Jugendlicher nicht arbeiten geht oder der Erzieher durch 

den Anruf des Ausbilders erfährt, daß der Jugendliche nicht an seinem 
Arbeitsplatz war, wird er oft vom Erzieher gedeckt, es wird Krank- 
heit vorgeschoben o.ä.., um den Arbeitsplatz zu sichern. D.h., der 
Erzieher geht nicht auf die Unlustgefühle oder sich daraus ergebende 
andere Interessen des Jugendlichen ein, sondern er versucht, mög- 
lichst die Arbeitsstelle für den Jugendlichen zu erhalten. 


Vermittlung von kritischem Bewußtsein in bezug auf die Arbeitssitua- 
tion wird von den Erziehern nicht geleistet, da sie selber das Lei- 
Stungsprinzip verinnerlicht haben und so die Vermittlung dieser Nor- 
men und die Aufbereitung der Ware Arbeitskraft gesellschaftlich garan- 
tieren. Zudem drückt sich der pädagogische Erfolg eines Erziehers 

in der erfolgreichen Reintegration in den Arbeitsprozeß aus (siehe 
auch Kapitel 4.4.4 - Arbeitspflicht). 


Bei der Bestimmung der Beziehungen der Jugendlichen untereinander, 
wie auch zu den Erziehern, muß man davon ausgehen, daß eine Ursache 
für das aggressive und rivalisierende Verhalten der Jugendlichen der 
Konflikt im Verhältnis der Erzieher unter sich ist (siehe Kapitel 
4.3. - Erzieher im Heim). Manche Jugendliche gehen wegen ihrer zu- 
fälligen Gruppenzugehörigkeit und starker Identifikation mit ihrem 
Erzieher direkt auf Konfrontationskurs mit den anderen Jugendlichen 
oder Erziehern, indem sie bestimmte Erzieher direkt ablehnen. 


Die Rivalität und Konkurrenz wirkt sich z.B. so aus, daß auf die 
Schulbildung zurückgegriffen wird oder der eine Jugendliche mangels 
Bildung seine körperliche Überlegenheit dazu nutzt, einen von der 
Konstitution und auch vom Bildungsniveau her noch schwächeren Jugendli- 
chen anzugreifen. Sobald dieser nur ein Wort gegen ihn sagt, wird 
darauf zurückgegriffen, um sich sozial irgendwie von diesem abheben 

zu können. Auch wird die mehr oder weniger ständige Bereitschaft der 
Jugendlichen zu aggressivem Ausbruch teilweise von den Erziehern 
dazu benutzt, die Jugendlichen darin zu bestärken, aufeinander ein- 
zuschlagen, um sich selbst damit von Aversionen gegen bestimmte Ju- 


gendliche zu entlasten. 


4.3. Personal und Erzieher im Heim 

Im Heim D befindet sich folgendes Hauspersonal: 

in der Küche arbeiten 3 Frauen (Jugoslawinnen), in der Näh- und 
Waschstube ebenfalls. Pro Stockwerk: 1 Putzfrau 

] Hausmeister 

] Wirtschafterin 


Das pädagogische Personal: 

als Erzieher arbeiten: 

3 Sozialarbeiter 

Buchhalter F 

Student (Polytechnisches Studium in der DDR»Schlosserlehre). 
Heimleiter 

Praktikant 


ern | 


Die Hierarchie unter den Erziehern ist nach dem üblichen institutio- 
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nellen Muster aufgebaut: Heimleiter, Erziehungsleiter, zwei ausge- 
bildete Sozialarbeiter und zwei Erzieher ohne pädagogische Ausbil- 
dung. In der weiteren Reihenfolge dann der Praktikant und die Jugend- 
lichen. 


Unter den Erziehern bestehen zwei Fraktionen. Eine Gruppe hat sich 
mit dem Sozialarbeiter R und dem Praktikanten um den Erziehungslei- 
ter gebildet, die andere mit dem Sozialarbeiter M und den beiden 
unausgebildeten Erziehern um den Heimleiter. Der Erzieher M nimmt 
dabei tendenziell eine neutrale bis souveräne Position ein und ist 
eher geneigt, sich auf die Seite der Jugendlichen zu stellen. Die 
Spannung der Erzieher besteht aus der Sicht des Heimleiters u.a. 
darin, daß die Erzieher aus der Erziehungsleiter-Gruppe ihren Aus- 
bildungsstatus als Sozialarbeiter zu sehr herauskehren und die an- 
deren sich deswegen, was die pädagogische Qualifikation anbelangt, 
minderwertig fühlen. Deshalb scheint sich diese Fraktion als Rückhalt 
um die Autorität des Heimleiters, der auch kein examinierter Sozial- 
arbeiter ist, zu gruppieren. 

Die eigentliche Fraktionierung und der daraus entstehende Konflikt 
scheint aber mehr durch die starke Position des Erziehungsleiters 
entstanden zu sein. Der Erziehungsleiter kam ins Heim, als der Heim- 
leiter noch der einzige Erzieher war. Der Erziehungsleiter erarbeitete 
einen Entwurf zu einem pädagogischen Konzept, in dem Gruppenarbeit 
gefordert wurde und somit gleichzeitig dafür Gruppenerzieher. Er 
schuf sich in diesem Konzeptentwurf die übergeordnete Stelle eines 
Erziehungsleiters und ist von daher wohl schon die dominierende Per- 
son im Heim. 


Motivationsgründe für den Erzieherberuf fielen uns bei den Erziehern 
M, P und EL am stärksten auf. Die eigene Sozialisation zwingt diese 
Erzieher, im Bereich ihrer Bezugspersonen zu bleiben. M ist seit 
seinem 4. Lebensjahr im Heim, der EL seit seinem Schulabschluß und 

P wohnte schon als Lehrling im Heim D. 


4.4. Theorie und Praxis im Heim 
%.4.1 Konzept des Erziehungsleiters 


Ein Erziehungskonzept als Grundlage für die pädagogische Arbeit mit 
definiertem Erziehungsziel hat es im Heim D bisher noch nicht gege- 
ben, weder vom Träger noch von der Heimleitung. Auf unsere Frage 

danach wurde auf das Jugendwohlfahrtsgesetz verwiesen, bzw. auf die 
Richtlinien für Heime im Lande Hessen". 


Erst der Erziehungsleiter hat ein Papier entwickelt, das zur Diskus- 
Sionsgrundlage dienen sollte. Diese Konzeption wurde auf einer Erzie- 
herkonferenz diskutiert, korrigiert und mit dem Träger bzw. Stadt- 
Jugendpfarrer abgestimmt. Die Erstellung eines Konzepts sollte eigent- 
lich ein 'Wettbewerb' unter den Erziehern sein. Der Erzieher mit dem 
besten pädagogischen Konzept sollte Erziehungsleiter werden. Dazu 
St es jedoch nie gekommen, das einzige Konzept das vorlag, war das 
Papier des Erziehungsleiters. Auf unsere Fragen bei den anderen Er- 
ziehern hinsichtlich ihres Konzeptes wichen sie aus. Die Position des 
Erziehungsleiters war wohl von Anfang an zu stark, als daß sich 
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Jemand fähig gefühlt hätte, dagegen anzutreten. 


Die pädagogische Arbeit, die eigentlich Schwerpunkt dieser Diskus- 
sionsgrundlage sein sollte, geht in der gesamten, 10 Seiten langen 
Ausführung fast völlig zugunsten der formal-organisatorischen Seite 
unter. Eine ausführliche Beschreibung der Erziehungsleiter-Funktion, 
Aufgaben des Heimleiters und der Erzieher etc., dieses obwohl der 
Erziehungsleiter hier betonte, daß es wegen der "Grundsatzentschei- 
dung" (Heim mit Resozialisierungscharakter) nicht in die "Beliebig- 
keit der jeweiligen Mitarbeiter fallen kann, wie die pädagogische Ar- 
beit auszusehen hat, d.h. nicht wie die Arbeit an sich getan wird, 
sondern wie der Hintergrund aussieht, vor dem die Mitarbeiter tätig 
werden." 


Als pädagogisches Element beinhaltet das Konzept die Gruppenarbeit. 
Der Erziehungsleiter fordert die Gruppenaufteilung, weil "einige 
Jungen von den Erziehern nicht gesehen werden, d.h. daß sich die 
pädagogische Arbeit der einzelnen Erzieher nicht überschneidet, also 
auf eine bestimmte Art von Jungen konzentriert,die uns immer wieder 
auffallen und die anderen erst dann in unser Blickfeld geraten, wenn 
irgendein Zufall auf uns zukommt. Die Gefahr besteht allerdings, daß 
es zu einem Auseinanderfallen des Teams durch verschiedene Methoden 
kommen kann, wenn nicht in diesem Konzept auch Arbeiten für die 
Gesamtheit der Jungen dem einzelnen Erzieher übertragen werden, z.B. 
Arbeitsamt, Nachhilfe etc..." 

Der hier verwendete Begriff "Team-Arbeit", den wir in der Praxis nie 
beobachten konnten, soll offenbar nach außen den Eindruck einer Ge- 
meinschaft mit gleichwertiger Funktion aller Mitarbeiter und harmo- 
nische Übereinstimmung vermitteln. Das Gegenteil ist aber der Fall, 
wir konnten unter den Erziehern nur Konkurrenz, Aggressivität und in 
kaum einem Fall Zusammenarbeit feststellen. 


Von den Jugendlichen selber spricht der Erziehungsleiter kaum: was 

für sie die Gruppeneinteilung bedeutet oder was praktische Erziehungs- 
arbeit im Interesse der Jugendlichen ist. Man sieht hier ganz deut- 
lich, daß Gruppenarbeit nicht als reflektierter pädagogischer Begriff 
im Sinne der Jugendlichen verwandt wird, sondern nur den Erziehern 

aus arbeitsübersichtlichen Gründen dienen soll. 


Ein weiteres Element ist die Hierarchisierung. Gruppenerzieher brau- 
chen eine übergeordnete Person, die alles leitet und den Überblick 
behält, einen Erziehungsleiter. Somit ist seine Position festgelegt 
und zuguterletzt ist Gruppenarbeit ja auch ein progressiver Begriff, 
der durchgeführt, denjenigen zum progressiven Schrittmacher stempelt. 


Auch wenn das Papier des Erziehungsleiters nur eine Diskussionsgrund- 
lage sein sollte, war uns daraus nicht ersichtlich, welche Inhalte 
diskutiert werden sollten. Im Grunde scheint das Papier einzig und 
allein zur Bestimmung der Erziehungsleiter-Position gedacht zu sein, 
die im Papier auch ausführlich beschrieben ist: "Der Erziehungslei- 
ter ist ihm (d. Heimleiter) verantwortlich, aber nach Erteilung 

eines Auftrages freizügig und mit Selbstentscheidungskompetenzen nach 
innen ausgestattet"..." er übernimmt die Vertretung des Heimleiters, 
dem die wirtschaftliche Leitung, Vertretung des Hauses nach außen, 
sowie Post- und Geldangelegenheiten obliegen." Nach dem Konzept ist 
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"die Heimleitung nicht teilbar", damit wird klar die Repräsentanten- 
rolle des Heimleiters und die eigene dominierende Funktion des Er- 
ziehungslei:>"< abgesteckt. Weiterhin soll der Erziehungsleiter die 
Erziehungsberic'.te anfertigen und im Team mit den Erziehern Aufnahme- 
gespräche fünrer Tatsächlich sieht es aber so aus, daß alle Erzieher 
über den betreffenden Jugendlichen ihre Meinung abgeben und der Grup- 
penerzieher den Schlußbericht für das Jugendamt anfertigt. Aufnahme- 
gespräche z.B. mit der. Eitern oder mit den Jugendlichen selbst haben 
wir nicht erlebt. Vielmehr wurde das oft telefonisch mit der Sozial- 
Station oder dem Jugendamt abgehandelt. 

(Alle Zitate aus der Diskussionsgrundlage des Erziehungsleiters des 
Heimes D) 


4.4.2 Die Heimordnung 


Die Heimordnung wird vom Erziehungsleiter als ein regulatives Element 
in der Heimerziehung bestimmt: "Die Arbeit der Erzieher ist aber 
begrenzt durch die Hausordnung und die Erzieherkonferenz."(aus der 
Diskussionsgrundlage des Erziehungsleiters) Zu seinem neuen pädago- 
gischen Konzept wollte er eine neue Heimordnung erstellen, auf die 
Sich die o.g. Formulierung wohl bezieht. Bisher ist aber weder das 
eine noch das andere erarbeitet worden, daher bleibt die alte Heim- 
Ordnung, die noch aus den Gründerjahren des Heimes stammt und von 
der Erzieher und Heimleiter sagen, daß sie veraltet wäre, heute noch 
juristisch gültig. Wir haben in der Praxis auch feststellen können‘, 
daß in Konfliktfragen auf die alte Heimordnung zurückgegriffen wird, 
z.B. ist bei Kündigung der Selbstzahler eine Frist von 14 Tagen fest- 
gelegt. Ein Jugendlicher kündigte aber innerhalb von 3 Tagen,und er 
wurde darauf hingewiesen, daß er mit seiner Unterschrift auf der 
Karteikarte den Erhalt dieser Heimordnung bestätigt habe und somit 
zur Einhaltung der darin angegebenen Fristen verpflichtet wäre. Tat- 
Seen ist, daß kaum ein Jugendlicher die Heimordnung jemals in Händen 
atte. 


Die in der alten Heimordnung festgelegten rigiden Ausgangszeiten, 
Pflicht zur Teilnahme an den religiösen Veranstaltungen, 22 Uhr Licht 
löschen usw. werden heute natürlich nicht mehr eingehalten, wir konn- 
I folgende Punkte feststellen, auf die heute noch geachtet 

3 Mädchenbesuch auf dem Zimmer ist verboten." 

Es ist selbstverständlich, daß jeder Hausbewohner regelmäßig und 
pünktlich zur Arbeit und zur Berufsschule geht und dort seinen 
Berufspflichten nachkommt." 

Zeitschriften, die jugendgefährdend sind, werden nicht angenommen." 
(In der Tat liegen denn auch nur das Handelsblatt, die FAZ, eine 
katholische Zeitung usw. aus, also alles Blätter, die die Jugend- 
lichen nicht im geringsten interessieren bzw. zum Lesen motivieren 
könnten, da sie überhaupt nicht auf deren Interesse und Probleme 
eingehen. ) 

Wenn sich jeder Hausbewohner so benimmt wie daheim, wird es sicher 
keine Schwierigkeiten geben." (Es wird hier an die kleinbürgerliche 
Familienidylle appelliert, die die Jugendlichen kaum erfahren haben 
= sonst wären sie sicher nicht im Heim.) 
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4.4.3 Mädchenbesuch und Sexualität 


Die Forderung der Heimleitung, Mädchen dürfen nicht mit auf die 
Zimmer, erklärt sich formal aus der Tatsache, daß die Zimmer mit 4 
bzw. 3 Jugendlichen belegt sind. Nach Aussagen der Erzieher würde 
Mädchenbesuch zu Neid, Konkurrenz und aggressivem Verhalten führen. 
Das mag formal sicher als Erklärung für die Erzieher genügen: 
tatsächlich ist aber die gesamte Sexualität im Heim D tabuisiert. 


Über sexuelle Probleme wird nicht gesprochen. Wenn einer der Jugend- 
lichen beim Onanieren erwischt wird, bezeichnet ihn der Erzieher als 
'Schwein' o.ä. Oder Sexualität wird in andere Richtung hin diskrimi- 
niert, z.B. kam ein Jugendlicher zum Erzieher und klagte über Schmer- 
zen am Geschlechtsteil, der Erzieher benachrichtigte daraufhin das 
Gesundheitsamt und ließ den Jugendlichen auf Geschlechtskrankheiten 
untersuchen (nach Aussage des Jugendlichen G). 


Es ist im Heim D bekannt, daß die Jugendlichen homosexuelle Kontakte 
innerhalb und außerhalb des Heimes haben und sich damit auch ihr 
Taschengeld aufbessern, "den Arsch versilbern lassen", d.h. dies ist 
für die Jugendlichen die einzig 'legale' Methode, ihre ökonomische 
Situation zu verbessern. Auf diese Problematik gehen die Erzieher 
aber nicht ein. Das ist natürlich auch bezeichnend für das Verhältnis 
der Erzieher zur Sexualität und zwischenmenschlichen Beziehungen 
überhaupt. Uns schienen die Kontakte der Erzieher außerhalb des Hei- 
mes sehr eingegrenzt zu sein. 


Sie verbringen den größten Teil ihrer Freizeit im Heim (und wohnen 
zudem dort, was Beobachtung und Kontrolle bedeutet) und beziehen 

sich dadurch meist auf die Jugendlichen. Z.B. hat der Erzieher 0 
gekündigt und hält sich immer noch sehr häufig im Heim und in der 
Diskothek auf, obwohl er auf Heim und Jugendliche schimpft und nichts 
mehr damit zu tun haben wollte. 


Von den Jugendlichen haben nur wenige engere Beziehungen zu Mädchen. 
Zu den Mädchen, die in die Diskothek kommen, scheinen auch keine 
intensiveren Verhältnisse zu bestehen. Die Beziehungen zu ihnen sind 
meist bestimmt durch Grobheiten, Albereien und teilweise auch Schmu- 
sereien. 

Ein Jugendlicher erzählte uns, daß die meisten noch nicht mit einem 
Mädchen geschlafen haben und ihre sexuellen Bedürfnisse entweder sel- 
ber oder in gleichgeschlechtlichen Beziehungen befriedigen. (Es sind 
z.B. auch nur männliche Bezugspersonen im Heim). 

Die wenigen, die sexuelle Erfahrungen mit Mädchen gemacht haben, 
stehen natürlich immer dem Problem des 'WO' gegenüber, d.h. daß Gele- 
genheiten abgepasst werden müssen, heimlich und mit Schuldgefühlen 


laufen die Treffen mit den Mädchen ab. 


4.4.4 Arbeitspflicht 


Wie schon im Kapitel 4.2. 'Die Jugendlichen im Heim’ ausgeführt, ist 
die eigentliche Hauptaufgabe des Erziehers, den Jugendlichen regel- 
mäßig zur Arbeit anzuhalten bzw. aufzupassen, daß er pünktlich und 
regelmäßig am Arbeitsplatz erscheint. 

Die Methoden,dies zu kontrollieren, sind verschieden. Der Erzieher O0 
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z.B. macht regelmäßig seinen 'Rundgang' an den üblichen Aufenthalts- 
plätzen, er weiß wo die Jugendlichen sich "rumtreiben", wenn sie nicht 
zur Arbeit gehen. Mit diesem 'Erwischen' setzt er sie dann unter 
Druck. Ein Mittel ist die Einweisung in ein geschlossenes Heim. Der 
Erzieher 0 sagte uns einmal über einen Jugendlichen, dessen Verlegung 
er beantragt hatte: "Wenn einer es nicht schafft, vom Heim zur Ar- 
beitsstelle zu gehen und unterwegs hängenbleibt, muß er eben dorthin, 
wo er keinen Weg zum Arbeitsplatz zurückzulegen hat - also in ein 
geschlossenes Heim mit angegliederten Werkstätten." 


4.4.5 Arbeitsbereich der Erzieher 


Die Jugendlichen sind in vier Gruppen aufgeteilt. Jeder Erzieher hat 
also eine Gruppe von ca. 10-15 Jugendlichen zu betreuen. 

Der Erziehungsleiter hat keine eigene Gruppe, er ist den Erziehern 
als Koordinator und Organisator übergeordnet. 


Da es keine Gruppenwohnungen gibt, und die Jugendlichen zu viert bzw. 
zu dritt in einem Zimmer wohnen, ist schon formal eine Gruppenzuge- 
hörigkeit schlecht zu erkennen. Man kann das Wort Gruppe hier nur 
zahlenmäßig definieren, d.h. der Erzieher weiß, daß er die und die 
Jugendlichen zu betreuen hat und der Jugendliche weiß, daß dieser 
Erzieher für ihn zuständig ist. Gruppenversammlungen oder Veranstal- 
tungen, die einen Gruppenzusammenhalt darstellen, gibt es nicht. 


Die Selbstzahler sind nicht in das Gruppensystem integriert, haben 
keine Rechte im Heimausschuss und sind 'pädagogisch' sich selbst 
überlassen. An die Heimordnung und Hausregelungen müssen sie sich 
natürlich auch halten. 


Der Heimleiter hält eine strenge Gruppenaufteilung in einem Jugend- 
wohnheim nicht für notwendig. Vielmehr meint er, daß die Jugend- 
lichen verschiedene Bezugspersonen haben können, z.B. außerhalb des 
Heimes: Lehrer, Meister oder ältere Jugendliche. 


Die Arbeit der Erzieher besteht hauptsächlich darin, mit dem Arbeits- 
amt zu verhandeln, Kontakte zur Lehrstelle zu pflegen, Erziehungsbe- 
richte für das Jugendamt anzufertigen und ähnliche bürokratische Ar- 
beiten, wie sie bei Einweisungen, Entlassungen oder Verlegungen ent- 
Stehen. Zudem die wöchentliche Taschengeldausgabe an die jeweiligen 
Jugendlichen. 

Der Erzieher ist mit diesen bürokratischen Arbeiten so ausgelastet, 
daß kaum noch Zeit für die einzelnen Jugendlichen bleibt. 


4.5. Konflikt um die Heimmitverwaltung 

Außer der bisher einmal monatlich stattfindenden Heimversammlung wird 
laut Aussage des Heimleiters die Heimmitverwaltung in D schon seit 
Bestehen praktiziert. Der Heimleiter versteht darunter allerdings, 
daß die Jugendlichen mit ihren Problemen und Wünschen zu ihm kommen. 
Der Clubraumausschuß sei ebenfalls ein wichtiges Organ der Heimmit- 
verwaltung und bestehe bereits seit 6 Jahren. 


Die vom Hessischen Sozialminister bereits im Juni 72 vorgelegten 
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"ürundrechte und Heimerziehung" waren den Jugendlichen bislang 
nicht bekannt. 


Erst mit der Kündigung des Erziehungsleiters, der sich der Erzieher 
R anschloss, offensichtlich als Reaktion auf die Ablehnung des von 
dem Erziehungsleiter geforderten Psychologen, kam die Diskussion um 
die "Grundrechte" und einem Heimausschuß zustande. Dieser Psychologe 
sei von der Heimleitung und dem Stadtjugendpfarrer mit der Begrün- 
dung: "zu jung und zu wenig Heimerfahrung" abgelehnt worden. Aller- 
dings schilderte der Heimleiter die Ablehnung so: daß er und der 
Stadtjugendpfarrer nur Auskunft über dessen Herkunft, Heimerfahrung 
und praktische Tätigkeit haben wollten, ihn also nicht grundsätzlich 
abgelehnt hätten, vielmehr wollte man aus ökonomischen Gründen einen 
Psychologen für 2 Heime einstellen. 


Jedenfalls fühlte sich der Erziehungsleiter von der Heimleitung und 
dem Stadtjugendpfarrer in den Rücken gefallen, da der Stadtjugend- 
pfarrer angeblich anfangs sein Konzept unterstützt hätte, und ihm 
Jetzt in der Diskussion vorwarf, daß "sein Konzept nur seiner eigenen 
Profilierung dienen würde" und daß er "größenwahnsinnig und viel zu 
emotional" wäre. 


Nach der ausgesprochenen Kündigung (und schriftlich fixierten - man 
muß dazu sagen, daß der Erziehungsleiter schon einmal die Kündigung 

als Druckmittel für sein Gruppenprinzip, bzw. für seine Konzeption 
benutzte) der beiden Erzieher sah es um ausgebildetes Personal schlecht 
im Heim D aus. Der einzig pädagogisch ausgebildete Erzieher war nun- 
mehr M, der angeblich wegen seines Alkoholkonsums auch nicht voll 
einsetzbar ist. 


Diese neue Situation führte unter einigen Jugendlichen, dem Praktikan- 
ten und uns eine Diskussion herbei, in der nicht nur der personelle 
Mißstand, sondern das Fehlen eines Heimausschusses und verschiedene 
finanzielle Mängel beklagt wurden. Der Jugendliche W, politisch bei 
den Jusos organisiert, kannte die "Grundrechte" schon und hatte die 
Diskussion darüber mit Rücksicht auf den Erziehungsleiter bisher 
zurückgehalten. Die Information und Diskussion darüber sollte nach 
Aussage des Erziehungsleiters im Frühjahr mit einer neuen Heimordnung 


stattfinden. 


Es wurden verschiedene Aktivitäten seitens der Jugendlichen im Heim 
erwogen, aber was vorrangig geschehen sollte, war die Wahl eines 
Heimausschusses, damit die Jugendlichen von daher ein gewisses Veto- 
recht hätten. Als der Erziehungsleiter von dieser Diskussion erfuhr, 
war er sehr verunsichert und hatte Angst, daß aufkommende Unruhe 
auf ihn zurückgeführt werden könnte und er daraufhin Schwierigkeiten 


bei seiner neuen Arbeitsstelle bekommen würde. 


An solchen Aussagen des Erziehungsleiters manifestiert sich ganz 
deutlich sein Verhältnis zu den Jugendlichen. Solange er sich einen 
progressiven Anstrich durch die Arbeit mit ihnen geben konnte, war er 
bereit, in gewisser Weise auf sie einzugehen. Wenn es aber um ihre 
Rechte ging, und es ihm Schaden bringen könnte, arbeitete er gegen sie. 
Hinzu kommt, daß der Heimleiter zu dieser Zeit in Urlaub war,und der 
Erziehungsleiter sich von daher mitverantwortlich fühlte, Ruhe im 
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Heim zu halten. 

Nichtsdestoweniger veranstalteten die politisch aktivsten Jugendlichen 
ein Treffen, in dem die "Grundrechte" den Heimjugendlichen vorgestellt 
und diskutiert werden sollten. i 


Die meisten Jugendlichen waren aber über die Durchsetzung ihrer Rech- 
te ziemlich mißtrauisch und skeptisch, sie betrachteten das Schreiben 
des Sozialministers mehr als Formalität. In der Diskussion äußerten 
sich zunächst nur wenige Jugendliche, der Mehrzahl war es fast egal, 
da bisher immer über sie verfügt wurde und sie nicht selbständig 
denken, geschweige denn handeln durften. Sie überließen die Durch- 
setzung lieber den Aktiven, solidarisierten sich mehr oder weniger 
passiv. An dem Punkt aber, wo es um ihre Identifikation mit den Er- 
ziehern bzw. ihrem Erzieher ging, setzte auch ihr Interesse ein, z.B. 
an Erzieher zu verteidigen, die von Jugendlichen angegriffen 
wurden. 


So verlief auch der weitere Konflikt. Die Jugendlichen spalteten 
sich in zwei Lager um die jeweiligen Erzieher. Die Erzieher N und 0 
waren gegen diese Form der Mitbestimmung und M verhielt sich mehr 
liberal, er wehrte sich hauptsächlich gegen eine Wahl des Heimaus- 
schusses in Abwesenheit des Heimleiters. 


Statt sich in der Erzieherschaft auseinanderzusetzen, wurden die Ju- 
gendlichen als Mittel zum Zweck benutzt und der stets schwelende Kkon- 
flikt unter den Erziehern auf ihrem Rücken ausgetragen. Uns schien 

es auch fast, als ob der Erziehungsleiter von dem Jugendlichen W 
abhängig wäre. W hat Kontakte zur Partei (Jusos), Verbindungen zur 
Öffentlichkeit und steht mit dem Jugendamtsleiter im 'Duz'-Verhältnis. 
So war die Angst des Erziehungsleiters sicher auf diese Faktoren ge- 
richtet,und er äußerte sich auch uns gegenüber, daß ein Junge wie W 
einiges auf die Beine stellen könnte und er sich ihm nicht gewachsen 
fühlte. Der Eintritt des Erziehungsleiters in die SPD-Jusos steht 
wohl auch in engem Zusammenhang mit seiner weiteren Berufsperspektive 
und Absicherung bestimmter Privilegien. 


Als es dann konkret um die Wahl des Heimausschusses ging, bei der 
auch der Jugendamtsleiter anwesend war, stellte sich heraus, daß 
dieser ebenfalls nicht auf der Seite der Jugendlichen stand, sondern 
nur kam, um eine Ausweitung des Konflikts in die Öffentlichkeit und 
evtl. daraus resultierende Aktionen zu verhindern. 


Da die Wahl des Heimausschusses in Abwesenheit des Heimleiters statt- 
fand und sich der Stadtjugendpfarrer ebenfalls dagegen ausgesprochen 
hatte, bat der Jugendliche W den Jugendamtsleiter um Beistand, den 
der Jugendamtsleiter mit seiner Anwesenheit wohl auch ausdrückte. 


Als der Heimleiter wieder zurück war, wurde eine neue Versammlung 
einberufen, in der festgestellt werden sollte, ob der neugewählte 
Heimausschuss rechtmäßig bestünde. Hier wurde die oben beschriebene 
Schlichterfunktion des Jugendamtsleiters ganz deutlich. Obwohl der 
Jugendamtsleiter durch seine Anwesenheit bei der Wahl seine Zustim- 
mung dokumentierte, hüllte er sich bei dem Antrag des Heimleiters 
Der gewählte Heimausschuss ist nicht rechtmäßig und demokratisch 
gewählt und muß in einer neuen Wahl bestätigt bzw. neu bestimmt 
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RR in Schweigen. 
Die on ara ee die Jugendlichen, wie Erzieher in zwei Lager: 
die © nr ie die Wahl als gültig betrachteten und die anderen, 

e’n arm Wahl für richtig hielten. Von der Solidarität unter 
den Juan a die noch in der Anfangsphase, also der Diskussion 
um aie Zu rechte" bestand, war nichts mehr zu spüren. Die Jugend- 
Tichel2 1e € gegen den gewählten Heimausschuss waren, Sprachen den 
Mi ige = die Qualität als Vertreter der Jugendlichen im Heimaus- 
schuß 20-53 wurde ihnen vorgeworfen, sie seien keine Vorbilder und 


gingen nicht regelmäßig zur Arbeit etc. 


durch die Wahl des Heimausschusses in Abwesenheit des Heimleiters 
unten Sich besonders er und der Stadtjugendpfarrer in ihren Kompe- 
tenzen Ubergangen und wollten mit Aufhebung des Heimausschusses des- 
sen Ben und den Jugendlichen jegliche Selbständigkeit abspre- 
chen- Am ehti ich Hate man von Seiten der Heimleitung besonders 
Angst? ‚die von einigen Jugendlichen stark ausgehende Intention, 
die ökonomische Seite des Heimes näher zu untersuchen, einige unlieb- 
same Tatsachen zum Vorschein bringen könnte. 


Letztlich Steckt aber für unsere Begriffe die Angst vor einem unbe- 
quemen ontrol lorgan dahinter. Außerdem könnten den Jugendlichen da- 
: die Widersprüche zwischen den objektiven Heimverhältnissen und 
ihren Subjektiven Bedürfnissen bewußt werden. Die potentielle, aus 
dieser Erkenntnis resultierende Sensibilisierung könnte sich in poli- 
tischen Handeln umsetzen und nicht absehbare Konsequenzen mit sich 
bring@:, er 

niießlich einigte man sich dahingehend, daß der in Abwesenheit des 
Heimleiters gewählte Heimausschuss für 3 Monate kommissarisch im Amt 
bleibt- In dieser Zeit hat er einen Arbeitsplan zu erstellen und 
sollte nach 3 Monaten neu gewählt oder in seinem Amt bestätigt werden. 


Zwei Monate später wurde ein neuer Heimausschuss gewählt. Die Wahl 
schien So verfrüht notwendig zu sein, da die meisten Mitglieder des 
alten Heimausschusses aus dem Heim ausgezogen waren. 

Die neue Wahl des Heimausschusses erfolgte nach dem Gruppensprecher- 
Prinzip, d.h. es wurde aus jeder Gruppe ein Delegierter gewählt, der 
dann gleichzeitig im Heimausschuss vertreten ist. Auf Vorschlag des 
Erziehers N sollten auch aus der Erzieherschaft zwei Vertrauenserzie- 
her in den Heimausschuss gewählt werden. (Dies ist der letzte Stand 
unserer Information, ob jetzt wirklich Erzieher im Heimausschuss ver- 
treten sind, wissen wir nicht.) 
Jedenfalls erscheint uns die ganze Wahl des Heimausschusses eine 

Farce zu sein. Die Mitbestimmung der Jugendlichen, institutionalisiert 
im Heimausschuss ("Grundrechte") bezog sich von vornherein fast nur 
auf rein formale Entscheidungen. 


Es ist natürlich eine Frage, inwieweit der erste Heimausschuss, ver- 
treten durch politisch aktive Jugendliche, inhaltliche Forderungen 
stellte und politische Elemente mithinein brachte, so daß die Erzie- 
her sich z.B. durch ihr gefordertes Vetorecht absichern wollten. Aller- 
dings kann man annehmen, daß sie den Jugendlichen diese wenigen demo- 
kratischen Grundrechte, die ihnen durch den Erlaß zugesichert wurden 
nicht zugestehen wollten. i 
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Ebenso das Verfahren Gruppensprecher einzusetzen. Hier wird die 
hierarchische Struktur des Heimes gestärkt, wobei die gewählten 
Sprecher dann die Funktion von Hilfserziehern ausüben, Privilegien 
haben und sich vor den Erziehern qualifizieren können (z.B. im Zu- 
tragen von Informationen). 


Diese Mittel wurden offen eingesetzt, nachdem der Erziehungsleiter 
nicht mehr im Heim ist. Unter diesen Aspekten mußte man die liberale 
und scheinreformerische Arbeit des Erziehungsleiters auch sehen, daß 
er es sich durch seinen eigenen progressiven Anstrich nicht leisten 
konnte, so offen repressiv vorzugehen, d.h. daß er zumindestens 
formal den Jugendlichen Rechte zustand, die jetzt aber offen abgebaut 
werden. 


4.6. Unsere Arbeitsbedingungen 
und Schwierigkeiten im Heim 


Bei unserem Einführungsgespräch hatten wir eine denkbar schlechte 
Ausgangsposition. Der Erziehungsleiter, den wir baten, mit den Jugend- 
lichen einen Termin für diese Diskussion auszumachen, informierte die 
Jugendlichen nicht, sondern bat uns zur Heimvollversammlung zu kommen. 
Unsere "Diskussion" lief dann unter dem letzten Punkt "Verschiedenes". 
Wir kamen kaum dazu, unsere Arbeit zu erklären, der Erziehungsleiter 
würgte die Diskussion ziemlich schnell ab und ließ abstimmen, ob wir 
kommen dürfen oder nicht. Das war natürlich eine rein formale Sache, 
die Jugendlichen waren nicht richtig informiert und der Erziehungs- 
leiter stellte uns noch nicht einmal namentlich vor. 


In anderen Gesprächen mußten wir dem Erziehungsleiter immer wieder 
versichern, daß wir nur beobachten, respektive empirische und sozio- 
logische Daten sammeln wollen und nicht vorhaben, eine 'Revolution' - 
oder ‘Unruhe im Heim zu entfachen. 


So sah denn auch unsere Arbeit im Heim aus. Wir waren uns selber über- 
lassen und fanden uns einmal in der Woche zum Clubraumabend ein, 

an dem wir versuchten, von uns aus an die Jugendlichen "heranzukommen". 
Wir wurden keinem Erzieher zugeteilt oder einer Gruppe von Jugendli- 
chen, sondern mußten versuchen, selber Kontakte zu den Jugendlichen 
bzw. Erziehern herzustellen. 


In der Anfangszeit war diese Art der Kontaktaufnahme, die über 
Flippern und Kickern' in der Diskothek lief, noch ergiebig, aber 
dann merkten wir, daß wir Schwierigkeiten hatten, intensivere Bezie- 
hungen zu den Jugendlichen zu knüpfen. Nur bei wenigen gelang uns, etwas 
mehr über ihre Heimerfahrung, Eltern und Schwierigkeiten zu erfahren. 
Die Jugendlichen waren meist mißtrauisch uns gegenüber und eine Ur- 
sache dafür war sicher unser opportnistisches Verhalten. Durch das 
eindringliche Reden und Festnageln auf die Beobachterrolle durch den 
Erziehungsleiter und evtl. Konsequenzen (Rausschmiß) bei mehr Aktivi- 
täten, zwängte unsdieser in eine ambivalente Rolle. Wir konnten den 
Jugend] ichen gegenüber nie eine klare Position einnehmen, so daß ihre 
Bereitschaft, uns etwas anzuvertrauen, natürlich nicht sehr groß war. 
Sie betrachteten uns oft als Spitzel der Bürokratie oder als Informa- 
tionsträger zur Heimleitung. 
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Bei den Erziehern war es ähnlich. Da das Verhältnis zwischen ihnen 
geprägt ist von Intrigen, Konkurrenz und Rivalität, war eine Zusam- 
menarbeit so gut wie nicht herzustellen. Einer äußerte sich diesbe- 
züglich auch, "daß er sich nicht von uns in die Arbeit schauen lassen 
wollte". Allerdings muß man hinzufügen, daß wir auch verunsichert 
waren und nicht auf die Erzieher zugegangen sind und versucht haben, 
ihnen unsere Arbeit zu erklären. Da sie uns von daher nicht ein- 
schätzen konnten, und von vornherein eine Aversion gegen Studenten 
und Theorie bestand, war ihr Verhältnis zu uns eher gespannt, zurück- 
haltend und abwartend. Unruhen im Heim wurden sofort auf uns zurück- 
geführt. 


5. VERGLEICHENDE ZUSAMMENFASSUNG 
DER HEIMUNTERSUCHUNGSBERICHTE ANHAND BESTIMMTER ASPEKTE 


Vorbemerkung 


In diesem Abschnitt beabsichtigen wir nicht eine Vergleichsanalyse 
der von uns untersuchten Heime zu leisten, um dann vielleicht fest- 
zustellen, dieses Heim ist weniger restriktiv als das andere. 

Es geht uns darum, durch eine 'vergleichende Zusammenfassung' bezogen 
auf einzelne Schwerpunkte (Teamarbeit, Gruppenstruktur, Heimmitver- 
waltung etc.) Tendenzen der öffentlichen Erziehung herauszuarbeiten. 
D.h. zu untersuchen, inwieweit die zu Beginn des Projektes formulier- 
te Einschätzung des Heimerziehungsprinzips, daß das Disziplinarsystem 
mit Strafcharakter durchbrochen wird von sozialintegrativen Tendenzen, 
sich in der Praxis der von uns untersuchten Heime wiederfindet. 

In der Examensarbeit sind wir zuvor noch auf die historische Entwick- 
lung der Heimerziehung und ihrer rechtlichen Grundlagen eingegangen. 
Diese Kapitel lassen wir hier weg und verweisen auf das im Suhrkamp- 
Verlag erschienene Buch "Gefesselte Jugend". 


5.1. Standort 


Es gilt als ein wesentliches Element des Disziplinarsystems, wenn 
Erziehungsheime so isoliert liegen, daß die darin wohnenden Jugend- 
lichen keine Möglichkeit haben, ihre Freizeit sinnvoll außerhalb des 
Heimes zu verbringen und persönliche Beziehungen zu Nicht-Heiminsas- 
sen aufzubauen. Die von uns untersuchten Heime liegen alle in oder 
zumindestens am Rande der Stadt; der äußere Rahmen, aus der Heimiso- 
lation herauszukommen, wäre also gegeben. Der Leiter des Heimes A 
sagte, es sei ein wesentlicher Teil seines pädagogischen Konzepts, 
"die Jugendlichen in der Stadt für die Stadt" zu erziehen. Tatsäch- 
lich scheint man im Heim A der Meinung zu sein, diese Konzeption 
ließe sich durch ein möglichst geringes Freizeitangebot im Heim am 
einfachsten durchsetzen. 


Für die Jugendlichen ist das Wohnen in der Stadt eher problematisch, 
das soll nicht heißen, daß ein abgelegenes Heim vorzuziehen wäre, 
sondern zeigt eine gesellschaftliche Kritik überhaupt. So sind die 
Jugendlichen z.B. in der Stadt viel stärker dem Konsumterror ausge- 
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setzt. Ihre materielle Ausstattung ist Hauptinhalt ihres Images gegen- 
über anderen Jugendlichen. Mit dem geringen Taschengeld können sie 
aber diesen "Bedürfnissen' wie: modisch gekleidet zu sein, in die 
Diskothek zu gehen oder öfter ins Kino, nicht nachkommen. Die Stra- 
tegien um diese Finanzmisere zu unterlaufen, sind verschieden und 
führen oft zu Konflikten mit der Polizei. Die Jugendlichen aus dem 
einen Heim gehen auf den 'Strich', die aus dem anderen Heim verüben 
Einbrüche oder Überfälle. 


Es fällt auf, daß die Jugendlichen in allen untersuchten Heimen 
Schwierigkeiten haben, Kontakt zu Mädchen aufzunehmen. Die Jugendli- 
chen im Heim D verbringen einen Teil ihrer Abende in der heimeigenen 
Diskothek, zu der auch Mädchen Zutritt haben. Allerdings sind bei 
diesen Treffen immer Erzieher anwesend. Das Heim A löst das Problem 
so, daß es die Jugendlichen Kontakt zu Mädchen aus einem anderen 
städtischen Erziehungsheim aufnehmen läßt. Beide Lösungen helfen den 
Jugendlichen aber nicht, aus der Heimisolation herauszukommen und 

sich an die außerhalb des Heimes bestehenden Verhältnisse zu gewöhnen. 


Auch andere Probleme werden nicht schon deshalb gelöst, daß die Heime 
in der Stadt liegen. Z.B. das 'Beobachtet-Werden'. Im Heim A sagten 
die Jugendlichen selbst, daß sie "bei den Bullen sattsam bekannt" 
wären, und sie haben auch schon einige Erfahrungen in dieser Richtung 
gesammelt. Einige Jugendliche aus dem Heim D werden schneller als 
andere verdächtigt, wenn am Arbeitsplatz etwas gestohlen wird. Die’ 
Jugendlichen aus dem Wohnkollektiv B trauen sich selbst jetzt nicht, 
wo kein Sozialarbeiter mehr bei ihnen wohnt, Mädchen über Nacht mit 
ins Haus zu nehmen, denn sie wissen, daß eine Nachbarin das sofort 
telefonisch an die Heimleitung weitergibt. 


5.2 Gruppenstrukturen 


Zwei Heime greifen in ihrer pädagogischen Konzeption auf das Grup- 
penprinzip zurück. Es bleibt aber im Grunde ein formales Prinzip, das 
von der Institution eingeführt wurde, um Übersichtlichkeit, Arbeits- 


erleichterungen, Kontrolle und Selektionsmöglichkeiten zu gewährlei- 
en. 


Die Erzieher haben tendenziell die Möglichkeit, für die Arbeit in 
ihrer Gruppe eine gewisse Autonomie zu erreichen. ES zeigt sich im 
Ergebnis, daß solche Gruppen gegenüber anderen Statusunterschiede 
entwickeln, daß Kontakte mit den anderen vermieden werden und daß 

die Kommunikation auf die eigene Gruppe beschränkt bleibt. Erreicht 
wird dabei eine Form von 'Gemeinschaftsfähigkeit', die darin besteht, 
Sich in der eigenen überschaubaren Gruppe zurechtzufinden und die 

Im wesentlichen auf Sympathie oder Antipathie basiert. Es wird den 
Jugendlichen aber nicht beigebracht, sich aufgrund gemeinsamer Inter- 
essen mit anderen Gruppen auseinanderzusetzen oder zu solidarisieren, 
d.h. gesellschaftlich aktionsfähig zu sein. Im Gegenteil, wo dies 
über Heim- und Gruppenebene versucht wird, werden diese Versuche 
zerschlagen. 
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5.3. Die Heimordnungen 


Was stellt man sich eigentlich unter einer Hausordnung vor? Viel- 
leicht schriftlich fixierte Spielregeln, in denen Rechte und Pflich- 
ten der in den Heimen wohnenden Jugendlichen festgelegt sind. 

Zwei der von uns untersuchten Heime haben schriftliche Hausordnungen, 
allerdings mit unterschiedlichen Auswirkungen. Die Heimordnung aus 
dem Heim D ist etwa 20 Jahre alt, einige Teile sind nicht mehr in 
Kraft. Der Erziehungsleiter des Heimes D wollte im Rahmen eines neuen 
pädagogischen Konzepts eine neue Heimordnung erstellen. Da dies bis- 
her nicht geschehen ist, wird in Konfliktfällen willkürlich auf die 
veraltete Heimordnung zurückgegriffen. 


Im Heim C bezieht sich die Hausordnung hauptsächlich auf die im Heim 
wohnenden Selbstzahler und auf einige organisatorische, hauptsächlich 
finanzielle Regelungen. Die Heimordnung dient hauptsächlich der for- 
malen Absicherung gegenüber dem Träger. Reglementierungen tauchen 
entweder in der Heimordnung nicht auf oder werden von den Jugendli- 
chen aufgrund mangelnder Kontrolle durch die Erzieher umgangen. 


Im Heim A gibt es keine schriftlich fixierte Heimordnung. Das wird 
damit begründet, daß man so auftretenden Schwierigkeiten gegenüber 
flexibler reagieren kann. Für die Jugendlichen ist diese Regelung 
ein erhöhter Unsicherheitsfaktor, sie haben keine Möglichkeit, ihr 
Verhalten an eindeutig meßbaren Kriterien auszurichten. Auf einer 
der letzten Heimratssitzungen gaben sie deshalb ihrem Wunsch nach 
eindeutig festgelegten Rechten und Pflichten Ausdruck. 

Ob es ihnen allerdings gelingen wird, bei der Erstellung einer Heim- 
ordnung ihr Mitspracherecht durchzusetzen, bleibt fraglich. 


5.4. Mitverwaltung 


In dem Erlaß "Grundrechte und Heimerziehung" des Hessischen Sozial- 
ministers vom 12.6.72 heißt es zur Selbstverwaltung der Jugendlichen 
im Heim: "Als Organ der Selbstverwaltung sind bei entsprechendem 
Alter der Minderjährigen Heimausschüsse zu bilden, zu denen in gehei- 
mer Wahl gewählt wird. Der Heimausschuss berät gemeinsam mit den Mit- 
arbeitern des Heimes über alle die Minderjährigen tangierenden päda- 
gogischen, organisatorischen und wirtschaftlichen Fragen..." 


Im Heim A wurde der Heimausschuss einige Zeit nach Verabschiedung 
dieses Erlasses gewählt. Im Heim D wurde er nach einem Konflikt 
sozusagen 3 Monate zur Probe eingerichtet und im Heim C gibt es auf- 
grund der Strukturen keinen Heimrat. Er ist offensichtlich auch gar 
nicht nötig, da die Jugendlichen ihre Interessen auch so vertreten 
können (vgl. Bericht Heim C, Kapitel 3.2.). 


Die Arbeit des Heimausschusses im Heim A ist zur Zeit auf einige 
wenige organisatorische Probleme beschränkt und selbst diese können 
nicht gegen den Willen des Heimleiters durchgesetzt werden. Die ersten 
Heimratssitzungen haben Erzieher und Heimleiter noch besucht, jetzt 
tagen die 4 Jugendlichen alleine. "Damit sie größere Selbständigkeit 
bekommen," heißt es. Aber Heimratsmitglieder, die z.B. keine Informa- 
tionen über Verlegungen von Jugendlichen in andere Gruppen oder Heime 
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bekommen, können nicht mitentscheiden und darum auch nicht selbstän- 
dig werden. Ein Satz wie: "Die haben noch nicht die Funktion des 
Heimparlaments erfaßt", wirkt in diesem Zusammenhang wie blanker 
Hohn. 


Im Heim D wurde die Diskussion über die Heimmitverwaltung von den 
politisch arbeitenden Jugendlichen entfacht, nachdem es bei einem 
Streit zwischen Erziehungsleiter und Heimleitung zu einem Konflikt 
gekommen war. Einige Jugendliche suchten nach einem Instrument, das 
ihnen erlaubte, aktiv ihre Rechte durchzusetzen. Es wurde ein Heim- 
ausschuß in Abwesenheit des Heimleiters gewählt und sollte deshalb 
nach dessen Rückkehr wieder aufgelöst werden. In einer Heimvollver- 
sammlung wurde dann jedoch beschlossen, diesen zwar der Heimleitung 
unangenehmen (da politisch arbeitenden) Heimrat vorerst in seinem 
Amt zu bestätigen bzw. kommissarisch für 3 Monate, in denen er einen 
Arbeitsplan zu erstellen hat. Nach dieser Zeit sollte er entweder 
neu gewählt oder in seinem Amt bestätigt werden. 


5.5. Zur Berufssituation der Jugendlichen 


Im Gegensatz zu den auf dem Lande liegenden Heimen, in denen die In- 
sassen entweder in heimeigenen Werkstätten oder in den umliegenden 
landwirtschaftlichen Betrieben ausgebildet werden, bieten die Heime 
in der Stadt die Möglichkeit zu besserer Berufsausbildung. So kann’ 
zum Beispiel eine nicht abgeschlossene Volksschulbildung in der Stadt 
leichter nachgeholt werden (etwa in Abendkursen). 


Die Jugendlichen haben auch eher die Möglichkeit, sich einen Beruf 
auszusuchen, der ihren Neigungen entspricht. Andererseits ist es für 
einen Jugendlichen ohne Volksschulabschluß (das ist bei etlichen 

der Fall) nicht leicht, überhaupt eine Lehrstelle zu finden. Das 
häufige Abbrechen der Lehre ist wahrscheinlich darauf zurückzuführen, 
daß die Lehrstelle nicht sehr sorgfältig ausgewählt war, bzw. nur 

aus einer sehr beschränkten Anzahl möglicher Lehrstellen ausgewählt 
werden konnte. 


Haben Jugendliche erst einmal ihre Lehre abgebrochen, versuchen die 
Erzieher, um sich zu entlasten, möglichst schnell neue Lehrstellen 
zu besorgen. Sie sind normalerweise auch nicht in der Lage, die 
Jugendlichen zu motivieren, ihre Lehre zu beenden. Die Jugendlichen 
haben meist das Bedürfnis, schnell Geld zu verdienen und sehen den 
Sinn einer längerfristigen Ausbildung mit einer sehr geringen Ent- 
Idee oft nicht ein, einige ziehen es daher vor, Hilfsarbeiter zu 
rden. 


5.6. Zur 'Team-Arbeit' 


Der Heimleiter des Heimes A spricht von einem Erzieher-Team. Team- 
arbeit unter den Erziehern, d.h. Kooperation, Reflektion der auftre- 
tenden Probleme und gemeinsames Hasde!n in bestimmten Bereichen küunn- 
ten wir jedoch nicht feststellen. Die unterschiedliche berufliche 
Qualifikation innerhalb der Erzieherschaft, die verschiedenen Ar- 
beitsbereiche und Kompetenzen verhindern die Kooperation. 


- 94 = 


PROBLEME —— 13 
DES KLASSEN- 
KAMPFS % 


Erhältlich in den Buchläden oder direkt beim Verlag: 
POLITLADEN ERLANGEN 852 ERLANGEN POSTFACH 2849 


Abonnements sind nur direkt vom Verlag beziehbar. Abo-Preis für 6 Einfachhefte (bzw. 
2 Einfach- und 2 Doppelhefte) ist DM 31,00 inklusive Versandkosten. Luftpostabonnements 
(nur außerhalb Mitteleuropas): DM 36,00. Die Lieferung wird aufgenommen, sobald der 
Abo-Betrag beim Verlag eingegangen ist. Dabei ist anzugeben, ab welchem Heft die Zusen- 
dung gewünscht wird, wobei frühestmöglicher Abo-Beginn das zuletzt erschienene Heft ist. 
Bezahlung durch Überweisung an Politladen GmbH, 852 Erlangen, Konto Nr. 3234-850 
Postscheckamt Nürnberg oder Konto Nr. 1190 Raiffeisenkasse Effeltrich/Ofr. Auslandsüber- 
weisungen bitte nur per Post, da Banküberweisungen mit Gebühren belastet werden. 


Norbert Kostede Akkumulation und Mittelklassen 


Redaktionskollektiv Bedingungen sozialistischer 

Gewerkschaften Gewerkschaftsarbeit 

Altvater/Hoffmann/ Entwicklungsphasen und -tendenzen des Ka- 
Schoeller/Semmler pitalismus in Westdeutschland (Il. Teil) 


Pedro Garcia Lopez Materialien zur spanischen Streikbewegung 
der letzten Jahre 


BILDUNGSARBEIT IM ÖFFENTLICHEN DIENST 


Die Hefte 6 und 7 des Info Arbeiterbildung zum Schwerpunktthema 
"Bildungsarbeit im öffentlichen Dienst" bringen für die Bildungs- 
arbeit im Bereich des öffentlichen Dienstes wichtige Materialien. 
In Teil I (Info 6) werden die Entwürfe für neue Leitsätze für 
Vertrauensleute der Gewerkschaft OTV behandelt und der Entwurf 
einer Bildungskonzeption der Gewerkschaft UTV wiedergegeben. In 
Teil II (Info 7) erscheinen im einzelnen folgende Beiträge bzw. 
Erfahrungsberichte: 1) Zum Beamtenstreikrecht; 2) Ein Beispiel 
gewerkschaftlicher Erwachsenenbildung mit Postkollegen; 3) Er- 
fahrungsbericht einer Postler-Gruppe; 4) Die "subjektive Seite" 
(Arbeitserfahrungen und Lehrgangserfahrungen aus Wochen] ehrgän- 
gen mit Teilnehmern aus dem öffentlichen Dienst); 5) Die OTV- 
Gesamtorganisation. 


Info Arbeiterbildung, Heft 6, Doppelnummer, DM 5.-- 
Info Arbeiterbildung, Heft 7, Einfachnummer, DM 3.-- 
Bezug: Verlag 2000 GmbH, 605 Offenbach 4, Postfach 591 


In der Diskussionsgrundlage zum neuen pädagogischen Konzept, das 

im Heim D durch den Erziehungsleiter erstellt wurde, ist auch der 
Team-Gedanke aufgegriffen. Es entsteht der Eindruck, daß eine Erzie- 
hergemeinschaft mit gleichwertigen Funktionen und in einem Geist har- 
monischer Übereinstimmung besteht. Das Gegenteil war bisher der Fall, 
die Arbeit war von Konkurrenzangst und Aggressivität geprägt, es 
wurde nicht zusammen-, sondern gegeneinander gearbeitet. 


u 


6. VERSUCH EINER ALLGEMEINEN EINSCHÄTZUNG 


m 


In unserem Projektpapier zu Beginn des Projekts sprachen wir davon, 
daß das Disziplinarsystem mit Strafcharakter heute in der BRD der 
dominierende Typus "öffentlicher Erziehung' ist. Die Funktion dieses 
Systems ist die "totale gesellschaftliche, individuelle und örtliche 
Isolation". Das bedeutet in den meisten Fällen sowohl auf psychischer 
wie sozialer Ebene eine Desintegration des Jugendlichen und die Vor- 
bereitung einer kriminalisierten Lebensgeschichte. 


Durch die massive Kritik an der Praxis und Effektivität der "Öffent- 
lichen Erziehung" waren Heime, Behörden und Verbände gezwungen, die 
schlimmsten Auswüchse zu reformieren. Diese vorherrschenden Reform- 
tendenzen haben wir unter den Begriff "sozialintegrativer Erziehung" 
zusammengefaßt. Für uns stellt sich nun die Frage, inwieweit sich 
diese Reformtendenzen in den von uns untersuchten Heimen durchge- 
Setzt haben. 


Die Situation in den Heimen heute ist nicht mehr vergleichbar mit 
der Situation vor der "Staffelberg-Kampagne". So können wir fest- 
Stellen, daß der Freiheitsspielraum in den ehemals geschlossenen 
Heimen für die Jugendlichen größer geworden ist, und Heimeinweisun- 
gen sich verlagert haben von Heimen in der "pädagogischen Provinz" 
hin zu Heimen im Raum Frankfurt, wozu auch die von uns untersuchten 
Heime gehören. Diese Heime können auch nicht mehr als Abschreckungs- 
instrumente gelten; so beantragten in allen Heimen einige Jugendliche 
selbst ihre Einweisung ins Heim, da ihnen das Heim als Alternative 
zu ihrer Familiensituation akzeptabler erschien. £ 2 
Aber was heißt das schon, wenn die Verhältnisse in Institutionen, 
die bisher am Rande der Gesellschaft lagen, so normalisiert werden, 
daß sie für die Öffentlichkeit kein Problem mehr darstellen. Sind 
mit der Beseitigung übelster anachronistischer Verhältnisse schon 
die Bedingungen geschaffen, die die Benachteiligung der von Fürsorge 
betroffenen Jugendlichen wenigstens so aufheben, daß eine psychische 
und soziale Stabilisierung möglich wird? Wie aus den Untersuchungs- 
he hervorgeht, sind wir von dieser Situation noch weit ent- 
ernt. 


Folgende Punkte machen dies nocheinmal deutlich: 

- die immer noch rigide Unterdrückung des Sexuallebens im Heim 
(sie ist nicht mehr offen repressiv, sondern subtiler geworden: 
Mädchen dürfen ins Besuchszimmer mitgebracht werden) verhindert 
En den Jugendlichen eine angemessene Wahrnehmung seiner Geschlechts- 
rolle; 
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- das Festhalten an der für Jugendliche zugedachten Rolle der Unmün- 
digen in der Heimerziehung verhindert die angemessene Übernahme der 
Erwachsenenrolle (daran ändert auch nichts die Einführung eines 
mit formalen Rechten ausgestatteten Heimrates); 

- die ungenügende Vorbereitung auf das spätere Berufsleben, die mehr 
oder weniger vorgenommene Anpassung an den Produktionsprozeß 
(wichtig ist für die meisten Heime, daß die Jugendlichen arbeiten 
oder eine Lehre machen, aber nicht, ob diese Arbeit auch ihren 
Wünschen und Fähigkeiten entspricht) verhindert eine stabile und 
bewußte Integration in den Arbeitsprozeß. 


Dazu kommt, daß die Ghettosituation der Heimjugendlichen nicht ohne 
weiteres dadurch aufgehoben ist, daß sie nun in der Stadt leben. 
Dies gilt auch unter bestimmten Aspekten für die von uns untersuch- 
ten Heime in Frankfurt. Die gesellschaftliche Isolation wird nicht 
allein durch den Standort beeinflußt; d.h. die Stigmatisierung bleibt 
bis zu einem gewissen Punkt erhalten. Die Kontakte der Jugendlichen 
im Heim beschränken sich zum großen Teil auf Jugendliche in anderen 
Heimen. 

Allerdings fällt die Diskriminierung durch die Bevölkerung, wie es 
oft in kleineren Städten oder Ortschaften der Fall ist, in der Groß- 
stadt so gut wie weg. Den Jugendlichen ist wohl bewußt, daß sie 
Heiminsassen sind, werden aber in der Anonymität der Großstadt nicht 
als solche erfaßt. 


Welchen Stellenwert den Reformtendenzen zukommt, wird deutlich am 
Beispiel der Jugendwohngemeinschaften. 

Jugendwohngemeinschaften entstanden aufgrund engagierter Kritik an 
der Heimerziehung, die unter anderem ihren Ausdruck fand in den Kam- 
pagnen gegen Erziehungsheime. Mit Schaffung von Jugendwohngemein- 
schaften mitten in den Städten in normalen Mietshäusern sollte nicht 
nur die Isolation überwunden werden, sondern es sollte den Jugendli- 
chen auch die Chance eingeräumt werden, "Ich-Stärke" zu entwickeln 
und sowohl innerhalb der Gruppe Ansprüche anzumelden und Grenzen zu 
erfahren, als auch nach außen hin als Gruppe die eigenen Interessen 
kollektiv zu vertreten. (65) 


Waren die Wohngemeinschaften von Anfang an 'ein Tropfen auf den 
heißen Stein' der Heimerziehung, so verloren sie zudem ihren Anspruch, 
Alternativen zur Heimerziehung zu sein, Sehr schnell. Sie wurden eine 
Variante von Heimerziehung: ausgelagerte 'Mini-Heime' oder sozial- 
pädagogische Reformmodelle zum Nachweis der Progressivität einiger 
Jugendbehörden. So auch die Wohngruppe B, die direkt dem Heim A 
untersteht. 


Die Kollektivmitglieder kamen als isolierte Individuen ins Kollektiv, 
manche hatten sich zwar schon im Heim kennengelernt, aber das war 
auch der einzige Bezugspunkt. Nicht die Jugendlichen hatten das 
Kollektiv durchgesetzt, sondern es wurde nach einer Verfügung des 
Heimleiters eingerichtet. Sie wurden aus dem Stadtteil, in dem sie 
früher wohnten und damit aus ihren sozialen Bezügen herausgerissen. 
Das Kollektiv wurde als 'Belohnung' benutzt oder als Abstellgleis 
verwendet, auf jeden Fall war der Aufenthalt im Kollektiv genauso 
wie der Heimaufenthalt fremdbestimmt. Die Struktur der Wohngruppe 
war nur etwas liberaler. 
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Der Berater war dadurch, daß die Wohngruppe dem Heim A untersteht, 
gezwungen, ständig Kontrollfunktionen auszuüben, selbst wenn er es 
subjektiv ablehnte und sich als "gleicher unter gleichen" fühlte. 
Seine dominierende Rolle in der kleinen Wohngruppe setzte der kollek- 
tiven Selbsterziehung deutlich Grenzen. 


Um nicht mißverstanden zu werden, wir wenden uns nicht gegen Refor- 
men, die die materielle und politische Situation der Jugendlichen 
verbessern, jedoch gilt es immer, deren Charakter deutlich herauszu- 
arbeiten und uns scheint, daß eine Praxis, die mehr oder weniger 
Elemente einer sozialintegrativen Erziehung aufnimmt, ob sie nun 
daraufhin arbeitet,die Konflikte zwischen privilegierten und unter- 
privilegierten gesellschaftlichen Grupper zu verschleiern und auf eine 
totale Anpassung an gesellschaftliche Normen zu disziplinieren (kon- 
servative Position) oder aber Heimerziehung als soziales Lernfeld 
definiert, in dem die Ungleichheit der sozialen Chancen kompensiert, 
bzw. abgebaut werden soll (progressive Position), letztlich tragen 
beide zur Stabilisierung der bestehenden Herrschaftsordnung und Un- 
gleichheit bei und verändern nichts an der Funktion von Heimerziehung. 


Eine Heimerziehung, die Ernst macht mit ihrem 'emanzipatorischen 
Anspruch' hätte anzusetzen an der Tatsache, daß sich "soziale Un- 
gleichheit und gesamtgesellschaftliche Herrschaftsverteilung in den 
Persönlichkeitsstrukturen und Interessen der Jugendlichen reprodu- 
ziert". (66) Sie hätte auszugehen von den 'klassenspezifischen' 
Lebensbedingungen und den daraus resultierenden objektiven Interessen 
der Jugendlichen, um ein politisch-therapeutisches Konzept zu ent- 
wickeln, das sowohl ansetzt an den psychischen und sozialen Schwie- 
rigkeiten der Jugendlichen, wie an dem "in den klassenspezifischen 
Verhaltens- und Beziehungsmustern womöglich enthaltenen Emanzipations- 
potential." 


Aufgabe und Ziel einer so verstandenen Heimerziehung wäre eine 

Stabilisierung der Jugendlichen, die sie in die Lage versetzt 

- sich vor weiterer Deklassierung zu schützen, 

- sich für ihre objektiven Interessen einzusetzen und 
den Zusammenhang zwischen persönlichem Verhalten und gesellschaft- 
licher Lage herzustellen, ohne in eine fatalistische Haltung zu 
verfallen. 


Das bedeutet aber auch für den Erzieher, daß er den Kampf gemeinsam 
mit den Jugendlichen aufnimmt, um sich gegen restriktive Strukturen, 
die seine und die Emanzipation des Jugendlichen verhindert, zur Wehr 
zu Setzen, die Ideologie der sozialintegrativen Erziehung als Ver- 
Schleierungsinstrument abweist und dagegen "Parteilichkeit zum Prin- 
21p von pädagogischer Theorie und Praxis erhebt". (67) - Ansätze sind 
dazu in den untersuchten Heimen vorhanden. 
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III - SOZIALISATION DES ARBEITERKINDES 
UNTER BESONDERER BERÜCKSICHTIGUNG DER HEIMERZIEHUNG 
DARGESTELLT AM BEISPIEL 
KONKRETER UNTERSUCHUNGSERGEBNISSE 


Innerhalb des Projekts Heimerziehung wurden aus den drei Jugendwohn- 
heimen und dem Jugendwohnko!lektiv insgesamt 15 Interviews der Jugend- 
lichen aufgenommen. 

Diese Interviews sollen die Theorie der Sozialisation der Arbeiterkin- 
der, die wir innerhalb unseres Projekts erarbeitet und diskutiert hat- 
ten, belegen. 

Die Auswahl der Jugendlichen, die wir befragten, konnte aufgrund ver- 
schiedener Bedingungen nicht in allen Heimen allein von der Beziehung 
der Jugendlichen und der Studenten zueinander abhängig gemacht werden. 
In zwei Heimen wurden anfangs die Jugendlichen den Studenten von der 
Heimleitung "vorgesetzt", was aber später von uns abgelehnt wurde. 


Von den 15 Jugendlichen sind fünf sogenannte "Dauerheimkinder", das 
heißt, sie wuchsen vom Säuglingsalter an im Heim auf. Die anderen zehn 
Jugendlichen kamen im Alter zwischen 13 und 17 Jahren ins Heim, und 
zwar entweder aufgrund von "Verwahrlosungstendenzen" oder aber, weil 
die Sicherung ihrer Existenz in ihren Familien nicht mehr gewährlei- 
stet war. 

Die Unterscheidung zwischen den "Dauerheimkindern" und denen, die spä- 
ter ins Heim kamen, haben wir folgendermaßen berücksichtigt: Die zehn 
Jugendlichen, die ihre Sozialisation hauptsächlich im familiären Be- 
reich erfuhren, haben wir in das Thema "Die Funktion der Familie..." 
einbezogen, während die fünf "Dauerheimkinder" in dem Thema "Heimsozi- 
alisation" stärker berücksichtigt wurden. In dem Thema "S-hule/Ausbil- 
dung - Arbeitsplatz" gingen wir von den Bedingungen aller 15 Jugendli- 
chen aus. 


Als repräsentativ können wir die Aussagen der 15 Jugendlichen zwar 
nicht bewerten - dazu hätte die Untersuchung in größerem Rahmen statt- 
finden müssen - wir haben aber bei der Auswertung der Interviews fest- 
gestellt, daß der Lebenslauf der befragten Jugendlichen mit dem über- 
einstimmt, was wir an empirischem Material zu diesem Thema erarabeitet 


haben. 
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EXKURS ZUR SOZIALISATIONSFORSCHUNG 
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Sozialisationsforschung nennt man die Versuche einiger Wissenschaften 
- Pädagogik, Psychologie, Soziologie und Ukonomie - den Entwicklungs- 
prozess des Menschen von seiner Geburt an bis zum Erwachsenen zu er- 
klären, ein Prozess, in dessen Verlauf der Mensch Verhaltensnormen er- 
wirbt, Werte vermittelt bekommt, Wissen aneignet und damit psychisch 
und sozial Fähigkeiten gewinnt, als Individuum am gesellschaftlichen 
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Prozess teilzunehmen. 


Die gesellschaftlichen Bedingungen dieses Entwicklungsprozesses sind 
die Verhältnisse des Kapitalismus. Um also Sinn und Zweck der Sozia- 
lisationsforschung zu begreifen, müssen wir das Wesen des Kapitalis- 
mus kennen, müssen wir den Zusammenhang der Erziehung zur Totalität 
der Produktionsverhältnisse deutlich machen. Kapital heißt: Produk- 
tion unter der Vorherrschaft der Verwertung des Geldkapitals. Um die 
Akkumulation des Geldkapitals zu sichern, bedarf es der Ware Arbeits- 
kraft, die einzige Ware, die mehr Wert erzeugen kann, als sie selbst 
Wert ist. 

Daher muß das Kapital, um seine Fortexistenz zu sichern, alle produk- 
tive Kraft in die Ware Arbeitskraft verwandeln und deren Produktivi- 
tät ständig steigern. Aber wenn die Ware Arbeitskraft die Möglichkeit 
beinhaltet, Mittel maßloser Verwertung zu sein, um damit die Vermeh- 
rung des Geldreichtums zu sichern, so ist doch der einzelne Besitzer 
der Ware Arbeitskraft, der Arbeiter, nicht unbegrenzt einsetzbar. Um 
seine Arbeitskraft zu erhalten, muß er sie reproduzieren in Form von 
Schlaf, Nahrung und einem Mindestmaß an Vergnügen, das seine psychi- 
Sche Stabilität sichert. 

Der Arbeiter verdient an einem Tag gerade soviel, wie er zur Erhaltung 
seiner Arbeitskraft benötigt, für sich und seine Familie. Da er aber 
mehr Wert schafft, als er zur Reproduktion seiner Arbeitskraft braucht, 
arbeitet er einen großen Teil des Tages für eine fremde Macht, die, 
als Eigner der Produktionsmittel und Käufer seiner Arbeitskraft, über 


ihn verfügen kann. In dieser Zeit, in der der Arbeiter nicht für sich ar 


beitet, presst der Kapitalist den Mehrwert aus ihm heraus. 


Aber auch die Fähigkeiten und Voraussetzungen der Fähigkeiten, die im 
Produktionsprozess benötigt werden, die Qualifizierung, die Vorausset- 
zung ist, damit der Kapitalist die von ihm gekaufte Ware Arbeitskraft 
optimal einsetzen kann, wird im Reproduktionsbereich erworben, auf dem 
Erziehungssektor. 

"Die Bourgoisie kann nicht existieren, ohne Produktionsinstrumente, al- 
so sämtliche gesellschaftlichen Verhältnisse fortwährend zu revolutio- 
nieren. Unveränderte Beibehaltung der alten Produktionsweise war dage- 
gen die erste Existenzbedingung aller früherer industrieller Klassen. 
Die fortwährende Umwälzung der Produktion, die ununterbrochene Erschüt- 
terung aller gesellschaftlichen Zustände, die ewige Unsicherheit und 
Bewegung, zeichnet die Bourgoisieepoche vor allen früheren aus." (68) 


Um zu sichern, daß die Arbeiterklasse mit dieser "ständigen Revolutio- 
nierung der gesellschaftlichen Verhältnisse" Schritt halten kann, müs- 
sen ihr die Voraussetzungen dazu vermittelt werden. Das erklärt, daß 
das Kapital einen Teil des Mehrwertes in einen unproduktiven, nicht 
mehrwertschaffenden Sektor - die Erziehung - vorschießt. 


Die wichtigsten Erziehungsinstanzen der bürgerlichen Gesellschaft sind 
Familie, Schule und Berufsausbildung und - falls die Familie den an 

Sie gerichteten Erziehungsauftrag nicht erfüllt - das Heim. Aber während 
bislang die Erziehungprozesse weitgehend pragmatisch, in traditionellen 
Bahnen, abliefen, zeigen in den letzten Jahren eine Flut von Veröffent- 
lichungen der Sozialisationsforschung, daß ein besonderes Interesse da- 
ran besteht, diese Erziehungsprozesse wissenschaftlich zu analysieren 
und umzugestalten. 
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Die Sozialisationsforschung hat zum einen die Aufgabe, die wissenschaft- 
liche Voraussetzung zu geben für eine bewußte, auf die bessere Quali- 
fikation der Ware Arbeitskraft ausgerichtete Erziehung, um eine größe- 
re Verwertbarkeit der Arbeitskraft zu sichern. 

In der zweiten Hälfte der 60er Jahre wurde Kritik in der Öffentlich- 
keit laut, daß die Ausbildung in der BRD dank unzureichender vorschu- 
lischer, schulischer und beruflicher Bildung im Vergleich zu anderen 
Ländern ähnlicher industrieller und politischer Strukturen einen 
schlechten Stand habe. Der Bildungsbericht 70 vom Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft nennt dazu folgende Zahlen der öffentlichen 
Ausgaben für das Bildungswesen in Prozent des Bruttosozialproduktes 
(Marktpreise) in sechs ausgewählten Staaten im Jahre 1967 (69): 

Schweden 15 
Niederlande 6,7 
Belgien 5,6 
USA 5,1 
Frankreich 4,8 
BRD 3,0 


RELLIEHK 


Die "Bildungsreform" - Vorschulerziehung zwecks "Chancengleichheit und 
Demokratisierung des Bildungswesens" (70), Gesamtschulen, Öffnung des 
zweiten Bildungsweges, etc. - war die Antwort des Staates auf die lang- 
fristigen Interessen des Kapitals. 


Auf der anderen Seite sieht der Staat mit zunehmender Sorge auf das 
Anwachsen der Kriminalität ("Die Kriminalität wächst 6mal schneller 

als die Bevölkerung" - Stern 26/1970, S.76 ff.), die nach Meinung der 
verantwortlichen Minister u.a. ihre Ursache in "dem Ausfall elementa- 
rer Erziehungsleistungen" und "auftretender Anpassungskonflikte Jugend- 
licher" hat. Im Dritten Jugendbericht des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit liest sich das so:"Erstens gehören dazu die 

mehr oder weniger in allen komplizierten, hochentwickelten Gesellschaf- 
ten auftretenden Anpassungskonflikte Jugendlicher beim Hineinwachsen 

in diese Gesellschaften. Dies führt zumindest von einem bestimmten 

Punkt an zu Konflikten mit der Erwachsenenwelt. Solche Konflikte kön- 
nen latent bleiben oder manifest werden und sich in unterschiedlichen 
Formen von Dissozialität und Kriminalität äußern. Sie stehen nicht 
selten in engem Verursachungszusammenhang mit dem Ausfall elementarer 
Erziehungsleistung und treten in schichtenspezifisch differenzierten 
Formen auf. (Es) hat sich heute mehr und mehr die Einsicht durchgesetzt, 
daß es sich hier um Konflikte handelt,die vor allem als Folge ausgefallener 
Sozialisationsprozesse gewertet und dementsprechend beantwortet werden müssen. 
Für das Verständnis dieser Probleme sind die Ergebnisse der sozialwis- 
senschaftlichen Analysen über Abweichungs- und Konfliktprobleme wich- 
tig; insbesondere erstens jene, welche auf die Entstehungsbedingungen 
"abweichender Form jugendlichen Verhaltens" in ihren verschiedenen so- 
zialstrukturell und historischen Ursachen und Ausprägungen (sozialer 
Rückzug, politischer Protest (Hervorhebung v.V.), Dissozialität, Rand- 
gruppen und Subkulturen) hinweisen; zweitens solche, die Auskunft über 
typische Reaktionen und "Abwehrmaßnahmen" der "Gesellschaft" gegenüber 
abweichendem Verhalten geben und drittens alle, welche sich mit den 
Voraussetzungen und Schwierigkeiten von Resozialisierungsprozessen be- 
schäftigen." (71) 


Es ist sicher kein Zufall, daß das Bundesministerium, das für diese 
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wissenschaftlich verbrämte Augenwischerei verantwortlich ist, sorg- 
fältig "vergaß", daß hinter der als "schichtenspezifisch" definierten 
Unbekannten die Arbeiterklasse steht, die aufgrund ihrer Stellung im 
Produktionsprozess - dumm gehalten, ausgebeutet und unterdrückt - gar 
nicht anders kann, als ihren Kindern das zu vermitteln, was sie selbst 
täglich erfährt. 


Wenn auch Sozialisationsforschung betrieben wird unter dem Gesichts- 
punkt der Anpassung des einzelnen an die rigiden Leistungsbedingungen 
der Arbeitswelt, zwecks besserer Ausbildung der Ware Arbeitskraft, so 
muß "zum anderen die Sozialisationsforschung daraufhin befragt werden, 
inwieweit sie dazu beiträgt, das, was den Menschen gegenwärtig angetan 
wird, zu enthüllen und damit eine Anklageschrift gegen diejenigen zu 
schreiben, die die auf der Ausbeutung der ungeheuren Mehrheit des Vol- 
kes herrschenden kapitalistischen Verhältnisse zu erhalten trachten. 
Insofern sie das Elend aufgedeckt und die Bedürfnisse benennt, die 

in der Anarchie einer kapitalistischen Gesellschaft als Entbehrung ver- 
Schwiegen werden, gewinnt Sozialisationsforschung nicht nur eine kri- 
tische, sondern auch eine praktische Dimension. Sie kann den lohnab- 
hängigen Massen dazu verhelfen, ihre Bedürfnisse einzuklagen, indem 
sie die Allgemeinheit und die Berechtigung dieser Bedürfnisse nach- 
weist." (72) 


1. DIE FUNKTION DER FAMILIE 
IN BEZUG ZU DEN SOZIALISATIONSBEDINGUNGEN 


1.1. Thesen zur Krisensituation der Familie 
in der bürgerlichen Gesellschaft 


Noch vor wenigen Jahren bezeichnete der damalige CDU-Familienminister 
Bruno Heck die Familie als "fundamentale menschliche Gemeinschaft‘. Sei- 
ner Meinung nach können ihre Aufgaben "auch und gerade in der industri- 
ellen Gesellschaft für die Entfaltung der Person wie für Bestand und 
Entwicklung der größeren Gemeinschaften bis hin zum Staat nicht ersetzt 
werden." (73) 

Zum selben Thema äußerte sich der Bundesminister der Justiz, Gerhard 
Jahn (SPD) ‚in einem 1970 gehaltenen Vortrag über die "notwendige Re- 
form des Ehescheidungsrechts" wie folgt: "Jede Reform muß ihren ver- 
fassungsrechtlichen Ansatzpunkt im Artikel 6 des Grundgesetzes suchen. 
Danach stehen Ehe und Familie unter dem besonderen Schutz des Staates. 
Kein noch so gut begründetes Reformbegehren kann sich von dieser Grund- 
lage trennen." Weiter sagt er: "In unserer Gesellschaft wird die Ehe 
grundsätzlich nicht in Frage gestellt." Nach diesen beiden charakte- 
ristischen Aussagen, die jeweils einen starken Schutz der Familie zum 
Ausdruck bringen, drängt sich die Frage nach dem Interesse des Staates 
an eben dieser Familie auf. 


Der Staat, der durch Klassenauseinandersetzungen entstand und als 
Machtinstrument der herrschenden Klasse, also des Kapitals, dient, ver- 
Sucht, mit Hilfe von Ideologien (mit Kirche, Moral, Gesetzen, etc.), 
die Familie als Garant für die Aufbereitung der Ware Arbeitskraft und 
der Vermittlung autoritärer Strukturen zu erhalten. War die Familie 
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der vorindustriellen Zeit noch eine Einheit von Produktions- und Re- 
produktionssphäre, so verlor sie diese,so wie auch viele andere Funk- 
tionen, durch die Entwicklung der Produktivkräfte und Vergesellschaf- 
tung des Arbeitsprozesses. Hand in Hand ging damit eine Verkleinerung 
der Familie vom Mehrgenerationenhaushalt zur "Kernfamilie", die aus Va- 
ter, Mutter und Kindern besteht. 


Die Familiengröße setzt sich nach der amtlichen sogenannten "Frucht- 
barkeitsstatistik" vom Jahre 1970 wie folgt zusammen (Schätzwerte): 
Nach Abzug der altershalber kinderlosen Ehen haben 14 % der Ehen "auf 
die gesamte Ehedauer gesehen keine Kinder, 25 % ein Kind, 36 % zwei 
Kinder, 17 % drei Kinder und 8 % vier oder mehr Kinder." (74) 

Es zeigt sich, daß sich die durchschnittliche Kinderzahl in den Fami- 
lien im Vergleich zum Beginn des Jahrhunderts erheblich verringert hat. 


Trotzdem haben die Familien mit Kindern erhebliche Schwierigkeiten bei 
der Wohnraumbeschaffung. Bei zunehmender Kinderzahl wohnen Familien 
mit kleinen Kindern oftmals nicht in familiengerechten Wohnungen. Nur 
selten entspricht die Größe der gemieteten Wohnung der Familiengröße. 
7 % von 14 Millionen Kindern verfügen nicht über ein eigenes Bett. Sie 
müssen es mit den Geschwistern oder den Eltern teilen. (75) Lediglich 
34,3 % aller Familien besitzen - nach den Ergebnissen der Wohnungszäh- 
lung vom 25. Okt. 1968 - ein Eigenheim oder eine Eigentumswohnung. 


Wohnen, Essen, Schlafen, Sexualität und Kinderaufzucht sind die wesent- 
lichen Funktionen, die der heutigen Familie verbleiben, nachdem sie 
durch den Verlust der Produktionssphäre auf die Reproduktions- und Kon- 
sumtionssphäre beschränkt wurde. Für die dafür entstehenden Kosten 
kommt zumeist der Mann als Hauptverdiener auf. Nur wenn sein Lohn zur 
Bedürfnisbefriedigung nicht ausreicht, verdient die Frau im Regelfall 
noch "mit". 


Dies bedeutet für die Frau, einer doppelten Ausbeutung ausgeliefert zu 
sein. Sie wäre zwar in der Lage, mit einem durchschnittlichen Lohn, 

der 1/3 unter dem des entsprechend qualifizierten Mannes liegt, für die 
eigenen Reproduktionskosten aufzukommen. Jedoch wird sie nach dem Ge- 
setz dazu angehalten, durch Hausarbeit noch einen Teilbetrag zu den Re- 
produktionskosten des Mannes beizutragen. 

Unter & 1356 BGB heißt es: "Die Frau führt den Haushalt in eigener Ver- 
antwortung. Sie ist berechtigt, erwerbstätig zu sein, soweit dies mit 
ihren Pflichten in Ehe und Familie vereinbar ist." Auf der anderen Sei- 
te aber ist sie nach $& 1360 zur Erwerbstätigkeit verpflichtet "so- 
weit die Arbeitskraft und die Einkünfte des Ehegatten nicht ausrei- 
chen." Man könnte also sagen, daß die überlieferten Verhältnisse zwi- 
schen Mann und Frau dieselben geblieben sind. Trotz formeller Gleich- 
berechtigung füllt die Frau noch immer die inzwischen anachronistisch 
gewordenen Aufgaben einer Haussklavin aus. 

"Die Geschichte der Frau im industrialisierten Sektor der Wirtschaft 
hing von der Arbeitsmarktlage ab. Frauen bilden eine gewaltige indu- 
strielle Reservearmee. Sind männliche Arbeitskräfte knapp (Frühindu- 
strialisierung, beide Weltkriege, etc.) ‚dann sind die Frauen ein be- 
deutender Teil des Arbeitskräftepotentials. Wird weniger Arbeitskraft 
gebraucht (wie jetzt im Neokapitalismus), werden Frauen zu zusätzlich 
verfügbaren Arbeitskräften." (76) 
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Sie können vom Kapital zur Lohndrückerei eingesetzt werden und er- 
scheinen in Krisenzeiten nicht als arbeitslos, da sie in der Regel 
keine Arbeitslosenunterstützung beantragen und somit in keiner Stati- 
stik aufgeführt sind. Aufgrund ihrer im Durchschnitt geringeren Quali- 
fikation zum Mann ist es der Frau verwehrt, sozial und wirtschaftlich 
interessante Funktionen einzunehmen, wodurch sie nur wenig Einfluß auf 
ihre eigenen Lebensumstände hat. Deshalb ist es nicht verwunderlich, 
wenn rund 80 % der westdeutschen Mütter der Meinung sind, die Frau ge- 
höre ins Haus und die Mutter zu ihren Kindern. Entgegen diesem Wunsch- 
bild zeigt die Realität, daß 1/3 der Mütter (nach einer in der Mitte 
der 60er Jahre durchgeführten Untersuchung) nach der Geburteines Kindes weiter 
hin erwerbstätig bleiben, ein weiteres Drittel zumindest vorübergehend 
ihren Beruf aufgeben und lediglich das letzte Drittel der Mütter nie- 
mals erwerbstätig war oder beabsichtigt, eine Beschäftigung aufzuneh- 
men. (77) Ein Teil der Frauen ist also durch ihre objektive Lage ge- 
zwungen, arbeiten zu gehen, um die ökonomischen Grundlagen der Familie 
aufrecht zu erhalten. 


"Die Kleinfamilie hat heute im Kapitalismus als Verbrauchereinheit 

durchaus noch eine ökonomische Funktion. Sie hilft mit, den volkswirt- 

schaftlichen Überschuß zu verschwenden." (78) Ginge die heutige Fami- 

lie in kollektive Lebens- und Wohngemeinschaften über, würden einige 

Branchen der Industrie gefährliche Absatzverluste erleiden. "Aber die 

ökonomische Argumentation allein reicht sicher nicht mehr aus, um Ehe 

und Familie als unersetzliche Institution der kapitalistischen Gesell- 

schaftsordnung auszugeben. Die wichtigste Funktion der Kleinfamilie 

liegt heute zweifellos im psychologischen Bereich: 

- in dem Zwang zur Verinnerlichung der gesellschaftlichen Moral 

- in dem Zwang zur Unterordnung unter unangreifbare Autoritäten 

- in der Erzeugung von Angst j 

- in einer für das System ungefährlichen Abreaktion von psychischen 
Konflikten (wenn z.B. die Eltern ihren Haß an den Kindern austoben) 

- in der Erzeugung von kindlicher Abhängigkeit und Geborgenheitsbe- 

dürfnissen, die für die emotionale Bindung des Individuums an alle Ob- 

rigkeiten ausgenutzt werden kann." (79) 


Die Familie, die den oben beschriebenen Bedingungen ausgesetzt ist, 
soll in den folgenden Abschnitten in ihrer Erziehungsfunktion kurz be- 
schrieben werden: In der vorindustriellen Zeit waren Erziehungs- und 
soziale Versorgungsstätte integrierter Bestandteil der Familie. Analog 
zur Vergesellschaftung des Arbeitsprozesses wurden Kindergarten und 
Schule, Kranken- und Altenversorgung in den außerfamiliären Bereich 
verlagert. 
Trotzdem blieb deren mittelbarer Zusammenhang durch die Stellung des 
aters im Produktionsprozess bestehen. Der Vater, der einst Eigentü- 
mer an Produktionsmitteln und Patriarch der Familie war, steht heute 
als Lohnarbeiter in dem unentrinnbaren Gefüge von Unterdrücken und 
Unterdrückt-Werden. Dieses Herrschaftsverhältnis reproduziert sich auch 
'n der Familie. "Die gleiche Stellung, die der Vorgesetzte dem Vater 
gegenüber im Produktionsprozess einnimmt, hält er selbst innerhalb der 
Familie fest." (80) 
Gleichgültig, wie wichtig oder auch unwichtig seine ausgeübte Funktion 
im Produktionsprozess ist, der Vater kann zu Hause, da er im Regelfall 
Hauptverdiener ist, als Autorität auftreten und seine Kinder an Beschei- 
denheit und Gehorsam gewöhnen. "In der familiären Situation, die für 
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die Entwicklung des Kindes bestimmend ist, wird bereits die Autoritäts- 
struktur der Wirklichkeit außerhalb der Familie weitgehend vorwegge- 
nommen." (81) 

Demgegenüber scheint die Frau durch ihren kleineren Körperbau und durch 
ihre physichen Schwäche - zumindest in primitiven Geseltschaften - als 
weniger brauchbare Arbeitskraft einsetzbar. Aus diesen Gründen und we- 
gen ihrer Gebärfunktion geriet sie in eine abhängige und unterdrückte 
Stellung. "Die Frau wurde Sklavin, ehe der Sklave existierte." (82) Es 
wurden ihr Funktionen im Bereich der Selbsterhaltung übertragen, dem 
Mann aber die kämpferischen und schöpferischen Aufgaben zugeordnet. 
Hierdurch wurde sie "zu einem Aspekt der zu bewahrenden Dinge: Privat- 
eigentum und Kinder." (83) 


Später, in höher entwickelten industriellen Gesellschaften, wenn durch 
die Entwicklung der Technik große körperliche Kraft des Arbeiters ent- 
behrlich geworden ist, stellt sich die Frage nach einer Veränderung 
dieses Abhängigkeits- und Objektverhältnisses. Denn: "Sofern die Ma- 
schine Muskelkraft entbehrlich macht, wird sie zum Mittel, Arbeiter 
ohne Muskelkraft oder von unreifer Körperentwicklung, aber größerer Ge- 
schmeidigkeit der Glieder anzuwenden. Weiber- und Kinderarbeit war da- 
her das erste Wort der kapitalistische Anwendung der Maschinerie." (84) 


Das Eintreten der Frau in den Bereich der Produktion war unter kapi- 
talistischen Bedingungen notwendigerweise kein Fortschritt in Rich- 
tung Freiheit und verursachte den Frauen lediglich Mehrarbeit, da ihre 
"eigentliche" Aufgabe - nach wie vor - in der Funktion, Kinder zu ge- 
bären, gesehen wurde. Industrielle Arbeit und Automation schaffen al- 
so nur die Vorbedingung für die Befreiung von Mann und Frau - nicht 
mehr. 

Die Situation stellt sich jedoch zur Zeit, sieht man den Grad der weib- 
lichen Emanzipation als das natürliche Maß der allgemeinen Emanzipati- 
on an (wie es Fourier tat), noch immer so dar, daß die Frauen sozial 
und ökonomisch den Männern unterlegen sind. Dies zu ändern, gibt es un- 
ter den bestehenden Gesellschaftsverhältnissen keine Möglichkeit, so- 
lange die Frau als Teil der Reservearmee und wichtiger Faktor, der zur 
Aufrechterhaltung der Familienideologie dient, mißbraucht wird. Aller- 
dings gibt es Zeichen, die auf eine Veränderung dieser Verhältnisse 
hindeuten, in großer Anzahl: Als erstes möchten wir in diesem Zusam- 
menhang auf den Problembereich der Sexualität hinweisen. Durch die Pro- 
duktion der Anti-Baby-Pille wird das Kindergebären immer mehr steuer- 
bar und in seiner Bedeutung zurückgedrängt. So sank im Bundesgebiet 
die Geburtenrate von 1964: 1 065 437 bis 1969: 903 458 um 15, 2 %. 
Durch die Geburtenkontrolle wird das Kindergebären nicht mehr zur not- 
wendigerweise einzigen und eigentlichen Berufung, sondern zu einer Wahl- 
möglichkeit unter anderen. 


Ähnliches gilt für die Kindererziehung: Heute wissen wir durch psycho- 
logische und pädagogische Erkenntnisse, welche Bedeutung den ersten 
Lebensmonaten und -jahren für die Entwicklung des Kindes zukommt. Wer- 
den doch während dieser Zeit die Vorbedingungen für die spätere Stabi- 
lität und psychische Ausgeglichenheit geschaffen, was eine außerordent- 
liche Sorgfalt und Intelligenz auf Seiten der Erwachsenen erfordert. 
"Diese unbezweifelbaren Fortschritte im wissenschaftlichen Verständnis 
der Kindheit sind vielfach dafür benutzt worden, die wesentlich mütter- 
liche Funktion der Frau zu festigen." (85) 


- 105 - 


Von staatlicher Seite_aus wird aber gleichzeitig die Initiative er- 
griffen, die Vorstellung, daß die Frau in der Familie ihre Befriedi- 
gung (als Sozialisator) des Kindes erfahren sollte, indemsie in immer 
stärkerem Maße Projekte und Modelle, die sich mit dem Bereich der Vor- 
schule beschäftigen, unterstützt. Ja, der Besuch der Kindergärten (in 
denen es 1968 nur für jedes dritte Kind einen Platz gab) soll 1980 

für alle Kinder möglich sein und der Schulbesuch wird - wie im "Bil- 
dungsbericht 70" niedergelegt - ab 1980 bereits für Fünfjährige Pflicht 
sein. 


Wird die Ehe und Familie von der Frau auch noch als Schutzraum gese- 
hen und als Möglichkeit, der entfremdeten Arbeit in der Produktion 
durch die vielleicht weniger entfremdete Arbeit im Haushalt zu ent- 
gehen, so wirken doch Faktoren wie die Beschränkung der sexuellen 
Befriedigungsmöglichkeit als auch der Funktionsverlust der Familie 
allgemein dieser Ideologie entgegen. Obwohl die Frau "mit allen Fasern 
ihrer Existenz auf die Ehe hingewiesen" (86) ist, wächst die Schei- 
dungsquote von Jahr zu Jahr um ca. 60.000. 


Während der ersten Lebensjahre "werden in der Familie grundlegende 
psychische Dispositionen, wie Fleiß, Zuverlässigkeit, Ausdauer, Ge- 
horsam und Ordnungssinn erworben, die für den Reproduktionsprozess 

der Gesellschaft notwendig sind. Die Übermittlung von Ideologien und 
deren psychische Umsetzung wird von der Familie garantiert, und das 

zu einem Zeitpunkt, in dem sich das Kind diesem Einfluß nicht durch 
eine bereits erworbene Unabhängigkeit entziehen könnte." (87) Die 
Eltern, die durch die rapide technische wie gesellschaftliche Entwick- 
lung nicht in der Lage sind, ihr Erzieherverhalten danach adäquat aus- 
zurichten, haben folgende Zielsetzung bei der Kindererziehung: 


Erziehungsleitbilder 1951 1965 1969 

% % % 
Gehorsam u. Untrornm 
Ordnungsliebe u. Fleiß 41 53 üb. 40 
Selbständigkeit u. freier Wille 28 31 45 
Sonstige Antworten, 6 5 keine 
keine Stellungnahme. .. Angaben 


ee VORNE EEE BE VL EL EL VENAE Du: Me Sm ee ee 


100 100 +) 100 +) 
+) = Mehrfachnennungen (88) 


an der zeitlichen Entwicklung der Statistik fällt die tendenzielle 
„ückläufigkeit der Leitbilder "Gehorsam und Unterordnung" und die 
überdurchschnittliche Zunahme von "Ordnungsliebe und Fleiß" auf, wo- 
raus man auf eine Zunahme der Ideologie dieser Leistungsgesellschaft 
Schließen kann. 

Andererseits wurde in einer Repräsentativumfrage des Instituts für 
Demoskopie in Allensbach noch im Jahre 1961 festgestellt, daß 75 % 
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der Befragten für eine Erziehung durch Prügel eintreten; 23 % nur 

sind dagegen und 2 % gaben andere Antworten. 

Die extremste Form dieser Erziehungshaltung stellen die Kindesmißhand- 
lungen dar. In dıesem Bereich der Kriminalität ist die Dunkelziffer 
ganz besonders groß (sie wird von Fachleuten auf 95 % geschätzt). Dies 
würde bedeuten, daß jährlich 30- bis 80.000 Kinde: in der BRD mißhan- 
delt würden. Wegen Kindesmißhandlung standen 4.ooo Erwachsene im Jahre 
1969 vor Gericht. 


Daß das Kind in einer allgemeinen Atmösphäre des Zwanges aufwächst, 
darf als bewiesen gelten. Das Kind ist bedrängt von zu engen Wohnver- 
hältnissen und zu wenig Kinderspielplätzen (1965 waren es 27.763). 

Dem kindlichen Bedürfnis nach Motorik wird also nicht Rechnung getra- 
gen. Der Erziehungsstil zu Hause, im Kindergarten und in der Schule 
ist von Anpassung, statt von "Erziehung zur Freiheit" geprägt. Auf die 
Befriedigung grundlegender Bedürfnisse wird wenig Rücksicht genommen, 
besonders wenn sie Geld kosten. Von Seiten des Kapitals ist letzten- 
endes und lediglich die Frage nach der raschen und profitablen Ver- 
wertung der zukünftigen Arbeitskräfte von Interesse. 

Die Reaktion des Kindes hierauf äußert sich in vielfältigen Formen: 

es wehrt sich, indem es seine Konflikte mit der Umwelt ausagiert, oder 
es introvertiert. Sämtliche Verhaltensarten wie Trotzen, Nägelkauen, 
Bettnässen, Ausreißen etc., gehören hierzu: auch die Kinderkrimina- 
lität. Hier läßt sich in einem Zeitraum von 1963 bis 1968 bei Fällen, 
die von Kindern unter 14 Jahren verübt wurden, eine Steigerung von 
40.873 auf 60.945 verzeichnen, was einer Steigerung von beinahe 50 % 
entspricht. 


Bei Jugendlichen und Heranwachsenden erweitern sich die Problemlö- 
sungsversuche noch durch Flucht, Alkohol und Drogen. So sind rund 2 % 
der Gesamtbevölkerung in der BRD schwer alkoholkrank und 0,2 % drogen- 
abhängig. Bei der Drogensucht sind die Jugendlichen allerdings weit 
durchschnittlich repräsentiert. 


Ganz global läßt sich also zusammenfassen, daß die menschlichen Probleme 
inner- und außerhalb der Familie sich anhäufen und die Fähigkeit 

zur Problemlösung gleichzeitig tenden iell sinkt. Doch was an ökono- 
mischer Basis verloren ging, wurde durch ihre politische Funktion über- 
setzt. Der Staat "schützt" die Familie durch GG, BGB und JWG. Wenn 
jedoch einzelne Familienmitglieder versuchen, aus diesem Rahmen auszu- 
brechen, so schlägt diese Schutzfunktion in eine Kontrollfunktion um, 
bei deren Realisierung Institutionen wie Sozialstation, Ehe- und Er- 


ziehungsberatungsstellen, mithelfen. 


1.2. Die ökonomische Situation der Arbeiterfamilie 


Im vorhergehenden Thema haben wir versucht, Kriterien zur Krisensitu- 
ation, die allgemein in der Familie besteht, herauszustellen. Die spe- 
zielle Situation der Arbeiterfamilie kann jedoch nur von ihrer mate- 
riellen Lage - und der sich daraus ergebenden Probleme - erfaßt wer- 
den. 


Als zahlenmäßig größte Gruppe Stellt die Arbeiterklasse knapp 13 Mil- 
lionen Erwerbstätigen (1967). Dabei verdienten Mitte 1968 86,2 % der 
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männlichen und weiblichen weniger als 800,-- DM netto monatlich. Nur 
0,5 % erhielten mehr als 1.200,-- DM, Die Frauen verdienten im Durch- 
schnitt ein Drittel weniger als ihre männlichen Kollegen, d.h. 

600,-- DM im Monat. (89) 


Vergleicht man das Bruttomonatseinkommen der Industriearbeiter und 
der Angestellten in der BRD von 1965 bis 1971, so ergibt sich folgen- 
de Einkommenssituation (90): 


Bruttomonatseinkommen (DM) Monatsverdienste (real) der Ar- 
2 beiter in % der Angestellten- 
Arbeiter Angestellte erdianste 
Jahr nominal real nominal real 


1965 819 591 917 701 8453 % 
1966 867 605 1046 730 82,9 % 
1967 862 593 1088 748 79,3 % 
1970 1161 739 1408 896 82,5 % 
1971 1278 71 1577 953 80,9 % 


"Ausschlaggebender als das Individualeinkommen und mithin relevanter 
Bezugspunkt für die Beurteilung der materiellen Lage der Arbeiter ist 
Jedoch das Einkommen der Arbeiterhaushalte. Von 1950 bis 1970 erhöhte 
sich das durchschnittliche reale monatliche Nettoeinkommen der Arbei- 
terhaushalte von DM 331,-- auf DM 968,-- und stieg damit beträchtlich 
mehr, als das reale, individuelle Nettoeinkommen der Arbeiter." (91) 
(Tabelle 92) 


Durchschnittliches monatliches Nettoeinkommen in Arbeiter- 
und AngesteTIten/Beantenhaushalten 1950 - 1970 in DM 


Jahr Arbeiter Angest. /Beamte 
Einkommen Einkom- Einkommen Einkom- Haushalts- Einkommen 
Je Haush men je je Haush. men je einkommen je Hh -Ange- 
Hh.-Ange- Hh.-Ange- d.Arb.in % hHörigen bei 
hörigen hörigen d.Wertes bei Arb. in % des 
Angest. /Be- Wertes bei Angest / 
amten Beamten 
Enns igninniziscnnengnerenrnnneTennähaienrerniutninetiejeitensimituiäsinsnissbneinnieh 
1950 331 331 101 a24 424 137 78,1 73,2 
1955 550 500 153 690 627 205 79,7 74,6 
1960 780 648 200 972 807 268 80,3 74,6 
1964 1036 774 243 1255 938 314 82,5 77,4 
1970 1519 968 308 1841 1173 396 82,5 77,8 


Bi en um u de I a 0. Aue Baal 2 uhr we aa 
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"Wird das Einkommen der Arbeiterhaushalte mit dem der AngestelIten/Be- 
amten-Haushalte verglichen, so ergeben sich nicht nur erhebliche Dif- 
ferenzen zuungunsten der Arbeiterhaushalte, sondern diese Differenzen 
erhöhen sich beim Einkommen je Haushaltsangehörigen noch erheblich, da 
ein Arbeiterhaushalt im Durchschnitt mehr Personen umfaßt als ein An- 
gestellten/Beamten-Haushalt." (93) 


Außerdem wird das Einkommen in Arbeiterhaushalten mit einer größeren Anzahl 
von Berufstätigen je Haushalt erworben. 1970 waren durchschnittlich in Arbei- 
terhaushalten 1,65, in Angestellten- und Beamtenhaushalten jedoch nur 1,48 
Personen beschäftigt. Auch viele Mütter müssen einen Teil zur Entlastung 
der finanziellen Situation mit beitragen. Waren 1950 bei den Angestell- 
ten 11,4 % der Ehefrauen berufstätig, so mußten bei den Arbeitern ins- 
gesamt 15,5 % der Ehefrauen mitarbeiten. 1966 dagegen betrug der Pro- 
zentsatz an erwerbstätigen Ehefrauen bei Angestellten 27,3 % und bei 
Arbeitern 35 %. Dieses Bild verändert sich in Familien mit Kindern 
nochmals: "31,2 % der Ehefrauen aus Arbeiterfamilien mit Kindern wa- 

ren 1966 berufstätig (..), während dies lediglich für 20 % von Müt- 

tern aus Angestelltenfamilien zutraf." (94) 


Wie teilen sich nun die Reproduktionskosten auf? Hierzu ziehen wir als 
Beispiel die Ausgaben von 4-Personen-Arbeitnehmer-Haushalten mit mitt- 
leren Einkommen heran (95): 


- in Prozent - 


1950 1955 1960 1965 1971 


Nahrungsmittel 46,4 41,4 38,3 34,0 28,6 
Genußmittel 5.8 6,565 60 558 
Wohnung 10.5:..19;4 10,4. 31,2 185,0 
Heizung und 

Beleuchtung 54 56 46 45 45 
Hausrat 446: 775% 841. 10,1. 10,3 
Bekleidung 13,6,- 13,7 13,5. 11,9 10,6 
Körperpflege 43 4,5 49 34 3,5 
Bildung und 

Unterhaltung Mer 8, 8, 855256 
Verkehr at A 9713 
Persönliche 3 y " 

Ausstattung a) 2,8 343 


Privater Ver- 
brauch 
insgesamt 100 100 100 100 100 


a) aufgrund veränderter Systematik seit 1964 
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Es zeigt sich also, daß die anteiligen Ausgaben für Nahrungsmittel, 

die 1950 noch beinahe die Hälfte ausmachten, bis 1971 auf weniger als 
ein Drittel zurückgegangen sind. Demgegenüber wuchsen die Ausgaben für 
Hausrat, Verkehr um das Doppelte, bzw. Fünffache. Der Faktor Wohnungs- 
miete fällt jedoch mit seiner Steigerung von 10,5 auf 15,0 % am schwer- 
sten ins Gewicht. Der Preisanstieg auf diesem Sektor erklärt sich aus 
den überdurchschnittlichen Steigerungen der Mieten, Grundstücks- und 
Baupreise . 


Deshalb befinden sich viele Wohnungen von Arbeitern in Vierteln, deren 
Häuser ein hohes Gebäudealter aufweisen, oder auch in Sanierungsgebie- 
ten, wo die Mieten am niedrigsten sind. Die schlechten sanitären Aus- 
stattungen und der,beengte Wohnraum kennzeichnen die Verhältnisse, un- 
ter denen sich die Arbeiterfamilien reproduzieren müssen. 


In diesen Arbeitervierteln fehlt es häufig an öffentlichen Einrichtun- 
gen und Dienstleitungen. Hierunter fallen Kindergärten, Gymnasien, 
Altersheime, Ärzte, etc. Dementsprechend niedrig ist auch in solchen 
Gebieten das allgemeine Bildungsniveau. "Die Haushaltsvorstände in 

den Sanierungsgebieten waren zu 73 % Volks- und Berufsschulabgänger,, 
in den Altbaugebieten waren es 62,4 % und in den Neubaugebieten 

44,6 %." (96) 


Unter welchen räumlichen Bedingungen sind Mieterwohnparteien von Ar- 

beiterhaushalten mit verschiedenen Familiengrößen untergebracht? Und 

wie schneiden Angestellten-/Beamtenhaushalte bei diesem Vergleich ab? 
Hierzu folgende Statistik: (1968) 


Anteil der jeweiligen Haushalte nach Haushaltsgrößen an den Mieter- 
wohnparteien der jeweiligen sozialen Schicht (in %) (97) 


Anzahl der Arbeiterhaushalte Angest./Beamtenhaushalte 
Räume Anzahl d. Personen Anzahl der Personen 


123 4 5u. mehr ı 2 3 4 5 und mehr 
N IT I IE 


. w2i1iq TER 
2 3816955 23 11 
3 33 52 40 30 20 34 41 24 12 6 
4 10 26 42 49 44 13 38 53 50 34 
5 undmerr 3 5 8 1530 3 12 19 36 60 


nn De ne N a 
100 % a) 


BE a en ne Eee 
d) Abweichungen von 100 % entstehen durch Auf- und Abrunden 


"Vergleicht man (...) die Haushaltsgröße mit der Raumzahl, so zeigt 
eS sich, daß bei sämtlichen Haushaltsgrößen die Arbeiterwohnungen , 
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aleichviel ob Miet- oder Eigentümerwohnungen" (laut Statistik von 

1968 haben 32 % von Arbeitern und 27 % von Angestellten/Beamten Eigen- 
tümerwohnungen), "durchschnittlich stärker als die Angest./Beamten- 
wohnungen belegt sind." (98) So wohnten 30 % der Arbeiterhaushalte 
mit 5 und mehr Personen 1968 in Mietwohnungen mit fünf und mehr Räumen 
und 26 % in eins bis drei Räumen. "Bei den entsprechenden Angestell- 
ten/Beamten-Haushalten waren dagegen 60 % in Mietwohnungen mit fünf 
und mehr Räumen und nur 8 % in Wohnungen der Größenordnung eins bis 
drei Räumen untergebracht." (99) 


Schließlich darf bei einer Beurteilung der Wohnverhältnisse nicht die 
Unterbringung in Notunterkünften vergessen werden. Auch hier stellten 
1957 die Arbeiterhaushalte mit 41,8 % den weitaus höchsten Anteil der 
Haushalte, während die Angestellten nur 12,7 % ausmachten. Dies sind 
die letzten verfügbaren Angaben, da der Begriff "Notwohnung" durch den 
der "Wohngelegenheit" ersetzt worden ist und hierdurch das "Obdachlo- 
senproblem" statistisch nicht mehr erfaßt werden kann. 


Im folgenden Abschnitt wollen wir nun auf die Situation der 15 von uns 
interviewten Heimjugendlichen zu sprechen kommen: von ihnen waren fünf 
von frühester Jugend an im Heim aufgewachsen, die übrigen zehn kamen 
im Alter zwischen 13 und 17 Jahren ins Heim. Sie alle konntenuns kei- 
ne genauen Angaben zu den Einkommensverhältnissen ihrer Eltern machen. 
Die Berufe der Eltern lassen aber Rückschlüsse auf die finanziellen 
Verhältnisse zu und gliedern sich wie folgt: Von den 15 Jugendlichen 
waren 10 der Eltern (Väter Mütter) Hilfs- oder angelernte Arbeiter 
(Beifahrer, Putzfrau, Gelegenheitsarbeiter, etc.); 4 Väter waren Fach- 
arbeiter (wie Bauschlosser, Dreher, etc.) und 3 fielen unter "Sonsti- 
ge" (Vertreter, Büroangestellte und selbständig - Gebäudereinigung -). 
In direkter Verbindung mit den Berufen muß - wie wir bereits im voran- 
gegangenen Kapitel aufgezeigt haben - auch die Wohnsituation gesehen 
werden. 


Die 10 Jugendlichen, die in ihrer späteren Entwicklungsphase erst ins 
Heim gekommen waren, schilderten die familiäre Wohnsituation folgender- 


maßen: 


Jugend- Wohnsituation Anzahl Anzahl der 

licher der Räume Personen 

A Eigenes Haus 5 Zimmer 10 

K Wohnung (auf gepach- 8 . 7 
tetem Campingplatz) 

D Werkswohnung ? ("Wohung war 4 

gut") 

pP Wohnung 5 Zimmer 7 

J Wohnung 3 hi 9 

G Wohnung 3, Kü.,Bad 10 

M Wohnung 3, Kü.,Bad 4 

E Obdachlosensiedlung 2 1/2 Zimmer 10 

H Verlust einer Wohnung (12 Jahre) 


mit Umzug in Obdachlo- 
sensiedlung; jetzt 
Sozialwohnung 
N Verlust einer Postwoh- 4 Zimmer 12 
nung; jetzt Notunterkunft 
= NT = 


Jugend- Wohnsituation Anzahl Anzahl der Per- 


licher d. Räume sonen 
A Eigenes Haus 5 Zimmer 10 
K Wohnung (auf ge- 8.7 7 
pachtetem Campingpl.) 
D Werkswohnung ? ("Whg. war gut") 4 
P Wohnung 5 Zimmer 
J Wohnung 3 9 
G Wohnung 3, kü. Bad 10 
M Wohnung 3, Kü. Bad 4 
E Obdachlosensiedlung 2 1/2 Zimmer 10 
H Verlust einer Whg. mit 2 n 10 
Umzug in Obdachlosen- (12 Jahre) 
siedlung; jetzt Sozial” 
wohnung 
N Verlust e. Postwhg.; 4 Zimmer 12 


jetzt Notunterkunft 


Daß die oben beschriebenen, beengten Wohnverhältnisse keine Ausnah- 
me sind, möchten wir anhand einer Untersuchung von 6.000 Kreuzberger 
Kindern (1960) belegen. Das Resultat dieser Untersuchung war: "Jeder 
achte Schüler im Bezirk Kreuzberg hat kein eigenes Bett. Jeder dritte 
Schüler verfügt zu Hause weder über einen Arbeitsplatz, noch über ei- 
ne Spielecke. Nur jeder zehnte Schüler hat ein eigenes Zimmer. Fast 
40 % der Schüler dieses Bezirks leben in einer Wohnung, In der es 
keine Toilette und kein Bad gibt. Dreiviertel aller Schüler leben in 
Kleinwohnungen mit eins bis zwei Räumen. In Einraumwohnungen mit Kü- 
che wohnen in 39 % aller untersuchten Fälle drei Personen, 25 % aller 
Fälle müssen mit drei weiteren Familienangehörigen eine Einzimmerwoh- 
nung teilen. In 15 % aller Fälle leben 5, 6 und mehr Personen in ei- 
ner Einzimmerwohnung. 76,4 % aller Befragten gaben an, daß sie weder 
einen Balkon noch einen Garten besitzen. 41 % aller Kinder kommen aus 
Tichtlosen Hinterhäusern." (100) 


Bei diesen Wohnverhältnissen sind die psychischen Reproduktionsmög- 
lichkeiten minimal bis null. So ist es nicht verwunderlich, daß je- 
der dritte Schüler unter Nervosität und jeder sechste unter Schlaf- 
Störungen litt. "34 % der Mütter sind berufstätig und bis zu zehn 
Stunden nicht zu Hause. Fast die Hälfte der Kinder berufstätiger Müt- 
ter sind Schlüsselkinder, die weder von Nachbarn, noch von Großeltern, 
noch von einer Kindertagesstätte betreut werden." (101) 


1.3. Die Arbeiterfamilie als Terrorzusammenhan 


Wie aus den vorausgegangenen Kapiteln ersichtlich ist, läßt die öko- 
nomische Situation der Familien der Jugendlichen die Zugehörigkeit 


a 


zur Arbeiterklasse erkennen. Daß es sich bei dıesen Familıen Jedoch 
nicht um "ideal-typische" Arbeiterfamilien handeln kann, ir der die 
Väter für die Beschaffung der Reproduktionskosten und die Mütter für 
Haushalt und Kinderaufzucht zuständig sind, z :igen folgende Daten: 

Von den 10 Jugendlichen kam lediglich einer aus vollständiger Familie. 
Von den übrigen war einer Vollwaise (seine Mutter starb, als er 5 Jah- 
re, sein Vater als er ]/ Jahre alt war), einem anderen Jugendlichen war 
die Mutter gestorben und sieben Jugendliche kamen aus geschiedenen, 
bzw. getrennten Ehen. 


Anschließend wollen wir einen Einblick in die Reproduktionsbedingun » 
gen der Arbeiterfamilie geben, die bei den befragten Jugendlichen 

- wie wir noch sehen werden - zum Schauplatz psychischer und physi- 
scher Konflikte werden. 


In der Arbeiterfamilie kann der Vater "aufgrund seiner Funktion ais 
Broterwerber eine patriarchalische Stellung beanspruchen. Die Macht- 
stellung des Vaters gegenüber Frau und Kindern wird durch seine Roile 
als ökonomischer Versorger der Familie gestützt. Obwohl in der Arbei- 
terklasse mehr Mütter berufstätig sind als in höheren Schichten, qae- 
winnt die Frau ihr Selbstverständnis primär aus der Tatsache, daß sie 
den Haushalt führt und die Kindererziehung in die Hand nimmt." (102' 


Entsprechend ihrer Rolle soll sie die materielle und psychische Repro- 
duktion ihres Mannes garantieren und versuchen - solange sie nicht ' 
selbst berufstätig ist - die Widersprüche der Produktionssphäre von 
der Familie fernzuhalten. Ist die Frau durch die materiellen Umstände 
jedoch gezwungen, mitzuarbeiten, so untergräbt sie die dominierende 
Rolle des Mannes. Die Faktoren der permanent drohenden Arbeitslosig- 
keit, der Tätigkeiten mit unqualifiziertem Charakter, die kein Pre- 
stige verleihen und sich kaum von denen von Frauen unterscheiden, ge- 
fährden das Patriarchat in der Familie. D.h. die Produktionsweise, 

die den Rahmen für die Berufstätigkeit des Mannes steckt, die patria- 
chalischen Beziehungsmuster ständig in Frage stellt. 

"Die Arbeitsituation des Mannes bietet kaum Chancen persönlicher Ent- 
faltung, sie erlaubt keine Vergegenständlichung von Bedürfnissen. Die 
Arbeit ist fremdbestimmt, ausgeprägte formelle und informelle Kontrol- 
len erzwingen Abhängigkeit und Unterordnung. Die vom Übergang des Kapi- 
talverwertungsinteresses über den Arbeitsprozess geprägte Produktion 
legt fest, wie die Ware Arbeitskraft eingesetzt wird, ohne daß der Ar- 
beiter, der sie zu verkaufen gezwungen ist, dabei wesentlich mitbe- 
stimmen kann." (103) 


Der Mann entschädigt sich für diese destruktiven Arbeitsbedingungen, 
indem er sich der Familie zur physichenund psychischen Entlastung und 
zur Rekonstruktion der Arbeitskraft bedient. Außerdem gelingt es ihm 
durch sie, seine durch die unmenschliche Arbeitsorganisation bedrohte 
Identität zu stabilisieren. Der Arbeiter "braucht ein Ventil, durch 

das er all das, was er während seiner Arbeit in sich hineinfressen muß 
ablassen kann. Er beschimpft und schlägt sein Kind und meint damit i 
ERS HUIgB seinen Antreiber, Aufseher und Kapitalisten im Betrieb." 
(104 


In der Familie sind die Produktion von Arbeitskraft (worunter wir die 
Aufzucht von Kindern verstehen) und die Reproduktion von Arbeitskraft 


11 & 


(das ist die Regeneration der berufstätigen Eltern) miteinander ge- 
koppelt. Hier vermitteln die Arbeitereltern im Erziehungsprozess ihren 
Kindern Verhaltensdispositionen, die den eigenen gleichen, "zu denen 
sie selbst aufgrund ihrer Stellung im kapitalistischen Produktions- 
prozess, gezwungen werden."(105) 


Um ein Beispiel zu geben, möchten wir auf die Anforderungen hinweisen, 
mit denen der Arbeiter in der Produktionssphäre blind Folge leisten 
muß. Selbständiges Handeln ist ihm untersagt. Er muß sich vorgegebenen 
Regeln unterwerfen, die seine eigenen Bedürfnisse nicht berücksichti- 
gen. Dieses selbe Verhalten, das von ihm in der Fabrik verlangt wird, 
erwartet er zu Hause von seinen Kindern. Deshalb fallen unter die 
wichtigsten Erziehungsziele von Arbeitereltern Kriterien wie Gehorsam, 
Ordnung und Sauberkeit. "Der Ohnmacht und Abhängigkeit der Eltern ge- 
genüber der etablierten gesellschaftlichen Herrschaft entsprechend wird 
besonders auf Respekt gegenüber der Autorität insistiert." (106) 


Anders ausgedrückt könnte man also sagen, daß die Sozialisation des Ar- 
beiterkindes gleichzeitig eine permanente Resozialisierung der Arbei- 
tereltern darstellt. So unterdrücken sie bei ihren Kindern all die 
Verhaltensweisen und Triebe, die sie selbst nicht ausleben dürfen, um 
der Rationalität des Kapitals gerecht zu werden. Dabei verformen sie 
die kindliche Psyche auf eine Art, die das Kind später nach seinem 
rss in die Produktion zu entfremdeter Arbeit bereits vorbestimmt 
at. 
Die in der familiären Erziehung vermittelten Normen und Wertvorstel- 
lungen, deren Durchsetzung an die unmittelbar erfahrbaren Zwänge der 
Lebenssituationen gebunden sind und in direkten Formen der Bestrafung 
ihren Ausdruck finden, bleiben für das Kind jedoch extern, da der Zweck 
der Strafmaßnahme nicht vermittelt wird und somit dem Kind nicht ver- 
ständlich ist. "Der Grad der Verinnerlichung von Verhaltensforderungen 
der Eltern ist also beim proletarischen Kind geringer .... So wird 
beispielsweise ein Kind für wilde Spiele in der Wohnung bestraft, wenn 
die Unordnung zu groß wird oder Lärm unertäglich, während das gleiche 
Verhalten auf der Straße akzeptiert wird, weil es nicht diese Konse- 
Quenzen hat." (107) 


Ebenso wie der Vater das Ausmaß seiner Unterdrückung in der Fabrik in 
der Familie tabuisiert, um seine Autoritätsansprüche durchsetzen zu 
können, verändern die Kinder ihr unterwürfiges, konformes Verhalten, 
sobald der Vater außer Haus ist. Der Triebstau der Kinder entlädt sich 
dann in Unfug, Zerstörungssucht und Streitereien, wenn Kontrol Imecha- 
n1smen ausfallen. 

Nicht nur die psychische Verstümmelungen der Eltern, die aus entfrem- 
deter Arbeit resultieren, auch die materiellen Bedingungen in der Re- 
produktionssphäre" (108) erzwingen also massive Verhaltenseinschrän- 
kungen und harte Disziplinierungstechniken. Das enge Zusammenleben auf 
engem Raum verlangt Ruhe und Rücksicht. "Aber diese Ruhe und Rücksicht 
wird mit brutaler Selbstverständlichkeit in erster Linie von den klei- 
nen und unbedeutenden Familienmitgliedern geganüber den älteren und 
Stärkeren gefordert." (109) Wehrt sich ein Kin« gegen die Anpassung an 
die gegebenen Bedingungen, so wird der Widerstand brutal und autori- 
tär gebrochen. Hierdurch ist es möglich, das äußerst wichtige famili- 
äre Gleichgewicht zu erhalten, das die gesellschaftlichen Über- und 
Unterordnungsverhältnisse reproduziert. 
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In den vollständigen Familien ist der Mann den größten Teil des Tages 
außer Haus, um Geld zu verdienen. Wenn er dann abends in die Familien 
zurückkehrt, so stört er, denn er will verwöhnt, versorgt werden und 
besteht auf seinem Recht auf Entspannung. "Der irrationale Machtan- 
spruch, mit dem der Vater in der Familie auftritt, produziert bei der 
Frau teilnahmslose Distanz, emotionale Kälte, offene oder versteckte 
Feindseligkeit. Das geringe soziale Ansehen des Mannes und seine be- 
grenzte Fähigkeit, die Familie ausreichend materiell] zu versorgen, 
schaffen eine Diskrepanz zwischen autoritärem Anspruch und realer Hilf- 
losigkeit." (110) 


Da der Vater fordernd oder gleichgültig erscheint, zwingt er die Kin- 
der, liebevolle Zuwendung primär von der engen Beziehung zur Mutter 
zu erhoffen. Gerade diese relativ enge Bindung zwischen Mutter und 
Kind (bei Söhnen trifft dies in besonders starkem Maße zu!) führt je- 
doch zu Rivalitätskonflikten des Vaters mit den Kindern. "Der von der 
Arbeit erschöpfte Vater will, daß seine Frau ihn nach Feierabend... 
wie den Kindern als fürsorgliche Instanz begegnet, wodurch seine Kin- 
der zu seinen Rivalen werden. Die erotisch getönten Kontakte zwischen 
Mutter und Sohn machen den Sohn in gewisser Weise zum sexuellen Riva- 
len des Vaters, weshalb diesem die Aggressivität des Vaters in beson- 
derem Maß gilt..." (111) 


Die Frau ist von der autoritären Haltung des Mannes, die ihm als Deck- 
mantel seines Infantilismus dient, enttäuscht, da sie in krassem Ge- 
gensatz steht zu ihrem Wunsch nach einer väterlichen Fürsorglichkeit. 
Sie möchte sich - genau wie ihr Mann - nach der ermüdenden Arbeit an 
einen Ehepartner anlehnen können, der die fürsorgliche elterliche Au- 
torität darstellt. Denn in den meisten Fällen kommen beide Ehepartner 
aus Arbeiterfamilien, in denen sie nicht zur Selbständigkeit, sondern 
zur Unterordnung erzogen wurden. Dies ist ein spezifisches Erziehungs- 
ziel bei weiblichen Jugendlichen, die auf ihre zukünftige Frauenrolle 
hingetrimmt werden. 


Die Rollen von Mann und‘Frau verändern sich, sobald der Vater nicht 
mehr in der Lage ist, die Familie zu ernähren. Da "die Mutter in die- 
sen Fällen selbst zur Arbeit gezwungen ist, gewinnt ihre Person inner- 
halb ihrer Familie an Gewicht und parallel dazu - also allgemein mit 
sinkender Berufsposition des Vaters - verliert er innerhalb der Fami- 
lie an Bedeutung." (112) Also "je trostloser die sozialen Lebensbe- 
dingungen in der Unterschicht,desto mehr tritt der Vater in den Hin- 
tergrund, wird die "Mum" die zentrale Figur." (113) 


So heißt es bei einem von uns befragten Jugendlichen A. auf die Fra- 
ge des Interviewers, ob sein Vater streng sei: "Was heißt streng? 

Wenn er sagt, der Rhein fließt den Berg rauf, dann fließt er halt den 
Berg rauf. Ich akzeptier das halt nicht." Und auf die Frage nach der 
Mutter meinte er: "Meine Mutter gibt zu Hause zwar den Ton an. Auf 

der einen Seite spielt sie immer den großen Beschützer und hängt sich 
dazwischen, daß er nicht soviel rummeckert, der Alte. Aber auf der an- 
deren Seite ist sie diejenige, die alle ins Heim gebracht hat, weil 
sie immer aufs Jugendamt gerannt ist." Ein anderer Jugendlicher H. 
schildert den sozialen Abstieg, der durch Krankheit seiner Mutter ver- 
ursacht worden war, folgendermaßen: "Meine Mutter war ein halbes Jahr 
krank und konnte nicht mehr arbeiten. Mein Stiefvater, ich weiß nicht, 
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was der getrieben hat, der hat nur ab und zu gearbeitet. Da mußten wir 
aus der Wohnung und kamen zu den Obdachlosen." 


Obwohl in den Familien also negative Kommunikations- und Verhaltens- 
strukturen entwickelt werden, die allgemein als autoritäre und lust- 
feindliche charakterisiert werden können, stellt die Familie einen 
Schonraum gegenüber einer feindlichen Umwelt dar. Denn in dieser Insti- 
tution wird affektive Entlastung gewährt. 


Um diesen Schonraum zu retten müssen Konflikte Heruntergespielt, die 
Familienmitglieder an Rollen fixiert und die Verbundenheit der Fami- 
lienmitglieder überbetont werden. Die Widersprüchlichkeit zwischen 
einem autoritären Jater und einer dominanten Mutter, die typisch für 
die Arbeiterfamilie ist, "verweisen auf unausgewogene Beziehungsmuster 
und die Existenz offener oder verschleierter Machtkämpfe zwischen den 
Arbeitereltern. Diese Inkongruenz der Interessen der Erwartungen und 
Bedürfnisse zeitigt Ehespaltungen mit permanenten offenen Konflikten 
zwischen den Ehepartnern oder Strukturverschiebungen in der Ehe, bei 
denen sich ein Partner dem anderen willenlos unterwirft, um unerträg- 
lichen Dauerkonflikten auszuweichen." (114) 


So beschrieb der Jugendliche D das Verhältnis zwischen Stiefmutter und 
Vater wie folgt: "Ja, das Verhältnis war doch ziemlich angespannt. 
Weil mein Vater auch irgendwie so'n Typ war, dem man nicht quer kommen 
konnte, dem man nicht sagen konnte 'Du machst das und das'. Und das 
war halt so die Art von meiner Stiefmutter, daß sie jeden bevormunden 
wollte, und das hat auch mal'ne Schlägerei zwischen den beiden gege- 
ben, wo meine Mutter dann mit einem Schürhaken auf meinen Vater losge- 
gangen ist und mein Vater sie dann trotzdem noch verprügelt hat. Und 
er dann die Schlafzimmertür aufgebrochen hatte, als sich meine Mutter 
eingeschlossen hatte." 


Der Jugendliche G, dessen Vater als Alkoholiker in der Nervenklinik 
ist, schilderte uns die familiäre Situation: der Vater verprügelte 
Mutter und Kinder mit dem Totschläger und brach der Mutter damit das 
Nasenbein. 

Int.: Warum hat er einen Totschläger gehabt? a 

G: Ja, weil der Schiß gehabt hat! Der hat aus Angst sich so'n Ding ge- 
kauft. Und im Suff hat er auf uns draufgehauen. 


Zur Frage, weshalb ihre Familie denn auffällig geworden wäre, sagt G: 
Weil die Nachbarin sich immer beschwert hat. Mein Alter ist immer im 
Suff an Nachbars Tür und hat mit dem Beil da rumgehackt. Da ist der 
im Haus rum mit der Axt, da haben sie sich bei den Nassauischen Heim- 
Stätten beschwert: 'der Mann schlägt seine Kinder' und da hat sich 
das Sozialamt eingeschaltet." 

In dieser Familie kommt die Hierarchisierung stark zum Ausdruck: Der 
Vater Schlug Mutter und Kinder, die älteren Kinder die kleinen, und 
alle schlugen den Hund. 


Für viele Jugendliche erscheinen Väter als "zweite Ware". Für manche 
sind sie nur 1,60 m groß, spielen den "großen Macker" oder es heißt: 
Der kriegt Muffensausen, wenn ich heimkomme." 

Mehr oder weniger alle Jugendlichen berichteten von Schlägereien in 
der Familie. So schilderte der Jugendliche K seine Auseinandersetzun- 
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gen mit seinem Vater: "Eines Tages hab ich so'n Krach mit ihm gehabt, 
da haben wir uns zu Hause geprügelt. Dann bin ich zum Fürsorgeanmt. 
Zum Fürsorger habe ich gemeint, ich möchte gerne von zu Hause weg. Da 
haben sie gemeint, das können sie machen. Da haben sie mit meinem Va- 
ter nochmals geredet. Mein Vater war erst nicht mit einverstanden und 
da bin ich erst noch eine Woche zu Hause geblieben. Dann ging's wie- 
der los. Da haben wir wieder eine kleine Schlägerei gehabt, wo er mir 
an die Gurgel gegriffen hat und lauter so Scherze. Und da bin ich von 
zu Hause weg und auf die Polizei. Erst einmal Anzeige erstattet wegen 
Körperberletzung, dann bin ich wieder aufs Fürsorgeamt. Dann haben 
sie mich hierher (ins Heim) gebracht." 

Die Mütter gewinnen für die Jugendlichen eine ambivalente Rolle. Auf 
der einen Seite ist sie emotionale Kontaktperson. Andererseits sitzt 
sie "zwischen den Stühlen", ist diejenige, die die Kinder ins Heim 
bringt oder sie läßt sich vom Stiefvater "gegen den eigenen Sohn" auf- 
hetzen. Das Krasseste bestand bei dem Jugendlichen K, dessen Mutter 
aus der Misere flüchtete: "Ja, sie hat nur zu mir gesagt, weil ich 
schon ziemlich selbständig war: 'Hier ist Essen. Mach's den Kindern. 
Ich geh arbeiten.' Dann kam sie halt nicht mehr wieder." 


Es ist allerdings sehr schwer bis praktisch unmöglich, die Probleme 
und Konflikte der Familienmitglieder innerhalb der Familie aufzufan- 
gen. Dies zeigt der hohe Prozentsatz von ehelichen Konflikten, abwe- 
senden Vätern, Vernachlässigungen der Kinder, der Alkoholismus und 
die Delinquenz mit anderen Formen abweichenden Verhaltens. "Nach ame- 
rikanischen Erhebungen, deren Ergebnisse wahrscheinlich auf deutsche 
Verhältnisse übertragen werden dürfen, nehmen Scheidungen, auch Tren- 
nungen zu, je geringer die schulische Vorbildung und das Einkommen 
der Ehepartner sind. Außer den Konflikten, die sich aus der sozio-Öko- 
nomischen Situation in den Unterschichten ergeben, müssen zur Erklä- 
rung sicher wieder die Rollenauffassungen, und zwar die relativ star- 
ren Rollenauffassungen... sowie die geringere Kommunikations- und Aus- 
sprachefähigkeit der Partner herangezogen werden." (115) 


Eine Lösung für das Problem "Familie" wird es erst dann geben können, 
wenn die soziale Beziehung nicht mehr durch die Produktionsbedingun- 
gen verkrüppelt wird und auch für die Arbeiter real die Möglichkeit 
besteht, sich an Formen anderen Zusammenlebens aktiv zu beteiligen. 
Dies wird jedoch erst mit der Rekonstruktion der Arbeiterbewegung und 
der mit dieser verbundenen Öffentlichkeit möglich sein. 


2. HEIMSOZIALISATION 


Bevor wir die Bedingungen der Heimerziehung näher darstellen und die 
Voraussetzungen, die zur Heimeinweisung führen, möchten wir einige 
statistische Erhebungen voranstellen, die aufzeigen sollen, was für 
Heime es gibt und für wen sie bestimmt sind. 
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In der BRD gab es Ende 1969 333 Säuglingsheime mit 12.171 Plätzen. Et- 
wa die Hälfte der Kinder bleiben mehr als sechs Monate im Heim. 


Ende 1969 befanden sich 47.677 Minderjährige in Fürsorgeerziehung (FE) 
und in Freiwilliger Erziehungshilfe (FEH). Sie waren in der Mehrzahl 
in Erziehungsheimen (29.091), in der Minderzahl in eigenen Familien 
(9.416), zum kleinen Teil in fremden Familien (3.520) untergebracht. 


Die Minderjährigen, die im Jahre 1969 in Fürsorgeerziehung kamen, 
stammten aus: 


unvollständigen Familien 52,5 % 


Die Dauer der Heimerziehung betrug bei endgültig FE Entlassenen: 


bei 20,0 % 0-12 Monate 
bei 57,7 % 1- 3 Jahre 
bei 24,9 % 3-10 Jahre 


In der FE sind die kurzen Heimaufenthalte selten, die Unterbringung 
bis zu drei Jahren häufig. 


Minderjährige in der FE wechseln häufig die Heime: 


57,1% waren in 1 Heim 

27,1% e> v 2 Heimen 

9,8% n 1 3 

6,0 % " a 4 und mehr Heimen 


Bei den im Rahmen der Freiwilligen Erziehungshilfe 1969 in Heime über- 
nommene Minderjährige zeigen sich etwas günstigere Verhältnisse, aber 
ähnliche Tendenzen. 


Die Minderjährigen, die im Jahre 1969 in Freiwillige Erziehungshilfe 
kamen, stammten aus: 


vollständigen Familien 34,4 % 
geschiedenen Ehen 26,8 % 
nichtehelich Geborene 22,4% 
Halb- und Vollwaisen 13,2 % 


Die freien Träger sind: Diakonisches Werk, Caritasverband, Paritäti- 
scher Wohlfahrtsverband, Arbeiterwohlfahrt, Zentralwohlfahrtsstelle 
der Juden in Deutschland und das Deutsche Rote Kreuz. Letztere beiden 
spielen in der Heimerziehung keine Rolle. Die freien Träger erhalten 
ein Fünftel Zuschüsse (das sind 225,6 Mill.) vom Gesamtjugendhilfeauf- 
wand (1.141,2 Mill.). 


Wie aus der Statistik zu ersehen ist, sind das Säuglings-,und Schü- 


ler- und Jugendwohnheim (Lehrlinge) mit der höchsten Anzahl an Heim- 
plätzen vertreten. Dazu noch spezifischere Angaben vom Bundesminister 
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für Jugend, Familie und Gesundheit. (117) 

Unterbringung in Heimen nach 3 5 und $ 6 JWG (vor allem Kinder- und 
Säuglingsheime): Im Rahmen der "Hilfe zur Erziehung" waren am 

31. 12. 1969 62.092 Minderjährige in Heimen untergebracht (dagegen 
33.376 Minderjährige in Familien). Anlaß der Unterbringung waren bei: 
"Erziehungsmängel": 49,4 % "äußere Anlässe": 50,6 % 


Davon kamen aus: 


vollständigen Familien 17,9% 
geschiedenen Ehen 21,2% 
dauernd getrennt lebenden Eltern 1,2.% 
nichteheliche Kinder 43,5% 
Halb- und Vollwaisen 10,2 % 


Von den Minderjährigen waren: 


Jünger als 6 Jahre 34,4 % 
bis einschl. 14 Jahren 54,5 % 
zwischen 15und 21 Jahren 

(Jugendliche und Heranwachsende) 11,1% 


Die Dauer der Heimerziehung betrug bei endgültig FEH Entlassenen: 


bei 32,2 % 0-12 Monate 
bei 45,2 % 1- 3 Jahre 
bei 21,6 % 3-10 " 


Die Minderjährigen in der FEH wechselten in Heime: 


68,6% waren in 1 Heim 
1,5%" a 2 Heimen 

De zu 

3,3% J " 3 und mehr Heimen 


Dazu Vergleiche zu unserer Untersuchung 


Von 15 Jugendlichen, die wir befragten, waren fünf "Dauerheimkinder". 


Davon waren bis zu ihrer jetzigen Heimeinweisung: 
? in 2 Heimen 
2 in 3 Heimen 
1 in 4 Heimen 
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Familiensituation der "Dauerheimkinder"; 


unehelich Geborene 3 Jugendliche 
aus geschiedenen Ehen 1 Jugendlicher 


die ganze Familie zeigt Geistes- 
störungen auf 1 Jugendlicher 


Alle fünf Jugendlichen kamen im Alter von 0-5 Jahren ins Heim und 
blieben dort mindestens 10 Jahre. 


Die anderen 10 Jugendlichen kamen alle im Alter zwischen 13 und 17 Jah- 
ren ins Heim. Sie konnten uns nicht immer angeben, ob sie unter FE 
oder FEH ins Heim kamen. Vorwiegend stehen sie aber alle unter FEH. 
Von den 10 Jugendlichen waren: 


6 in 1 Heim 
4 in 2 und mehr Heimen 


Familiensituation der Jugendlichen: 


aus geschiedener Ehe 6 Jugendliche 
Voll- und Halbwaisen 3. 


aus Familien, die erhebliche 
Schwierigkeiten hatten (z.B. 
Konflikte mit dem Stiefvater) 1 Jugendlicher 


Alle 10 Jugendlichen sind seit einem dreiviertel Jahr und drei Jahren 
im Heim. 


2.2. Zur Heimsozialisation von Säuglingen und Kleinkindern 


Ist die Entwicklung der Erziehung eines Kindes zur "leiblichen, see- 
lischen, gesellschaftlichen Tüchtigkeit" (JWG & 1) nicht gewährleistet, 
so tritt die "Öffentliche Erziehung" in Form von Heimerziehung in Er- 
scheinung. Im Gegensatz zu Jugendlichen, die erst in einem späteren 
Alter in ein Heim kommen und somit einen bedeutenden Teil ihrer So- 
zialisation in ihrer Familie erleben, unterliegen die sogenannten 
"Dauerheimkinder" oder "Heimkinder" (sofern sie nur vorübergehend in 
ein Heim kommen) schon oft mit Geburt an der Erziehung bzw. Soziali- 
sation der Heime, Die damit verbundene benachtei ligte Entwicklung und 
die daraus entstehenden Entwicklungsschäden werden unter dem Begriff 
"Hospitalismus" zusammengefaßt. Unter "Hospitalismus" versteht man 
schwere geistige, körperliche und psychische Rückstände. Die schlimm- 
ste Form ist die von Rene Spitz beschriebene "Anaklitische Depressi- 
on" (118), die sich wie folgt darstellt: Furchtsamkeit, Traurigkeit, 
Weinerlichkeit, Mangel an Kontakt, Ablehnung der Umwelt, Kontaktver- 
weigerung, Entwicklungsverzögerung, Verzögerung der Reaktionen, Ver- 
langsamung der Bewegungen, Schwermut, Stupor ( Regungslosigkeit), 
gleichförmige Bewegungen, Appetitlosigkeit, Nahrungsverweigerung, 
Gewichtsverlust, Schlaflosigkeit, Anfälligkeit für Infektionskrankhei- 
ten. Stellt man diesen Folgeerscheinungen aus der Heimerziehung für 
Säuglinge und Kleinkinder den Anspruch des Gesetzgebers gegenüber, der 
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lautet: "Recht auf Erziehung zur leiblichen, seelischen und gesell- 
schaftlichen Tüchtigkeit" und "überträgt man diese Formulierung in den 
wissenschaftlichen Sprachgebrauch, dann handelt es sich in JWG 8 1.1 
um eine Garantie "normaler" Sozialisationsbedingungen bzw. um eine 
Garantie von Sozialisationsbedingungen im Rahmen der "Durchschnitts- 
erwartungen"." (119) 


Als Grundlage zu einer Beurteilung der Sozialisationsbedingungen im 
Rahmen der "Durchschnittserwartungen","dienen die Einsichten der Psy- 
choanalyse, die als allgemeine Entwicklungslehre des Psychischen das 
Schicksal der menschlichen Triebausstattung, ihre Transformation, Zäh- 
mung und Kanalisierung auf dem Wege zur Strukturierung und Sozialisie- 
rung der Gesamtperspn verfolgt. Sie hat die fundamentale Bedeutung 
nachgewiesen, die bei diesem Prozeß dem Objekt (der Beziehungsperson) 
zukommt, und zwar sowohl in negativer Hinsicht über Frustrationen, 
Fixierungen usw. mit pathologischen Ausgängen als auch in positiver 
Hinsicht auf dem Wege zur Bewußtseinsfähigen Regulation des Verhaltens 
und zur Soziabilität. Triebregungen, die dem Einfluß von Objektbezie- 
hungen nicht unterliegen oder ihm frühzeitig entzogen werden, bleiben 
von der Sozialisierung ausgenommen. Die Einflußnahme auf die mensch- 
liche Triebausstattung ist psychologisch nur über das Objekt möglich. 
Eine weitere wesentliche Einsicht in die genetischen Zusammenhänge 

ist die, daß dabei "die Erlebnisse der ersten fünf Jahre einen bestim- 
menden Einfluß auf das Leben nehmen, dem sich nichts Späteres widerset- 
zen kann" (Freud) (120). 


Dem öffentlichen Anspruch nach, einen "Erziehungersatz" zu gewährlei- 
sten, wenn die Mutter oder Familie unfähig ist, dem Kind eine "gerech- 
te Erziehung" zu geben, was vorwiegend ökonomisch zurückzuführen ist, 
wird nicht stattgegeben. Hingegen wird dem Kind erst durch die Heim- 
erziehung eine weitere gesellschaftliche Benachteiligung auferlegt. 

"Es zeigt sich, daß das Anstaltsmilieu extrem pathogen wirkt. Aus Heim- 
kindern rekrutiert sich später ein beträchtlicher Teil der sogenann- 
ten sozial randständigen Bevölkerung, deren Kinder wiederum in die öf- 
fentliche Erziehung übernommen werden. "Die öffentliche Erziehung ist 


danach eine Agentur zur kontinuierlichen Reproduktion von Asoziali- 
„. 21) 


Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit äußert sich zu 
Hospitalismus" folgendermaßen: "Vorliegende Forschungen deuten darauf 
hin, daß zumindest längerdauernder Heimaufenthalt mit zumeist irrepa- 
rablen Schädigungen in der Gesamtentwicklung der Kinder verbunden ist. 
So zeigten in einer Untersuchung 70 % der untersuchten Kinder nach 
mehr als sechsmonatigem Heimaufenthalt erhebliche Rückstände im Bereich 
der Sprach- und Sozialentwicklung und zwar in der Mehrzahl der Fälle 
Rückstände von etwa 45 %, d.h. von fast der Hälfte des normalen Ent- 
wicklungsstandes. Nur 2,6 % der untersuchten Kinder wiesen nach sechs- 
Monatigem Heimaufenthalt noch ein ihrem Lebensalter entsprechendes 
Entwicklungsniveau auf. Die Einsicht in die "Hospital ismusgefährdung" 
führte in den letzten Jahren mehr und mehr dazu, die eigentlichen 
Säug] ingsheime aufzulösen bzw. sie in Kinderheime zu integrieren und 
dort durch entsprechende Organisations- und Pflegeformen, z.B. durch 
familienartige Gruppen, für hinreichende Sozialkontakte und Pflegezu- 
wendung zu sorgen." (122) Das schon in verschiedenen Heimen der BRD 
durchgeführte "Familienprinzip", gewährleistet zwar, daß der Heimwech- 
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sel reduziert wird (Säuglingsheim, Heim für Kleinkinder, Kinderheim, 
Jugendheim und Lehrlingsheim), ebenso, daß die Massenunterbringungen 
durch überschaubare Familiengruppen ersetzt werden; sie gewährleistet 
aber nicht eine konstante "Objektbeziehung". Unkonstant ist sie allein 
schon dadurch, daß die Fluktuation des Heimpersonals erheblich groß ist 
und andererseits die Beziehung der Erzieher zu den Kindern auf der 
Grundlage eines Vertragsverhältnisses steht, (Arbeitsvertrag) was immer 
aufgelöst werden kann. 


Auch die von uns fünf befragten "Dauerheimkinder" wiesen ebenso solche 
Verhaltensweisen auf wie z.B. Kontaktverweigerung, Mangel an Kontak- 
ten, Verzögerungen der Reaktionen etc. Bei einem Jugendlichen war uns 
nicht bekannt, ob seine rückständige Entwicklung auf seine Heimsozia- 
lisation zurückzuführen war oder ob seine Verhaltensstörungen famili- 
äre Ursachen waren, da wir aus den Aussagen des Jugendlichen entnahmen, 
daß sämtliche Familienmitglieder Störungen im geistigen und psychichen 
Bereich aufwiesen. 


Als Gründe für die Heimeinweisung von Säuglingen und Kleinkindern ste- 
hen wirtschaftliche und soziale Gründe, gefolgt von Erkrankung von 
Müttern ehelicher Kinder (123). 


Gründe eheliche Kinder uneheliche Kinder 
Wirtschaftliche 

Gründe 61,9 % 78,5 % 

Adoption 4,2% 19,2 % 
Erkrankung der Mutter 25,5% 1,0% 

Tod: der.Mutter 000. oe 0,15% 

Urlaub der Eltern 2,6 % 0,15% \ 
Streit der Eltern 1,0% 0,15% 

Eltern lehnen Kind ab 1,0% 000 mem 

Kind verlassen 1,0% 100,60% 

Mutter in Haft ı I: Ve 
Zwangsräumung der Wohnung 0 nn 


Se ee ss 7 


Daß wirtschaftliche Bedingungen vorwiegend der Grund für eine Heim- 
einweisung sind, sehen wir wiederum in unseren Interviews bestätigt. 
Von den fünf befragten "Dauerheimkindern" waren, wie schon angegeben, 
drei unehelich, einer kam aus einer geschiedenen Ehe und einer aus 
einer Familie, die anscheinend geistesgestört ist. Aber bei allen war 
der Grund für die Heimeinweisung, ökonomisch schlechte Bedingungen, 
d.h., die Mutter mußte in jedem Fall mitarbeiten. 
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2.3. Heimerziehung als Antwort auf Verwahrlosung 


Der überwiegende Teil, der von uns interviewten 15 Jugendlichen kam 
im Alter zwischen 13 und 17 Jahren in ein Heim (10 Jugendliche). Vor- 
wiegend war es der Fall, daß die Jugendlichen in ein Heim wollten und 
zum Jugendamt gingen (5 Jugendliche). Gründe dafür waren, daß sie die 
Bedingungen ihres Zuhauses nicht mehr ertragen konnten. K. äußerte 
dazu: "Wenn ich bei meinem Vater geblieben wäre, wäre ich eines Tages 
im Knast gelandet." Oder P. sagte dazu: "Der Erzieher hat mir zur Ge- 
sellenprüfung verholfen, Zuhause hätte ich das nie geschafft." Bei 
mindestens zwei hat sich die Mutter bemüht ihr Kind in ein Heim zu 
bringen und bei den anderen drei ging die Initiative vom Jugendamt aus. 
Bei allen Jugendljchen bestand aber schon vor der eigentlichen Heim- 
einweisung Kontakt zum Jugendamt. 


Nach $ 62 JWG wird Freiwillige Erziehungshilfe (FEH) gewährt, wenn die 
"Leibliche, geistige oder seelische Entwicklung (eines Minderjährigen) 
gefährdet oder geschädigt ist". Im Bereich der Fürsorgeerziehung (FE) 
tritt die "Öffentliche Erziehung" dann in Erscheinung, wenn "der Min- 
derjährige zu verwahrlosen droht oder verwahrlost ist" (JWG 864). Auch 
hier wirkt sich in beiden Fällen (FEH und FE) die "Öffentliche Erzie- 
hung" in Form von Heimeinweisung aus. Die Tatsache der "Gefährdung, 
Schädigung und Verwahrlosung" eines Jugendlichen ist gegeben, "wenn 
die Erziehung, als bewußter, intentionaler Teil der Sozialisation, 
ihre primäre Aufgabe der Produktion neuer, den Verwertungsbedingungen 
entsprechender Ware Arbeitskraft nicht leistet: die Jugendlichen also 
nicht in den Arbeitsprozeß integriert werden, sondern die Übernahme 


ci ihnen durch die Klassenlage zugewiesenen Funktionen verweigern." 
124) 


Der Anspruch der öffentlichen Jugendhilfe, dem Kind oder Jugendlichen 
einen Erziehungsersatz zu geben ("Für diese Kinder und Jugendlichen, 
die vorübergehend oder auf Dauer nicht in einer Familiengemeinschaft 
leben können, tritt das Heim an die Stelle des Elternhauses und über- 
nimmt die Aufgabe, ihnen - wenn auch unter anderen Lebensbedingungen - 
die gleichen Möglichkeiten zur Entfaltung ihrer körperlichen, geistig- 
seelischen und sozialen Anlagen zu ermöglichen." (125)) ist unreali- 
stisch. Zwar steht hinter diesem Anspruch die Entwicklung und Erhal- 
tung der Ware Arbeitskraft der FE-Zöglinge, dem entgegen steht aber 
das paradoxe Ziel, welches sich die "üffentliche Erziehung" stellt, 
die proletarischen Kinder und Jugendliche mit den gesellschaftlichen 


zu versöhnen, die die Ursache ihrer Verwahrlosung und Kriminalität 
sind. 


Auf der Erscheinungsebene sieht das, was in den Heimen passiert,so aus, 
daß statt der Erhaltung eine Zerstörung stattfindet. 

Gründe für diese Zerstörung: Einerseits dient diese Disziplinierungs- 
form als Abschreckung für Kinder und Jugendliche der Arbeiterklasse 
(wenn Du nicht brav bist, kommst Du ins Heim) andererseits ist das zu 
erschließende Arbeitskräftepotential zu gering und die dafür erforder- 
lichen Erschließungskosten hingegen zu hoch, zumal die Klasse der Ka- 
Pitalisten immer auf das Reservepotential der Gastarbeiter zurückgrei- 
fen kann. Hinzu kommt, daß die Kinder und Jugendlichen einen Teil ih- 
rer Heimunterbringungskosten tragen durch Arbeiten wie z.B. Hausarbeit, 
Gartenarbeit. Auch am Beispiel der Heimreform Ende der 60iger Jahre 
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und Anfang der 70iger Jahre ist zu erkennen, daß diese Reformen nicht 
auf ökonomischen Forderungen basieren, d.h. neues Arbeitskräftepoten- 
tial zu erschließen und damit die Jugendlichen in den gesellschaft- 
lichen Prozeß zu integrieren, "sondern sie ist Ausdruck eines Legiti- 
mationszwanges, der so lange anhält, solange die Skandalisierung der 
Heimerziehung als exemplarisches Beispiel für die Unfähigkeit des so- 
genannten Sozialstaats, mit den menschenzerstörerischen Folgen des 
kapitalistischen Systems zurechtzukommen, anhält." (126) 


Erziehungsschwierigkeiten und aktuelle Notlagen, die zur Heimeinwei- 
sung führen, kommen nicht nur in proletarischen Familien vor, aber 
die Lösung und Bewältigung dieser Probleme im Bereich der proletari- 
schen Erziehung finden nicht durch Selbsthilfe statt, wie in der bür- 
gerlichen Familie (z.B. private Internate, oder bei Schwierigkeiten 
in der Schule wird Selbsthilfe durch Privatunterricht geleistet), 
sondern durch die öffentliche Fürsorge. 


2.3.1 Kriminalität und Verwahrlosung 


als gesellschaftliche Phänomene 


Hier geht es um die Bedingungen, die erklären, wie die Probleme, bei 

denen die öffentliche Fürsorge eingreift,im Proletariat entstehen. 

a.) Die Erziehungsschwäche der proletarischen Familien als epochale 
Situation (Zerstörung der Familie), auf Grund der durch die ka- 
pitalistischen Verhältnisse entstehenden Widersprüche 

b.) und daraus resultierend Kriminalität und Verwahrlosung als ge- 
sellschaftliche Phänomene. 


Wie schon vorher festgestellt, gelten die Jugendlichen, die in ein 
Heim eingewiesen werden, als "verwahrlost" oder "von Verwahrlosung 
bedroht" (UWG $ 64). Die Jugendlichen, die unter $ 62 JWG als "ge- 
schädigt oder gefährdet" gelten, unterscheiden sich mehr oder weniger 
nur im Namen. "Dabei geht die Behörde, sofern es sich um die Übernah- 
me von Kindern in Fürsorgeerziehung (FE) handelt, ausgesprochen au- 
toritär vor. Das gilt ebenso - wenn auch nicht ganz so deutlich - für 
die Freiwillige Erziehung (FEH), denn hier übt die Behörde einen zu- 
mindest moralisch-psychologischen Druck auf die Erziehungsberechtig- 
ten aus. (Die FEH wurde im Zuge jener Bemühungen eingeführt, die dazu 
dienen sollten, die überkommenen krassen Formen des Obrigkeitsstaates 
abzubauen)". (127) Außerdem werden sich die ökonomisch benachteilig- 
ten Eltern nicht sehr zur Wehr setzen, im Gegenteil, viele sprechen 
die Sozialadministration an, ihre Kinder in ein Heim geben zu können, 
"da sie es sonst nicht schaffen" und wie gut das funktioniert bewei- 
sen unsere Interviewergebnisse. 


"Im Gegensatz zum StGB mit seinem ausführlichen Katalog von Rechts- 
verletzungen handelt es sich beim Verwahrlosungsbegriff des JWG um 
einen sogenannten unbestimmten Gesetzesbegriff"(128), "dessen Inhalt 
durch Rechtsprechung und Rechtslage ausgefüllt werden muß, und zwar 
in jedem Einzelfall nach Lage der Einzelumstände." (129) Eine erste 
Juristische Präzisierung des Verwahrlosungsbegriffs findet sich in 
den Kommentaren zum JWG. Bei Riedel heißt es: "Verwahrlosung im Sinne 
des JWG ist ein erhebliches ... sinken des leiblichen, geistigen, 
sittlichen und bzw. oder seelischen Zustandes des Kindes unter das 
Erziehungsziel." (130) Dallinger und Lackner kommentieren Verwahrlo- 
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sung als ein "erheblicher Mangel an denjenigen körperlichen, geisti- 
gen und sittlichen Eigenschaften, die unter sonst gleichen Verhältnis- 
sen als Ergebnis einer ordnungsgemäßen Erziehung vorausgesetzt werden 
müssen." (131) Hier wird aber nicht definiert, was "ordnungsgemäße" Er- 
ziehung bedeutet. Die Definition liegt im Ermessen des Sozialarbeiters 
oder dessen, der die Fürsorgeerziehung anordnet. "Verwahrlosung wird 
also definiert durch die Vertreter des bürgerlichen Staatsapparates, 
d.h. im Interesse der Bourgeoisie." (132) 


"Alle Erziehung ist nichts anderes als Einführung des Kindes in seine 
gesellschaftliche Funktion, und ist desto mehr, je mehr die Vergesel]- 
schaftung des Produktionsprozesses fortschreitet. Für die Klassenge- 
sellschaft bedeutet das aber: Einführung des Kindes in seine Klassen- 
funktion. Die bürgerliche Erziehung versucht das proletarische Kind 
abzurichten für die Funktion des Lohnsklaven, des militärischen Werk- 
zeugs und politischen Untertans." (133) 


"Jede Herrschaft einer zahlenmäßig kleinen Oberklasse ist auf die Dau- 
er nur möglich, wenn nicht jeder Akt des Gehorsams tatsächlich erzwun- 
gen wird, sondern die Leistungen der Unterklasse aus einer leistungs- 
willigen Gesinnung, aus einer Bereitwilligkeit zum Tun nach dem Willen 
der Herrschenden erwachsen, hinter der im Bedarfsfalle die direkte Ge- 
walt steht. Neben die Gewalt tritt die Ideologie. So ergab sich die 
Notwendigkeit, durch erzieherische Beeinflussung den Anforderungen 

der veränderten Produktionsweise Geltung zu verschaffen, die ihre adä- 
quaten Verhaltensweisen als die schlechthin gegebenen im Denken und 
Tun zu verankern. An die Stelle des Zwangs zu der in den neuen Ver- 
hältnissen gebotenen Arbeit mußte die Erziehung gesetzt werden, die 
die Willigkeit und Eignung der Massen zur geforderten Lohnarbeit zur 
Aufgabe hatte." (134) 


Aufgrund des durch die Ausbeutung des Menschen durch den Menschen ge- 
Setzte Klassenantagonismus und der daraus entstehenden verschiedenen 
gesellschaftlichen Funktionen von Lohnarbeiter und Bourgeoisie, müssen 
Sich beide Erziehungsziele unterscheiden. "Verhaltensmerkmale, die 
Ausdruck hoher Sittlichkeit und Lebensbewährung für die Kinder der 
Bourgeoisie sind, werden, sofern sie am sozialen Ort des Proletariats 
auftauchen, als Ausdruck von Verwahrlosung bewertet. So sind Arbeits- 
Scheu, mangelnde Unterordnungswilligkeit und mangelnde Toleranz gegen- 
über Ungerechtigkeiten Verhaltensmerkmale, die im Widerspruch zur Funk- 
tion des Lohnarbeiters stehen und den als verwahrlost bezeichneten 
a ein Jugendlichen signifikant vom bourgeoisen unterscheiden." 


Hieraus ergeben sich folgende zwei Thesen: u 
l, Verhaltensmuster, die beim Proletariat wie bei der Bourgeoisie 
die gleichen sind, werden unterschiedlich bewertet; so ist z.B. 
die sogenannte Arbeitsscheu bereits derart definiert, daß sie als 
Verwahr losungssymptom nur den nicht über Produktionsmittel verfü- 
genden Massen zugeschrieben werden. f £ 
2. Verwahrlosungserscheinungen werden nur in Bezug auf die Funktion 
des Arbeiters im Kapitalverwertungsprozeß definiert, die darin 
besteht, daß er in bestimmter Weise arbeitet und sich ausbeuten 
läßt - und nicht in Bezug auf die Anforderungen, die die Klassen- 
lage dem proletarischen Jugendlichen als Angehörigen seiner Klas- 
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se und damit als geschichtliches Subjekt stellt." (136) 


Nach Pongratz/Hübner gab es in ihrer Untersuchung folgende maßgebende 
Verhaltensauffälligkeiten, die für die Anstaltserziehung die Hauptein- 
weisungsgründe sind: (Hierbei ist zu berücksichtigen, daß die ge- 
schlechtsspezifischen Unterschiede auch als Ausdruck der von der ge- 
schlechtsspezifischen Rollenzuweisung abhängigen unterschiedlichen Be- 
wertung her zu interpretieren ist.) (137). 


Auffälligkeit männlich weiblich 

abs. % abs. % 
Umhertreiben 61 (2) 20,3 % 12. (1) 30,2% 
Eigentumsdelikte 139 (1) 46,2% 44 (2) 22,5% 
Verlogenheit Y 2,3% 3 1,5% 
Sexuelle Auffälligkeit 8 2,7% 32 (3) 16,3% 
Aggressive Auffälligkeit 11 3,7% 4 21% 
Leistungsschwäche 3 0,9% 3 1,5 % 
Kinderfehler (Bettnässen) 14: (4) 456% 15 71,0% 
Arbeitsunlust (Schulschwän- 
zen, Arbeitsbummelei) 58 (2) 19,3% 23 (4) 11,7% 

100 100 


Auffällig erweisen sich die Zahlen: 

a. Eigentumsdelikte 

b. Umhertreiben 

c. Arbeitsunlust , 2 

d. Sexuelle Auffälligkeit (Hier wurden u.a. Risse in den Jungfernhäut- 
chen tabellarisch aufbereitet) 


Die Ergebnisse unserer Befragung lauten ähnlich. Nur ist zu berücksich- 
tigen, daß unsere Befragung nur mit männlichen Jugendlichen gemacht 
worden ist und wir somit zu Punkt d keine auffälligen Angaben machen 
können: 


a. Eigentumsdelikte waren von 10 bei 9 Jugendlichen 
b. Umhertreiben \ " 10 bei 10." 
c. Arbeitsunlust " " 10 bei 10" 


Ebenso zeigen weitere Untersuchungen ähnliche Ergebnisse. In der Un- 
tersuchung von Specht (138) zeigte sich Diebstahl bei 76,5 % aller 
männlichen und bei 35,5 % aller weiblichen Anstaltsinsassen. Das Er- 
gebnis von Glueck (139) waren Eigentumsdelikte mit 64,4 % die häufig- 
ste Deliktkategorie. Hartmann (140) stellte bei 60,2 % der Minder jäh- 


a 


rigen in öffentlicher Erziehung, gerichtlich oder polizeilich verhan- 
delte Eigentumsdelikte fest. 

Der proletarische Jugendliche stiehlt Waren und Geld (zum Kauf von 
Waren) zur Realisierung von Konsumchancen. (Ein von uns interviewter 
Jugendlicher äußerte: "Die Jugendlichen klauen, weil sie kein Geld 
haben.") Diese Form der Aneignung fremder Arbeit von seiten des Ar- 
beiterkindes geschieht in der Distributionssphäre. Dem gegenüber eig- 
net sich der Kapitalist fremde Arbeit im Produktionsprozeß an, was 
nicht im Widerspruch zur bürgerlichen Gesellschaft steht. 


Seine Relevanz al$ Verwahrlosungskriterium gewinnt das Symptom "Umher- 
treiben" erst dadurch, da das Umhertreiben bestimmte Folgen, wie Schul- 
schwänzen und nicht zur Arbeit zu gehen, mit sich bringt. Glueck und 
Hartmann, die nur männliche Minderjährige untersuchten, stellten unter 
der Kategorie "Weglaufen" 59 %, bzw. 64,2 % fest. Bei Specht zeigte 
sich "Fortlaufen von zu Hause" bei 30,6 % m, 38,5 % w; Ausbleiben 
en (entgegen dem Verbot der Eltern oder Betreuer ) bei 27 % m, 
> W. 


Nach Specht (Tab. 4) (141) m w 
ee TE re De Ba Er 


Arbeitsbummelei und 
Arbeitsschwänzen 34,0% 42,0 % 


Schulschwänzen 30,0 % 14,0 % 


Nach Hartmann (Tab. 28) (142) 
a ten = Un En ne ee ern 


Schwänzen der Schule 75,0 % 
Mangelnde Arbeitsbindung 71,4% 
Schwänzen der Arbeit 46,2 % 


Häufiger Arbeitsplatzwechsel 34,0 % 


Nach Glueck (143) D ND 


Schwänzen der Schule 94,8% 10,8 % (Tab. XII-26) 
Starke Ablehnung der 


Schule 61,5% 10,3% (Tab. XI1-17) 
Mangelhafte Arbeits- 
bindung 38,8% 19,0 % (Tab. XII-28) 


(Vergleiche hierzu unsere Interviewergebnisse im Teil III Schule, 
Ausbildung - Arbeitsplatz) 


Die genannten Verhaltensauffälligkeiten, die mit zu den Haupteinwei- 
Sungsgründen zählen, verstärken sich innerhalb der Heimerziehung. 
Durch das Heim bin ich straffällig geworden. Aber ich bin nicht vor- 
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bestraft, weil sie mich nicht erwischt haben." Aber nicht nur die Ju- 
gendlichen, die aufgrund von "Verwahrlosungstendenzen" ins Heim kamen, 
auch die fünf "Dauerheimkinder" zeigten Kriminalitätserscheinungen. 


Alle Jugendliche, bis auf zwei, haben Eigentumsdelikte, die sie began- 
gen haben, genannt (u.a. Automaten-, Auto- und Baubudenknacken, Kiosk- 
einbrüche, Überfälle auf der Straße etc.). Hier einige typischen Aus- 
sagen zu diesen Vorfällen: Ein Jugendlicher war von seiner Arbeitsstel- 
le weggelaufen und hatte ein halbes Jahr gegammelt. Er erzählte uns 

aus dieser Zeit: "Jeder, da waren wir zwei, dann, Freitag, haben wir 
20 Bierkästen geklaut, sind 240,- DM." Interviewer: "Und wie habt ihr 
die da weggekriegt?" C.: "Alles organisiert." A. erzählte, daß er aus 
einem Heim abhauen wollte, denn "da haben sie mich in das beschissen- 
ste Heim gesteckt, was es in Deutschland gibt. Da haben wir ein Auto 
geklaut und sind nach Frankfurt/M gefahren." Ein dritter Jugendlicher, 
ein "Dauerheimkind", berichtete: "Nachts bin ich da immer abgehauen 
(aus dem Heim) und so, mit meinen Kumpeln, Zigarettenautomaten geknackt. 
Zigaretten geraucht oder verkauft und heimlich Alkohol getrunken, mit 
14." Derselbe in einem anderen Heim: "Ich war immer voll, wenn ich so 
Taten begangen habe. Und was will man da noch denken, wenn man vol] 
ist. Ich weiß jetzt so ungefähr, was so läuft, wenn man einen zusam- 
menschlägt oder Schwulen klatscht." (Homosexuelle ausnehmen) 


An diesen Beispielen wird ersichtlich, daß sich die Jugendlichen auf- 
grund materieller Zwänge und anderen ökonomischen Bedingungen im Heim 
(z.B. aus dem Heim abhauen wollen und zu wenig Geld haben) "kriminell" 
verhalten. Die Entrüstung über diese strafbaren Handlungen dieser Ju- 
gendlichen durch die Öffentlichkeit verschleiert, daß "der Diebstahl 
des proletarischen Jugendlichen und die Ausbeutung durch den Kapitali- 
sten darin identisch (sind), daß beide aneignen, ohne daß diese Aneig- 
nung durch eigene Arbeit vermittelt ist, so sind doch beide Formen der 
Aneignung fremder Arbeit ohne Gegenwert ihrem Zweck nach grundverschie- 
den. Der proletarische Jugendliche stiehlt Waren (und Geld als allge- 
meines Äquivalent für Waren) wegen ihres Gebrauchswerts, d.h. zur Rea- 
lisierung von Konsumchancen. Der Kapitalist als sozialer Träger des 
Kapitals, als "ökonomische Charaktermaske" (Marx) eignet sich fremde 
Arbeit primär nicht zur Einlösung von Konsumchancen, sondern zur Akku- 
mulation um der Akkumulation willen unter dem Zwangsgesetz der Konkur- 
renz an. 


Stiehlt der Lohnabhängige, so verstößt er gegen seine gesellschaftliche 
Funktion im Kapitalismus, die gerade darin besteht, die Substanz des- 
sen, was gestohlen werden kann, durch sein produktives Dasein überhaupt 
erst zu schaffen, an dieser Substanz jedoch nur entsprechend den Re- 
produktionskosten seiner Arbeitskraft beteiligt zu sein." (144) 


2.3.2 Selbsteinschätzung der Jugendlichen 
zu ihrer Heimsituation 


Nachdem wir die Heimsituation nach verschiedenen Kriterien aufgezeigt 
haben, wollen wir zum Schluß Aussagen der Jugendlichen über ihr Leben 
im Heim bringen. 


A. kritisiert am Jugendwohnheim, in dem er zur Zeit lebt, daß er sich 
isoliert fühlt. Dazu: "Das kommt sicherlich daher, weil hier jeder da- 
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rauf gedrillt wird, daß er für sich selber zu sorgen hat, daß man ir- 
gendwann mal sowieso alleine zu sein hat, Sämtliche Entscheidungen 
werden dir selbst überlassen." 


C., der im gleichen Heim wohnt, äußert sich dazu: "Das Heim nimmt ei- 
nem alle Energie, weil du hier im Heim abfuckst, daß macht die Umge- 
bung, wenn du die schon siehst, daß macht auch keine Laune mehr." 


Jugendlicher B. hat eine ganze Menge an den Erziehern auszusetzen und 
die Widersprüche aufgezeigt: "Ich habe kein Vertrauen zu den Erziehern, 
die spielen die Jugendlichen aus. Nehmen sich keine Zeit für jeden ein- 
zelnen. Schimpfen und drohen; haben die Erzieher privat Krach, wirkt 
sich das auf die Jugendlichen aus. Ein Erzieher säuft und wirft uns 
vor, daß wir zuviel trinken. Die Erzieher haben außerdem Probleme und 
Schwierigkeiten,sich mit den Jugendlichen über Sexualität zu unterhal- 
ten. Sie haben z.T. die gleichen Probleme wie wir. Die Vereinzelung 

der Erzieher wirkt sich auf die Vereinzelung der Jugendlichen aus. Er- 
zieher können die Jugendlichen nicht verstehen, sonst kämen sie mit 

dem Gesetz in Konflikt, deshalb müssen sie uns bremsen." 


Der gleiche Jugendliche äußert sich an anderer Stelle: "Ach, ich ver- 
Stand mich gut mit den Erziehern, ich hab gemacht, was die mir vorge- 
schrieben haben und deshalb bin ich gut mit denen ausgekommen." 


Auch der Jugendliche D., aus dem gleichen Heim: "Die Jugendlichen wer- 
den unselbständig gehalten, wenn sie raus kommen, werden sie mit ihren 
Problemen nicht fertig. Die Erzieher suchen auch keinen Kontakt mit 
den Jugendlichen. Die Erzieher müßten auf die Jugendlichen zugehen 

und nicht umgekehrt. Man lebt im Heim wie im Käfig. Dauernd die Vor- 
Schriften, Ausgangsbeschränkungen, Regelungen." 


Ein anderer Aspekt der Kritik am Heim: Jugendlicher M.: "Hier habe ich 
meine Freunde nicht, die ich alle über 10 Jahre kannte. Da,wo ich wohn- 
ei wußte ich,wo alles war. Ich muß sagen, ich habe ein bißchen Heim- 
weh." 


Drei Jugendliche sagten auch Positives über ihren Heimaufenthalt. P: 
‚Der Erzieher hat mir zur Gesellenprüfung verholfen, zu Hause hätte 
Ich das nicht geschafft." K.: "Wenn ich bei meinem Vater geblieben 
ware, wäre ich irgendwann mal zum Verbrecher geworden, dann wäre ich 
eines Tages im Knast gelandet." 0.: "Im ersten Heim, da habe ich viel 
gelernt, bei meiner Mutter habe ich alles wieder verlernt. Ich bin 
froh, daß ich wieder im Heim bin. Seitdem geht es mir wieder besser. 
Zugleich hat er eine Berufsperspektive entwickelt: "Ich will ins Heim, 
um Hilfserzieher zu werden, damit ich das verändern kann, was ich dort 
erlebt habe." 
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3. SCHULE 
AUSBILDUNG 
ARBEITSPLATZ 


3.1. Schule 


3.1.1 Sprachverhalten 


Bei fast allen Interviews fiel uns auf, daß die Ausdrucksform der Ju- 
gendlichen eine direkte, auf konkrete Erlebnisse sich beziehende war. 
Die Jugendlichen waren selten bereit - oder nicht in der Lage - die 
Situation, die sie gerade schilderten, in logischem Zusammenhang zu 
ihrem spezifischen Lebensschicksal zu sehen. Häufig schienen sie vor- 
auszusetzen, daß wir, die Interviewer, ihre Vorgeschichte kannten und 
lediglich nur noch ein paar Einzelheiten dazu erfahren wollten. 


Hier einige typische Beispiele dieses Sprachverhaltens: 


1. C ist ein 2Ojähriger Jugendlicher, seit dem 4. Lebensjahr im Heim; 

unehelich, kein Kontakt zur Mutter. 

C: Nach einem Vierteljahr hab ich aufgehört mit der Bäckerlehre, dann 

bin ich gammeln gegangen. 

Int.: Wie hat denn das ausgesehen? 

C (sehr laut und aggressiv): Ach, ihr stellt euch blöd an, ihr wißt 
doch, Mensch, ihr seid selber jung, ihr wißt doch, wie das ist, 
ich brauch doch nicht alles zu erzählen. 

Int.: Seid ihr weggefahren, ins Ausland oder so? 

C: Ach Quatsch, nach Düsseldorf und so, überall hin. 

Int.: Wovon hast du gelebt? 

C: Von so (Handbewegung des Klauens, verlegenes Lachen), was willste 

machen? 


2. A., 18 Jahre alt, aufgewachsen in seiner Familie, seit dem 15. Le- 

bensjahr im Heim, 7 Geschwister, Vater ist angelernter Arbeiter: 

Int.: Daß du im Heim bist, hat dir das irgend jemand angekreidet? 

A: In Staffelberg schon, Beispiel von der einen Alten der Vater, der 
hat mich ein paarmal rausgeschmissen deshalb. 

Int.: Von welcher Alten? 

A: Mit der geh ich schon seit zwei Jahren 

Int.: Und am Arbeitsplatz? 

A: Das war auf Staffelberg so. 


B. Bernstein nennt die Sprache der Unterschicht den "restringierten 
Code", im Gegensatz zur Sprache der Mittel- und Oberschicht, die "ela- 
borierter Code" genannt wird. Er führt die unterschiedlichen Sprach- 
formen zurück auf die frühkindliche Sprachentwicklung in Beziehung 

zum affektiven Kontakt zwischen Mutter und Kind. "In der Familie der 
Mittelklasse ist der affektive Kontakt zwischen Mutter und Kind bereits 
im frühesten Lebensalter verbal vermittelt. Die emotionalen Außerun- 
gen der Mutter gegenüber dem Kind werden zugleich verbalisiert, so 
daß das Kind frühzeitig, bevor es selber aktiver sprachlicher Kommu- 
nikation fähig ist, lernt, auf Differenzen im sprachlichen Verhalten 
der Mutter zu reagieren. 
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In der Arbeiterfamilie dagegen ist der affektive Kontakt zwischen 
Mutter und Kind unmittelbar. Die Kommunikationsform ist hier häufiger 
eine nichtsprachliche, symbolische, wodurch das Kind die intendierten 
Kommunikationsinhalte, die Gefühlslagen und Differenzen im Verhalten 
der Mutter weniger über einen allgemeingültigen Sprachrahmen zu er- 
fassen lernt, als vielmehr mittels eines differenzierten Symbolmusters, 
das jedoch in seiner Gültigkeit beschränkt ist. Dadurch lernt das 
Kind weniger, zwischen sich und seiner Umwelt zu unterscheiden, da 
die Erfassung des Bedeutungszusammenhangs subjektiver und objektiver 
Erscheinungen nicht über verbalisierte und damit individuell umsetz - 
bare kognitive Prozesse verläuft." 


Der in der Arbeiterklasse typische restriktive Sprachgebrauch ist von 

folgenden Merkmalen gekennzeichnet: 

"], Kurze, grammatisch einfache, oft unfertige Sätze, von dürftiger 

Syntax, die meist in der Aktivform stehen. 

Verwendung einfacher und immer derselben Konjunktionen. 

Häufige Verwendung kurzer Befehle und Fragen. 

Seltener Gebrauch der unpersönlichen Pronomina "es" und "man". 

Starre und begrenzte Verwendung von Adjektiven und Adverben. 

. Die Feststellung einer Tatsache wird oft im Sinne einer Begrün- 
dung und einer Schlußfolgerung verwendet, genauer gesagt, Be- 
gründung und Schlußfolgerung werden durcheinander geworfen, und 
am Ende steht eine kategorische Festellung. 

7. Die individuelle Auswahl aus einer Reihe traditioneller Wendun- 
gen oder Aphorismen spielt eine große Rolle. 

8. Feststellungen werden als implizite Fragen formuliert, die dann 
eine Art Kreisgespräch auslösen, bei dem sich die Gesprächspart- 
ner ihrer gegenseitigen Sympathie versichern, d.h, man redet in 
gegenseitiger Übereinstimmung im Kreis herum. 

9. Der Symbolismus besitzt einen niedrigen Grad der Allgemeinheit. 

10. Die persönliche Qualifikation wird aus der Satzstruktur weggelas- 

sen oder ist nur implizit vorhanden, folglich wird die subjektive 
Absicht nicht mit Worten explizit gemacht oder erläutert." (145) 
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Für das Arbeiterkind ist die Sprache der Ausdruck seiner Klassenlage. 
Sie ist das Ergebnis ihrer Möglichkeiten, sich zu entfalten, ihre 
Erfahrung am Arbeitsplatz, ihrer Lebensmodi ganz allgemein. Sie verfügt 
über die Mittel, die das Kind braucht, um genau in der sozialen Klas- 
se, in der es aufwächst, sich bewegen zu können und sie ist zugleich 
auch Reaktion auf diese soziale Lage: Ebenso wie in ihren Strukturen 
Resignation und Passivität zum Ausdruck kommen, verstärkt sie Elemen- 
te, die die Gleichartigkeit des Arbeiterschicksals in Richtung auf 
Solidarität und kollektives Handeln verwendet. Die Verstümmelung des 
zur Ware degradierten Arbeiters äußert sich in ihr genauso, wie die 
Abwehr gegen die als drückend empfundene Umwelt. Die Sprache hat für 
die Arbeiterklasse nicht so sehr Relevanz als Erkenntnis- und Denk- 
instrument, sondern hat eine primär soziale Funktion. Sie ist auf 
Kommunikation ausgelegt, auf Verständigung mit der eigenen sozialen 
Klasse, sie ist Mittel zur Bewältigung des Klassenschicksals." (146) 


Die bürgerliche Wissenschaft allerdings sieht in dem Sprachverhalten 

der Arbeiterkinder eine "sprachliche Verarmung", die für viele Wissen- 
Schaftler einhergeht mit niedriger Intelligenz. Als Beweis dafür wer- 
den Ergebnisse aus Intelligenztests herangezogen. "Viele Hinweise auf 
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die sprachliche Verarmung der Kinder aus der Unterschicht stammen aus 
Vergleichen der verbalen und nicht-verbalen Intelligenz in der Intel- 
ligenzforschung. Diese Daten sind insofern bedeutsam, als sie den un- 
günstigen Einfluß des Lernmilieus spezifisch für die Sprachentwicklung 
belegen. Allerdings ist zu beachten, daß im verbalen Intelligenztest 
nur ein kleiner Ausschnitt der sprachlichen Fähigkeiten erfaßt wird. 
Regelmäßig zeigt sich, daß die Kinder der Unterschicht im Vergleich 
zur Mittelschicht in der verbalen Intelligenz schlechter abschneiden 
als in der nicht-verbalen. Die Schichtenunterschiede sind am größten 
bei stark sprachlich gebundenen Testaufgaben und am geringsten bei 
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geometrischen und zeichnerischen "items"." (147) 


3.1.2. Schule und proletarische Familie 


Die Überbewertung der verbalen Intelligenz hat bei den Arbeiterkindern 
zur Folge, daß "unter Kindern mit vergleichbarer Gesamtintelligenz die 
verbal intelligenteren Kinder vom Lehrer am besten eingeschätzt, am 
meisten gefördert und im Unterricht am meisten beachtet werden. Sie 
erzielen auch in nichtsprachlichen Fächern die weitaus besseren Schul- 
leistungen. 

In Westdeutschland scheitern nur 3 % der Sitzenbleiber wegen mangel- 
hafter Leistung in naturwissenschaftlichen Fächern." (148) 


Auch dem Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft blieb dies 
nicht verborgen: "Nach wie vor sind Kinder aus sozial schwächeren 
Schichten der Bevölkerung durch das gegenwärtige Bildungssystem benach- 
teiligt. Ihnen fehlt - und das ist entscheidend - die frühzeitige För- 
derung und Motivierung durch das Elternhaus. Sie bleiben in ihrer 
Sprachentwicklung zurück und werden im Laufe der erst mit dem 7. Le- 
bensjahr beginnenden Schulzeit nicht annähernd so intensiv und bestän- 
dig unterstützt, wie Kinder aus den Mittel- und Oberschichten. Trotz 
der steigenden Zahl von Kindern, die auf Realschulen und Gymnasien 
übergehen, ist der prozentuale Anteil der Arbeiterkinder nur wenig ge- 
wachsen." (149) ‘ 

Der bürgerliche Reformismus, der ständig die "Chancengleichheit" pro- 
klamiert, kann nicht an der Tatsache vorbeigehen, daß das Sprachver- 
halten des Proletariats und die damit verbundene Deklassierung in der 
Schule auf der Arbeitsteilung der kapitalistischen Produktionsverhält- 
nisse, der Trennung zwischen Kopf- und Handarbeit, beruht und somit 
klassenspezifischen Charakter hat und nur in der klassenlosen Gesel]- 
schaft aufgelöst werden kann. 


Der klassenspezifische Charakter der Schule zeigt sich auch in der Rol- 
le des Lehrers, der, selbst aus der Mittelschicht stammend, sich nicht 
auf das Arbeiterkind einstellen kann, weil er es nicht versteht. "Er 
spürt, daß die Arbeiterkinder auf ihn anders reagieren, als die Bür- 
gerkinder, notiert, daß letztere ihn besser verstehen, auf seine Art, 
Unterricht zu machen, ansprechen, in seinen Kategorien denken können 
und die von ihm gewünschten Antworten auf der Zunge haben." (150) 


Das Verhalten der Lehrer hat aber auch materielle Ursachen: "In den 
viel zu großen Klassen der Volksschulen nämlich werden Verhaltensauf- 
fälligkeiten, mangelnde Konzentration und extrem unterdurchschnittliche 
Leistungen weniger als Signale einer besonderen Hilfsbedürftigkeit denn 
als Störung des zügigen Unterrichts angesehen und, mitbedingt durch 
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die Überbelastung des Lehrers, vielfach mit Unwillen und moralischer 
Verurteilung beantwortet." (151) 


Und immer dann, wenn Lehrer versuchen, die bürgerliche Bildungsreform 
in radikaler Weise zu verwirklichen und dabei die strukturellen Gren- 
zen überschreitet, indem sie die Interessen der Arbeiterkinder stär- 
ker vertreten, als es gemeinhin "üblich" ist, reagiert der Staat mit 
Repressalien wie z.B. Berufsverbot. (siehe "Disziplinierung von Leh- 
rern. Materialien, Analysen, Hinweise". In: Reihe Roter Pauker, Heft 3 
Offenbach 1973). 


3.1.3. Schule und Heim 


Die klassenspezifischen Probleme der Kinder des Proletariats in der 
Schule sind bei Kindern, die im Heim aufwachsen und in die Heimschu- 
len gehen, noch verstärkt. 


In Arbeiterfamilien kümmern sich die Eltern selten um die Schule. "Die 
Arbeiterklasse begegnet der bürgerlichen Schule mit Distanz. Die Schu- 
le wird nicht als Institution gesehen, die sozialen Aufstieg bietet. 
Vielmehr erscheint sie als eine Zwangsanstalt, deren eigentlichen Sinn 
zwar nicht klar wird, die man aber durchlaufen muß, um einen Job zu 
bekommen. 

Die Arbeitereltern geben ihren Kindern keine nennenswerte Unterstüt- 
zung, sie interessieren sich wenig für das, was in der Schule vor sich 
geht. Sie wissen über schulische Dinge kaum Bescheid, gehen selten 

zu den Lehrern oder auf Elternversammlungen, kontrollieren kaum die 
Hausaufgaben ihrer Kinder oder helfen ihnen gar bei der Fertigstel- 
lung." (152) Im Gegensatz dazu sind die Heimkinder einer doppelten 
Kontrolle ausgesetzt: seitens der Schule und seitens des Heimes werden 
sie überwacht, diszipliniert und ständig mit den mittelständischen 
Normen und Wertvorstellungen konfrontiert. "Der Widerspruch zwischen 
der subproletarischen Sozialisation und der an den Normen der Mittel- 
Schicht orientierten Institution Schule haben auch für die Heime Gül- 
tigkeit. Die Kinder treffen im Heim auf eine Gruppe von Erziehern, de- 
ren Persönlichkeit noch weit mehr als die der Lehrer von der schwie- 
rigen Situation sozialer Aufsteiger geprägt ist. Der Heimerzieher muß 
daher die Identifizierung mit den Zöglingen, die ihm die schlimmsten 
Folgen sozialen Abstiegs demonstrieren, als Bedrohung fürchten und 
wird viel mehr nach Oberanpassung an die Normen der Erziehungsinstitu- 
tionen streben, um sich Absicherung und Anerkennung zu verschaffen." 
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So wie in der Schule stehen die Kinder auch im Heim ständig unter Lei- 
Stungskonkurrenz, womit die Vereinzelung des Kindes gefördert wird. 
Das, was für die Schule gilt - "Statt Aufgaben gemeinsam anzugehen, 
Statt gemeinsam zu experimentieren und nach Problemlösungen zu suchen, 
hat jeder Schüler allein für sich zu arbeiten, wird jede Leistung ein- 
zeln bewertet, darf keiner dem anderen helfen." (154) - wird im Heim 
fortgesetzt. So erzählte uns ein Jugendlicher, der bereits als Säug- 
ling ins Heim kam, daß sie sich noch nicht einmal bei den Schulaufga- 
ben gegenseitig helfen durften. 


Wenn es stimmen würde, was im Dritten Jugendbericht unter dem Thema 
"Sozialisation in Heimen" ausgesagt wird, nämlich "daß die Heimerzie- 
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hung in der Regel an einem Punkt ansetzt, an dem bereits außerordent- 
lich schwerwiegende Defizite und Fehlentwicklungen entstanden sind und 
andere Hilfen nicht zum Erfolg geführt haben" und die Tatsache, daß 
auch in den Heimen die Defizite nicht aufgehoben, sondern eher ver- 
stärkt werden, damit begründet wird, daß "Hilfen, die an einem so spä- 
ten Punkt einsetzen, ... im allgemeinen kaum mehr zu einem völligen 
Ausgleich der durch lange vorangehende Prozesse und Fehlentwicklungen 
entstandenen Sozialisationsdefizite führen (können)" (155), dann müßte 
man umgekehrt zu dem Schluß kommen, daß Kinder, die von kleinauf im 
Heim aufwuchsen, weniger Defizite und Fehlentwicklungen aufweisen, als 
solche, die erst aufgrund von Verwahrlosungserscheinungen ins Heim ka- 
men. In Wirklichkeit zeigen aber Heimkinder größere psychische und 
geistige Mängel, als die anderen Arbeiterkinder, (wie es in dem Buch 
eines Betroffenen, Wolfgang Werner, "Vom Waisenhaus ins Zuchthaus", 
recht drastisch dargestellt wird). 


Wie die Realität des Heimes in Bezug zur Schule aussieht, wird an ei- 
nem Interview-Ausschnitt mit einem l8jährigen Jugendlichen, der mit 
dem ersten Lebensjahr ins Säuglingsheim kam, deutlich: 

Int.: Und dann mußtet ihr auch in die Schule gehen? 

B: Die war im Heim, die Schule. 

Int.: Wie war denn das so gewesen? 

B: Auch viel Dresche gekriegt, Prügel, von den Lehrern, die meisten 
kamen nicht mit und so. 

Int.: Waren die Nonnen gleichzeitig Lehrer? 

B: Nee, die Nonnen haben nur Religionsunterricht gehalten. Das waren 
richtige Lehrer, die anderen. 

Int.: Da konntet ihr sicher nie mal schwänzen? 

B: Nee, das war ein großes Heim. Wir sind von den Nonnen hingebracht 
worden und wieder zurück, damit jeder in der Schule war; in den 
Pausen mußten wir noch arbeiten, im Garten oder dem Hausmeister hel- 
fen, oder sowas. Ab 14 kam ich nach Idstein, in das Jugendheim, da 
war die Schule draußen. Wir mußten nach der Schule erst mal arbei- 
ten und abends haben wir dann die Schulaufgaben gemacht. 


Und selbst in der Schule, die außerhalb des Heimes lag, konnten sie 
sich nie von der diskriminierenden Rolle der Heimkinder freimachen: 

"Die Jungs, die bei uns mit in die Schule gingen, hatten alle dassel- 
be Zeugs an, also daß man schon unterscheiden konnte, woher sie kommen." 


Für viele Heimkinder ist die Sonderschule die letzte Station ihrer 
"Schulkarriere": "In der 6. Klasse kam ich in die Sonderschule, man 

hat mich einfach da reingesteckt, ich weiß nicht warum." Der Jugend- 
liche nimmt aber an, daß die Leute denken"wenn der schon schwer erzieh- 
bar ist, dann ist er auch in der Schule schlecht." 


3.2.1. Ausbildung proletarischer Jugendlicher 


Im "Dritten Jugendbericht" des Bundesministers für Jugend, Familie und 
Gesundheit wird die Frage aufgeworfen, "wieweit sie (die Sozialisati- 
onsprozesse, die im Zusammenhang mit der Berufsausbildung stattfinden) 
der Realisierung des Rechtsanspruchs auf Erziehung dienen." Weiter 
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heißt es dort: "In Bezug auf die berufliche Ausbildung ist diese Fra- 
ge... identisch wit dem Problem der Qualität der Ausbildung; es geht 
also um die Frage, wieweit in der Bundesrepublik Chancen für eine qua- 
lifizierte Ausbildung bestehen." (156) Wenn man bedenkt, wie stark 

die Stellung im gesellschaftlichen Produktionsprozess die gesamte Le- 
benssituation des Menschen in unserer Waren- und Leistungsgesellschaft 
bestimmt, wäre eine positive Antwort auf die Frage nach Chancengleich- 
heit innerhalb der Berufsausbildung wünschenswert. Aber bereits die 
institutionelle Trennung von schulicher Bildung und betrieblicher Aus- 
bildung führt dazu, daß die Voraussetzung für den sozialen Aufstieg 
sehr unterschiedlich verteilt sind: "Die überwiegende Mehrzahl (86 %) 
aller Schulabgänger im Jahre 1970 sind Volksschüler und haben nur sehr 
geringe Chancen, aus dem unteren Bereich der gesellschaftlichen Hier- 
archie herauszukommen." (157) 

Nach der Schulentlassung erwerben sie in der Regel als Lehr- oder 
Anlernlinge oder in einer berufsausbildenden Schule berufgebundene 
Techniken oder sie treten ohne Berufsausbildung ins Erwerbsleben (1969 
waren 5,9 % der männlichen Berufsschüler ungelernte Arbeiter (158). 
Die wenigsten werden in Lehrwerkstätten, in denen noch am ehesten 
grundlegende Kenntnisse vermittelt werden, ausgebildet (nur 15 % aller 
(185) Anlernlinge in der Industrie, im Handwerk sind es knapp 5 % 


"Die Trennung von allgemeiner Bildung und beruflicher Ausbildung führt 
überdies dazu, daß die Ausbildung der Lehrlinge von privatwirtschaft- 
lichen Motiven bestimmt wird: Sie verleiht der Privatwirtschaft die 
Kontrolle über Weiterbildung und den gesellschaftlichen Aufstieg von 
über 80 % der Bevölkerung, indem der Bereich der Berufsausbildung 
institutionell vom ersten Bildungsweg getrennt ist, der wirtschaft- 
lichen Selbstverwaltung überlassen und allein wirtschaftlichen und 
nicht bildungspolitischen Zielsetzungen unterstellt wird." (160) 


Aus all dem muß man schließen, daß "Arbeiterkinder doppelt benachtei- 
ligt sind: der weitaus überwiegende Teil, der nur die Volksschule be- 
sucht und danach eine Lehre absolviert, ist von allgemeiner Bildung, 
die an weiterführenden Schulen vermittelt wird, ausgeschlossen. Als 
Lehrling aber erwirbt er im Verlauf seiner beruflichen Ausbildung we- 
der die Qualifikation, die berufliche Mobilität ermöglicht, noch hat 
list) Chance individueller Entfaltungs- und Bildungsmöglichkeiten." 


Im Dritten Jugendbericht heißt es dazu: "Dem Rechtsanspruch auf Er- 
ziehung, vor allem auf die Forderung nach einer Erziehung, die gleiche 
gesellschaftliche Chancen vermittelt, stehen im Bereich der beruflichen 
Sozialisation zweifellos heute eine Reihe von Barrieren entgegen." 
(162) Jedoch die Gründe für die Ungleichheit werden an Stellen gesehen, 
die wohl eher zu den Folgerichtigkeiten des kapitalistischen Bildungs- 
Systems gehören, als zu den Ursachen." In der Problematik der unglei- 
chen regionalen Verteilung von Ausbildungsmöglichkeiten und in der 
Schwierigkeit, sich -trotz aller Bemühungen der Berufsberatung- vor 

der Berufswahl angemessen über Berufsmöglichkeiten informieren zu kön- 
nen." (163) 


Daraus müßte man schließen, daß bei Jugendlichen, die in Großstädten 
wie Frankfurt, einmal dadurch, daß es dort eine Menge Ausbildungsplät- 
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ze gibt, zum anderen auch eine Berufsberatung, die sich sogar die Mühe 
macht, über die Schulen jeden Schulabgänger zu erreichen, der "Rechts- 
anspruch auf Erziehung, die gleiche gesellschaftliche Chancen vermit- 
telt" ‚voll erfüllt wird. i 


Aber: "Die u.a. durch das Ausbildungssystem selbst vermittelte Fiktion 
der Möglichkeit individueller vertikaler Mobilität dient.. vornehm- 
lich der Verschleierung strukturell bedingter Ungleichheit der Bil- 
dungschancen und damit auch der Machtverhältnisse in der Gesellschaft 
- die im übrigen durch individuellen Aufstieg ohne dies nicht geändert 
werden. 

Daß Ausbildung die gesellschaftlichen Verhältnisse befestigt, denen 
sie sich verdankt und die sich gleichzeitig in ihr ausdrücken, wird 
deutlich, wenn man die Ausbildungssituation der Arbeiterkinder betrach- 
tet. Die Benachteiligung, die sie bereits in der Familiensituation 
erfahren haben und die schon in der Unterprivilegierung ihrer Eltern 
angelegt ist, setzt sich hier fort." (164) 


3.2.2. Ausbildung und Arbeitsplatz 
am Beispiel unserer Untersuchung 


Diese allgemeingültigen Aussagen über die schlechten Ausbildungs- und 
Arbeitsbedingungen der Arbeiterklasse gelten für die Kinder des soge- 
nannten Subproletariats in verstärktem Maße. 

Kinder aus sozial auffälligen Familien haben erst recht keine Chance, 
einen qualifizierten Arbeitsplatz in der Produktion zu erhalten. 


Wenn wir uns die Ausbildungs- und Arbeitsplatzsituation der von uns 
befragten 15 Jugendlichen ansehen, so kommen wir zu folgenden Ergeb- 
nissen: 

Von ihnen haben drei eine Lehre abgeschlossen, davon ist noch einer 
bestrebt - nachdem er seinen Lehrberuf kurzfristig verlassen hatte 

und Hilfsarbeitertätigkeiten ausführte - in seinen ursprünglichen Be- 
ruf (Betriebsschlosser) zurückzugehen. Die anderen zwei (Konditor und 
Schuhverkäufer) arbeiten in artfremden Berufen (als Hilfsarbeiter) und 
sind auch nicht daran interessiert, ihren Lehrberuf auszuüben. Für sie 
gilt, was in den "Materialien zur Lebens- und Arbeitssituation der 
Industriearbeiter in der BRD" ausgesagt ist: "Doch auch von denen, die 
eine Lehre bzw. Anlernausbildung haben, ist dennoch immerhin ca. ein 
Viertel in ungelernten Positionen tätig. So sind etwa aus den klassi- 
schen Handwerksberufen wie Fleischer, Bäcker oder Schneider zwei Drit- 
tel aller Erwerbspersonen, die diese Berufe erlernt haben, jetzt in 
anderen Bereichen tätig..." (165) 


Immerhin haben 12 der 15 Jugendlichen eine Lehre begonnen: sie abge- 
brochen haben fünf, zwei bis drei Lehren haben abgebrochen zwei. 
Drei Jugendliche haben ihre Lehre abgeschlossen (s.o.), drei Jugend- 
liche stehen jetzt noch im Lehrverhältnis (einer davon, nachdem er 
dreimal die Lehre abgebrochen hatte). 

Wenn wir uns spezifisch die Situation der fünf Jugendlichen ansehen 
die praktisch vom Säuglingsalter an im Heim waren, so sehen wir, daß 
ihre Lage nicht anders ist, als die der übrigen zehn: einer hat die 
Lehre beendet (der Konditor), zwei brachen sie ab, einer machte erst 
gar keine ("ich war wohl zu doof dafür") und von einem Jungen fehlen 
uns die Angaben zu diesem Punkt. 


= 137 - 


Die momentane Situation der Jugendlichen (von 12 Angaben) sieht fol- 

gendermaßen aus; 

Drei stehen noch im Lehrverhältnis, die restlichen neun üben Hilfsar- 
beitertätigkeiten aus oder sind arbeitslos. 

Dabei ist es vielleicht interessant, daß alle drei Jugendliche , die 

noch in der Lehre sind, nicht vor dem 15. Lebensjahr ins Heim gekom- 

men sind, also ihre Sozialisation innerhalb der Familie erfahren ha- 

ben. 


Der Wechsel vom ursprünglichen Lehrberuf - unter Berücksichtigung auch 
der abgebrochenen Lehren - in andere Berufe sieht so aus: 

Lehrb. u.a. Weißbinder - jetzt Lehre Elektroinstallateur 

Lehrb. Metzger - jetzt Fensterputzer 

Lehrb. Konditor - jetzt Lagerarbeiter und Beifahrer 

Lehrb. Schuhverk./ dann Lehre Fotolab. - jetzt arbeitslos 

Lehrb. Koch - jetzt arbeitslos 

Lehrb. Dekorateur - jetzt Tankwart 

Lehrb. Lebensmitteleinzelhändler - jetzt Hilfsarbeiter 

Lehrb. Techn. Zeichner - jetzt arbeitslos 

Lehrb. Betriebsschlosser - jetzt Hilfsarbeiter 

Dabei wechselten die Jugendlichen im Durchschnitt zwei- bis dreimal 


En Arbeitsplatz, einer brachte es insgesamt auf bisher 18 Arbeits- 
stellen. 


Als Gründe für den Lehrabbruch und Arbeitsplatzwechsel wurden uns ge- 

nannt: 

1. Aus Prüfungsangst - vor allem vor der theoretischen Prüfung - haben 
drei Jugendliche ihre Lehre nicht beendet. Zwei haben kurz vor der 
Prüfung gekündigt, einer (der Metzger) ist durch die theoretische 
Prüfung gefallen. Er hat sogar eine Wiederholung versucht, ist aber 
betrunken hingegangen und natürlich ein zweitesmal durchgefallen. 

2. Weil er sich ausgenutzt fühlte, hat einer die Lehrstelle gewech- 
selt: er mußte bei seiner ersten Lehrstelle als Metzgerlehrling 
von 5 bis 20 Uhr in der Metzgerei arbeiten und anschließend noch 
bis zu 2 Stunden in der Wirtschaft helfen. 

- Weil es mit dem Geld nicht mehr stimmte" haben zwei die Lehre ab- 
gebrochen. Der eine wollte von zu Hause weg, konnte sich aber auf- 
grund des geringen Lehrlingsentgeltes keine Wohnung leisten, der 
andere war es leid, beim Jugendamt jedesmal die Lehrlingsbeihilfe 
"erbetteln" zu müssen. Wie dieses "Betteln" für ihn aussah, schil- 
dert er folgendermaßen: "Jedesmal, wenn ich am Ersten aufs Jugend- 
amt gegangen bin - ich hatte 200,-- DM von meiner Lehrvergütung, 
dann habe ich noch 273,-- DM so vom Jugendamt, davon mußte ich 
120,-- DM Miete zahlen, dann kannste mal sehen, wie du dann aus- 
kommst - also ich hab da immer rumgemosert und nie ist was bei raus- 
gekommen, wenn ich z.B. einen Kleiderantrag stellte oder so. Um 
Jede Unterhose mußte ich betteln gehen. Nach sechs Monaten hab ich 
dann aufigehört mit der Lehre, weil ich nicht länger abhängig sein 
wollte vom Jugendamt. Die Lehre hat mir gut gefallen, aber ein Aso- 
zialer hat auch seinen Stolz." 

4. Zwei hatten - wohl aufgrund falscher Berufswahl - von vornherein 
kein Interesse an ihrem Lehrberuf. In dem Zusammenhang ist es in- 
teressant, daß bei zwei Jugendlichen die Berufsberatung von dem 
ursprünglich gewünschten Lehrberuf (der Metzger wäre gern KfZ- 
Schlosser geworden und der Lebensmitteleinzelhändler hätte lieber 
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eine Kochlehre gemacht) abgeraten hatte. Gründe dafür konnten uns 
die Jugendlichen nicht nennen. 

5. Einer, der erzählte, daß er etwa drei Lehren angefangen hätte und 
im Durchschnitt nie länger als drei Monate dabei gewesen sei, gab 
als Grund an, "weil dann die Probezeit zu Ende war". Er kam u.a. 
ins Heim, weil er "arbeitsscheu" war. 

6. Ein Jugendlicher, der schon die Konditorlehre beendet hatte, soll- 
te in einem Betrieb noch eine Bäckerlehre machen. Er brach sie nach 
drei Monaten ab, "weil ich mit dem Gesellen Kniest hatte". Uns ver- 
wundert es etwas, daß ein Konditor nicht das Handwerk eines Bäckers 
verstehen sollte und nehmen daher an, daß der Meister den Jugend- 
lichen gern als billigste Arbeitskraft ausgebeutet hätte. 


Beim häufigen Wechsel der Arbeitsplätze spielen u.a. auch Stigmati- 
sierungsprozesse (Heimkind + lange Haare = Verbrecher) eine große 
Rolle . Andere wiederum scheiterten mehrmals am "Saufen" oder "Trips 
schmeißen" (ein Jugendlicher, der auf die "stolze Anzahl" von 18 Ar- 
beitsstellen zurückblicken kann, sucht "eine Arbeitsstelle, wo ich 
keinen Tropfen Alkohol trinken kann"). 


Diese geschilderte Berufssituation der Jugendlichen muß man sehen im 
Zusammenhang mit der Klassenlage ihrer Eltern, der Anzahl ihrer Ge- 
schwister und anderer sozialer Bedingungen ihrer Herkunft. 

Allein 10 Väter oder Mütter sind Hilfs- oder angelernte Arbeiter (Bei- 
fahrer, Putzfrau, Gelegenheitsarbeiter, etc.), nur vier Väter können 
sich Facharbeiter nennen. Die Eltern von drei Jugendlichen sind Ver- 
treter, Büroangestellte und selbständig (Gebäudereinigung). Sie kom- 
men fast alle aus sehr kinderreichen Familien: Nur sechs Jugendliche 
(davon drei uneheliche) haben weniger als vier Geschwister; in den 
Familien weiterer vier Jugendlicher sind 5 bis 7 Kinder und bei fünf 
Jugendlichen sind sogar 8 bis 10 Kinder zu Hause. 


Aus getrennten, bzw. geschiedenen Ehen, oder wo ein Elternteil gestor- 
ben ist, kommen 10 Jugendliche. Rechnet man die drei unehelichen da- 
zu, muß man feststellen, daß von den 15 Jugendlichen allein 13 aus 
unvollständigen Familien kommen. 


Andere soziale Auffälligkeiten sind: Obdachlosigkeit (zwei), Vater 
Alkoholiker (drei), Schlägereien in der Familie (bei fünf auffallend), 


Den Zahlen über die Ausbildungs- und Arbeitssituation im Verhältnis 
zu ihrer Herkunft stehen die gegenüber, die etwas über ihr Bildungs- 
bedürfnis aussagen: Drei Jugendliche waren auf der Realschule oder 
hatten sich zumindest dort schon angemeldet. Einen Abschluß erreichte 
keiner. 

Vier Jugendliche wollen die mittlere Reife nachmachen oder streben 
eine andere schulische Ausbildung an. 


Warum es u.a. mit der weiterführenden Schulbildung nicht klappt, wird 

durch den folgenden Interviewausschnitt recht deutlich. Der Jugend- 

liche ist mit 15 Jahren ins Heim gekommen, und zwar aus eigenem An- 

trieb, und besuchte schon vorher die Realschule. Er lebte mit seiner 

Familie 12 Jahre in einer Obdachlosensiedlung: 

Int.: Und wieso hast du die mittlere Reife nicht gemacht? Weil du 
drei Fünfer hattest? 


- 139 - 


H: Nee, das nicht, die 9.Klasse habe ich dann wiederholt, mit 2,8 im 
Durchschnitt bestanden. Und in der 10.Klasse ging's dann wieder los. 
Da hatte ich keine Lust mehr. 

Int.: Die hättest du aber wiederholen können? 

H: Ich hab dann so einen Brief gekriegt vom Rektorat, aus "pädagogi- 
schen Gründen' sollte ich auf eine andere Schule gehen. Da hatte 
ich keine Lust mehr. 

Int.: Haben sie dir den Brief geschrieben, weil du so schlechte Noten 

hattest? 

H: Na ja, als ich die Klasse nochmal wiederholen wollte, haben die halt 
gemeint, aus pädagogischen Gründen sollte ich die Schule wechseln. 
Der Gruppenerzieher ist dann beim Rektor gewesen, und der hat ge- 
sagt - ich hatte auch noch die längsten Haare von der Schule - ich 
würde überhaupt nicht in das Gesamtbild der Schule' reinpassen. 


Derselbe Jugendliche entwickelte dann folgende Berufsperspektive für 
sich: "Zuerst mach ich mal meinen Führerschein, dann mach ich zwei 
Jahre Spedition - fahren, daß ich meine 1500 bis 1700 netto verdiene, 
das weiß ich jetzt schon. Mehr kann ich auch nicht verdienen, wenn 
ich die mittlere Reife hab. Natürlich ist das ein beschissener Beruf, 
aber man muß das halt mal hinnehmen im Leben. Wenn ich zwei Jahre ge- 
arbeitet habe, dann krieg ich vom Arbeitsamt 90 % des letzten Lohns, 
wenn ich mich dann irgendwie nochmal umschulen laß." 


3.2.3. Gründe für die Probleme 
der Ausbildungs- und Arbeitsplatzsituation 


Es sind verschiedene Gründe, die dazu führen, daß Jugendliche, die aus 
"sozial auffälligen Familien" kommen oder als "Dauerheimkinder" ihre 
Sozialisation im Heim erfahren haben, besondere Schwierigkeiten haben, 
konstant den Arbeitsprozess durchzustehen. 


Sehen wir uns ihre Familiensituation an, so fällt auf, daß die ökono- 
mischen Bedingungen dort besonders schlecht sind (eine zehnköpf ige 
Familie, deren Hauptverdiener angelernter- oder Hilfsarbeiter ist, muß 
zwangsläufig unterhalb des Existenzminimums stehen). 


Das hat zur Folge, daß die Eltern andere Bedingungen an die Berufsaus- 
bildung ihrer Kinder stellen: sie sollen möglichst schnell mitverdie- 
nen, um die Familienkasse etwas aufzubessern.Das heißt, die Ausbildung 
- wenn überhaupt eine angestrebt wird - muß kurz sein (z.B. Anlernstel- 
le), eine zusätzliche berufsspezifische Schulausbildung wird kaum in 
Erwägung gezogen. \ 

Die Lehrstellen werden meistens in kleinen Betrieben gesucht (s. Lehr- 
berufe der Jugendlichen), in denen die Ausbildung mit noch weniger 
Sorgfalt durchgeführt wird. Der Lehrling macht häufig ausbi ldungsfrem- 
de Arbeiten, die Ausbeutung tritt noch krasser zutage (S. das Beispiel 
vom Metzgerlehrling), der Lehrling hat kaum Gelegenheit, seine Lage 
mit der anderer Lehrlinge zu messen, da er oft der einzige in seinem 
Betrieb ist, außerdem gibt es so gut wie nie einen Betriebsrat, der 
ihn über seine Rechte aufklären könnte. 5 

Wir haben uns gefragt, weshalb die von uns befragten Jugendlichen ohne 
Ausnahme in kleinen Betrieben gelernt haben und auch als Hilfsarbei- 
ter häufig einen Arbeitsplatz in so strukturierten Firmen dem in einem 
Großbetrieb vorziehen. Wir nehmen an, daß die Wahl dieser Lehrstellen 
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einmal vom Heim, als auch von der Berufsberatung gefördert wird, da 
sich "sozial auffällige" - z.T . vorbestrafte - Jugendliche wohl eher 
in Kleinbetrieben unterbringen lassen, wo ein Mangel an Lehrlingen 
herrscht, auf der anderen Seite wenig Bedarf an ausgelernten Kräften. 
In vielen Ausbildungsverhältnissen geht es wohl eher um den billigen, 
leichter auszunutzenden Lehrling, als um seine Qualifizierung zum 
Facharbeiter (vergl. Beispiel Konditor - Bäckerlehre). 


Dazu: "Die absolvierte Lehre eines Berufes ist kein Beweis, daß bei 
seiner Ausbildung tatsächlich die erlernten Qualifikationen erforder- 
lich sind." (166) 

Auf der anderen Seite kommt die Wahl eines Kleinbetriebes sicherlich 
auch den Bedürfnissen mancher Jugendlicher entgegen: Ihre Kontaktar- 
mut macht sie ängstlich vor den grossen Betrieben mit den Massen an 
Arbeitern und Lehrlingen, in denen auch die Arbeitsprozesse weniger 
durchsichtig sind. In kleinen Betrieben ist außerdem eine Identifika- 
tion mit der "Vaterfigur Chef" eher möglich. 


Weder zu Hause, noch im Heim konnte ihnen vermittelt werden, was man 
gemeinhin als "Arbeitsmoral" bezeichnet. In ihren Familien sehen sie 
den Vater nicht als die Autorität, als Vorbild, an dem man sich ori- 
entieren und später messen kann: häufiger ist der Vater arbeitslos 
oder arbeitet nur sporadisch in Bereichen, die ihm keinerlei Befrie- 
digung geben; die Folge davon ist bei ihm Flucht in den Alkohol, Schlä- 
gereien in der Familie, Kriminalität oder die Nervenklinik; dadurch 
noch stärkeres Abgleiten der Familie ins Elend (Obdachlosigkeit). 


Das Kind erfährt also nicht vom Vater - der immer noch traditionell 
die Rolle des "Haushaltsvorstandes" innehat - was konstantes Arbeiten 
ist. Oft übernimmt die Mutter die Rolle der Hauptverdienerin, was zu 
einer noch größeren Deklassierung des Vaters führt. or 

Auch im Heim fehlt die Möglichkeit, sich an einer Autorität zu orien- 
tieren, die - zwar im Reproduktionsbereich, aber aus der Produktion 
kommend - als Vorbild für "Arbeitsamkeit und Strebsamkeit" dienen 
könnte. Die Erzieher sind im Heim gleichzeitig am Arbeitsplatz und in 
der Reproduktionssphäre, und es ist fraglich, ob und wieweit die Kin- 
der sie als "arbeitende Menschen" erkennen. 


In der Zeit des Frühkapitalismus mußte das Kapital die der Produktions- 
mittel beraubten ehemaligen Bauern mit den rigidesten Strafmaßnahmen 
als Lohnarbeiter in die Fabriken zwingen (167). Inzwischen, durch 
Jahrhunderte, ist es der bürgerlichen Wissenschaft mit Hilfe der Kir- 
che und des Staates gelungen, die Arbeitsmoral so im Proletariat zu 
integrieren, daß sich der Kapitalist weitgehend auf seine "braven 
Lohnsklaven" verlassen kann. "Da sich der Kapitalist ohnehin nicht in 
dem Maße bereichert, wie er persönlich arbeitet und Askese betreibt, 
"sondern im Maße, worin er fremde Arbeitskraft aufsaugt und dem Arbei- 
ter Entsagungen aller Lebensgenüsse aufzwingt", konnte sich die Bourge- 
oisie praktisch und ideologisch von der produktiven Arbeit "emanzi- 
pieren". Arbeitsamkeit wurde zur alleinigen Tugend und Pflicht der 
Lohnabhängigen." (168) 


Für die wenigen, die - wie zum Beispiel die von uns befragten Jugend- 


lichen - den unmenschlichen Bedingungen des Arbeitsprozesses nicht 
gewachsen sind, gibt es Gesetze, auch sie hineinzupressen: Nach & 361 
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StGB wird mit 500,-- DM Geldstrafe oder Freiheitsentzug bis zu 6 Wo- 
chen bestraft, "wer, wenn er aus Öffentlichen Armenmitteln eine Unter- 
stützung empfängt, sich aus Arbeitsscheu weigert, die ihm von der Be- 
hörde angewiesene, seinen Kräften angemessene Arbeit zu verrichten." 
Und auch die Heime sorgen hinreichend dafür, daß die Jugendlichen nur 
Ja schnell einen Job finden, wenn sie mal wieder aus dem vorherigen 
"rausgeflippt" sind, ohne sich um die Ursache dieser "mangelnden Ar- 
beitsbindung" zu kümmern. Drohungen mit Raußschmiß aus dem Heim oder 
mit Verlegung in ein anderes Heim mit "Arbeitserziehung" sind Garant 
dafür, daß die Jugendlichen wie ein Stein aus einem Katapult von einer 
Arbeitsstelle zur anderen geschleudert werden. (Unser "krassester Fall", 
der Jugendliche, der z.Zt. des Interviews 18mal den Arbeitsplatz ge- 
wechselt hatte, ist inzwischen so routiniert, daß er innerhalb weni- 
ger Stunden einen neuen Job findet. Jetzt, ein halbes Jahr später, hat 
er es auf mindestens 27 gebracht.) 


Dieser Widerspruch, Menschen, die, aus welchen Gründen auch immer, 
aus den Normen der bürgerlichen Gesellschaft herausfallen, verstärkt 
hineinzupressen, führt bei den Jugendlichen häufig zu Alkohol- oder 
Drogenmißbrauch - auch während der Arbeitszeit, oder zu besonders 
aggressiven Formen des Widerstandes (Schlägereien mit den Vorgesetz- 
ten) und damit wieder zur Entlassung. 

Andere sind selbst dazu nicht mehr fähig: sie flüchten vor den Kon- 
flikten, indem sie kündigen, sobald die Notwendigkeit entsteht, durch 
Auseinandersetzungen ihre Interessen zu vertreten. (Ein Jugendlicher 
erzählte uns, daß man ihm in der Firma versprochen hätte, ihn nach 
der Einarbeitungszeit als Fahrer einzusetzen. Als nach einem Jahr 
nichts erfolgt war, sei er gegangen.) 


Solange es aber keine Organisation gibt, die in der Lage ist, den Ju- 
gendlichen ihre Situation als Klassenlage erfahrbar zu machen, ihr 
Schicksal als Konsequenz des antagonistischen Widerspruches zwischen 
Lohnarbeit und Kapital, solange niemand ihr Klassenbewußtsein weckt 
und sie damit befähigt, gezielt und solidarisch den Kampf gegen die 
Ausbeuterklasse aufzunehmen, solange werden auch keine noch so gut 
gemeinten pädagogischen Bemühungen an der Situation dieser Jugendli- 
Chen etwas ändern können. 


m ee en En 


4. AUSWIRKUNGEN DER SOZIALISATIONSBEDINGUNGEN 


I a a 


Die geschilderten Sozialisationsbedingungen haben für die Jugendli- 
chen Auswirkungen, die sich nicht nur oberflächlich auf der sichtba- 
ren Ebene von nichtgelungener Arbeitsbindung, der Unfähigkeit von 
Wohlverhalten gegenüber Autoritäten, Gesetzesuntreue und ähnlichen 
\rgerlichen Moralbegriffen festmachen lassen. 


Wir haben bei den Interviews versucht, Probleme festzustellen, die 
aufgrund psychischer Konflikte - auf dem Nährboden der materiellen 
Bedingungen der Lebenssituation der Jugendlichen entstehen, um damit 
auf Erscheinungen, die bedingt sind durch psychische Deformatio- 
nen, hinzuweisen. Dabei beobachteten wir, daß von den fünf "Dauerheim- 
kindern" 4 so gut wie keine Aussagen darüber zu machen wußten. Sie 
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INFORMATIONSDIENST DES SLB 
(Sozialistischer Lehrerbund) 


Sozialistische Lehrer arbeiten heute vereinzelt, in kleinen 
oder größeren Orten, an Grund-, Haupt-, Real- und Berufsschulen, 
an Gymnasien und Gesamtschulen ohne ausreichenden Kontakt zu- 
einander. Sie werden oft konfrontiert mit Problemen und Kon- 
flikten, mit denen andere Gruppen schon ihre Erfahrungen ge- 
sammelt haben. Der SLB-Info soll der Information und Koopera- 
tion zwischen sozialistischen Lehrern und deren Organisierung 
dienen. 


Folgende Info-Ausgaben sind zur Zeit noch erhältlich: 

Ausgabe 12 (Doppelnummer): In dieser Ausgabe sind die wichtig- 
sten Beiträge aus den davor erschienenen Infos zusammengestellt. 
Ausgabe 13: Schwerpunktthema "Grundschule" 

Ausgabe 14: Schwerpunktthema "Gesamtschule" 

Ausgabe 15 (Doppelnummer): Schwerpunktthema "Berufsschule" 
Ausgabe 16 (Doppelnummer): Schwerpunktthema "Gewerkschaft Erzie- 
hung und Wissenschaft" 

Ausgabe 17: Schwerpunktthema "Hauptschule" 

Ausgabe 18: Zur neuen Funktion des Info - Thesen zur Situation 
und Aufgabe von sozialistischen Lehrern - Materialien zur GENW- 
Arbeit. 


Einfachnummer DM 3.--, Doppelnummer DM 5.-- 
Jahresabo DM 10.-- + DM 2.80 Porto 


Auch Probehefte können nur gegen Bezahlung abgegeben werden. 
Bezug: Verlag 2000 GmbH, 605 Offenbach 4, Postfach 591 


NEUER INFO IM SOZIALISTISCHEN BÜRO 
INFORMATIONSDIENST GESUNDHEITSWESEN, Heft 1 


Im März 1974 hat sich ein Arbeitsfeld Gesundheitswesen im Sozia- 
listischen Büro konstituiert. Die erste Ausgabe eines neuen Info 
Gesundheitswesen dient einer (gewiss noch unvollständigen) Be- 
standsaufnahme der bisherigen theoretischen und praktischen Akti- 
vitäten des Arbeitsfeldes. Der Info bringt: Arbeitsberichte von 
Uni-Gruppen aus Marburg, Frankfurt, Münster und Mainz; einen 
Praxisbericht aus München der "Sozialmediziner Hasenberg]" (Stadt- 
teilarbeit); einen Beitrag eines Berliner Genossen zur Strategie 
im Gesundheitswesen; Einschätzungen und Konsequenzen aus der UTV- 
Tarifrunde im Gesundheitswesen in Westberlin; Briefe und Kurzbe- 
richte aus Erlangen, Essen, Würzburg, Papenburg und München; Auf- 
ruf zur Bildung einer Projektgruppe Arbeitsmedizin. 


In späteren Ausgaben des Info sollen Ansätze politischer Praxis 

in der stationären Versorgung (Probleme am Arbeitsplatz Kranken- 
haus, Tendenzen und Alternativen der stationären Versorgung) sowie 
Ansätze einer Stadtteilarbeit in der ambulanten Versorgung be- 
handelt werden. 


Verlag 2000 GmbH, 605 Offenbach 4, Postfach 591 (Preis DM 3.--) 


gingen mit einem Achselzucken darüber hinweg. Wir nehmen an, daß die 
psychischen Deformationen der Jugendlichen soweit vorangeschritten 
sind,daß sie ihre Konflikte nicht einmal mehr sich selbst gegenüber be- 
nennen können. 


Ein typisches Beispiel ist C., der im Interview mehrmals betonte, es 
ginge ihm gut, er habe keine Probleme, Andererseits fiel er uns während 
unserer Arbeit im Heim dadurch auf, daß er immer besonders "einsam" 
wirkte. Er begegnete jedem, der etwas von ihm wissen wollte, mißtrau- 
isch und machte einen völlig abgekapselten Eindruck. Seine Kontakte im 
Heim waren minimal - "brauche ich auch nicht" - wobei er diese Haltung 
ziemlich aggressiv verteidigte. Seine Resignation wird an folgender 
Aussage deutlich: "Dann haben sie mich abgeholt, die Bullen, haben 
rumtelefoniert, was weiß ich, mich hat es nicht interessiert. Ich habe 
in der Ecke gesessen, habe meine Heftchen gelesen und meine Zigarette 
geraucht und habe etwas gefressen. War mir ja scheißegal, verstehst 
Du." (Diese Szene spielte sich im Knast ab). 


Das Problem der Kontaktarmut ist nicht nur bei C. festzustellen. Viel- 

mehr haben die meisten Jugendlichen Schwierigkeiten, Freundschaften 

zu Schließen. Im wesentlichen liegt das wohl daran, daß die Jugend- 

lichen glauben, sie müßten Freundschaften "kaufen" - und deshalb ver- 

zichten sie lieber gleich darauf: 

Int: Hast Du einen Freund? 

A.: Überhaupt keine. Das liegt sicherlich. an mir, weil ich überhaupt keine 
Freunde haben will. Das heißt ich will schon, aber nicht solche 
wie die, die hier wohnen. 

Int: Du meinst, daß Du zu hohe Ansprüche stellst? 

A.: Ich stelle überhaupt keine Ansprüche, aber die anderen kommen 
höchstens mal, wenn sie etwas von mir brauchen, weil ich mehr Geld 
als die anderen habe. 


"Die Orientierungsfrage heißt nicht: welche Bedürfnisse befriedige ich 
durch meine Tätigkeit, sondern: was erhalte ich als Gegenwert? Das ist 
die allgemeine Ableitung des Warencharakters unserer mitmenschlichen 
Beziehung." (169) Was Dieter Duhm allgemein für menschliche Beziehungen 
im Kapitalismus formuliert, gilt für die Jugendlichen im Heim in be- 
Sonderem Maße. Der Tauschcharakter wird dort noch gefördert. Einerseits 
durch die Beziehung zu den Erziehern, die in einem Vertragsverhältnis 
mit den Jugendlichen stehen und somit nicht Bezugsperson (wie die EI- 
tern) aus sich selbst heraus sein können. Zum anderen ist die Ideolo- 
gie der Heimerziehung auf Konkurrenz, Individualität und Leistungsori- 
entierung gerichtet, die sich vor allem auf die interaktionellen Pro- 


2esse zwischen Erziehern und Jugendlichen abspielt (Identifikation und 
Ablehnung). 


Aus einem Interviewausschnitt zeigt sich dieser Warencharakter beson- 
ders deutlich: 
Int.: Hast Du in der Schule Probleme gehabt, wie Sitzenbleiben? 

-: Nein, solche Probleie hatte ich nie. Da war nur das Problem, daß 
ich immer ärmlicher dran war, wie die anderen, die sich auch mal 
ein Eis gekauft haben. 

Int.: Hast Du dadurch weniger Freunde gehabt? 

.: Wahrscheinlich. Ich habe erst Freunde gehabt, als ich angefangen 

habe, Fußball zu spielen. Und auch nur deshalb, weil ich besonders 
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gut Fußball spielen konnte. 


Die Beziehung zu Mädchen ist ebenfalls für viele Jugendliche problema- 
tisch. Auch hier kommt der Charakter der Tauschgesellschaft zum Aus- 
druck: "Eh ich mir ein Mädchen suche, muß ich erst eine bessere Ar- 
beitsstelle haven, als Hilfsarbeiter komm ich mir zu schäbig vor." 


Häufig haben sie idealtypische Rollenklischees von ihrer "zukünftigen 
Frau", das bei B. zu folgenden Erwartungen führt: Sie soll eifersuch- 
tig sein, ausschließlich ihm gehören, ehrlich und offen sein, nıct 
viele Beziehungen zu Jungen vor ihm gehabt haben und nicht Saufen ge- 
hen (wobei interessant ist, daß dieser Jugendliche seine Mutter als 
"Hure" bezeichnet, weil sie zwei uneheliche Kinder hat, die sie beide 
ins Heim steckte). 


Diese Kontaktängste führen oft zum Alkohol oder auch zu Drogenabhän- 
gigkeit und dadurch wieder zu Aggressionen, die bisweilen in Gewalt- 
tätigkeiten ausarten: "Sonst bin ich nicht so gewaittätig, aber wenn 


ich einer gesoffen habe...", oder auch zu krimineılen Handlungen, die 
in nüct’ernem Zustand aufgrund der "anerzogenen Kontrolle" nie began- 
gen wı n nären: "wenn ich mal einen überfallen habe und -"'sammenge- 


hauen nate. war ich immer voll. Nüchtern bin ich aer Friiedlichste. 
Also b «bt mir nichts anderes übrig, als weniger zu “aufen. Durch 
Kummer wırd es nämlich schon Gewohnheit. Andere nehr»n „uit..." 


Auch C. kam in die anfangs geschilderte Situation. als er besoffen und 
gleichzeitig "stoned" ein Auto demoliert hatte. 

Überhaupt spielt der Alkohol eine traurige aber entscheidende Rolle 

im Leben der Jugendlichen. Kaum einer, der deswegen nicht mit den so- 
zialen Kontrollinstanzen wie Polizei, Sozialarbeit oder anderen Trä- 
gern der Staatsmacht in Berührung kam. 

Der Zusammenhang zwischen dem Rauschzustand ‚den Alkohol und Drogen er- 
zeugen ‚und dem Fehlen emotionaler Bindungen wird deutlich am Beispie] 
K., der durch die Freundschaft mit einem Mädchen davon "loskam":"Ich 
bin froh, daß ich meine Freundin habe, ich habe früher bös' gesoffen, 
war unwahrscheinlich alkoholsüchtig, kann man schon sagen, und war 
jeden Tag fast voll "stoned". Das Mädchen hat mich da rausgerissen." 


Auch sein Bewußtsein von Sexualität hat sich durch diese Freundschaft 
geändert: "Meine Mutter war mit meinem Vater zehn Jahre verheiratet. 
Meine Mutter hat erzählt, daß sie kein einziges Mal von meinem Vater 
befriedigt worden ist. Bei meiner Freundin, denke ich nie an mich, 
weil ich nicht dasselbe machen will. Ich gehe jetzt 1 1/2 Jahre mit 
dem Mädchen. Die anderen machen einen Fehler, wenn die ein Mädchen 
haben, dann wollen die gleich mit ihr ins Bett gehen. Wenn ich ein 
Mädchen gerne habe, dann kann ich einen Monat, ein Jahr darauf warten, 
bis ich mit ihr ins Bett gehe. Eher hole ich mir selber einen runter, 
Die anderen wissen nicht, was sie mit einem Mädchen anfangen sollen. 
Früher habe ich die Mädchen auch gewechselt wie die Socken." 


Woraus resultieren nun diese psychischen Deformationen, die sich äußerr. 
in Kontaktarmut, Angst vor Nähe, vor libidinösen Beziehungen, die sich 
konkret zeigen in Aggression, sei es in Form von Gewalttätigkeiten 
anderen gegenüber, als auch in der Destruktion seiner eigenen Persön- 
lichkeit (wie Selbstverachtung, aber auch Selbstmord, der als Absicht, 
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den Problemen ein Ende zu machen, an der Aussage mancher Jugendlichen 
deutlich wird). "Selbstmord ist neben Verwahrlosung und Kriminalität 
die extremste und negativste Antwort auf die Bedingungen proletari- 
scher Lebenslage. Er ist eine von mehreren möglichen Reaktionsformen 
im Spektrum gänzlich angepaßten Verhaltens..." (170) 


Darin kommt nur die Hoffnungslosigkeit zum Ausdruck, mit der die am 
krassesten benachteiligten Opfer einer brutalen, nur am Profit - aber 
nicht an den Bedürfnissen der Menschen - orientierten Gesellschafts- 
ordnung, auf die ihnen gestellten Bedingungen reagieren. 


Die Aussagen, die wir bei der Auswertung der Interviews als "subjek- 
tive Zukunftseinschätzung der Jugendlichen" bezeichneten, stellten 
sich im Nachhinein als recht idealistische, nicht realisierbare Wün- 
sche heraus. Dies resultiert einerseits aus dem Glauben an die "Chan- 
cengleichheit", die der Staat heuchlerisch ständig proklamiert als 
Legitimation seiner "Sozialstaatlichkeit". Andererseits sind sie Aus- 
druck ihrer nie zu befriedigenden Bedürfnisse, an deren Realisierung 
die Betroffenen selbst nicht so recht glauben, mit deren möglicher 
Verwirklichung sich aber eine trügerische Hoffnung verknüpfen,doch 
noch den Sprung zur Integration in diese Gesellschaft zu schaffen. 
Wenn also z.B. ein Jugendlicher davon spricht, daß er eine Einheirat 
in eine Metzgerei anstrebt, weil er "doch darauf angewiesen (ist), mit 
was soll ich denn sonst anfangen - Miete und so" oder ein anderer ein 
"eigenes Busunternehmen aufmachen will", so kommt darin doch nur die 
Resignation zum Ausdruck, daß im Grunde gar nichts geht, nicht einmal 
der naheliegendste Schritt zum Lehrabschluß, wenn man nicht gerade das 
"große Los" zieht. 


Ein anderer Jugendlicher (C) hat gerade aus dieser Erfahrung für sich 
die Konsequenz gezogen. Seine Lebensperspektive - die im Grunde keine 
ist - ist "wirklichkeitsgetreuer", wenn er sagt: "Es ergibt sich alles. 
Wenn Du Pläne machst, stehst Du nach einem halben Jahr da, kriegst 

ein paar auf den Deckel und stehst wieder da." 
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IV - GESELLSCHAFTLICHE FUNKTION 
DER HEIMERZIEHUNG 
UND BEDINGUNGEN DER REFORMTENDENZEN 


1. DIE BEDEUTUNG DER "RANDGRUPPENSTRATEGIE" UND IHRE AUSWIRKUNG 
AUF DIE SITUATION DER HEIMERZIEHUNG 


1.1. Einleitung 


Die Diskussion über die Heimerziehung, ihre Funktion im Kapitalismus, 
die Notwendigkeit von Reformen bzw. Veränderungen in diesem Bereich 
ist mit der Studentenbewegung, insbesondere durch die in der Stu- 
dentenbewegung praktizierte "Randgruppenstrategie" in Gang gekommen. 


Durch die spektakulären Aktionen (explizit die Heimkampagnen 1969) 
und deren Folgen wurde nicht nur die "Öffentlichkeit" auf die gravie- 
renden Mißstände aufmerksam; durch die Skandalisierung der Heimerzie- 
hung wurde auch der "Sozialstaat" auf den Plan gerufen und dessen 
Anspruch mit der schlechten Wirklichkeit konfrontiert. 


Diese Konfrontation verläuft heute wieder weitgehend in institutio- 
nellen Bahnen ab: Aktivitäten, wie sie durch die Studentenrevolte 
geprägt wurden, die direkte Aktion, die die Sozialadministration 
unter Druck zu setzen verstand, sind heute abgelöst von der Arbeit 
von Sozialarbeitern und Heimerziehern in den Institutionen. 


Die Alternative zur-Heimerziehung, die einige Zeit in der Konsoli- 
dierung von Wohnkollektiven mit Fürsorgezöglingen gesehen wurde (was 
sich direkt aus den Heimkampagnen und der Massenflucht aus den Heimen 
entwickelte, wodurch die "Legalisierung" zur Notwendigkeit wurde) 
trug schon von Anfang an einen Kompromißcharakter und war letztlich 
integrierbar in ein System sozialer Kontrolle, wobei die Sozialadmi- 
nistration mit Repressionen und Verkürzung der materiellen Mittel 

den längeren Arm hatte. 


In diesem Zusammenhang wurde zwar nicht die Situation der Heimerzie- 
hung grundsätzlich verändert, dafür aber die bisherige "Abgeschlossen- 
heit" dieses Bereichs aufgebrochen. Die "pädagogische Provinz" sah 
sich von verschiedenen Seiten der Kritik ausgesetzt. Dies wurde 

durch die "Randgruppenstrategie" mehr oder weniger thematisiert. 
Deshalb lassen sich die jetzigen Tendenzen in der Reform der Heimer- 
ziehung von diesem "auslösenden Faktor" nicht trennen. 


Über die Verbindung zur Studentenbewegung wäre Schließlich aufzuzei- 
gen, daß jeder Reformversuch in einem "gesamtgesellschaftlichen" 
Kontext gesehen werden muß. Gerade die Entwicklung in letzter Zeit 
insbesondere die Geschichte des Georg-Von-Rauch-Hauses, zeigt auf, ; 
daß Reformen von staatlicher Seite die Interessen der betroffenen 
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Jugendlichen kaum zu reflektieren in der Lage sind. 


Das Georg-Von-Rauch-Haus als ein Versuch der Selbstorganisation hat 
eigentlich mit der Reform der Heimerziehung zunächst wenig zu tun. 
Jedoch hat die Beschäftigung mit der in der Studentenrevolte prak- 
tizierten Randgruppenarbeit nicht nur historischen Stellenwert, indem 
sie versucht, einen positiven Lernprozeß aufzuzeigen; insofern das 
Georg-Von-Rauch-Haus (und andere Ansätze zur Selbstorganisation) 
nicht zuletzt einen "Späterfolg" der in der Studentenrevolte "zeit- 
weilig recht unfruchtbare(n) Beschäftigung mit Randgruppen im Sinne 
H. Marcuses, namentlichmit Fürsorgezöglingen, Trebegängern usw." (171) 
darstellt. 


Im Rahmen unserer Arbeit versuchen wir von diesem Ansatz her allge- 
meinere Aussagen zur Heimerziehung und deren Funktion zu machen. 
Nicht zuletzt interessierte uns dabei die Situation in den Heimen 
selbst und was sich seit der Staffelbergkampagne dort verändert hat. 


Einschränkend sei hier gesagt, daß wir .diese Fragen nicht befriedi- 
gend beantworten können. Die Arbeit hat deshalb fragmentarischen 
Charakter; dazu kommen noch Schwierigkeiten innerhalb des "Projekts 
Heimerziehung", die sich auf die Arbeitsbedingungen und auf die be- 
handelten Problemstellungen auswirkten. - (vergl. Teil I der Gesamt- 
arbeit und das Nachwort). 


1.2. Thesen zu Reformbedingungen 


im Zusammenhang mit der Studentenbewegung 


"Die Heimerziehungsreform ist Ausdruck eines aktuellen und zeitlich 
begrenzten Legitimationszwanges der kapitalistischen Gesellschaft, 
der in diesem marginalen Bereich solange anhält, wie die Skandali- 
sierung der Heimerziehung als exemplarisches Beispiel für die Un- 
fähigkeit des sogenannten Sozialstaats, mit den menschenzerstöreri- 
a) Folgen des kapitalistischen Systems zurechtzukommen anhält." 
Diese zunächst abstrakte Bestimmung führt uns zu der Frage nach der 
Entstehung des "Reformklimas", von dem ja nicht nur die Heimerzie- 
hung" betroffen ist. i i 

Damit kommen wir zur Studentenbewegung, die "in ihren unmittelbaren 
wie mittelbaren Folgen das innenpolitische Klima in der BRD tiefgrei- 
fend verändern" (konnte). (173) 


Im Gefolge der Krise 1966/67 entwickelte sich die Studentenbewegung: 
Durch die im Sinn der neuesten Kapitalakkumulation dysfunktional ge- 
wordenen Ausbildungsmodi in ihrem mittelständischen Aufstiegsstreben 
frusriert, hatten die Studenten der gesellschaftswissenschaftlichen 
Fakultäten und der Ausbildungsberufe gegen die herrschaftsunfähig 
gewordene und unter den steigenden Studentenzahlen zusammengebroche- 
(17a) versitäts-Hierarchie" antiautoritär "zu revoltieren begonnen." 


Die damit entstehende "politische Krise" des Systems, "besonders im 
Ausbildungsbereich" hat das "Reformklima erst geschaffen. Aus den 
ökonomischen Widersprüchen, die zum Ausruf des "Bildungsnotstands 
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in der BRD geführt haben, läßt sich erst die Diskussion über den 
gesamten Ausbildungssektor und den daraus resultierenden Reform- 
tendenzen ableiten. 

Die Skandalisierung und Reform der Heimerziehung läßt sich von hier 
aus als ein Abfallprodukt aus ökonomischen Notwendigkeiten der 
Kapitalverwertung nach Abschluß der Rekonstruktionsperiode der BRD 
bestimmen." (175) 


Wir können in diesem Zusammenhang auf die genannten "ökonomischen 
Notwendigkeiten" nicht eingehen; uns interessiert mehr der ideolo- 
gische Kontext der Studentenbewegung (siehe weiter unten). 


Ein wesentliches Resultat dieses "Reformklimas" (und auch der Stu- 
dentenbewegung) ist schließlich die "Regierungsfähigkeit" der SPD: 
"Bedingt durch die Krise, Studentenbewegung und Septemberstreiks 
(1969) zusammengenommen die stärkste soziale Krise der Nachkriegs- 
entwicklung in der BRD, versuchte die Sozialdemokratie, die Gesell- 
schaftsreform zum Inhalt ihrer parlamentarisch orientierten Politik 
zu machen.... Ihre Vorstellungen von einem staatlich regulierten 
kapitalistischen Sozialstaat, der einen Interessenausgleich von Ar- 
beitern und Kapital mittels staatlich garantiertem materiellen Wohl- 
stand anstrebt, war in der Lage, die Veränderungsbedürfnisse, die in 
der Studentenbewegung und in den wilden Streiks zum Ausdruck gekom- 
men sind, partiell aufzunehmen. Sie mußten nur ihrer militanten, 
illegalen Form und ihrer inhaltlichen Radikalität entkleidet, also 
zur Reform werden. Das Scheitern der Studentenbewegung kam dem ent- 
gegen, ebenso die geschichtliche Ausgansposition der Arbeiterkämpfe. 
Mehr und mehr verlagerte sich die Studentenbewegung in die Partei 
hinein." (176) 


Die Liquidation der Studentenbewegung setzte zu einem Zeitpunkt ein, 
an dem die Bewegung auf ihre historischen Grenzen gestoßen war. Da- 
raus resultiert die Zersplitterung der Linken (die auch heute noch 
nicht überwunden ist); zudem wurde diese Auflösung auf der Ebene der 
Abstrahierung von der eigenen (antiautoritären) Geschichte vollzogen. 
Somit wurde der Reformismus zu einem Problem für die Linke, denn 
indem der Reformismus Massenbedürfnisse schafft (oder fördert), "die 
er nicht realisieren kann" (177) offenbart sich ein Dilemma der Lin- 
ken: nämlich die Widersprüche im Reproduktionsbereich (an denen der 
Reformismus ansetzt) weitgehend verdrängt zu haben. 

"Die reformistische Verwertung antiautoritärer Ziele und Freiheits- 
vorstellungen läßt sich solange nicht durchbrechen, wie innerhalb 
der Linken eben diese Ziele und Freiheitsvorstellungen der politi- 
schen Zensur unterliegen. £ 2% 

Der Verlust der eigenen geschichtlichen Realität macht den Reformis- 
mus zu einem realen Problem für die linke Politik." (178) 


Wir versuchen, eine Ebene dieses Problems anhand der "Randgruppen- 
strategie" herauszuarbeiten. Die "Randgruppenstrategie" und ihr 
offizieller Endpunkt, die Randgruppenkonferenz in Berlin (Februar 
1970), wo die Linke noch vor der Auflösung der Studentenbewegung 
"gemeinsam" die "Randgruppenstrategie" liquidierte (179), bilden 
daher den Schwerpunkt unserer Überlegungen. "Aus der (Randgruppenkon- 
ferenz) heraus (wurde) keine neue praktische Perspektive mehr ent- 
wickelt. Mit dieser Liquidierung hat die Linke sich erst einmal der 
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Wahrnehmung beraubt, daß die gegenwärtigen gesellschaftlichen Aus- 
einandersetzungen im Reproduktionsbereich in Erscheinung treten." 
(180) 


Es stellte sich erst gar nicht das Problem, "ob die Leute erst mal 
ihr Recht haben wollen, statt revolutionärem Kampf" (bezogen auf die 
Fürsorgezöglinge) (181); davon abstrahiert die klassenanalytische 
Diskussion, die einseitig taktische Dimensionen des Problems erörter- 
te. 

Der stellenweise akademische Charakter der Randgruppenkonferenz 
äußert sich darin, daß zwar die Diskussion in der Arbeiterbewegung 
der 20er Jahre über dieses Problem reproduziert wird, aber keine Be- 
ziehung zur heutigen Situation hergestellt werden kann. 

Die Denunzierung der Randgruppenarbeit als unwesentlich für die an- 
stehende Organisierung des Proletariats brachte die Bewegung nicht 
weiter, sondern trug eher zur "Mysti fizierung" der anstehenden Pro- 
bleme bei. 


Unsere Bemerkungen in diesem Zusammenhang verstehen sich im übrigen 
nicht analytisch, weil eine Aufarbeitung des Problem-Kontexts eben 
inhaltlich an den klassenanalytischen Kategorien und deren Verwen- 
dung anzusetzen hätte, dies müßte im Rahmen einer Analyse der Stu- 
dentenbewegung geschehen. Wir mußten das hier erzwungenermaßen sehr 
grob verkürzen. Allerdings verbinden wir mit dieser Arbeit den An- 
spruch, die "Randgruppenproblematik" in einen adäquaten Zusammenhang 
zu stellen. 

Das Problem der Einschätzung von Reformen und schließlich der Ein- 
schätzung von Reformen im besonderen Bereich der Heimerziehung muß 
in dem von uns angegebenen Kontext gesehen werden, um Verkürzungen 
zu vermeiden, die in der Konsequenz zu Fehleinschätzungen führen; 
diese liegen meist darin, daß sie dem gesellschaftlichen Bereich 
immanent bleiben oder von ihm zu stark abstrahieren. 


1.2.1 Zur Analyse der Randgruppenstrategie 


Wichtig für eine Einschätzung der "Randgruppenstrategie" ist die Ein- 
ordnung in den Verlauf der Studentenbewegung. Dieses Problem wird 
zumeist mit Verweisen auf Marcuses Randgruppentheorie abgetan. Hier 
ist jedoch eine Differenzierung notwendig: Es besteht ein Unterschied 
zwischen den Aussagen Marcuses (besonders im "One-Dimensional-Man") 
und der Rezeption, die diese durch Teile der Studentenbewegung er- 
fahren haben. Die "yulgärmarcusianische Formel" (Krahl), "daß nur 

die Randgruppen noch revolutionäres Subjekt sein könnten" (182), war 
zumindest in SDS-Kreisen bereits 1968 liquidiert. "Der SDS und die 
APO, soweit sie sich selbst als sozialistisch definiert, begreifen 
Sich nicht als Klasse, die in blanquistischer Stellvertretung han- 
delt. Nun haben wir einmal relativ blind die vulgärmarcusianische 
Formel übernommen, daß nur die Randgruppen noch revolutionäres Sub- 
Jekt sein könnten, wir haben dann zum ]. Mai dieses Jahres die Paro- 
le ausgegeben: Klassenkampf statt Partnerschaft. Das ist im Grunde 
eine große Hinwendung zum Proletariat." (183) 


Die "Hinwendung" zum Proletariat erwies sich jedoch als schwierig 
und nicht kurzfristig zu realisieren. In diesem Zusammenhang wollen 
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wir auf "eine wesentliche Begründung" eingehen, "aus der die Studen- 
tenbewegung den antiautoritären Protest entwickelte": den "Zerfall 
des bürgerlichen Individuums" innerhalb der weiteren reellen Sub- 
sumtion der Gesellschaft unter das Kapital. (184) 

"In Wirklichkeit bedeutete ihr antiautoritärer Anfang (der Studenten- 
bewegung - Anm. d.Verf.) ein Trauern um den Tod des bürgerlichen 
Individuums, um den endgültigen Verlust der Ideologie liberaler 
öffentlichkeit und herrschaftsfreier Kommunikation, die entstanden 
sind aus einem Solidaritätsbedürfnis, das die bürgerliche Klasse in 
ihren heroischen Perioden, etwa der französischen Revolution, der 
Menschheit versprochen hatte, das sie aber nie einzulösen vermochte 
und das jetzt endgültig zerfallen ist. ... Wir trauerten ihnen (den 
emanzipativen Leistungen des Bürgertums - Anm. d. Verf.) nach, wir 
meinten sogar, daß allein Randgruppen in Stellvertretung für die Ar- 
beiterklasse handeln und gewissermaßen eine Art Menschheitsrevolu- 
tion ohne Unterschiede der Klassen initiieren könnten. Das alles hat 
sich sicherlich als Ideologie herausgestellt." (185) 


Heute, wo allein der Hinweis auf Marcuse schon der ganze Inhalt der 
Kritik zu sein scheint (186), ist dieses Problem weitgehend ver- 
drängt. (187) Obgleich Marcuse einige Tendenzen der kapitalistischen 
Entwicklung erkennt (Vergesellschaftung der Wissenschaft, Vergesell- 
schaftung von Bereichen der Gesellschaft im Verlauf der reellen 
Subsumtion) und in seinem Buch"one-dimensional-man" richtig heraus- 
arbeitet, so geht er doch von einem noch "intakten bürgerlichen In- 
dividuum" aus - daraus resultiert schließlich auch die "aktionistische 
Tendenz" bei ihm. 

So sagte Krahl in einer Diskussion über die kritische Theorie 1969: 
"Und wenn man sich heute dieses Spektrum (der kritischen Theorie, 

d.h. die verschiedenen Ansätze von Horkheimer, Adorno usw. - Anm.d.Verf.) 
anschaut, dann wird man finden, daß Marcuse eindeutig für die Revo- 
lution votiert, wobei zweideutig bei ihm ist, ob er überhaupt ein 
revolutionäres Subjekt für möglich hält." (188) 

(Dieses Problem ist im übrigen durchaus nicht mit der Hinwendung zum 
Industrieproletariat gelöst; darauf verweist auch Marcuse in seinem 
neuen Buch "Konterrevolution und Revolte"; er hält die Studenten 

"im Fetischismus der Arbeiterklasse befangen." (189) ) 


Die Tendenz der "Stellvertretung" bei Marcuse hat schließlich in der 
Bezeichnung "antiautoritäres Lager" ihren Ausdruck gefunden. (190) 
Anhang der Fragestellung: "Das revolutionäre Subjekt der kapitalisti- 
schen Formationsperiode war durch das Versagen der Arbeiterbewegung 
und durch die historische Praxis des Kapitals zersetzt worden. Was 
aber war an ihre Stelle getreten?" (191) versuchte die Studentenbe- 
wegung eine Antwort zu finden. n 

"Diese Frage bleibt bewußt offen" (in dem Buch "Rebellion der Stu- 
denten" von Dutschke, Rabehl, Bergmann und Lefevre)... in der Bewe- 
gung lautete die Antwort damals: "Die Randschichten unter Führung 
der Studenten." (192) 


Jedoch kam es im Sommer 1968 "zu einer allgemeinen Krise des anti- 
autoritären Lager" (193), die daraus resultierte, daß die großen 
Aktionen der außerparlamentarischen Opposition, wie der Sternmarsch 
auf Bonn (11.5.1968) sowie die Notstandskampagnen relativ folgenlos 
blieben und die Bewegung an ihre Grenzen stieß. 
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Zu dieser Zeit war allerdings »-hon klar geworden, "daß eine enge 
Verbindung wenigstens mit Tei :r der Arbeiterklasse für die zukünfti- 
ge Existenz der Studentenbewegung „zw. der außerparlamentarischen 
Opposition eine unerläßliche Sedingung sei." (194) 


Die eigentliche "Randgruppenstrategie" beginnt erst 1969 "praktisch" 
zu werden (div. Heimkampagnen u.ä.); sie ist durch die Entwicklungen 
innerhalb der Studentenbewegung aber nur am Rande geprägt, weil die 
Träger dieser Bewegung nicht unmittelbar mit dem SDS identifiziert 
werden können: es handelte sich um Gruppierungen, die am Rande der 
Studentenbewegung standen (etwa politisierte Sozialarbeiter oder 
Studenten, die einen Wirkungsbereich außerhalb der Universität such- 
ten) oder um Gruppierungen, die versuchten, die Studentenbewegung auf 
dieser Ebene auszuweiten. 


So schreibt Brosch zu der Staffelbergkampagne: "Die linken Studenten 
im Frühjahr 1969 sehen zwar wieder im Proletariat das eigentliche, 
revolutionäre Subjekt, doch machen sie nur den ersten Schritt: sie 
wollen das Proletariat gewinnen, aber nicht über die ökonomischen 
Widersprüche. Sie wollen zunächst vom Freizeit- und Konsumsektor her 
jüngere Arbeiter politisieren, um danach auf die ökonomischen Pro- 
11983 überzugehen. Ihre Köpfe sind noch voll der Ideen von Marcuse." 
Dieser Ansatz geht auf die Politisierung von Jungarbeitern innerhalb 
der Bewegung zurück und trägt Züge, der sich bereits abzeichnenden , 
"Hinwendung", sowie noch Züge des "vulgär-marcusianischen Ansatzes": 
nämlich die Fürsorgezöglinge zu Kadern zu machen. 


Die verschiedenen Ansätze zur Arbeit mit Fürsorgezöglingen, Obdach- 

losen und anderen "Randgruppen" zeigen zudem bereits den Zerfall der 
antiautoritären Bewegung an. 

Dieses Problem deutet H.J. Krahl: "Eine politische Intellektuellen- 

bewegung muß Momente kleinbürgerlicher Assozialität entfalten, wenn 

Sie aus bürgerlichen Verkehrsformen sich löst, nicht in eine prole- 

tarische Organisation sich integrieren kann und sich als eigenstän- 

dige Klasse nicht setzen kann." (196) 


"Mit der Zerfaserung der objektiven Einheit politischer Praxis, wie 
Sie durch den. Protest gegen den Krieg in Vietnam, die Aktionen gegen 
Springer und den Widerstand gegen die Notstandsgesetze bestimmend 
wär, in eine unorganisierte Vielheit vereinzelter Aktionen, konvergiert 
ein zeitweiliger Theoriezerfall. Dieser Prozeß folgt aus den erläu- 
terten Bestimmungen des kleinbürgerlichen Bewußtseins; dieses ist 
aktionistisch, sektiererisch und blind egoistisch." (197) 
Der Ausgangspunkt der "Randgruppenstrategie" ist letztlich das "In- 
dividuum"; "so wurde verschiedentlich versucht ("Südfront München", 
auch SSK - "Sozialpädagogische Sondermaßnahmen Köln") die individuel- 
Ien Widerstandsformen (der Zöglinge) zu kollektivieren, sie in die 
richtige" Richtung zu lenken. 
Das Erziehungsheim wurde als "Gesellschaft in der Krise" angesehen - 
womit die strategische Relevanz ausgewiesen war. 
Konsequenterweise münden diese Ansätze in die Jugendwohnkollektive, 


N der subkulturelle Charakter der Bewegung gefördert werden 
0 e. 
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Wir meinen, daß gerade mit diesem Ausgangspunkt auch eine Kritik an 
Marcuse verbunden werden kann, denn der Theorie Marcuses liegt 

.. "der immer noch intakte Entwurf des Individuums zugrunde, der - 
nicht zerstört, sondern lediglich verschüttet - durch die Bewegung 
des Kapitalverhältnisses, die die für die bürgerliche Identität 
konstitutive Spannung zwischen der Positivität (der gegebenen Lebens- 
form) und ihrer Negation (dem Widerspruch gegen diese Lebensform im 
Namen der geschichtlich möglichen Freiheit) stillzulegen droht - 
wieder freigelegt werden muß in der phantasievollen Anstrengung der 
"großen Weigerung", um von dort erst wirklich revolutionär wirksam 
werden zu können." (198) 


Der Begriff der "großen Weigerung", den Marcuse prägte und wie er 
schließlich auch noch in die Konzeption der Randgruppenarbeit in ver- 
schiedenen Formen eingeht, wurde damit "zur unmittelbar-praktikablen 
revolutionären Taktik gemacht." (199) 

Marcuse, der ein Bild des Kapitalismus gezeichnet hatte, dessen Über- 
windung fast aussichtslos schien, wirft jedoch mit seinen Überlegun- 
gen die Frage auf, "ob sich durch die von ihm beschriebene Entwick- 
lung des Kapitalverhältnisses nicht auch der Widerspruch der bürger- 
lichen Identität selbst qualitativ verändert hat, ob die kapitalisti- 
sche Gesellschaft, indem sie vollends kapitalistisch wird, bürgerliche 
Identität und Freiheit, die Voraussetzung für die historische Phan- 
tasie der großen Weigerung, mit dem Prozeß der Liquidation der feu- 
dalen Relikte (an die bürgerliche Identität gebunden ist) tendenziell 
unmöglich macht." (200) 


So problematisiert H.J. Krahl richtig: "Unbedacht bleibt freilich in 
dieser Konzeption (gemeint ist die "kritische Theorie", besonders 
aber Horkheimer und Marcuse - Anm. d. Verf.), ob die Verdinglichung 
des Kapitals in seiner Endphase nicht eine andere Qualität von Wider- 
sprüchlichkeit konstituiert, ob revolutionäre Subjektivität und Ob- 
jektivität nicht auf anderer gesellschaftlicher Ebene sich erneut 
differenzieren." (201) 


1.3. Staffelberg oder die Skandalisierung der Heimerziehun 


Wir versuchen hier, anhand der Staffelberg-Kampagne und ihren Folgen 
Situation und Funktion der Heimerziehung exemplarisch darzustellen. 
Die Diskussion über Funktion der Heimerziehung und auch Einschätzung 
von Reformen in diesem Bereich wird explizit am Ansatz der Randgrup- 
penkonferenz aufgenommen. IR 

Diese Diskussion im Gefolge einer Kritik der "Randgruppenstrategie" 
verlief zwischen den "Frankfurtern" (nämlich einigen Jugendlichen aus 
der Staffelberg-Kampagne) und dem Vorbereitungskomitee zur Randgrup- 
penkonferenz. Die Positionen und Ergebnisse der Randgruppenkonferenz 
finden sich auch in neueren Auseinandersetzungen mit der Heimerzie- 
hung wieder. (202) 


Es geht uns dabei nicht um eine historische Darstellung (eine solche 
müßte sämtliche Reformansätze in der Heimerziehung und dem gesamten 
Umkreis der "Jugendhilfe" berücksichtigen), sondern darum, die ver- 
schiedenen Positionen darzustellen - aus den Konflikten, aus denen 
sie sich entwickelt haben. Die Staffelberg-Kampagne kann hier Bei- 
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spiel sein, weil aufgrund ausgeprägter Auseinandersetzungen mit der 
Sozialadministration eine Politisierung der Beteiligten in Gang ge- 
setzt wurde und gerade die Zusammenarbeit von Studenten und Fürsorge- 
zöglingen eine gewisse "Explosivität" ergab. 

Die Reformdiskussion ist durch die Staffelberg-Kampagne am weite- 
Sten vorangetrieben worden. 


Unsere Ausarbeitung bezieht sich,was den Ablauf der Staffelberg-Kam- 
pagne betrifft, auf die Darstellung Peter Broschs . (203) 


1.3.1 Die Staffelberg-Kampagne 


Der Staffelberg-Kampagne vorangegangen waren "einzelne Aktionen in 
zwei Lehriingsheimen" (eines dieser Heime war Heim "A"); auf Flug- 
blättern wurde auf Mißstände in den Heimen hingewiesen, ohne daß eine 
größere Aktion daraus entstand. In den Frankfurter Basisgruppen (die- 
se hatten sich während der Studentenrevolte im Stadtteil gebildet), 
zu der einige "Heim-Flüchtige" (u.a. auch Brosch) gehören, werden 
Materialien gesammelt (es handelt sich dabei explizit um die Basis- 
gruppe Sachsenhausen), um gegen die "Fürsorgebürokratie" besser vor- 


gehen und "um bei der Agitation von Arbeiterkindern besser argumen- 
tieren zu können", (204) 


Daraus entsteht die Idee zu einer Heim-Kampagne. Aus einer Besichti- 
gung des Staffelbergs durch Frankfurter Sozialarbeiter-Studenten, 

an der auch Brosch teilnimmt, ergibt sich, daß die "Lage günstig ist", 
"die Jugendlichen sind in Aufruhrstimmung". (205) 


Trotzdem stimmt die Heimleitung einer "Vollversammlung" zu, an der 
neben den Fürsorgezöglingen auch Studenten teilnehmen sollen. Aller- 
dings ist der Landeswohlfahrtsverband zu dieser Zeit schon über die 
Aktion informiert. "Polizei ist angefordert, soll aber rausgehalten 
werden, wenn die Genossen diszipliniert sind." (206) 

Die Zielvorstellung für die Aktion ist: "einen Konflikt zwischen 
Heimleitung und Jugendlichen entstehen zu lassen, um anschließend 
die Jugendlichen in einer Gruppe sich selber organisieren zu lassen, 
um die Forderungen zu erkämpfen, langfristig soll eine Selbstverwal- 
tung des Heims durch die Jugendlichen angestrebt werden." (207) 


Der Vertreter des Landeswohlfahrtsverbands und die Heimleitung gera- 
ten auf der Vollversammlung in die Defensive; die Jugendlichen for- 
dern einen Heimrat, Öffentlichkeit der Erzieherkonferenz, sofortigen 
Abbruch des Karzers usw. 

Die Vertreter der Sozialadministration gehen vorerst nur auf die gro- 
ben Mißstände (Karzer) ein, billigen aber sonst keine kurzfristigen 
1ßnahmen zu. Diese Haltung wird mit Geld- und Personalmangel begrün- 


Die Situation in Staffelberg ist durch diese Diskussion verändert, 
are die Konfrontation mit der außerpalamentarischen Opposition ist 


ie Position der Heimleitung und des Landeswohlfahrtsverbands pro- 
blematisiert. 


So kommt es noch am selben Abend zu einer Massenflucht von 30 Jugend- 
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lichen nach Frankfurt. Die Jugendlichen kommen bei den Studenten 
in Frankfurt unter. 

Im Heim selbst bildet sich eine Basisgruppe, die versucht die For- 
derungen weiter durchzusetzen. 


Nach einigen Zugeständnissen seitens der Heimleitung (etwa keine Re- 
pressionen bei langen Haaren) kommt die Basisgruppe in Schwierigkei- 
ten, weil "sie sich von selbst politisch nicht festigen kann." (208) 
Dazu schreibt Brosch: "Die Entwicklung der Basisgruppe macht deut- 
lich, daß es falsch ist, die Mobilisierung von 30 Jugendlichen im 
Heim und die Flucht der anderen nach Frankfurt einfach ak einen Er- 
folg zu sehen. Ein Erfolg kann daraus nur werden, wenn die Mobili- 
sierung politisch, organisatorisch genutzt wird." (209) 


Brosch führt dies zunächst auf die "Spontaneitätsideologie"der anti- 
autoritären Studenten zurück, die eine Politisierung der Jugendlichen 
verhindert hätte. Der wesentliche Punkt aber ist, daß die Flucht aus 
dem Heim nicht als Politisierung bezeichnet werden kann. Es handelte 
sich eher um eine spontane Entscheidung der Jugendlichen, die aus der 
Situation resultierte und darauf ausgerichtet war, ihre Lage kurz- 
fristig zu verbessern. 


(Die Darstellung Broschs weist explizit die Problematik eines poli- 
tisierten Fürsorgezöglingauf. Er gerät ständig in Widerspruch, wenn 
er versucht, sich als "Proletarier" zu verhalten, sich gleichzeitig 
den Einflüßen der "antiautoritären Studenten" aber nicht entziehen 
kann. Dieses Problem kann er im ganzen Buch nicht verarbeiten: es 
spiegelt die ambivalente Intellektualisierung der Jugendlichen und 
ist somit auch kein individuelles Problem von Brosch. Allerdings 
kann er mit seiner permanenten Polemik gegen die Studenten die Pro- 
bleme meist nur sehr verkürzt darstellen. An Punkten, wo eine inhalt- 
liche Analyse notwendig wäre, neigt er dazu, dies mit Phrasen abzu- 
tun. Wir kommen im Text noch auf dieses Problem zurück.) 


In dem Heim selbst war nun nur noch wenig Potential vorhanden, um die 
Forderungen durchzusetzen. Diese Entwicklung läßt sich nicht allein 
den Studenten anlasten. Bevor wir uns der Entwicklung in Frankfurt 
zuwenden, wollen wir noch auf die Versuche einer Ausweitung der Kam- 
pagne auf andere Heime eingehen. 


Die Ausweitung erwies sich als schwierig; durch die Erfahrung Staf- 
felberg vorbereitet, erfüllte zum Beispiel die Heimleitung in Rengs- 
hausen noch vor dem Besuch der außerparlamentarischen Opposition 
einige Forderungen (Abschaffung der Postzensur, Bildung eines Heim- 
rats, Ausgangsverlängerung) und nahm damit der Bewegung die Spitze. 
Die Jugendlichen in Rengshausen tendierten dazu, eine Auflösung des 
Heims zu fordern, da sie die Isolation (Lage des Heims) als das größ- 
te Problem ansahen, 

So bildete sich erst gar keine Basisgruppe heraus; die Studenten ar- 
gumentierten jetzt nicht mehr in Richtung Heimflucht, weil inzwi- 
schen in den Wohngemeinschaften in Frankfurt die Probleme überhand- 
nahmen. 


Aber auch in Rengshausen kam es nach einer Zuspitzung der Lage (Bum- 
melstreiks, erfolglose Diskussion über die Verlegung des Heims ) 
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zu einer Massenflucht. 

"Dort (in Rengshausen - Anm. d. Verf.) stößt die Heimkampagne zum 
zweiten Male und offensichtlicher als im Staffelberg an ihre Grenzen. 
Ihre im wesentlichen auf Aktionismus, Putschismus, Idealismus und 
linksliberale Agitation gegründete Strategie versagt dort, wo der 
Hauptwiderspruch der Erziehungsheime sich ganz deutlich und unver- 
schleiert zeigt: die Isolation. Denn dort kann nichts mehr refor- 
miert werden, dort sind Reformen sinnlos. Wirklich die Erziehungs- 
heime in ihrem Wesen zu bekämpfen, ist daher eine solche Kampagne 
nicht in der Lage." (210) 


Die Erziehungsheime in "ihrem Wesen aufzuheben", bedeutet schließlich 
auch, die Voraussetzungen aufzuheben, die diese Entwicklung be- 
stimmten. 


Die Bedingungen selbst sind jedoch "allgemein-gesellschaftliche"; es 
ist der Ansatzpunkt, der falsch ist: die isoliert und nahezu theorie- 
los geführten Heimkampagnen, die eher an einer Wunschvorstellung - 
nämlich leicht zu politisierendes Potential - ansetzen als an den 
realen Widersprüchen, die zwar zunächst in der Agitation einbezogen 
sind, aber schließlich nicht zu den Zielvorstellungen vermittelt 
werden können. 


Brosch kommt aus einer Überschätzung der Heimkampagnen zu einer Ne- 
gation dieser Aktivitäten, die uns nicht gerechtfertigt erscheint. 
Die Heimkampagnen sind allerdings insofern gescheitert, als die Aus- 
gangspositionen nicht mehr kritisch reflektiert werden konnten. 


1.3.2 Die weitere Entwicklung 


der Staffelberg-Kampagne 


Der "Legalisierung" der Fürsorgezöglinge in Frankfurt ging ein Kampf 
mit der Verwaltung und dem Jugendamt voraus. Durch Hartnäckigkeit 
und durch den Druck, den man auf die Sozialadministration ausübte 
(dazu kommt die Hilfestellung des pädagogischen Seminars in Frankfurt 
durch "positive Gutachten"), wurde schließlich die Konsolidierung 
von Wohnkollektiven für die flüchtigen Fürsorgezöglinge erreicht. 


Der Landeswohlfahrtsverband hielt "dieses Experiment für durchaus 
vertretbar" ... "wenn man nicht sogar im Sinne einer zeitgerechten 
Entwicklung der jugendfürsorgerischen Maßnahmen € für geboten hält, 
daß mehr solcher Versuche gemacht werden. Die Verwaltung ist jeden- 
falls der Auffassung, daß die Situation der Heimerziehung ganz grund- 
sätzlich überprüft werden sollte..." (211) 


Die Jugendlichen verteilten sich auf 4 Großwohnungen in verschie- 


EahmR Stadtteilen. Damit waren auch die gemeinsamen Aktivitäten zu 
nde. 


(Unsere Darstellung ist hier grob verkürzt, weil wir uns nicht ein- 
gehend mit den Jugendwohnkollektiven beschäftigen können. ) 


Daß der Landeswohlfahrtsverband der Legalisierung der Jugendlichen 
nach einer zunächst negatorischen Haltung nun nicht mehr so ablehnend 
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gegenüberstand, sagt im übrigen noch nichts über die Qualität der 
Kollektive aus. (212) 


Wir gehen im folgenden auf Probleme im Zusammenhang mit den Jugend- 
wohnkollektiven ein, insofern diese zur Klärung der Situation der 
Heimerziehung beitragen. Die Solidarität der Intellektuellen be- 
schreibt Brosch so: "Zum einen leisten die Intellektuellen selbst- 
verständlich und ohne viel zu fragen konkrete Hilfe. Sie empfinden 

so etwas wie ein schlechtes Gewissen gegenüber den Unterdrückten. 

Denn ihnen als Angehörigen einer anderen Klasse geht es besser." (213) 


"So passen sich die Jugendlichen mit der Zeit an ihre neue Umwelt an 
(gemeint sind die studentischen Wohngemeinschaften - Anm. d. Verf.): 
sie imitieren, versuchen es zumindest, die intellektuelle Lebensweise, 
ohne daß ihnen ernsthaft klargemacht wird, daß sie das nie erreichen und 
somit die Lösung ihrer Anpassungsprobleme verhindert wird. Im Gegen- 
teil, alle Intellektuellen, nicht nur die Baader-Gruppe, stärken die 
Jugendlichen in ihrem reinen Protestverhalten, lehnen Anpassung radi- 
kal ab, loben alle Verhaltensweisen als rebellisch und revolutionär, 
die vorher von Erziehern und Eltern bekämpft worden sind. Stehlen 
wird nur aus taktischen Gründen, Haschgenuß nur aus Gründen der Ge- 
fährdung (polizeiliche Verfolgung) abgelehnt." (214) 


Es kommt zu einer Krise, deren Ursachen Brosch folgendermaßen zusam- 

menfaßt: 

- Die Eingliederung ins Jungproletariat gelingt nicht: "Die Kampf- 
gruppe leistet genausowenig wie die früheren Familienverhältnisse 
klassenbewußte Anpassung." (215) Ce 

- Innerhalb der Auseinandersetzung mit den Institutionen gerät die 
Kampfgruppe in eine reaktive Haltung. 

- Die Heimkampagne wird nicht fortgesetzt, womit das Selbstvertrauen 
der Zöglinge schwindet; in einen neuen politischen Zusammenhang 


können sie sich nicht integrieren. 


Zwar werden die Kollektive gegen Ende Oktober (1969) verwirklicht, 
doch damit sind die Probleme nicht gelöst. Zu einem der zentralen 
Probleme in den Wohnkollektiven wird das Verhältnis der Jugendlichen 
zur Arbeit: sie gehen nicht regelmäßig arbeiten. Daraus schließt 
Brosch: "Daran wird der größte Fehler der Heimkampagne deutlich: 

auch die Heimkampagne hat das Problem der Lohnarbeit nur sehr unvoll- 
kommen lösen können. Für einige Jugendliche hat sie dies Problem so- 
gar verschärft. Die Ursache ist mit darin zu sehen, daß die anti- 
autoritären Phrasen, die gegen die beschissene Arbeitssituation im 
Kapitalismus gerichtet sind, immer mehr zur Ausrede benutzt werden, 


überhaupt (nicht) arbeiten zu gehen." (216) 


Ein Teil der Intellektuellen fördert diese "Anwendung" des "antikapi- 
talistischen Vokabulars" (gemeint sind die Auswirkungen auf die Ver- 
haltensweisen der Jugendlichen). Brosch selbst kann seinen Begriff 
der "kritischen Anpassung" allerdings nicht mit Inhalt füllen; seine 
Kritik bleibt insofern den Heimkampagnen selbst immanent. Als Alter- 
native bot sich schließlich die "KPD-ML" an: 

"Insbesonders war es die ML-Gruppe, die den Mut gehabt hat, offen zu 
sagen, daß es falsch ist, die Heimkampagne oder ähnliche soziale Pro- 
jekte anzugehen, bevor nicht gesichert ist, daß das Proletariat in 
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seiner Partei organisiert ist, und diese Projekte stützt und unter- 
stützt. Daher sollen alle gewarnt sein, die die sozialen Zustände 

in den Erziehungsheimen, im Knast, in den Kindergärten, im Wohnbe- 
reich der Vorstädte beschissen finden und dagegen ankämpfen wollen: 
Macht es nicht auf eigene Faust! Glaubt nicht, daß ihr stark und 
fortschrittlich genug seid! Kämpft gegen diese Verhältnisse mit dem 
Proletariat! Sonst werdet ihr genauso scheitern müssen wie die Frank- 
furter Stadtteilgruppen, werdet ihr bestenfalls die Reformen der 
Bourgeoisie vorantreiben, ohne daß dabei die revolutionären Kräfte ge- 
stärkt werden." (217) 


Brosch vollendet hier seine liquidatorische Haltung, indem er die 
Heimkampagnen, aber auch die damit verbundenen Erfahrungen und Lern- 
prozeße negiert. Seine "Botschaft" ist dementsprechend praxisfeind- 
lich; der Verweis auf die noch zu schaffende proletarische Partei 
dient hier dazu, die Diskussion abzuschneiden. 


Diese falschen Konsequenzen aus der Staffelberg-Kampagne resultieren 
einerseits aus der überhöhten Erwartung, die an diese Aktionen ge- 
stellt wurden, und aus der Unfähigkeit, die gemachten Fehler aufzu- 
arbeiten. Das ist auch nicht möglich, wenn man das Problem nur orga- 
nisatorisch sieht. 


Wir wollen dagegen festhalten, daß die "Randgruppenstrategie" ein 
wesentlicher Schritt in der Bewußtwerdung der Bewegung war, insofern 
a) die Grenze der Studentenbewegung thematisiert wurde, insbesondere 
die Avantgarde-Problematik wird bei der "Randgruppenstrategie" 
deutlich; daraus wurden allerdings bei der Auflösung der Studen- 
tenbewegung recht unterschiedliche Konsequenzen gezogen; 

wichtige Erfahrungen gemacht worden sind (die allerdings noch keine 
gezielte kritische Aufarbeitung erfahren haben - wir konnten das 
hier nur sehr fragmentarisch leisten), in Bezug auf das "Verhält- 
nis der Linken zu Reformen". Ebenso wurde die Kategorie "Klassen- 
bewußtsein" problematisiert. 


b 


—_ 


Der abstrakte "Antirevisionismus", der den Hintergrund der Rand- 
gruppenkonferenz bildet, wäre in Frage zu stellen (s. nächster Punkt). 


Daß sich schließlich das "Randgruppenpotential" als nicht unmittel- 
bar revolutionäres Potential herausgestellt hat, läßt darauf schlies- 
sen, daß die Interessen der Jugendlichen in den Heimen nicht unmit- 
telbar auf Abschaffung des Kapitalismus ausgerichtet sind. Zudem wur- 
den in der Staffelbergkampagne nur wenige Jugendliche politisiert; 
denn der Masse der Jugendlichen gelang es nicht, aus der Heim-Situa- 
tion herauszukommen. Es stellt sich die Frage, ob die Leute nicht 
erstmal ihr Recht haben wollen statt revolutionärem Kampf; diese 
Fragestellung führt geradewegs zum Problem des Reformismus, der auf- 
grund solcher Verhältnisse erst möglich wird. 


Dieses Problem materieller Interessen (das auch in dem Verhalten der 
Jugendlichen zum Ausdruck kommt, die zunächst nicht viel mit den 
politischen Vorstellungen anfangen können, sondern froh sind, der 
Heim-Situation entronnen zu sein) weist darauf hin, daß eine Verbes- 
Serung der Situation durch Reformen durchaus nicht abzulehnen ist. 
In diesem Zusammenhang wird es notwendig, sich mit den Reformen in 
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diesem Bereich auseinanderzusetzen. 


Diese Problemstellung wäre ohne die Staffelberg-Kampagne und ähnliche 
Aktionen gar nicht denkbar; ohne die "Basisbewegungen" hätte sich in 
der Heimerziehung nichts geändert. 


Die Situation der Heimerziehung bzw. die Heimerziehung selbst hat 
ihre Ursachen im kapitalistischen System; so sind die Ursachen 

"von Verwahrlosung und Kriminalität" ... "nicht in der Person der 
Kinder und Jugendlichen zu suchen. Die Entwicklung der spezifischen 
Verhaltensweisen, die als Verwahrlosung definiert werden, sind Reak- 
tionen auf krimogene Bedingungen, die sich aus der sozioökonomischen 
Situation der Arbeiter bzw. Schichten der Arbeiterklasse selbst er- 
geben." (218) 


Insofern die Heimerziehung eine Reaktion auf diese Bedingungen dar- 
stellt und nicht in der Lage ist, an den Ursachen anzusetzen, müssen 
sich strategische Überlegungen zu einer Veränderung zunächst allge- 
meiner orientieren, ohne diesen Bereich damit als irrelevant abzu- 
tun. 


Die Situation der Heimerziehung ist global eine Zuspitzung der all- 
gemeinen gesellschaftlichen Situation, was an Problemen wie Isola- 
tion usw. deutlich wird. 

Das Heim als "Gesellschaft in der Krise", wie es vom SSK ("Sonder- 
pädagogische Maßnahmen Köln) in der "Randgruppenstrategie" formu- 
liert wurde, und im Sinne der Aktivierung revolutionären Potentials 
interpretiert wurde, ist keine völlig falsche Aussage. " 

Eine Strategie läßt sich jedoch keinesfalls aus solchen Prämissen 


entwickeln. 


Daß eine Politisierung der Fürsorgezög] inge nicht durch eine lineare 
Verlängerung individueller Verweigerungsstrategien erreicht werden 
konnte, ist inzwischen deutlich geworden; das Problem der Disziplin 
und Anpassung, die sich kritisch versteht, ist jedoch weitgehend 


ungelöst. 


Eine Antwort auf die angeschnittenen Fragen ist nur im Kontext einer 
Theorie und Praxis zu suchen, die sich an den heutigen Bedingungen 
orientiert und Deklassierungsprobleme auf die derzeitige Klassen- 
zusammensetzung beziehen kann. (219) 


1.3.3 Die Diskussion der "Randgruppenstrategie" 
auf der Randgruppenkonferenz 
in Berlin (Februar 1970 


Die Krise der antiautoritären Bewegung und der damit einhergehende 
Theoriezerfall führte zu einer Vielzahl praktischer Ansätze, bezogen 
auf den Randgruppenbereich: "Die Randgruppenprojekte schossen übera]] 
wie Pilze aus dem Boden. Um dieses naturwüchsige Wuchern durch eine 
nüchterne Bestandsaufnahme und kritische Reflexion etwas zu Steuern, 
wurde im Februar 1970 die "Randgruppenkonferenz" in Berlin veran- 
staltet." (220) 

"Am 7. und 8. Februar trafen sich etwa 230 Genossen in der TU. Es 
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waren Vertreter von etwa 40 Gruppen aus 20 Städten der BRD und 
West-Berlin." (221) 

An der Randgruppenkonferenz nahm auch der "harte Kern" der Jugend- 
lichen aus der Staffelberg-Kampagne teil, der nach einer Trennung 
von den "ML-Gruppierungen" "nach anderen politischen Gruppierungen, 
mit denen zusammengearbeitet werden kann" (222), suchte. 


Brosch erledigt das Thema mit folgenden Sätzen: "Das Seminar ist 
jedoch eine große Enttäuschung (für die 5 Teilnehmer aus Frankfurt 

- Anm.d.Verf.). Der überwievende Teil der Teilnehmer besteht aus 
linksliberalen Reformärschen, die ihr schlechtes, kleinbürgerliches 
Gewissen an der Sozialarbeit abreagieren wollen. Die Jugendlichen 
sind daher einig mit einer kleinen Gruppe der Berliner Genossen. 

die die Illusionen der Linksliberalen scharf bekämpfen. Aber auch 
die Berliner Genossen enttäuschen sie. Die konkrete Unterstützung 

des Frankfurter Projekts (Brosch meint die Absicht der Jugendlichen, 
die Heimkampagne fortzuführen - Anm.d.Verf.), politisch und organi- 
satorisch, wird abgelehnt. 

Die Berliner halten wie die ML-Genossen in Frankfurt die Arbeit an 
Erziehungsheimen für erfolglos bzw. für zur Zeit nicht erfolgreich 
durchführbar. Die Jugendlichen führen daher einen verzweifelten Kampf 
darum, den Genossen klarzumachen, daß es das Frankfurter Projekt 

aber nun mal gibt und daß es jetzt nur darum geht, dieses Problem zu 
einem guten Abschluß zu bringen, ohne ein für allemal eine Fortset- 
zung der Erziehungsheimkampagne abzulehnen." (223) 

(Brosch setzt das Statement mit den Worten fort: "In Frankfurt suchen 
sie weiter, sie nehmen Kontakt zum SC-Info auf. Doch in dem lächer- 
lichen Diskussionshaufen abgehalfterter SDS-Autoritäten finden sie 
nur arrogante Ablehnung. Die Kollektive werden wegen einiger Schläge- 
reien als Brutstätte des Faschismus verleumdet.") 


Brosch stelit die Randgruppenkonferenz etwas verzerrt, nämlich aus 
der Position der Frankfurter dar. Wir sind an andere: Stelle auf 
he ke alla seiner Darätellungsweise eingegangen (vergl. Punkt 


Die Haupttendenz der Randgruppenkonferenz wird jedoch auch bei ihm 
deutlich: nämlich die "Randgruppenstrategie" Zu liquidieren. Es war 


+ 


niemand mehr auf Heim-Kampagnen ansprechbar. 


Die Entwicklung führte überdies zur Abwendung "der Studentenbewegung 
von den Jugendkollektiver" (224), was sich auch auf die Kollektive 
in Frankfurt in der Form auswirkte, daß an Stelle der studentischen 
Kollektivberater jetzt Sozialarbeiter diese Funktion übernahmen. 

Die Diskussiun auf der Randgruppenkonferenz verlief soweit es’Heim- 
erziehung und die Frage nach Fortführung von Heimkampagnen betraf, 
Pin zwischen den Frankfurter und dem Vorbereitungskomitee aus 
erlin. 


Wir gehen hier auf diese Diskussion ein, weil dabei auch die Funktion 
der Heimerziehung thematisiert wurde. 

"Die Genossen aus den Frankfurter Lehrlingskollektiven vertreten in 
ihrem Beitrag zum Randgruppenseminar die Ansicht, im Kapitalismus 

Sei heute eine Tendenz wirksam, die Heime in der Weise zu modernisie- 
ren, daß sie nicht länger Orte der Deklassierung sind, sondern die 

in die Heime eingewiesenen jungen Proletarier dem Produktionsprozeß 
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verfügbar machen." (225) 


Die daraus resultierende Einschätzung, es handele sich bei den Für- 
sorgezöglingen um ein Potential, das für die sozialistische Bewegung 
schnell zu gewinnen sei, womit den "hunderttäusenden in den Heimen" 
und den Heimkampagnen wieder Bedeutung für eine revolutionäre Stra- 
tegie zugekommen wäre. 

Die Frankfurter legten auch eine Konzeption für weitere Heimkampagnen 
vor; die Agitation sollte auf dem Widerspruch zwischen dem Heim als 
Anpassungslager und "beginnender Anpassung an die Rationalität kapi- 
talistischer Produktion" (226) basieren. 

Damit würde die Arbeitsverweigerung zu einem Druckmittel, das, weil 
die Heime nun in finanzielle Schwierigkeiten geräten, zugleich poli- 
tische Instanzen träfe. 


Weiter argumentieren die Frankfurter: "Für einige Insassen wird es 

im Laufe der Auseinandersetzungen im Heim immer schwieriger sein, 
Unterdrückungen und Strafen zu ertragen. Für diese und mit ihnen 
müssen daher außerhalb der Heime legale Aufenthalte erkämpft werden." 


(227) 


Die Strategie-Elemente sind der Staffelberg-Kampagne weitgehend 
verpflichtet - die ganze Argumentation fällt mit der These von der 
"Einführung kapitalistischer Produktionsrationalität in den Heimen", 
denn diese These konnte nicht ausgewiesen werden. 

Deutlich den eigenen Interessen verhaftet ist das Argument von der 
Legalisierung Einzelner. In Anbetracht dieser Argumentation war es 
für das Vorbereitungskomitee kein Problem, diese Position zu destru- 


ieren. 


Sie mußten "diesen Standpunkt" aufgeben, "da er subjektivistisch 
begründet war und nicht berücksichtigte, daß die als Folge einer Heim- 
kampagne notwendig einsetzende Massenflucht der Jugendlichen aus dem 
Heim beim derzeitigen politischen und organisatorischen Stand der 
sozialistischen Bewegung sowohl im Sinne der existenziellen Bedürf- 
nisse der Jugendlichen als auch politisch verantwortungslos wäre." 


(228) 


Schließlich wird der Schluß gezogen, daß allein eine proletarische 
Jugendorganisation in der Lage sei,"die Integration der Jugendlichen 
ins Proletariat" (229) zu leisten. ER 

"Als Prioritäten der politischen Arbeit in der jetzigen Etappe wur- 
den genannt: die Schaffung einer proletarischen Partei, die Ausar- 
beitung einer Klassenanalyse, die Herausbildung von Kadern. Die 
Gruppen (die auf der Randgruppenkonferenz vertreten waren - Anm.d. 
Verf.) stimmten darin überein, daß das Ziel der Arbeit mit den De- 
klassierten nicht sein könne, diese weiter von der Arbeiterklasse zu 
isolieren, sondern im Gegenteil die vom Produktionsprozeß Ausgeschlos- 
senen wieder in ihre Klasse zu integrieren." (230) 


Weiterhin wurde für Reformen votiert, die die Arbeitsbedingungen 
verbessern. Dies geht auf die richtige Einsicht zurück, daß extreme 
Unterdrückung keineswegs zur Aufhebung von Deklassierungsprozessen 


beiträgt. (231) . 
"Im jetzigen Stadium der Klassenkämpfe ist es Aufgabe einer antika- 
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pitalistischen Berufsperspektive für Sozialarbeiter und Erzieher, 
diese Reformen herbeizuführen und voranzutreiben." (232) 


Damit wurde freilich das Problem des Reformismus unterschätzt bzw. 
gar nicht gesehen: die Euphorie der sich auflösenden Studentenbewe- 
gung mit dem Ziel einer zu schaffenden proletarischen Partei und 

das Insistieren auf Klassenanalyse (ein Problem, das heute noch 
besteht) trug nicht gerade dazu bei, die "Randgruppenstrategie" 
kritisch zu würdigen und besser fundierte Ansätze im Reproduktions- 
bereich zu schaffen. 

Wenn auch die Randgruppenkonferenz nicht beabsichtigte, die aufge- 
griffenen Probleme "für alle Zeiten zu lösen", so trug sie doch dazu 
bei, diese, mit dem Hinweis auf nicht existente Organisationen, 

zu mystifizieren. 

Was für die Studentenbewegung in dieser Phase gilt, läßt sich deshalb 
auch von der Randgruppenkonferenz sagen: die eigene Geschichte wurde 
begraben. 


1.4. Konsequenzen für die Diskussion 
um Funktion und Reform der Heimerziehung 


Unsere Überlegungen basieren auf der Diskussion der Randgruppenkon- 
ferenz und neueren Versuchen, diese Problematik zu behandeln; insbe- 
sondere der "Gefesselten Jugend". 

Die Thesen der Frankfurter, scheinbar aus den Verwertungsbedingungen 
des Kapitals abgeleitet, versuchen, die Tendenz einer grundlegenden 
Reform der Heimerziehung aufzuzeigen. 
Wenn auch in einzelnen Erziehungsheimen Versuche in dieser Richtung 
gemacht werden, eine Anpassung an den industriellen Produktionspro- 
zeß zu erzielen, indem eben die Arbeitsbedingungen im Heim denen 
eines Betriebs "angeglichen" werden, so ist das durchaus keine durch- 
gängige und eindeutige Tendenz, die man auf die gesamten Erziehungs- 
heime beziehen kann. j 

Eine grundlegende Reform der Fürsorgeheime in großem Maße wird... 
ebensowenig stattfinden können, wie ihre weitgehende Ersetzung durch 
offene Hilfen", weil zum einen die Heime für die Masse der prole- 
tarischen Jugend als permanente Drohung einen Disziplinierungseffekt 
ausüben, der sie zum widerstandslosen Verkauf ihrer Arbeitskraft und 
zurFolgsamkeit gegenüber den Zumutungen der bürgerlichen Schule 
Zwingt, und weil sie zum anderen Investitionen erforderlich machen 
"ürde, die nicht unmittelbar dem Verwertungsbedürfnis des Kapitals 
Zugute kommen und daher als "faux frais" (tote Kosten) im Kapitalis- 
Mus auf ein Minimum beschränkt bleiben müssen." (233) 


Durch die Desintegration eines Teils von der Masse der proletarischen 
Jugendlichen wird zudem das Gesellschaftssystem weder in Frage ge- 
Stellt, noch wird die Herrschaft des Verwertungsprozesses über den 
Arbeitsprozeß gefährdet. : 

le genannten "toten Kosten" werden auch nicht von einem Einzelkapi- 
ta] aufgebracht, sondern es ist Aufgabe des kapitalistischen Staates, 
In diesem Bereich zu planen. 
Wir haben bereits herausgearbeitet, daß staatliche Interventionen in 
diesem Bereich zunächst auf die Skandalisierung der Heimerziehung zu- 
rückzuführen sind. 
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Die Situation der Heimerziehung ließ sich aufgrund der gesellschaft- 
lichen Bedingungen und der Isolation nicht kurzfristig verändern. 
Daraus ergibt sich die Notwendigkeit. !ängerfristiger Planung von 
Staatlicher Seite; eine "Notwendigkeit", die gleichzeitig immer in 
Beziehung zu Basisaktivitäten (Erzieher, Jugendliche) steht. 


Die Thesen der Frankfurter bedeuten in der Konsequenz, daß die Situa- 
tion der Jugendlichen in den Heimen "die allgemeine Situation des 
Proletariats erkennbar" (234) machen. Die "vorgelagerte Widersprüch- 
lichkeit" dieses Bereichs hätte dann indeed eine strategische Rele- 
vanz bezogen auf die Arbeiterklasse und deren "Bewußtwerdung". 


Wir meinen - ohne hier endgültige Aussagen zu diesem Problem machen 
zu wollen -, daß insbesondere durch die "Randgruppenstrategie" deut- 
lich geworden ist, daß die Fürsorgezöglinge in diesem Zusammenhang 
nicht als "Avantgarde" zu betrachten sind. 

Diese falsche Konsequenz aus der Randgruppenstrategie basiert auf 
einer Fehleinschätzung der Heimerziehung als gesellschaftlicher 
Institution, "deren historische Funktion als Disziplinierungs- und 
Unterdrückungsfunktion ausgemacht ist." (235) 


Ihre Abschreckungsfunktion könnte die Heimerziehung nicht mehr erfül- 
len, wenn Vergesellschaftunasprozesse im Sinne der Integration der 
Jugendlichen in den Arbeitsprozeß stattfinden würden. 

Neben der finanziellen Grenze von Reformen in diesem Bereich gilt 
natürlich, daß durch Reformen zwar Verbesserungen der Situation der 
Heimerziehung möglich sind; damit wird aber die Heimerziehung nicht 
in Frage gestellt. 


Es wurde bereits herausgearbeitet (s. 1.3.2), daß Heimerziehung eine 
Reaktion des kapitalistischen Staates auf Probleme ist, die das 
kapitalistische System selbst produziert und die untrennbar mit der 
Situation der Arbeiterklasse verbunden sind. 


Auf der Randgruppenkonferenz wurde richtig erkannt, daß es ein Schwer- 
punkt der Arbeit in diesem Bereich sein muß, Deklassierungsprozesse 
zu verhindern. Aus der Einsicht, auf Kämpfe im Reproduktionsbereich 
einzuwirken bzw. nicht nur am Grundwiderspruch zu arbeiten, sondern 
die Kämpfe im Produktionsbereich mit denen im Stadtteil zu verbin- 
den,wurden jedoch keine (organisatorische) Konsequenzen gezogen. 

In Verbindung mit einer "antikapitalistischen Berufsperspektive" für 
Sozialarbeiter (eine Position, die heute weitgehend liquidiert ist) 
war es Aufgabe der Sozialarbeiter, Reformen durchzusetzen. 


Selbstkritisch wird dazu in der "Gefesselten Jugend" vermerkt: 

"Auch diese Idee war nicht völlig falsch, sie war unter den gegebenen 
Bedingungen und mit den vorhandenen Mitteln nicht realisierbar, wie 
die Praxis später bewies." (236) | 

Und "nicht ob man überhaupt kämpfen soll, sondern wie und wann ist 
die Frage." (237) 


Die Dialektik von Reform und Revolution, wie sie von den Autoren der 
Randgruppenkonferenz und auch den Verfassern der "Gefesselten Jugend" 
vorausgesetzt wird, wäre allerdings zu problematisieren im Sinne 

H.J. Krahls: "Erfolg und Niederlage einer Aktion bemessen sich für 
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eine Bewegung, die in toto den legitimen Anspruch auf Revolution 
stellt, konkret in der Regel nicht an den unmittelbaren positiven 
Zugeständnissen, welche den Herrschenden abgetrotzt werden, sondern 
an der quantitativen und klassenspezifischen Verbreiterung der Mas- 
senbasis und mehr noch deren qualitativer Organisierung." (238) 


Wir gehen in einer Nachbemerkung noch einmal auf die Berufsperspek- 
tive von Sozialarbeitern in der Heimerziehung ein, zunächst wollen 
wir aber inhaltlich auf die Reformen und Reformtendenzen zu sprechen 
kommen. 


2. REFORMVORSCHLÄGE ZUR HEIMERZIEHUNG 


Krise der Heimerziehung, Misere der Heimerziehung und Skandalisie- 
rung der Heimerziehung sind Schlagworte. der durch die verschiedenen 
Heimkampagnen aufgeschreckten Pädagogen, Wissenschaftler, Behörden 
und Verbände, mit denen sie die öffentlich gewordenen Mißstände 

und Widersprüche in der Heimerziehung zu bewältigen versuchen. Eine 
Flut von Tagungen und Seminaren lösten einander ab; Untersuchungen 
und Reformpapiere zur Heimerziehung wurden in Mengen produziert. 

Es hat den Anschein, ais ob die Misere überdeckt werden soll durch 
eine große Anzahl von Reformvorschlägen.. Im folgenden gehen wir hier 
auf die wichtigsten Teile ein. 


2.1. Zusammenfassung verschiedener Reformvorschläge 


Neun verschiedene Reformpapiere und Untersuchungsberichte "Zur Lage 
der Heimerziehung" (vom 'Wildbader Memorandum' bis zum Untersuchungs- 
bericht des Pädagogischen Seminars Frankfurt') wurden von W. Bäuerle 
auf ihre gemeinsamen Forderungen hin untersucht: 

Übereinstimmung besteht in allen Berichten in der Forderung nach 

- Integration der Wissenschaften und 

„ ständiger Fortbildung des pädagogischen Personals p 
. wird die Forderung gestellt nach Reduktion der Gruppengröße 


= Reform I Zusammenstellung der Gruppe (Heim- und Gruppendifferen- 
‚zierung 

Siebenmal die Forderung nach 

- Stärkerer Demokratisierung der Heime 

” Genauer Diagnose der Kinder und Jugendlichen BEN 

E Die Erstellung individueller Erziehungs- und Therapiepläne und 

- die bessere schulische Förderung der Heimkinder. 

Sechsma] die Forderung nach h 

= Ständiger Elternarbeit und Verbesserung der Zusammenarbeit des 
Heimes mit Schule und Arbeitsstätte . 

- Verbesserung oder Neuorganisation der Heimfinanzierung 

Fünfmal die Forderung nach e b > 

- Besseren Ausbildungs- und Arbeitsbedingungen für die Jugendlichen, 
einschließlich voller Entlohnung. (239) 
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2.2. Reformvorschläge für die Heime in Hessen 


Die Heime des !andeswohlfahrtsverbandes (LWV) in Hessen waren am 
stärksten von Kritik und Aktionen betroffen. 
Um die übelsten Mißstände aufzuheben und eine Beruhigung der Öffent- 
lichkeit zu erreichen, wurden relativ schnell folgende Maßnahmen 
eingeleitet: 
- Einstellungsstopp für unausgebildete Erzieher in Heimen des LWV 
= ie der Belegungsstärke in den Heimen (teilweise bis 
zu 
= Erhöhung der Pflegesätze 
- Abschaffung des Karzers,Aufhebung der Briefzensur, neue Taschen- 
geldrichtlinien, Ausgangsregelungen etc. 


Im Dezember 1969 wurde vom Hessischen Sozialminister ein Heimbeirat, 
der sich aus Praktikern, Wissenschaftlern und Behördenvertretern 
zusammensetzte, gebildet. Dieser Beirat erhielt den Auftrag zu prü- 
fen, "ob die bisherige Praxis der Heimerziehung mit den Problemen 
der modernen Industriegesellschaft noch vereinbart werden kann" .240) 


Juni 1971 legte der Heimbeirat seine Empfehlungen der Öffentlich- 

eit vor. 

er Empfehlungen sind in sieben Abschnitten zu folgenden Themen ent- 

alten: 

1. Erfüllung des gesetzlichen Auftrags hinsichtlich Entwicklung, 
Planung und Koordination im Bereich der Heimerziehung. 

2. Stärkung der Funktionsfähigkeit und Ausweitung der Kompetenz des 
Landesjugendamtes. 

3. Neuordnung der wirtschaftlichen Grundlagen der Heime. , 

4. Organisatorische Grundvoraussetzungen für eine Reform der Heim- 

erziehung. > 

Personelle Voraussetzungen für eine Reform der Heimerziehung. 

Die pädagogische Arbeit im Heim. : ü 

. Neuordnung der Heimeinweisung; Beziehungen der Heimerziehung zu 

anderen Formen der Jugendhilfe. 


san 


Nachstehend einige Auszüge aus einzelnen Abschnitten: 

"- Ein Haupthindernis für eine Reform der Heimerziehung ist das Feh- 
len zureichender Planung und Koordination. Der Beirat empfiehlt 
daher, innerhalb des Landesjugendwohl fahrtsausschusses einen stän- 
digen Unterausschuß für Entwicklung, Planung und Koordination der 
Heimerziehung zu schaffen. 4 

- DieFörderung von Heimen für Kinder und Jugendliche sollte davon 
abhängig gemacht werden, daß jede private und öffentliche Träger- 
gruppe einen stärdigen pädagogischen Ausschuß errichtet, der sich 
aus Fachkräften zusammensetzt und dem sowohl die Heimberatung cb- 
liegt wie die Aufsicht über die gesamte pädagogische Arbeit in den 
Heimen der betreffenden Trägergruppe (interne Fachaufsicht). 

- Sämtliche Heime für Kinder und Jugendliche im Lande Hessen, auch 
die des LWV, sollten der Aufsicht des Landesjugendamtes unter- 
stellt werden. 

- Wegen der großen Unterschiedlichkeit selbst von Heimen der gleichen 
Kategorie sollte das Verfahren der Festsetzung von Gruppenpflege- 
sätzen mit Höchst- und Mindestsätzen aufgegeben werden. Die Ver- 
einbarung knstendeckender Pflegesätze für jedes Heim sollte einer 
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Stelle übertragen werden, die nicht selbst Kostenträger und gleich- 
zeitig pädagogisch sachverständig ist. Es wird vorgeschlagen, das 
Landesjugendamt mit dieser Aufgabe zu betrauen. 

- DiebisgerigeRegelung der Übernahme aller Kosten für Fürsorgeer- 
ziehung (FE) und freiwillige Erziehungshilfe (FEH) durch den 
Landeswohlfahrtsverband verführt die Kommunen und Kreise dazu, 
Heimunterbringaungen vor Ausschöpfung der ambulanten Jugendhilfe- 
möglichkeiten zu betreiben und den Ausbau der letzteren zu ver- 
nachlässigen. Der Beirat empfiehlt daher, für alle Heimunterbrin- 
gungen die gleiche Kostenregelung unter Beteiligung der Kreise, 
der Städte und des LWV einzuführen. 

- WenndieBeratung im Rahmen der internen und der vom Landesjugend- 
amt ausgeübten Heimaufsicht nicht ausreicht, um die Änderung der 
Arbeitsweisen eines Heimes von einer hierarchisch organisierten 
zu einer kooperativen sicherzustellen, muß von einer externen 
Institutionsberatung in Verbindung mit Supervision und gruppen- 
dynamisch orientierten Fortbildungsprogrammen Gebrauch gemacht 
werden. 

- Die Neueinstellung von unausgebildeten "Heimerziehern" ist nicht 
mehr zu gestatten. Verbandseigene Ausbildungen können staatlich 
anerkannte Ausbildungen nicht ersetzen. 

- FürdieAusbildung von Heimberatern und Supervisoren sind die 
institutionellen Voraussetzungen an einer hessischen Hochschule 
zu schaffen. 

- Zur Vermeidung der in diesem Beruf besonders pedenklichen Überal- 
terung müssen Möglichkeiten für einen rechtzeitigen Berufswechse] 
geschaffen werden. Außerdem wird empfohlen, den Eintritt der Al- 
tersrente bzw. Pensionierung vorzuverlecen." (241) 


Aufgrund dieser Empfehlungen, sowie den Empfehlungen des Landesjugend- 
wohl fahrtsausschusses zur Reform der Heimerziehung legte das Hessi- 
sche Sozialministerium im November 1972 seinen Stufenplan zur Reform 
der Heimerziehung in Hessen vor. 

Welchen Stellenwert der Reform zugedacht wird, macht folgende Aussage 
des Ministers deutlich: "Der hiermit vorgelegte Stufenplan hält sich 
In einem Rahmen ‚der die Möglichkeiten praktischer Umsetzung der Emp- 


fehlungen des Heimbeirates unter der immer und überal] geltenden 
Bedingungen knapper finanzieller und parsonelTer MiEteT berlicksich- 
a are yanzı5lJer Und personeHler-Hitte Bereit 

Ur Fachleute der Heimerziehung konnte es von Anfang an keinen Zwei- 
fel darüber geben, daß eine Verbesserung der Heimerziehung nur in 
einem langfristigen Prozeß zu erreichen ist." (242 


Die Reformvorschläge sollen in drei Stufen realisiert werden: 


Kurzfristige Maßnahmen 
k „nterausschuß für Entwicklung, Planung, Koordination der Heimer- 
iehung 
- Maßnahmen zur Vorbereitung der Heimdifferenzierung 
Die Heimaufsicht soll dem Landesjugendamt übertragen werden 
Das Landesjugendamt soll Daten entwickeln zur Planung und Koordi- 
nation aller Heime 
Empfehlung an die Liga der freien Wohlfahrtspflege in Hessen und 
die Kommunen; Neuordnung der wirtschaftlichen Grundlage 
Überprüfung des Heimstandortes 
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- Ermittlung der Heimkapazität und der Gruppengröße 

- Untersuchung über noch ausbildbare Erzieher und deren differenzier- 
ten und qualifizierten pädagogischen Einsatz 

- Kooperation von Landesjugendamt und dem Sozialminister mit Ausbil- 
dungsstätten über Erzieherausbildung 

- Konkretisierung der Planung über eine Heilpädagogik - und Psycha- 
gogikausbildung 

- Vorrangigkeit öffentlicher Schulen 

- Ausbau von Erziehungsberatung und Erziehungsbeistandschaft mit 
maximal möglicher Erhöhung der Haushaltssätze. 


Mittelfristige Maßnahmen 

- Regelung über Beteiligung der pädagogischen Fachausschüsse der ein- 

zelnen Heime bei Entscheidungen des Sozialministers und des Landes- 

Jugendamtes 

Erhöhung der Planstellen für die Heimaufsicht des Landesjugendamtes 

um mindestens drei jährlich 

- Richtlinien zur Erfassung von Planungsdaten 

Merkmalkatalog für den Heimstandort 

Regelung über Heimkapazitäten und Gruppengröße in den Heimricht- 

linien 

- Nichtzulassung unausgebildeten Personals und Eingriffsmöglichkeiten 
durch Förderungsrichtlinien 

- Vorbereitung der Kurse für Erzieherprüfungen : 

Ausbau des Fortbildungswerkes für soziale Fachkräfte des Sozial- 

ministers 

Konzept für Beratung und Supervision 

- Kooperation mit Eltern, Schule, Arbeitsstätte ? 

- Einrichtungen von hefpädagogischen Kindertagesstätten; Mindestbe- 
stand an diagnostischen und therapeutischen Einrichtungen. 


In einem Landesausführungsgesetz so!] geregelt werden: 

- Der Unterausschuß des Landesjugendamtes zur Heimerziehung 
- Die Planungsdaten 

Die wirtschaftliche Grundlage 

Die Präferenz offener Erziehungshilfe 

Keine Einstellung unausgebildeten Personals 

- Ausbau der Erziehungsberatung. 


Langfristige Maßnahmen 

- Realisierung der Heimdifferenzierung : OR 

- Planung und Ausbau diagnostischer und therapeutischer Einrichtun- 
gen vor dem Hintergrunde der Heimdifferenzierung und Ausbau von 
Erziehungsbeistandschaften und offener Erziehungshilfen". (243) 


Vergleicht man die vom Heimbeirat als dringend angegebenen Heimre- 
formvorstellungen mit dem Realisierungsplan des Ministeriums, so wird 
deutlich, daß es hier nur insoweit um Reformen geht, wie es für die 
Beruhigung von Öffentlichkeit und Erziehern erforderlich ist. 

Welche inhaltlichen Forderungen zu stellen wären, um die Situation 
der Heimerziehung und damit die materielle Lage der Jugendlichen und 
Erzieher wirklich zu verbessern, zeigen die Forderungen der Sozia- 
listischen Aktion auf dem Jugendhilfetag in Nürnberg im Mai 1970. 
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2.3. Forderungen der Sozialistischen Aktion 


zum Jugendhilfetag in Nürnberg 1970 


Orientierung der pädagogischen Arbeit an Sozialisationserfahrun- 
gen der Kinder und Jugendlichen und Vorbereitung auf solidarische 
Wahrnehmung ihrer klassenspezifischen Interessen. 

Zusammenfassung aller pädagogischen Berufe im Hochschulbereich 
Vierwöchiger Bildungsurlaub pro Jahr für alle im sozialpädagogi- 
schen Bereich Tätigen (alle drei Jahre ein Vierteljahr) 

Gehalt von 1500.- DM für alle fachlich ausgebildeten Erziehungs- 
kräfte (1000.- DM für Praktikanten) und geregelte Arbeitszeiten 


Demokratisierung der Heime: 


Aufhebung der hierarchischen Struktur im Heim 
Selbstverwaltung (personelle und finanzielle Autonomie gegenüber 
dem Träger) 


- Öffentlichkeit (freier Zugang für politische Gruppen) 
- Tarifgerechte Entlohnung der Arbeit; Auszahlung von Lebenshaltungs- 


kosten in Höhe von 350.- bis 500.- DM (für Schüler); Taschengeld 
abschaffen 

Polytechnische Erziehung und eine angemessene Berufsausbildung 
Abschaffung sexueller Repressionen, koedukative Heime 

Abschaffung zölibatärer Erzieher 

Aufhebung des Gettocharakters der Heime durch Verlegung aus länd- 
lich isolierten Gebieten heraus. 


Durchsetzung folgender Alternativen: 


Einrichtung von Jugendkollektiven . 
Einrichtung von Jugendberatungsstellen (Klassenspezifische Bera- 
tungsstellen in proletarischen Wohnvierteln ohne Diffamierungs- 
charakter) ea : 
Einrichtung von Jugendhotels als vorübergehende Wohnmöglichkeit 
für Jugendliche aus der Arbeiterklasse, die mit ihrer Familien- 
und Heimsituation unzufrieden sind und ein für sie geeignetes 
Jugendkollektiv suchen. 


Forderungen 


de 


Positives Kinder- und Jugendrecht (Jugendkonfliktrecht) 
Aufenthaltsbestimnungsrecht 

Freie Berufswahl 

Selbstbestimmungsrecht in allen institutionellen Zusammenhängen 
(Elternhaus, Heime 


” Freie Sexualität (Aufhebung des Kuppeleiparagraphen) 


Anspruch auf Deckung der persönlichen Unterhaltskosten 
Anspruch auf Wohnung und Deckung der Einrichtungskosten. 


« Institutionalisierung von Jugendkollektiven, Jugendhotels und 


Jugendberatungsstellen für die Arbeiterjugend 

Bereitstellung von Wohnungen und Räumlichkeiten 

Packung der Einrichtungs- und laufenden Kosten aus Öffentlichen 
Itteln 

Bereitstellung von Personal, das eine klientenorientierte Ausbil- 

dung erhalten hat (nicht wie bisher an den herrschenden Normen 

orientierte) 
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- Anbieten schichtadäquater Erziehungsstile (kollektivorientierte 
Erziehung) 

- Möglichkeit gemischtgeschlechtlichen Zusammenlebens 

- Bereitstellung psychotherapeutischer Möglichkeiten 

Unabhängigkeit von Sozialbürokratie und karitativen Verbänden 

- Ausweitung dieser Einrichtungen für alle Jugendlichen, nicht nur 
für die, die bisher der öffentlichen Erziehung unterliegen." (244) 


3. VERSUCH EINER EINSCHÄTZUNG DER REFORMTENDENZEN 


3.1. Ausbau der Maßnahmen im Vorfeld der Heimerziehung 


Unter dem Begriff "öffentliche Erziehung" werden alle die Maßnahmen 

der Jugendbehörden gefaßt, die im wesentlichen als Reaktion auf be- 

stimmte 'Gefährdungstatbestände' der Jugendlichen definiert werden. 

Hierzu gehören: 

- die formlose Betreuung (1969 ca. 400 000 Jugendliche) 

- die Erziehungsbeistandschaft (1969 ca. 9 000) 

- Fürsorgeerziehung/freiwillige Erziehungshilfe (1969 ca. 48 000) 
und 

- die Unterbringung von Jugendlichen in Heimen im Rahmen der örtli- 
chen Erziehungshilfe (1969 ca. 62 000 Jugendliche) (245). 


Der Begriff "öffentliche Erziehung" kann also über die FE/FEH hinaus 
erweitert werden, da seit der "Staffelberg-Kampagne" in den Jugend- 
ämtern versucht wird, die Einweisung in die Heime nach FE/FEH zu 
verringern und Hilfen im Vorfeld anzubieten. L- 
Auch die neueren Reformvorstellungen zielen darauf ab, die Arbeit im 
Vorfeld zu intensivieren. Die formlosen Betreuungen, Erziehungsbei- 
standschaften, Wohngruppen und Einweisungen im Rahmen der öffentli- 
chen Erziehungshilfe nehmen Zu. 
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Entwicklung der Fallzahlen in Hessen von 1963 - 1971 


63 64 65 6 67 68 98 70 7 


Tabelle D 


TEH (x10) 


FEH + FE (x2xA40) 


FE (x10) 


(246) 


Der Ausbau offener Hilfen im Vorfeld der Heimerziehung gewinnt in 
erster Linie durch die "Kostenexplosion" der Pflegesätze an Bedeu- 


tung. 


Tabelle der Entwicklung der Pflegesätze in Heimen des LWV von 
1963 - 1971 


400 
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63 64 65 66 67 68 69 70 7A 


Tabelle B 


Heim X 
Heim Z 


Heim Y 


(247) 
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Für die Zukunft zeichnen sich folgende Trends ab: 
"1. Kostensteigerung in der Heimerziehung 
2. Relative Zunahme psychisch schwer gestörter Jugendlicher in der 
Heimerziehung bei insgesamt zurückgehenden FE/FEH-Zahlen 
3. Erweiterung der offenen Hilfen und Ausbau von Alternativen zur 
Heimerziehung." (248) 


Durch den Ausbau der sogenannten "offenen Hilfen" (vorgesehen im neuen 
Jugendhilferecht) zur Entlastung der Heime und um dem Resozialisie- 
rungsanspruch besser gerecht werden zu können, werden besonders die 
Familienpflege (die Intensivierung von Pflegestellen, Adoptionswesen 
usw.) und Jugendwohnkollektive als neue Formen "öffentlicher Erzie- 
hung" angesehen. 
"Als Vorbild für den Ausbau der Familienpflege diente eine entspre- 
chende Einrichtung in den skandinavischen Ländern. Durch ein adäqua- 
tes finanzielles Entgelt sollen möglichst zahlreiche Familien moti- 
viert werden, Kinder und Jugendliche aufzunehmen. Hierzu ist es er- 
forderlich, die Einrichtungen der Erziehungsberatungsstellen auszu- 
(zus) um die 'erzieherische Wirksamkeit' dieser Familien zu erhöhen!" 
49 


3.2; Reformbestrebungen in den Heimen 
352,1 Ausgangspunkt für eine Reform der Heimerziehung 


Die Heimerziehung gehört zu den gesellschaftlichen Erziehungsein- 
richtungen. "Sie tritt subsidiär (ersatzweise) in Funktion, d.h. 
wenn die üblichen Erziehungseinrichtungen, Familie und Schule, ihre 
gesellschaftlichen Funktionen nicht oder nur ungenügend erfüllen. 
Diese Tatsache ist gegeben, wenn die Erziehung, als bewußter, inten- 
tionaler Teil der Sozialisation, ihre Aufgabe der Produktion neuer, 
den Verwertungsbedingungen entsprechender Ware Arbeitskraft nicht 
leistet: die Jugendlichen also nicht in den Arbeitsprozeß integriert 
werden, sondern die Übernahme der ihnen durch die Klassenlage zuge- 
wiesenen Funktionen verweigern. 2 ’ ! 
Entgegen ihrer Ideologie konnte die Praxis der Heimerziehung nicht 
ersatzweise für die im jeweiligen Fall des Zöglings versagenden Er- 
ziehungsinstitutionen die EntwickTung der Arbeitskraft der Zöglinge 
übernehmen, sondern hat im Gegenteil diese vernichtet durch weitere 
Verelendung und Kriminalisierung der Betroffenen." (250) 


Die Heimerziehung konnte ihren Auftrag, die Entwicklungsdefizite 
der Jugendlichen auszugleichen, "Übungsfeld für soziales Verhalten" 
zu Sein, nicht erfüllen. e m 

Die '"Unangepaßtheit' proletarischer Kinder und Jugendlicher in ihren 
verschiedenen Ursachen und Formen ist nicht nur eine Abweichung 

von der Norm, die leicht zu korrigieren wäre, sondern eine Folge 

von Lebens- und Erziehungsbedingungen, die dem Proletariat aufge- 
drückt werden, so entstehen daraus Erziehungsaufgaben, die die Für- 
Sorgeerziehung im Kapitalismus nicht positiv erfüllen kann. Sie kann 
diese Probleme pädagogisch nicht lösen, weil sie die "Schwierigkeiten" 
der Kinder und Jugendlichen klassenunspezifisch, d.h. ideologisch 
deutet und weil sie sich das Paradoxon zum Ziel gesetzt hat, die 
proletarischen Kinder und Jugendlichen mit denjenigen gesellschaft- 
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lichen Verhältnissen zu versöhnen, an denen diese zerbrochen 
sind." (251) 


Eine effektive Aufbereitungs- und Integrationsfunktion der Heimer- 
ziehung würde sich auch nicht mit ihrer wichtigsten Funktion vertra- 
gen: Abschreckung durch ihren Charakter als Strafinstitution. Wie 
der Strafvollzug darf auch die Anstaltserziehung nicht so beschaffen 
sein, daß die Aussicht, in ein Heim zu kommen, verlockender ist als 
die 'normalen' Lebensbedingungen der proletarischen Jugendlichen. 
Blieben die Anstaltsbedingungen nicht erheblich unter den sozialen 
Erziehungs-, Ausbildungs- und Lebensbedingungen der Jugendlichen, 

so verlören sie jede drohende und damit disziplinierende Funktion 
nach außen." (252) 


Zum anderen war die Heimunterbringung billiger als der Versuch der 
direkten Integration in den Produktionsprozeß; hinzu kommt, daß durch 
die Ausbeutung der Jugendlichen die Kosten ihrer Unterbringung teil- 
weise gedeckt werden konnten. 


Wie auch in anderen Bereichen wurde am Beispiel der Heimerziehung 

die Legitimation des Sozialstaates in Frage gestellt. Es war wichtig, 
daß die als "Resultate der hierarchischen und autoritären Struktur 
der Heime" oder als "menschenunwürdige Auswüchse" genannten Erschei- 
nungen durch eine Reform der Heimerziehung beseitigt wurden. 

"Die Heimerziehung soll mit einem am Wohl des Minderjährigen orien- 
tierten Auftrag, frei von Diskriminierung, gleichrangig mit den an- 
deren Bildungs- und Erziehungsinstitutionen gestellt werden. Das 

Heim wird als "soziales Lernfeld' definiert, in dem die Zöglinge durch 
therapeutische und gruppenpädagogische Verfahren ihre Sozialisations- 
defizite kompensieren können, indem sie Einstellungs- und Verhal- 
tensänderungen vollziehen, die ihnen als verantwortungsbewußte Mit- 
glieder der Gesellschaft außerhalb des Heimes eine selbständige 
Existenz ermöglichen sollen." (253) 


Das neue Verständnis wird vom Leiter des Erziehungsheimes Staffelberg 
wie folgt beschrieben: "Was ein Fürsorgezögling für uns ist? Zunächst 
mal ein Begriff, der auch nicht mehr existent ist. Zum anderen ein 
Jugendlicher, der in seiner Umwelt, seiner Familie, seinem Stadt- 
teil während seiner Entwicklungszeit nicht zu seinem Recht kommen 
konnte, der nicht die Anregungen, die Anstöße, die Zuwendungen er- 
fahren hat, daß er seine Persönlichkeit, die in ihm existent ist, 
entfalten könnte und der in der Umwelt sich so verhalten hat, daß er 
- gemessen an der gängigen Norm - verhaltensauffällig wurde...” 

"Wir verstehen uns hier im Heim auch als ein Übungsfeld für soziales 
Verhalten. Es gibt keinen Karzer, keine geschlossene Gruppe mehr; 
wir arbeiten weitgehend repressionsfrei oder -arm. 90 % der von uns 
betreuten Jugendlichen können auf diese Weise gefördert werden." (254) 


3.2.2 Reform der Heimerziehung im neuen Jugendhilferecht 


Zur Reform des Komplexes Heimerziehung in einem neuen Jugendhilfe- 

recht wird dabei von folgenden allgemeinen Zielsetzungen ausgegangen: 

"- Begründung eines förmlichen und einklagbaren Rechtsanspruches 
eines jeden jungen Menschen auf Erziehung im Sinne einer seinen 
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Anlagen und Neigungen entsprechenden vollen gesellschaftlichen 
Integration 

Ausgestaltung der Jugendhilfe zu einem selbständigen, die Erzie- 
hung und Bildung in Elternhaus, Schule und Beruf unterstützenden 
Erziehungsträger 

rechtliche Neuordnung des Komplexes 'Heimerziehung', u.a. durch 
eindeutigere Vorschriften im Blick auf Heim- und Gruppendifferen- 
zierungen sowie durch Abbau veralteter Terminologien, die der Ver- 
wirklichung zeitgemäßer Erziehungsformen hinderlich sind." (255) 


Genauer geregelt werden sollen in diesem Gesetz 

- die erzieherischen Voraussetzungen der Heimerziehung (Heimindikation) 

- die Rechte und Pflichten, die sich durch die Übertragung des Er- 
ziehungsauftrages für die Heimerziehung ergeben (Erziehungsvertrag) 

die Differenzierung der Heime und Heimgruppen 

die Gewährleistung eines fachgerechten Erziehungsvollzuges durch 

pädagogische Fachkräfte 

das ee für die Leistungen der Heimerziehung (Verpflegungsko- 

sten 

- das Verhältnis zur Heimaufsicht. 


ı 


Im einzelnen soll die Bezeichnung "Fürsorgeerziehung" durch den Be- 
griff "angeordnete Erziehungshilfe" ersetzt werden, weil er durch ge- 
sellschaftliche Vorurteile belastet sei und nicht dem "modernen Er- 
ziehungsverständnis" entspreche. 

Der Verwahrlosungsbegriff als Anordrwngsvoraussetzung soll nicht 

in das neue Jugendhilferecht übernommen werden, "da er ein subjek- 
tives Werturteil beinhaltet". An seine Stelle sollen "objektiv er- 
faßbare Merkmale" treten. Anstelle der bisherigen "Arbeitsbelohnung" 
soll Arbeitsentgeld gewährt werden, um die "Heimerziehung der Lebens- 
wirklichkeit außerhalb des Heimes anzugleichen". Fürsorgeerziehung 
soll nur noch angeordnet werden, wenn "der junge Mensch in seiner 
Entwicklung erheblich gefährdet oder gestört ist und die Eltern nicht 
gewillt oder in der Lage sind, die erforderliche Erziehung Sicherzu- 
Stellen und keine anderen Erziehungshilfen gewährt werden können." 


ven uingshi fe in Heimen wird einem jungen Menschen in der Regel 

2 die Entwicklungsgefährdung oder -störung nur durch eine eingehende 
s02ialpädagogische Betreuung zu beheben ist oder 

5 Verhaltensstörungen nur mit den pädagogisch-therapeutischen Mit- 
teln eines Heimes zu beseitigen sind." (256) 


Die hierfür zugrunde liegenden Normen sind: Die Gewährleistung des 
leiblichen, geistigen und seelischen Wohls durch eine verbindliche 
gesetzliche Fixierung der pädagogischen Praxis; das Recht auf eine 
Individuelle Erziehung; Vermeidung der Verletzung des Grundsatzes 
der Chancengleichheit für alle jungen Menschen". (257) 


- 174 - 


3.2.3 Umsetzung der Grundrechte im Heimalltag 


am Beispiel der Selbstverwaltung 


Welchen Wert dem neuen Jugendhilferecht zuzumessen ist, zeigt das 

Beispiel "Selbstverwaltung im Heim". 

Im Erlaß "Grundrechte und Heimerziehung" vom Landesjugendwohl fahrts- 

ausschuß vom 6.12.1971 werden folgende Rechte festgelegt: 

- dem Grundrecht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit entspricht 

der Anspruch auf Erziehung. 

Das Ziel der Erziehung: "Den jungen Menschen zu Selbständigkeit und 

Selbstverantwortung zu befähigen, ihn in die Lage zu versetzen, 

seine individuellen Bedürfnisse mit gesellschaftlichen Erwartungen 

derart in Einklang zu bringen, daß er eine handlungsfähige Persön- 
lichkeit wird. 

Der Minderjährige ist seinem Alter entsprechend an allen ihn be- 

treffenden Entscheidungen zu beteiligen, an die Stelle der Fremd- 

bestimmung soll zunehmend das Recht auf Selbstbestimmung treten. 

- Als Organe der Selbstverwaltung werden in geheimer Wahl Heimaus- 
schüsse gebildet. Dieser Heimausschuß berät gemeinsam mit den Mit- 
arbeitern der Heime über alle die Minderjährigen betreffenden pä- 
dagogischen, organisatorischen und wirtschaftlichen Fragen. 
Disziplinarrechte dürfen dem Heimausschuß nicht übertragen werden. 

- Weiterhin gilt als oberster Grundsatz im Umgang mit den Minderjäh- 
rigen die Unantastbarkeit der Menschenwürde. Alle entehrenden Maß- 
nahmen, Züchtigungen und diskriminierenden Äußerungen sind unter- 
sagt. 

= Es bastelt das Recht auf Eigentum. Strafabzüge vom Taschengeld sind 
unzulässig." (258) 


\ 


Die juristische Absicherung des Rechtes auf Selbstverwaltung ist al- 
lerdings nicht so neu; schon im Rund-Erlaß vom Dezember 1946 heißt 
es: "Der Erziehung zur Demokratie und Verantwortung soll die Selbst- 
verwaltung der Jugendlichen im Heim dienen... . Gewählte Ausschüsse 
sind an der Ausgestaltung zu beteiligen." (259) 


Wie sieht aber nun die Beteiligung der Jugendlichen heute 'drei Jah- 
re nach Staffelberg' aus? Y 

In Staffelberg selbst gibt es heute keinen Jugendrat mehr. "Nachdem 
der ärgste autoritäre Druck durch die Revolte aufgehoben war, ließ 
bald auch das Interesse am damals gegründeten Jugendrat nach. Die 
darauffolgende Heimversammlung war Pflicht und deshalb haben sich 
die meisten Leute dagegen gewehrt." N 

"Die Gemeinschaft in Staffelberg ist auch heute noch eine ziellose 
Zwangsgemeinschaft, einfach deshalb, weil zur Entwicklung von Zielen 
die Entwicklung von Interessen gehört, die über das Interesse an 
einer Berufsausbildung hinausgehen. An einer solchen, gesellschafts- 
politisch definierten Bildung gemeinsamer Interessen dürfte auch 
dem fortschrittlichsten Heimleiter kaum gelegen sein. Denn eine sol- 
che Interessenbildung könnte das Erziehungsziel des normalen anpas- 
sungsbereiten Jungarbeiters gefährden." (260) 


In den von uns untersuchten Heimen stellt sich die Situation wie 
folgt dar: 

Im Heim A besteht der Heimrat aus jeweils zwei gewählten Vertretern 
der zwei Stockwerke. Die wichtigste Aufgabe der wöchentlichen Tagung 
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betrifft die Zusammenstellung des Speiseplanes. Darüberhinaus wurde 
noch der Beschluß einer Selbstdisziplinierungsmaßnahme der Jugend- 
lichen (Taschengeldentzug) gefaßt. Die Arbeit des Jugendrates ist 
auf einige organisatorische Probleme beschränkt und Lösungen oder 
Vorschläge können gegen den Willen der Heimleitung nicht durchge- 
setzt werden. 

Im Heim D findet monatlich eine Heimversammlung statt. Aufgrund 
eines Konflikts (Kündigung des Erziehungsleiters) entstand zum er- 
Stenmal eine Diskussion über die Grundrechte; bisher war ihre Exi- 
stenz den meisten Jugendlichen unbekannt. Die Jugendlichen beschlossen 
die Wahl eines Heimausschusses.Die Heimleitung reagierte darauf 

mit Nichtanerkennung des gewählten Heimausschusses und es gelang ihr 
in der Auseinandersetzung darüber, eine Spaltung der Jugendlichen 
herbeizuführen. Das mutmaßliche Motiv der Heimleitung bestand darin, 
die Bildung eines Kontrollorganes der Jugendlichen (Überprüfung der 
Heimfinanzen) zu verhindern. 

Im Heim Z gibt es aufgrund der Heimstruktur keinen Heimrat. 


Wie wir sehen, schaffen Paragraphen noch keine veränderte Heimwirk- 
lichkeit. 


Einschätzung: Die Jugendlichen in den Heimen sind aufgrund ihrer bis- 
herigen personalen und sozialen Erfahrungen unsicher und mißtrauisch, 
wenn es um die Artikulierung und Durchsetzung ihrer Interessen und 
Rechte geht. Die Möglichkeiten für entsprechende Lernrpozesse sind. 
aufgrund der Heimstrukturen, der Unterwerfung unter ständige Kontro]- 
le und Reglementierung sehr gering. Sie betrachten den Entwurf der 
"Grundrechte" mehr als Formalität. 

Ein weiterer Faktor ist das Fehlen schriftlich festgelegter Heimord- 
nungen. Die Heimleitung kann sich dadurch zwar auftretenden Proble- 
men gegenüber flexibler verhalten; für die Jugendlichen bedeutet dies 
ein erhöhtes Risiko, da sie ihr Verhalten nicht absichern können, 

Im Heim A wurde auf einer Heimratssitzung als Konsequenz aus dieser 
Erkenntnis die Forderung nach schriftlicher Fixierung der Rechte und 
Pflichten erhoben. I 

eispiel des Heimausschußes A wird deutlich, wie diese Einrich- 
Cung auch gegen die Jugendlichen gewendet werden kann bzw. wie die 
Heimleitung die Unkenntnis der Jugendlichen ausnutzt. Denn dem Heim- 
Ausschuß dürfen weder Disziplinarrechte übertragen werden noch sind 
Strafabzüge vom Taschengeld zulässig. 4 4 

Dem Heimrat wird die Lösung bestimmter Probleme (die auf jeden Fal] 
gelöst werden müßten) übertragen. - ee 
Andererseits ist die Gewährung dieser Rechte eine behördliche Reak- 


tion auf bestimmte vorausgegangene Auseinandersetzungen (Staffelberg- 
Kampagne). 


334 Zusammenfassung 


Wie aus den vorangegangenen Kapiteln zu sehen ist, sind die schlimm- 
Sten Mißstände in der Heimerziehung abgeschafft worden. 

Eue Reformvorschläge sind eingegangen in Gesetze und Erlasse,aber 
die Heimwirklichkeit zeigt, daß deren Realisierung noch weit vom 
Ziel entfernt ist. 


Erreicht wurde bisher, daß durch die Propagierung von Reformen die 


= HI 


BE an der Heimerziehung in der Öffentlichkeit kaum eine Rolle 
spielt. 


Die Betonung auf dem Ausbau von Familienpflege und Wohnkollektiven 
dient dazu, die Kritik an den Heimen abzufangen und zum Beispiel 
davon abzulenken, daß tatsächlich sich an den grundsätzlichen Struk- 
turen in den Heimen im Interesse von Jugendlichen und Erziehern nichts 
geändert hat. 


Die Propagierung "offener Hilfen" soll letztlich darüber hinwegtäu- 
schen, daß die Umwandlung der Heime selbst nach Maximen bürgerlich- 
emanzipatorischer Sozialpädagogik aus Kostengründen nicht möglich 
ist. Der Ausbau der Familienpflege und die Einrichtung von Wohnko] - 
lektiven bedeutet jedoch nur solange eine relative Entlastung der 
staatlichen Haushalte, wie die Pflegefamilien und die Initiatoren 

der Wohnkollektive - neben den öffentlichen Zuschüssen - aus karita- 
tivem Engagement selbst für die Kosten aufkommen können bzw. wollen 
(Reprivatisierung der Erziehungskosten) bzw. die Jugendlichen imstan- 
de sind und dazu veranlaßt werden können, die eigene Reproduktion 
und die ihrer Erzieher zu bestreiten (Zahlung einer Art "Elternlohn"). 


Die "bürgerliche Resozialisierung" durch den Ausbau "offener Hilfen", 
propagiert von "progressiven Jugendbehörden und Sozialpädagogen" , 
hätte unter anderem folgende Funktion: Ein geringer Teil der in öf- 
fentlicher Erziehung befindlicher proletarischer Jugendlichen würde 
verbesserte individuelle Lebenschancen erhalten, mit der Konsequenz, 
ein lebendiger Beweis für die bürgerliche Ideologie des "durch indi- 
viduelle Anpassungsbereitschaft und ausgeprägten Leistungswillen sei 
die proletarische Existenzweise zu überwinden". (261) 


Von bürgerlichen Pädagogen wird die Realisierungschance dieser Re- 
formen hoch eingeschätzt und in ihrem gesellschaftlichen Stellenwert 
mit der Bildungsreform verglichen. Hierin zeigt sich aber, daß ihr 
idealistischer Ansatz die gesellschaftlichen Machtverhältnisse außer 
acht läßt und nicht berücksichtigt, daß,wenn aufgrund von Wirtschafts- 
und Währungskrisen Haushaltskürzungen notwendig werden, diese zuerst 
im sozialpolitischen Bereich erfolgen. "In einer solchen Situation 
haben Preisstabilität, Vollbeschäftigung und kontinuierliches Wachs- 
tum der Wirtschaft absoluten Vorrang." (262) 


Die von der SPD propagierten sozialpolitischen Forderungen und Pro- 
gramme bewirken einmal einen Verschleierungsprozeß durch die Verbrei- 
tung von Reformillusionen,und durch die fehlende finanzielle Absi- 
cherung der Reformversprechen werden diese zugleich wieder zurückge- 
nommen. 


Da es sich in der Heimerziehung nicht, wie im Schulwesen und in der 
Berufsausbildung, um eine leistungsfähige, eigens dafür geschaffene 
Einrichtung zur direkten Entwicklung der menschlichen Arbeitskraft 
handelt, die intendierte Entwicklung der Arbeitskraft auch nur den 
Verwertungsinteressen und nicht der allseitigen Entfaltung der Men- 
schen dient, sind reale Investitionen in diesem Bereich nur in dem 
Maße zu erwarten, wie es zur Aufrechterhaltung des ideologischen Be- 
wußtseins nötig ist. 


a 


Da die Ideologie aufgrund der gesellschaftlichen Entwicklung 
(Verschärfung der Widersprüche durch ungewollte emanzipatorische 
Nebenwirkungen der sich entwickelnden Produktivkräfte) anfälliger 
geworden ist, sind diese Investitionen notwendig umfangreicher ge- 
worden. 


4. ZUR DISKUSSION UM DIE BERUFSPERSPEKTIVE 
VON SOZIALARBEITERN IN DER HEIMERZIEHUNG 


Der fragmentarische Charakter unserer bisherigen Überlegungen zu 
Reform und Funktion der Heimerziehung schlägt sich auch in der Diskus. 
sion umdiePerspektive von Sozialarbeitern in der Heimerziehung nie- 
der. Es ist deshalb notwendig, auf einige Problemkreise hinzuweisen, 
die "objektive" Züge der derzeitigen gesellschaftlichen Entwicklung 
reflektieren. 


Schon in der "Gefesselten Jugend" sind die Ausführungen zu dieser 

Thematik recht spärlich (vergl. "Gefesselte Jugend" Kap. VII Kampf 
und Organisationsaufgaben der Sozialpädagogen heute - S. 286-301); 
das ganze Problem verweist auf die Situation der Linken in der BRD, 


wie sie sich derzeit in diversen Gruppierungen und isolierten Ak- 
tionen darstellt. 


Wir haben schon in Punkt 1 unserer Arbeit darauf hingewiesen, daß die 
Organisation des Kampfes im Reproduktionsbereich (wozu auch Ansätze 
zur Veränderung der Heimerziehung zu rechnen sind) ein weitgehend 
ungelöstes Problem ist. Insbesondere Überlegungen strategischen Cha- 
rakters im Bereich der Heimerziehung sind insofern schwierig, als es 
ein verkürzter Ansatz wäre - hier unmittelbar von der Heimerziehung 
auszugehen (die Heimerziehung ist trotz Skandalisierung ein relativ 
"Solierter gesellschaftlicher Bereich, eben ein "Randbereich" dieser 
Gesellschaft"), andererseits steht ein Ansatz, der versucht, Heim- 
erziehung (Situation und Relevanz der Heimerziehung) allgemeiner zu 
erfassen, vor derzeit nahezu unlösbaren Problemen, bezogen auf den 
theoretischen Diskussionsstand (in Bezug auf die hier vorliegende 
rbeit wären die Arbeitsbedingungen im "Projekt Heimerziehung" nicht 
ZU vergessen; wir meinen insbesondere die zu geringe theoretische 
rbeit, wie auch die beschränkten Möglichkeiten (zeitlich),das zu 
diesem Thema notwendige umfangreiche Material durchzuarbeiten). 


4.1. Zur Situation der Sozialarbeit 


Die Diskussion kann zunächst nicht von der allgemeinen Situation der 
Sozialarbeit abstrahieren. Wir meinen, daß es dem Sozialarbeiter nicht 
möglich ist, "subjektiv" seine Funktion im Kapitalismus zu unterlau- 
fen, indem er sich vollends auf die Seite des "Klientels" stellt und 
dessen Interessen vertritt. Die "revolutionäre Berufsperspektive" 

15St weitgehend eine Illusion; ein solcher Ansatz kann den heutigen 
Bedingungen ‚unter denen Sozialarbeit stattfindet, nicht gerecht wer- 
den. Weiterhin meinen wir, nicht davon ausgehen zu können, daß es 

eine unmittelbare Interessenidentität zwischen Sozialarbeiter und 
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"Klientel" gibt. 


Es wurde bereits diskutiert, daß es sich bei den Sozialarbeitern 

meist um Aufsteiger handelt, die Interessen entsprechen zunächst ihrer 
objektiven Situation, sie haben einen relativen Aufstieg vollzogen 

und sind nicht unmittelbar zum Proletariat zu rechnen. Aus den bis- 
herigen Erfahrungen geht hervor, daß es durchaus gemeinsame Interessen 
(in der Heimerziehung zwischen Erziehern und Jugendlichen) zwischen 
Sozialarbeitern und "Klientel" gibt und hier ein Ansatz zu einem 
gemeinsamen Vorgehen liegt bzw. entwickelt werden kann (diese ge- 
meinsamen Interessen sind "partiell"). 


Das gilt auch in Hinblick auf Reformen in der Heimerziehung; wir 
haben bereits herausgearbeitet, daß die Position, die auf der Rand- 
gruppenkonferenz vertreten wurde und die darin bestand,-daß den 
Sozialarbeitern die Aufgabe zugewiesen wurde, einen Kampf gegen die 
Sozialbürokratie zu führen und schließlich Reformen durchzusetzen-, 
erstens die Möglichkeiten der Sozialarbeiter überschätzt und zudem 
die Interessen der Sozialarbeiter (auch wenn es sich um sozialisti- 
Sche Sozialarbeiter handelt) unter den Tisch fallen läßt. 


4.2. Zur Reform bzw. zu Alternativen zur Heimerziehung 


Wir wollen zunächst auf einige offene Probleme hinweisen, die im 

Kontext des "Projekts Heimerziehung" zu sehen sind. Durch die Unter- 
suchungsarbeit war es nicht möglich, die allgemeine Situation der 
Heimerziehung zu erfassen; unsere Untersuchung bezog sich auf lErzie- 
hungsheime mit Wohnheimcharakter", die im übrigen auch nicht als sol 
che ursprünglich konzipiert worden waren. Von daher ist es für uns schwie- 
rig, Aussagen über Veränderungen in der Heimerziehung seit der Skan- 
dalisierung zu machen, denn es handelte sich bei den Heimkampagnen 

um "geschlossene Heime", die außerhalb der Großstädte lagen. 


Eine Reaktion auf die Skandalisierung der Heimerziehung lag im übri- 
gen darin, daß die Zahl der Heimeinweisungen in solche Heime zurück- 
ging, was darauf zurückzuführen ist, daß von seiten der Sozialarbei- 
ter auf den Sozial-Stationen von dieser Möglichkeit weniger Gebrauch 
gemacht worden ist. 


Wir meinen aber, da gerade die Isolation dieser Heime problematisiert 
wurde, daß gerade dieses Problem nach wie vor besteht. Das gilt für 
Heime auf dem Land; aber auch bei städtischen Heimen läßt sich noch 
eine gewisse Isolation beobachten. Ein Ansatz könnte hier sein, daß 
die betroffenen Sozialarbeiter und Jugendlichen sich am Stadtteil 
orientieren und sich nicht ausschließlich auf Verbesserung der Situa- 
tion im Heim konzentrieren sollten - gemeint ist eine Zusammenarbeit 
mit bestehenden Stadtteilgruppen, auch Teilnahme an Aktionen usw. 


Dies stellt eine Möglichkeit zur politischen Orientierung von Sozial- 
arbeitern dar,zumindest was den untersuchten Heimtyp betrifft. Für 
die Heimerziehung selbst halten wir Reformen für notwendig, zudem 
sollten die Einrichtungen (wie Heimrat) soweit wie möglich genutzt 
werden. Allerdings halten wir es für illusorisch, hier von einer 
Dialektik "Reform und Revolution" auszugehen. 
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Das scheint diesem Bereich nicht adäquat, wenn man impliziert, daß 
zum Teil wirklich erst bessere Bedingungen geschaffen werden müssen - 
sich aber hier erweist, daß es nicht unbedingt das Interesse der 
Jugendlichen ist -, sich auf das Heim zu konzentrieren. 

Zumal kann man nicht davon ausgehen, daß eine schlechte materielle 
Situation eine gute Ausgangsbasis für den revolutionären Kampf dar- 
stellt. 


Es gibt wahrscheinlich Differenzen zwischen dem Sozialarbeiter, der 
versucht, seine Arbeitsbedingungen zu verbessern, indem er versucht, 
die Situation des Heims optimaler zu gestalten und den Jugendlichen , 
die versuchen, sich weitmöglichst der "pädagogischen" Kontrolle zu 
entziehen. Es könnte eine Aufgabe des Sozialarbeiters sein, den weit- 
gehend individualistischen Problemlösungen der Jugendlichen entgegen- 
zuwirken (dabei kann man allerdings nicht von der jeweils spezifi- 
schen sozialen Zusammensetzung eines Heims abstrahieren), da zumin- 
dest formal diese Möglichkeit vorhanden ist. 


REIHE BETRIEB UND GEWERKSCHAFTEN 
Spontane Streiks 1973 
- Krise der Gewerkschaftspolitik 


Redaktionskollektiv des "express" - 
Zeitung für sozialistische Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit 


Die Broschüre informiert umfassend über Ursachen, Verlauf und die 
wichtigsten Probleme der spontanen Streiks für Teuerungszulagen im 
Jahre 1973. Untersucht werden die ökonomische Entwicklung und die 
Krise der gewerkschaftlichen Vertretungspolitik, die zu dieser 
Streikbewegung geführt haben. Forderungen und Kampfformen, die 
Rolle der Vertrauensleute und Betriebsräte, das Verhalten der Ge- 
werkschaftsapparate, die Aktivität der ausländischen Arbeiter und 
die Rolle politischer Gruppen werden ebenso analysiert wie die 
Polizeieinsätze während der Streiks und die Maßregelungen, denen 
Streikende im Anschluß an die Aktionen ausgesetzt waren. 


In einzelnen detaillierten Berichten werden die wichtigsten Streiks 
dargestellt und kommentiert. Die Konsequenzen für die sozialisti- 
sche Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit werden auf der Grundlage der 
Erfahrungen, die in den Streiks gemacht wurden, erörtert. Eine 
Dokumentation von mehr als 200 bekannt gewordenen Streiks sowie 
interessante und wichtige Stellungnahmen, Erklärungen und Außerun- 
gen der Beteiligten vervollständigen diese Broschüre. 


Die Schrift dient der Verarbeitung der Streikerfahrungen des ver- 
gangenen Jahres, der Diskussion der zutage getretenen Schwächen 
und der Ansatzpunkte für die weitere sozialistische Betriebs- und 
Gewerkschaftsarbeit. Adressaten sind vor allem aktive Kolleginnen 
und Kollegen in Betrieb und Gewerkschaft und alle diejenigen, die 
Sich über die Streikbewegung ausführlich informieren wollen. 


160 Seiten, broschiert, DM 6.-- 
Verlag 2000 GmbH, 605 Offenbach 4, Postfach 591 


ERSTER ANHANG ZUM PROJEKT HEIMERZIEHUNG 


I. EINIGE ANMERKUNGEN ZUM PROJEKTSTUDIUM NEUE FORMEN DES LERNENS 


Beim gegenwärtigen Stand der Ausbildung an Universitäten und Fach- 
hochschulen ist der Begriff des Projektstudiums als Alternative zum 
praxislosen und fachisolierten Lehrbetrieb entwickelt worden. Die 
thematische Integration von bisher voneinander isolierten Fächern 

und der Zusammenhang von theoretischer und praktischer Arbeit soll 
eine neue Form des Lernens schaffen, in der erstens der gesellschaft- 
liche Zusammenhang der einzelnen Wissenschaftsfächer klar wird und 
zweitens das theoretische Denken der einzelnen Fächer stets unter 
dem Zwang eines umfassenden Begriffs gesellschaftlicher Praxis, d.h. 
beruflicher und politischer Praxis, sich vollzieht. 


Neben der thematischen Integration einzelner Fächer ist der Zusammen- 
hangzwischen theoretischem Bemühen und praktischer Tätigkeit der ent- 
scheidende und bisher auch schwierigste Punkt des Projektstudiums. 
Die institutionelle Trennung von Ausbildung und Beruf 1äßt sich auch 
im Rahmen eines ins Projektstudium integrierten Praktikums nicht 


überwinden. 


Der temporär nur begrenzte Kontakt der Studenten mii dem Tätigkeits- 
bereich, die fehlende Integration in das soziale System der Behörde, 
der Anstalt, des Heimes oder Verbandes (der als Gegenstand des Pro- 
jektstudiums bestimmt wurde), die im Vergleich zu dem praktisch 
tätigen Sozialarbeiter relativ geringe Verbindlichkeit der praktischen 
Handlungen der Studenten usw. lassen auch im Projektstudium einen 
umfassenden Begriff von Praxis nicht zu. Wir gehen deshalb von dem 
Begriff der eingeschränkten, aber antizipierten Praxis aus. 


Darunter verstehen wir, daß aus der Analyse der Strukturen und 
Widersprüche einzelner Berufsbereiche die Studenten sich zum einen die 
theoretischen und technischen Qualifikationen ihres späteren Berufs 
erarbeiten und zum zweiten exemplarisch an dem jeweil’gen Gegenstands- 
bereich eine Situationsanalyse der gesellschaftlichen Funktion von 
Sozialarbeit entwickeln, die auch Strategien der Veränderung, Per- 
spektiven politischer Arbeit unter den herrschenden Bedingungen 

der Sozialarbeit einschließt. 


Dieses zweite Moment antizipierter Praxis ist deshalb zu betonen, 
weil nur dadurch gewährleistet wird, daß das Projektstudium in 
seinem theoretischen und praktischen Teil nicht zur reinen affirma- 
tiven Berufsausbildung degradiert wird. "Projektstudium soll als ein 
Versuch angesehen weraen, Lernprozesse und Produktionsprozesse zu 
integrieren. Es zielt auf eine Veränderung der Ausbildung, die in 
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eine Veränderung der Berufspraxis transferierbar ist. Es stellt 
Ziele sowohl der Ausbildung als auch der Berufspraxis in Frage. Es 
fordert die Entwicklung eines Mindestmaßes an solidarischer nicht- 
hierarchischer Kooperation. All dies zeigt an, daß das Projektstu- 
dium die sozialen und institutionellen Grenzen des bestehenden Ge- 
sellschaftssystems, mindestens die Strukturen und Grenzen seiner 
Berufsfelder und Berufsleitbilder eher zu transzendieren als zu 
respektieren tendiert." (v. Campe/Seiffert PHN) 


Was bedeutet nun Projektstudium, welche Grundprinzipien werden ge- 
nannt? Fast übereinstimmend werden von Gruppen und Autoren, die sich 
mit dem Projektstudium beschäftigen, folgende Kriterien genannt: 

1. Die Fragestellungen müssen bezogen sein auf die zukünftige Be- 
rufspraxis der Studenten, hier der Sozialarbeiter. 

2. Projekte müssen problembezogen sein, bzw. müssen von einem ge- 
sellschaftlich relevanten Problem ausgehen und sich vor diesen 
Kriterien legitimieren. 

3. Projekte müssen fächerübergreifend und methodenpiuralistisch 
angelegt sein. 


Soweit das Projektstudium bisher praktiziert wird, unterteilt es 
sich in folgende Phasen: 

1. Erkundungsphase 

2. Reflexionsphase 

3. Praxisphase mit Ernstcharakter 

4. Abschluß/Auswertung - Diplom oder Examensarbeit. 


Diesen Teilen eines Gesamtcurriculums, die in sich wiederum einen 
eigenständigen Charakter besitzen, entspricht eine zeitliche Gliede- 
rung des Studiums. Z.B. sollte die Eingangsphase des Studiums gekenn- 
zeichnet sein durch den Praxisbezug der Erkundung. Die dargestellten 
Überlegungen zur Struktur des Projektstudiums sind entwickelt worden 
als Versuche,die universitäre Ausbildung insgesamt zu reorganisieren. 
(2.B. Bremen, Göttingen, Hamburg) 


Allerdings ist festzuhalten, daß die oben skizzierten Überlegungen 
zum Projektstudium nicht ohne weiteres auf die gegenwärtigen Bedin- 
gungen an der Fachhochschule zu übertragen sind. Wir hatten nicht 
die Möglichkeit,an einem "Punkt null" anzufangen, d.h. von Beginn an 
unser Studium als Projektstudium zu organisieren. 


Die in Angriff genommenen"Projekte" können deshalb nicht von vornher- 
ein den aufgestellten Kriterien und Anforderungen zugemessen werden. 
Es gilt, ihren eigenen Stellenwert und ihren besonderen Charakter 
aufgrund der derzeitigen Situation an der FHS deutlich zu machen 

und genau ein- bzw. abzugrenzen, um Illusionen und Resignation unter 
Dozenten und Studenten zu verhindern. 


Das Projekt "Öffentliche Erziehung" steht in engem Zusammenhang mit 
den Diskussionen, die während der letzten zwei Jahre über das Ver- 
hältnis von politischen und beruflichen Inhalten der Sozialarbeit 
an der FHS geführt wurden. Wir gehen nach diesen Diskussionen davon 
aus, daß berufliche und politische Praxis nicht identisch sind, zu- 
gleich aber die Entscheidung für den Beruf der Sozialarbeit uns dazu 
zwingt, politische Perspektiven in diesem gesellschaftlichen Bereich 
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herauszuarbeiten, d.h. daß wir sozialarbeiterische Praxis auch als 
politische betrachten. Die Entscheidung für Projektarbeit resultiert 
also einerseits aus der beruflichen Prämisse, sich bestimmte Quali- 
fikationen sowohl theoretischer wie auch praktischer Art bis zum 
Examen in den nächsten drei Semestern anzueignen und aus der politi- 
Schen Prämisse andererseits, berufliche Inhalte so zu politisieren, 
daß sie sich einer affirmativen Berufspraxis sperren und zugleich 
konkrete politische Perspektiven späterer Berufsarbeit, einschließ- 
lich der politischen Organisierung, aufzeigen. Wir versuchen,damit 
den abstrakten Bestimmungen zu entgehen, die die Diskussion an der 
FHS bestimmt haben: entweder: Sozialarbeit als Berufsrolle total zu 
revolutionieren - oder: Sozialarbeit aus der politischen Praxis 
völlig auszuschalten. 


Die Entscheidung für das Projekt "Öffentliche Erziehung" innerhalb 
des Gesamtprojekts "Bedingungen der Sozialarbeit am Beispiel Jugend- 
hilfe" bedeutet den Versuch, exemplarisch einen wichtigen Teil der 
Sozialarbeit zu untersuchen, kennenzulernen, zu analysieren, die 
Widersprüche herauszuarbeiten und ein Bewußtsein von der subjektiven 
und objektiven Lage aller Beteiligten herzustellen. 


Die Arbeit wurde von folgenden Überlegungen geleitet: 

1. Der Untersuchungsgegenstand Heim, Jugendliche und Erzieher sind 
für uns keine Objekte, an denen wir unsere Theorie bestätigt wissen 
wollen - das Subjekt-Objekt-Verhältnis ist aufzuheben und die Be- 
troffenen sind mit in den Untersuchungs- und Lernprozeß einzube- 
ziehen. 

2. Die objektive Situation der Studenten an der FHS, nach dem Ende 
ihre Studiums als Sozialarbeiter in verschiedenen Institutionen 
tätig zu werden, zwingt sie dazu, ihre theoretische Arbeit immer 
unter praktische Gesichtspunkte zu stellen. Daraus folgt als Konse- 
quenz, daß die Studenten der FHS sich immer als Betroffene (Objekte) 
antizipieren müssen. E we 

3. Es kann nicht darum gehen, von unserem Standpunkt aus illusionär 
zu versuchen, die Praxis jetzt in zwei Semestern umkrempeln zu wollen 
- wobei wir uns allerdings der Schwierigkeiten bewußt sind, die un- 
sere Arbeit im Heim für Jugendliche und Erzieher mit sich bringt. 

Die politische Kooperation zwischen Studenten des Projekts und den 
Jugendlichen und Erziehern der Heime kann sich nur über die verschie- 
denen Stufen gemeinsamer Erfahrungen entwickeln. 


Nach der 1. Phase des Literaturstudiums, in dem die historischen 

und ideologischen Dimensionen von Heimerziehung erarbeitet worden 
sind, können folgende Einschränkungen und Einschätzungen vorgenom- 
men werden: : ; r 

1. Aufgrund des derzeitigen theoretischen Diskussionsstandes, den 
Kenntnissen über Praxis und der derzeitigen Kontakte zu den Heimen 
kann Projektstudium nicht bedeuten, daß wir in die Praxisphase mit 
Ernstcharakter eintreten und ein Programm für die pädagogische 
Arbeit im Heim entwickeln können. 

2. D.h. obwohl schon im fortgeschrittenen Semester, bedeutet Projekt- 
studium hier Herstellen des Praxisbezugs durch eine auf ganz bestimm- 
te Fragestellungen bezogene Erkundungs- und Untersuchungsarbeit, die 
sich qualitativ von den herkömmlichen Praktika unterscheidet. 
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Überlegungen zur Untersuchungsphase 


Erkundungen zielen als besondere Formen des Praxisbezugs zunächst 
auf die Beobachtung von gesellschaftlicher Wirklichkeit und nicht 
auf direktes praktisches Handeln. Sie sind Eingangstor wie auch Kon- 
kretion theoretischer Arbeit, nicht bornierte Praxis, sondern sie 
diktieren und präzisieren Fragen an die Theorie und zwar in zwei 
Richtungen: 


- bezogen auf die Berufsqualifikation: Erfahrungen ‚Kenntnisse, Re- 
flexionen werden so verarbeitet, daß sie einmal befähigen, in den 
späteren Beruf einzutreten und die an sie gestellten Forderungen zu 
erfüllen. Zum anderen sollen die eigenen Schwierigkeiten - Vorur- 
teile, Sprachbarrieren, Vermittlungsprobleme etc. - so eingebracht 
und verarbeitet werden, daß sie für kollektives und solidarisches 
Arbeiten sensibilisieren und befähigen. 


= bezogen auf die Situationsanalyse des Sozialarbeiterberufes: 
a. die Stellung und Situation der Kinder/Jugendlichen muß so proble- 
matisiert werden, daß sich aus der Analyse der Beziehung von ihrer 
derzeitigen Lage und Situation und den zu vermittelnden Qualifika- 
tionen, die sich aus ihrer Klassenlage und ihrer späteren Tätigkeit 
BeDens konkrete Schritte pädagogischer Arbeit abgeleitet werden 
nnen; 
b. die eigene Rolle als Sozialarbeiter und seine Funktionen in die- 
sem System bzw. Teilbereich müssen so problematisiert werden, daß 
sich aus Einsichten in die eigene soziale Lage als Lohnabhängiger 
Konsequenzen für eine gewerkschaftliche und emanzipative politische 
Tätigkeit ergeben. 


Erkundungen im Rahmen des Projekts bedeuten, daß wir ausgehend von 
den bisherigen Erfahrungen und den schon erarbeiteten theoretischen 
Kenntnissen zum Bereich "Öffentliche Erziehung" als ein Ausschnitt 
gesellschaftlicher Realität nun versuchen, unsere Fragestellungen 
für einen konkreten und relevanten PROBLEMBEREICH zu prazisieren 
Siehe Teil II). Wir müssen davon ausgehen, daß er unmittelbar prak- 
tische Teil des Projektstudiums auf erhebliche Widerstände der Ju- 
gendlichen und Erzieher stoßen wird. Der von uns intendierte Rollen- 
wechsel widerspricht den vorgängigen Erfahrungen, die die Jugend] i- 
Chen bisher in der Regel mit Heimerziehern und Sozialarbeitern ge- 
macht haben. Ihre Reserve und ihr potentieller Widerstand,sich auf 
enge Kooperations-Kontakte mit uns einzulassen, muß zunächst als 
sozialadäquates Verhalten betrachtet werden. 


ei Widerstände der Erzieher können von zwei Seiten antizipiert wer- 
zum einen wird es Erzieher geben, die sich mit der herrschenden 
Konzeption repressiver öffentlicher Erziehung identifizieren und 
unseren Untersuchungsansatz und die sich darin ausdrückenden alter- 
nativen Vorstellungen aus politischen Gründen ablehnen. 

zum anderen müssen Vorbehalte auch von progressiven Erziehern zu 
erwarten sein, die auf Grund früherer Erfahrungen Skepsis gegen- 
über kontinuierlicher Zusammenarbeit mit Studenten haben. 


Damit ist zugleich ein Problem bezeichnet, an dem viele Projekte mit 
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illusionären Zielen und einem kurzschlüssigen Begriff von Praxis 
zerbrochen sind. Der temporär kurzfristige Kontakt mit falschen 
Zielen kann nicht erfüllbare Hoffnungen wecken und dann häufig in 
totaler Resignation zusammenfallen. 

Unter den gegebenen strukturellen Bedingungen, die das herrschende 
System öffentlicher Erziehung und damit auch die konkrete Situation 
von Erziehern und Jugendlichen bestimmen, können praktische Strate- 
gien der Veränderung nur bei langfristiger Berufsarbeit wirksam wer- 
den und setzen kontinuierliche Kooperation mit allen Beteiligten 
voraus. 


II. "ÖFFENTLICHE ERZIEHUNG" ALS GEGENSTAND DER UNTERSUCHUNG 


Allgemeines 


Nach den administrativen Bestimmungen ist Jugendhilfe als ein allge- 
meiner übergeordneter Begriff zu verstehen. Er gliedert sich in eine 
öffentliche Jugendhilfe, die von staatlichen Organen, und eine pri- 
vate (freie Jugendhilfe), die von verschiedenen Wohlfahrtsverbänden 
geleistet wird, wobei die Abgrenzungen fließend sind,bzw. viele 
öffentliche Aufgaben von den privaten Verbänden übernommen oder an 
sie delegiert werden (Subsidaritätsprinzip/Delegationsprinzip). 


Öffentliche Jugendhilfe umfaßt die Jugendpflege (Freizeithilfe, po- 
litische Bildung, internationale Begegnung, Beratung) und die Jugend- 
fürsorge (soziale Maßnahmen bei allen Formen körperlicher, geistiger, 
seelischer und sozialer Hilfebedürftigkeit). 


Einen wesentlichen Teil der institutionellen Sozialarbeit nimmt die 
Arbeit mit "sozial auffälligen" Kindern/Jugendlichen ein. Diese 
Arbeit wird nach administrativem Verständnis zusammengefaßt unter 


dem Begriff "Öffentliche Erziehung". 


Obwohl das JWG den Oberbegriff "Öffentliche Erziehung" nicht kennt, 
finden wir ihn in einigen Ausführungsgesetzen zum JWG der Bundes- 

länder wieder. So wird er z.B. in Bremen und Schleswig-Holstein als 
Oberbegriff für Fürsorgeerziehung/freiwillige Erziehungshilfe ver- 


wandt. 


Wir wollen darunter all die Maßnahmen der Jugendbehörde fassen, die 
im wesentlichen als Reaktion auf bestimmte Gefährdungstatbestände 
der Kinder/Jugendlichen definiert werden. Das reicht also von der 
formlosen Betreuung (1969 waren davon betroffen ca. 400 000 Jugend- 
liche) über die Erziehungsbeistandschaft (1969 ca. 9 000), FE/FEH 
(1969 ca. 48 000) und die Unterbringungen von Kindern/Jugendlichen 
in Heimen im Rahmen der DEH (1969 ca. 62 000). 

Es erscheint daher gerechtfertigt, den Begriff "Öffentliche Erzie- 
hung" nicht nur auf die FE/FEH zu beziehen, da seit ein paar Jahren 
(seit der Staffelberg-Kampagne) die Praxis in den Jugendämtern ver- 
sucht, die Einweisung nach FE/FEH zu drücken. 

Auch die neueren Reformvorstellungen zielen darauf ab, die Arbeit 
im Vorfeld zu intensivieren. Die formlosen Betreuungen, Erziehungs- 
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beistandschaften, Wohngruppen und Einweisungen im Rahmen der öffent- 
lichen Erziehungshilfe nehmen zu. 

Als Gegenstand unserer Untersuchung haben wir aus dem beschriebenen 
Gesamtbereich der "Öffentlichen Erziehung" den speziellen Bereich 
der Heime abgegrenzt, in denen Jugendliche aufgrund behördlicher 
Maßnahmen kurz- oder langfristig eingewiesen sind. 


Tendenzen öffentlicher Erziehung 


Bei aller Vielfalt der Konzeptionen, bei allen experimentellen Ver- 
suchen und Modifikationen, die heute in der "Öffentlichen Heimer- 
ziehung" zu beobachten sind, lassen sich typologisch zwei Hauptten- 
denzen unterscheiden: 

1. das reine Disziplinarsystem mit totalem Strafcharakter 

2. das sozialintegrative System 


Das Disziplinarsystem entspricht dem Typus der totalen Institution , 

wie etwa dem Gefängnis oder psychiatrischen Anstalten. Goffman hat 

zur Charakterisierung drei Hauptmerkmale herausgearbeitet: 

Totale Institutionen sind: 

I. alle Aspekte des Lebens am gleichen Ort und unter einer einzigen 
Autorität vereinigt. 

2. fast alle Aktivitäten sind nur in einer definierten Gruppe von 
gleich Behandelten möglich. 

3. alle Phasen des Tages sind nach einem genauen Plan geregelt. 


Die innere Struktur dieses Heimtypus ist autoritär hierarchisch ge- 
gliedert; sie bestimmt damit nicht nur das Verhältnis des Personals 
zu den Jugendlichen und die Beziehungen der Erzieher untereinander 
bis hinauf zum Direktor, es überträgt sich auch auf die Gruppenstruk- 
tur der Jugendlichen selbst. h 

Die Funktion des Disziplinarsystems ist die totale gesellschaftliche 
Isolation, die totale individuelle Isolation und die totale örtliche 
union des Jugendlichen. (FE Heimterror und Gegenwehr Fibü 1234, 


Die praktischen Tätigkeiten der Jugendlichen haben rein ökonomischen 
Ausbeutungscharakter., Bezogen auf die sozialen und psychischen Ur- 
sachen, die zur Einweisung des Jugendlichen führten, haben Diszipli- 
narsysteme reine Verstärkereffekte. Auf psychischer Ebene produzie- 
ren sie bei dem Jugendlichen ohnmächtigen Haß und blinde Aggression. 
Auf sozialer Ebene verstärken sie, da ohne ausreichende intellektu- 
elle und berufliche Ausbildung»die sozialen Desintegrationstendenzen. 
Beides zusammen bereitet in den meisten Fällen eine kriminalisierte 
Lebensgeschichte vor. 


Das Disziplinarsystem mit Strafcharakter ist heute in der Bundesre- 
publik der dominierende Typus öffentlicher Erziehung. Allerdings ist 
es In einigen Heimen mehr, in anderen weniger oder überhaupt nicht 
von Tendenzen durchbrochen, die als die vorherrschenden Reformten- 
denzen in der öffentlichen Erziehung betrachtet werden können. Sie 
lassen Sich zusammenfassen unter dem Begriff sozialintegrativer Er- 
ziehung. In ihr gehen aufgeklärte Elemente sozialwissenschaftlicher, 
Psychologischer und pädagogischer Theorien ein. Der sich mit ihr 
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verbindende Begriff der Resozialisierung zielt darauf ab, die tra- 
ditionelle Isolation der Heimerziehung von den realen gesellschaft- 
lichen Prozessen aufzulösen und die Erziehung der Jugendlichen in den 
Heimen unter möglichst "normalen Bedingungen" zu versetzen. Die Praxis 
sozialintegrativer Erziehung schließt relativ offene Heime, vernünf- 
tige Berufsausbildung und familienanaloge Gruppenstrukturen ein. Ge- 
messen an der Wirklichkeit öffentlicher Erziehung ist die konsequente 
Realisierung dieses Modells eine seltene Ausnahme. 


Unabhängig davon ist es jedoch einer Reihe von schwerwiegenden Wider- 
Sprüchen ausgesetzt. 

Die milieutheoretisch inspirierte Übernahme der Familie als Gruppen- 
prinzip in den Heimen folgt einem gesellschaftlichen Organisations- 
modell von Primärgruppen, das selbst in einer tiefen Krise sich be- 
findet. Die Familienstrukturen sind selbst so brüchig geworden, und 
die mit dem Begriff der Familie korrespondierenden ideologischen Ge- 
halte derart konservativ, daß sie kaum als progressive Modelle der 
Heimerziehung gelten können. 

Die familienorientierte Organisationsform wird zwar am weitestgehen- 
den in Kinderheimen praktiziert, in denen der spezielle Entwicklungs- 
stand der Kinder von den Erziehern die soziale Rolle des Vaters oder 
der Mutter möglicherweise geradezu fordert. Andererseits weisen auch 
sozialpädagogische Versuche in Jugendheimen, einzelne Jugendliche 
mit ihren Erziehern und Sozialarbeitern zu kleineren, in sich relativ 
abgeschlossenen Gruppen zusammenzufassen, starke familienanaloge 
Strukturen auf. Denn mit dem Übergang vom Disziplinarsystem zum 
sozialintegrativen Erziehungsmodell wird das strikt hierarchische 
System der Heime keineswegs beseitigt. Die in letzter Instanz bei 
ihnen verbleibende Entscheidungsbefugnis zwingt auch die Erzieher 

in kleineren Gruppen in die soziale Rolle des Vaters oder der Mutter. 
Es ist zu vermuten, daß diese Rollenbildung von den Selbsteinschät- 
zungen der Erzieher, aber auch von den präformierten sozialen Erwar- 
tungen der jugendlichen Gruppenmitglieder abgestützt wird. 


Die Versuche der gewollten oder ungewollten familienanalogen Erziehung 
sind von immanenten Widersprüchen gekennzeichnet. Die in diesen 
Modellen sich ergebenden Ansprüche und Erwartungen an die Erzieher 
sind von diesen affektiv und materiell nicht zu leisten. Ihr ökonomi- 
sches Interesse an ihrem Beruf als der Grundlage ihrer materiellen 
Reproduktion steht in einem permanenten Widerspruch zu der von außen 
geforderten Bereitschaft, die Vater- oder Mutterrolle jederzeit zu 
erfüllen. Die Ideologie des pädagogischen Eros, die diesen Erziehungs- 
typus beherrscht und nach dem die Erzieher ihre eigenen Interessen 
gänzlich hinter denen des Kindes oder Jugendlichen zurückzustellen 
haben, ist gemessen an der konkreten Situation vieler Heime zwar 
barer Hohn; andererseits bestimmt sie den unbewältigtenmoralischen 
Anspruch vieler Erzieher, produziert ein permanent schlechtes Gewis- 
sen und belastet ihre emotionalen Beziehungen zu den Jugendlichen, 


Die immanente radikalisierte Konsequenz sozialintegrativer Erziehung, 
die ja ihrer Idee nach die soziale Isolation und den darin liegenden 
Strafcharakter aufgegeben hat und die Erziehung des Jugendlichen in- 
nerhalb der tagtäglichen gesellschaftlichen Bedingungen organisieren 
will, wäre die völlige Abschaffung der Heime und die Entwicklung 
differenzierter therapeutischer Erziehungsmodelle. Abgesehen davon, 
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daß bei der herrschenden Struktur der öffentlichen Haushalte die 

dafür notwendigen materiellen Mittel nicht zur Verfügung stehen, 
könnte diese innere Dynamik sozialintegrativer Erziehung ihre eigene 
Grenze werden. Die Autoren des Buchs "Gefesselte Jugend" ziehen daraus 
den Schluß: "Aber dieser Trend wird für die Mehrzahl der Heime nicht 
weiter führen, als es die Ideologie und die der Heimerziehung in der 
Klassengesellschaft objektiv zugewiesene Funktion zulassen." (S.170) 


III. ZIEL- UND AUFGABENBESTIMMUNG 


1. Allgemeines 


Aus der bisherigen theoretischen Arbeit haben sich drei wichtige Er- 
kenntnisse herauskristallisiert: 


[3 


» Ursache der Verwahrlosung und Kriminalität und damit die Gründe 
für die Heimeinweisung sind nicht in der Person der Kinder und 
Jugendlichen zu suchen. Die Entwicklung der spezifischen Verhal- 
tensweisen, die als Verwahrlosung definiert werden, sind Reaktio- 
nen auf krimogene Bedingungen, die sich aus der sozioökonomischen 


Situation der Arbeiter bzw. Schichten der Arbeiterklasse selbst 
ergeben. 


oa 


. Ziel einer Erziehung ist nicht die individuelle Emanzipation, 
sondern diese ist nur in der kollektiven Emanzipation der Lohn- 
abhängigen möglich. 

Die Arbeit in den Heimen hat die Voraussetzungen zu schaffen für 
eine Stabilisierung der Persönlichkeit, die Entwicklung eines 
Bewußtseins der sozialen Lage und die Ausbildung von Fähigkeiten 
zur produktiven Arbeit. 


Ro 


« Heime als gesellschaftliche Institution, deren historische Funk- 
tion als Disziplinierungs- und Unterdrückungsinstrument ausge- 
macht ist, versuchen nach der Krise der Heimerziehung ihr Selbst- 
verständnis und ihre Arbeitsweise neu zu überdenken, um sie den 
heutigen gesellschaftlichen Anforderungen anzupassen. Der gesell- 
Schaftliche Sanktionsapparat verändert sich in einigen Bereichen 
yom repressiven Charakter hin zu psychologischen Methoden. Jedoch 
Sind die Widersprüche zwischen Anspruch und Wirklichkeit, in dem 
die Heimerzieher stehen, nicht aufzuheben. Reformen in diesem h 
cereich finden ihre Grenzen in den Verwertungsbedingungen des Kapi- 

als. 


2; Untersuchungsgegenstand 


Ausgehend von der allgemeinsten Bestimmung wurden zwei unterschied- 
liche Untersuchungsansätze in der Gruppe diskutiert:- 


a. Heimstrukturen und Resozialisierungsstrategien... 
Der Schwerpunkt dieses Untersuchungsansatzes sollte im Heim selbst 
liegen, Heimstrukturen (organisatorisch-materielle Situation und pä- 
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dagogische Konzepte) sollten herausgearbeitet und in ihrer Bezie- 
hung und Bedeutung für die Integration der Jugendlichen in den Ar- 
beitsprozeß analysiert, sowie der Frage nachgegangen werden, wie 
sich die an den Jugendlichen gestellten Forderungen in seinem Bewußt- 
sein niederschlagen, welche Vorstellungen er über seine eigene Situa- 
tion hat und wie seine Berufs- und Lebensperspektive aussehen. 


b. Prozesse der Heimeinweisung. Rekonstruktion der Lebensgeschichte 

von Fürsorgezöglingen. 

Im Mittelpunkt einer solchen Untersuchung steht nicht das Erziehungs- 

heim, sondern die Prozesse, die zur Einweisung des Jugendlichen in 

die Heime führen. Dennoch wäre das Erziehungsheim Ausgangspunkt und 
auch Teil der Untersuchung. Vom Erziehungsheim wäre deshalb auszu- 
gehen, um überhaupt Kontakt mit bestimmten Jugendlichen zu gewinnen. 

Außerdem wäre das Verhältnis der Jugendlichen zum Heim sowie die 

Rolle der in den Heimen arbeitenden Sozialarbeiter und deren Ver- 

hältnis zur Lebenslage der Jugendlichen Teil der Untersuchung. 

Die Einweisung in das Heim ist in gewissem Sinne der Abschluß einer 

Lebensphase der Jugendlichen, in der das System der öffentlichen 

Erziehung bereits unmittelbar wirksam war. Sie ist bestimmt durch 

die spezifischen Lebensbedingungen des Jugendlichen, die Praxis der 

zuständigen Sozialarbeiter und den Reaktionen der staatlichen Behör- 
den. Dementsprechend wären drei Untersuchungslinien zu verfolgen: 

1. die Selbstinterpretationen des Jugendlichen über die einzelnen 
Phasen seiner Entwicklung, seiner gegenwärtigen Lage und die Ein- 
schätzung seiner Zukunft; 

2. die Analyse des staatlichen Aktenmaterials über den betroffenen 
Jugendlichen von den Erstkontakten bis zum Einweisungsbeschluß; 

3. die Rolle des Sozialarbeiters in dem Verhältnis von Jugendlichem 
und staatlicher Behörde; die Ziele und Widersprüche seiner sozial- 


arbeiterischen Praxis. 


Es geht bei dieser Untersuchung nicht um eine "objektive" Darstellung 
der Lebensgeschichte mehrerer Jugendlicher, sondern um eine Konfrron- 
tation der Interessen, Bedürfnisse und Hoffnungen der Jugendlichen 
mit den Interessen und Zielsetzungen staatlich bürokratischer Appara- 
te. Dieses Verhältnis, die Interessen der Jugendlichen auf der einen 
und die Interessen des Staates auf der anderen Seite, charakterisiert 
die Widersprüche in der Praxis des Sozialarbeiters. 


3. Perspektiven 


Ausgehend von unserer Einstellung, daß das Heim und die Beteiligten 
nicht einfach "Erhebungsinstrumente" sind und nicht zu Objekten de- 
gradiert werden sollen, gehen wir davon aus, daß sich Jugendliche und 
Heimerzieher in den gesamten Prozeß der Untersuchung mit einbringen, 
den Verlauf verfolgen und mit ihnen die Ergebnisse zu diskutieren 


sind. 


Am Ende dieser Erkundungsphase könnte dann nicht nur die Auswertung 
und Reflexion Ergebnisse für die Studenten zeigen, sondern sie könnte 
ebenso für die Beteiligten neue Erfahrungen möglich machen, so daß 
auf dieser Grundlage - und das wäre sehr genau zu diskutieren - 
Schlußfolgerungen für das Projektstudium an der Fachhochschule gezo- 


- 189 - 


gen und auch die weitere Zusammenarbeit und Kooperation zwischen 
fortschrittlichen Erziehern und den Studenten im Rahmen des Projekt- 
studiums geklärt werden. 


IV. PLANUNG UND DURCHFÜHRUNG DES PROJEKTS 


Allgemeines 


Die folgenden Untergliederungen des Projekts in einen theoretischen- 
methodischen-praktischen Teil sind als didaktische Schritte zu ver- 
stehen. 

Jeder Teil hat zwar in sich seinen eigenen Stellenwert, sie gehören 
Jedoch zu einem Ganzen, laufen parallel nebeneinander her, bedingen 


aber einander und bestimmen je nach Stand der Untersuchung den einen 
oder anderen Teil. 


Theoretischer Teil: 
Analyse der Heimerziehung. 
Der Gesamtüberblick ist zu ersehen aus dem Arbeitspapier "Zur Begrün- 


dung und inhaltlichen Gliederung des Kurses Analyse der Heimerzie- 
hung". 


Für die kommende Phase - Ende des WS - sind folgende Heimuntersu- 
chungsberichte nach einer noch zu entwickelnden Systematik auszuwer- 
ten: 
- Frankfurter Bericht "Zur Lage der Heimerziehung" 
- Berliner Heimbericht 
= Brosch: Fürsorgeerziehung 
Gothe/Kippe: Ausschuß a 
= Wenzel: Fürsorgeerziehungsheime in pädagogischer Kritik 


Die Systematik, nach der die vorliegende Literatur aufgearbeitet 
werden soll, wird im Plenum diskutiert. RUN 
Anschließend sollen die sich bildenden Gruppen die jeweilige Litera- 
tur selbständig erarbeiten, zum Ende des WS im Plenum vortragen, 

wo Sie diskutiert werden soll. . 5 

Für das SS 1973 ist vorgesehen, verschiedene Reformpapiere und päda- 
gogische Konzepte der Heimerziehung durchzuarbeiten, wobei aber die 
endgültige Planung dieses Semesterteiles davon abhängt, welche Fragen 


und Probleme uns durch die Praxis diktiert werden und die aufgear- 
beitet werden müssen. 


Auch in den anderen Lehrveranstaltungen, das gilt für 

= Sozialadministration 

- Sozialstaat 

- Probleme abweichenden Verhaltens und 

= Psychologie 

Sollte dann nach der abschließenden Diskussion der obigen Vorlage 
Inhalt und Gestaltung mit dem weiteren Untersuchungsverlauf abge- 
Stimmt werden. (siehe Anlage) 
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Methodischer Teil: Kontinuierliche Diskussion des Projekts 


Ein Tag in der Woche sollte der kontinuierlichen Reflexion über den 
laufenden Fortgang der Untersuchung dienen. Drei Problembereiche 
müßten dabei im Vordergrund stehen: 


1. Diskussion der praktischen Probleme der Untersuchungsarbeit. 
Dabei geht es vor allem um das Verhältnis der Studenten zu den Heim- 
erziehern und den Jugendlichen bzw. den Behörden und den Sozialar- 
beitern. Wir müssen davon ausgehen, daß die Studenten in diesen Be- 
ziehungen permanenten Verhaltensunsicherheiten ausgesetzt sein wer- 
den, die in einer kollektiven Diskussion geklärt werden müssen. Zu- 
gleich lassen sich in diesen Diskussionen exemplarisch konkrete Pro- 
bleme zukünftiger beruflicher und politischer Praxis analysieren. 


2. Reflexion der politischen und sozialen Sozialisation der Studen- 
ten. Es wird sich erweisen, daß eine Reihe von konkreten Problemen 
der Untersuchungsarbeit aus den Sozialisationsbedingungen der Studen- 
ten selbst resultieren. Um individualistischen Reaktionsbildungen 
und Lösungsversuchen vorzubeugen, müßte die Gruppe versuchen, diese 
Probleme als allgemeine zu thematisieren. 


3. Diskussion der methodischen Probleme der Untersuchungsarbeit. 
Hierbei geht es vor allem um die Entwicklung von Methoden zur Ana- 
lyse von Aktenmaterial, der Protokollierung von Diskussionen mit 
Jugendlichen und Sozialarbeitern und der Systematisierung von Beobach- 
tungen. Methodische Probleme schließen auf jeder Stufe die Diskussion 
inhaltlicher und begrifflicher Fragen der Untersuchung mit ein. 


Praktischer Teil 


Die Entwicklung des Praxiskontaktes, Gespräche mit den Heimen, die 
verschiedenen Phasen des Projekts sollen hier nur skizzenhaft auf- 
geführt werden; eine systematische Aufarbeitung und Darstellung ins- 
besondere der Fragen und Problemstellungen, die sich in den verschie- 
denen Phasen des Projekts und im Kontakt mit den Heimen ergeben, 
bleibt dem Schlußbericht vorbehalten. 


Ausgehend von der theoretischen und praktischen Prämisse, daß nicht 
der Gesamtbereich der "Öffentlichen Erziehung" in die Untersuchungs- 
arbeit einbezogen werden kann und der Projektansatz einen intensiven 
Praxisbezug notwendig macht, mußten wir uns in der Auswahl der Heime 
auf Erziehungs- und Jugendwohnheime im Stadtgebiet Frankfurt/M be- 
Schränken. 

Sachliche Kriterien der Auswahl bezogen sich auf: 

- Durchführung "Öffentliche Erziehung" 

- Struktur der Institution 

- Träger 


Nach einer Reihe von Gesprächen zwischen den Institutionen, der FHS 
und den Studenten, die dazu dienten, Informationen über die Heime 
zu bekommen, unseren Projektansatz zu verdeutlichen, den Heimen 
(Erzieher und Jugendlicher) eine breite Entscheidungsgrundlage zu 
geben und den Studenten den Einstieg in den Praxiskontakt zu er- 
leichtern, erklären sich vier Institutionen bereit, in unserem Pro- 
jekt mitzuarbeiten. 
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ZWEITER ANHANG ZUM PROJEKT HEIMERZIEHUNG 


ZUR BEGRÜNDUNG UND INHALTLICHEN GLIEDERUNG 
DES KURSES "ANALYSE DER HEIMERZIEHUNG" 


Ausgehend von der allgemeinsten Ziel-Bestimmung des Projektseminars: 

- daß am Beispiel der Fürsorgeerziehung exemplarisch der Unter- 
drückungs- und Disziplinierungszusammenhang in seiner Abhängig- 

keit zur Klassenlage der Adressaten deutlich gemacht werden soll, 
daß die Kritik an den idealistischen Theorien und Reformvorstellun- 
gen bürgerlicher Sozialarbeit ein wichtiger Bestandteil der Projekt- 
arbeit bildet, 

daß Einsichten vermittelt werden in die gesellschaftliche Funktion 
von Sozialarbeit/Sozialpädagogik, 

daß das Projekt sich auszeichnet durch einen intensiven Praxisbezug 


ergibt sich die Notwendigkeit,in diesem Kurs folgende Schwerpunkte 
zu bearbeiten, aus denen wir die weitergehenden Fragestellungen für 
die Untersuchungsarbeit gewinnen, aus denen wir Hypothesen ableiten, 
die in der Praxis dann überprüft werden müssen und die verhindern, 
daß wir borniert auf der Ebene der Erscheinungsformen stehen bleiben 
und die gesellschaftliche Bedeutung sozialpädagogischer Intervention 
und die aus dem kapitalistischen System resultierenden Widersprüche 
nicht mehr sehen: ’ : 

I Aufarbeitung der historischen Dimension der Heimerziehung 

II Krise der Heimerziehung 

III Reformansätze der bürgerlichen Erziehung h j 

IV Die Bedeutung von Alternativ-Modellen für die Heimerziehung 


I Ein Verständnis der gegenwärtigen Situation in der Heimerziehung 
Ist ohne Kenntnisse ihrer historischen Entwicklung und ihrer Abhän- 
gigkeit von der gesamtgesellschaftlichen Entwicklung nicht möglich. 
In der Aufarbeitung beschränken wir uns auf Sekundärliteratur, d.h. 
bürgerliche Geschichtsinterpretation der Heimerziehung wird vergli- 
chen mit dem materialistisch-dialektischen Ansatz. Wir erhalten da- 
durch nicht nur einen Einblick in die Ideologiebildung bürger!icher 
ädagogen, denen die Geschichte der Heimerziehung nur als ein Werk 
verklärter Pädagogen erscheint, sondern erkennen die Funktion der 


Heimerziehung im Zusammenhang mit der Entwicklung des Kapitalismus 
in Deutschland. 


(Fragen an die ZLV "Geschichte des Sozialstaates": Verelendungspro- 
blematik, Sozialstaatsfragen, Funktion von Reformen etc. - ZLV "Sozial- 
administration": Kenntnisse der sich ändernden Rechtsgrundlagen 

und der Definitionen durch die Institutionen - ZLV "Abweichendes 


Verhalten": der Begriff der Verwahrlosung in der historischen Ent- 
wicklung) 
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Literatur: 

- Gefesselte Jugend Kap. I/III 

- Wenzel, Fürsorgeheime in pädagogischer Kritik 
- Scherpner, Geschichte der Jugendfürsorge 


II Unter diesem Schwerpunkt soll die Staffelberg-Kampagne untersucht, 
sowie ein Vergleich verschiedener Heimuntersuchungsberichte vorge- 
nommen und Konzepte der Heimerziehung diskutiert werden. 

Die Staffelberg-Revolte und evtl. andere Versuche der Randgruppen- 
arbeit auf dem Erziehungssektor sollen untersucht werden unter den 
Aspekten der Kritik an der Heimerziehung und der politischen Bedeu- 
tung der Arbeit mit Randgruppen für eine sozialistische Bewegung. 
Einbezogen werden die Ergebnisse der Randgruppenkonferenz in Berlin. 


An verschiedenen Konzepten der Heimerziehung stehen zur Verfügung 
- Haus Sommerberg 

- Redi/Wineman "Pioneer House" 

- Bettelheim "Liebe allein genügt nicht" 

- Aichhorn "Verwahrloste Jugend" 


Literatur: 

- Brosch, FE-Heimterror und Gegenwehr 

- Gothe/Kippe, Ausschuß 

- Protokolle und Aufsätze der Intern.Gesellschaft für Heimerziehung 
- Untersuchungsberichte 

- 0.9. Literatur 


III Hier sollen die verschiedenen Reformvorstellungen auf ihre 


Implikate untersucht werden. i { . 
Dabei werden wir einmal den Stellenwert der Heimerziehung innerhalb 


der Reformbestrebungen auf dem Sektor der öffentlichen Erziehung 
herausarbeiten und zum anderen die Vorstellungen, die sich auf die 
formale und inhaltliche Struktur der Heime selbst beziehen. 

Dies soll uns ermöglichen, den Charakter und die Reichweite der Re- 
formen realistisch einzuschätzen und Kategorien zu erhalten, mit 
denen wir die Realität in den Heimen an ihrem eigenem Selbstverständ- 
nis überprüfen können bzw. auch feststellen können, welche Reformen 
bisher verwirklicht wurden und wie sie sich für die Jugendlichen aus- 


wirken. 


Literatur: j 
- Synopse zur Neuordnung des Jugendhilferechts 
- Bäuerle, Heimerziehung der in der BRD 

- Heimbericht des Berliner Senats 

- Empfehlungen des Heimbeirates In Hessen 

- Bayerischer Heimbericht 

- Wildbader Memorandum 

- FiCE-Berichte und o.g. Literatur 


IV: Jugendkollektive als Alternative zur öffentlichen Erziehung 
Georg von Rauch-Haus: Ein Versuch der Selbstorganisation 


G. Pabst 
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